Bundesrat Drucksache 351/19

09.08.19

AIS-FJ-FS-Fz-G-In-K-R

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Sozialen
Entschadigungsrechts

A. Problem und Ziel

Opfer einer Gewalttat mussen Leistungen schneller und zielgerichteter als bisher
erhalten. Dies ist eine wesentliche Folgerung aus den Auswirkungen des verheeren-
den Terroranschlags vom 19. Dezember 2016 auf dem Breitscheidplatz in Berlin.
Das Soziale Entschadigungsrecht (SER), das auf dem im Jahr 1950 fur die Versor-
gung der Kriegsgeschadigten, ihrer Angehdrigen und Hinterbliebenen geschaffenen
Bundesversorgungsgesetz (BVG) basiert, soll sich zuklinftig an den heutigen Bedar-
fen der Betroffenen, insbesondere Opfer von Gewalttaten einschlieBlich der Opfer
von Terrortaten, ausrichten. Auch ist der im Bereich der Gewaltopferentschadigung
verwendete Gewaltbegriff nicht mehr umfassend genug. Er lasst unbertcksichtigt,
dass nicht nur ein tatlicher Angriff, sondern auch eine psychische Gewalttat zu einer
gesundheitlichen Schadigung fihren kann.

Die Zahl der Kriegsopfer und ihrer Hinterbliebenen geht demografiebedingt sehr
stark zurtick. Absehbar ist, dass zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vierzehnten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XI1V) im Jahr 2024 voraussichtlich weniger als 36
000 Kriegsbeschadigte, deren Angehorige und Hinterbliebene Leistungen nach dem
BVG beziehen werden. Die Zahl dieser Berechtigten wird in den Folgejahren aus
Grunden der Demografie noch weiter zurtickgehen. Die Zahl der Berechtigten im
Bereich der Entschadigung von Opfern einer Gewalttat wird hingegen voraussicht-
lich tendenziell zunehmen.

Mit der Reform der Sozialen Entschadigung sollen die Entschadigungszahlungen
wesentlich erhoht werden. Mit einer verpflichtenden gesetzlichen Grundlage fur

Fristablauf: 20.09.19

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Kdin
Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0720-2946



Drucksache 351/19 -2-

Traumaambulanzen und einem niedrigschwelligen Verfahren fur die neuen Leis-
tungen der Schnellen Hilfen soll erreicht werden, dass mehr Betroffene die Leistun-
gen der Sozialen Entschadigung in Anspruch nehmen. Erstmals sollen Opfer von
psychischer Gewalt (z. B. Opfer von schwerem Stalking und von Menschenhandel)
eine Entschadigung und sogenannte Schockschadensopfer einen gesetzlichen An-
spruch auf Leistungen nach dem Sozialen Entschadigungsrecht erhalten kdnnen.
Bereits vor dem Inkrafttreten der Gesamtreform sollen die Waisenrenten und die
Bestattungskosten erhoht, die Leistungen fir Uberfiihrungen verbessert und alle
Opfer von Gewalttaten in Deutschland, unabhéngig von der Staatsangehorigkeit und
vom Aufenthaltsstatus, gleichbehandelt werden.

Das auf dem BVG als Leitgesetz fuBende System der Sozialen Entschadigung bein-
haltet ein sehr ausdifferenziertes Leistungssystem mit hoch komplexen Rechtsvor-
schriften, das bei einem kiinftig insgesamt wesentlich kleiner werdenden Personen-
kreis nicht auf Dauer vorgehalten werden kann. Das den Leistungen zu Grunde lie-
gende Recht nach dem BVG ist fur die Birgerinnen und Biirger z. T. schwer ver-
standlich und fur die Verwaltung in der Umsetzung schwer durchfihrbar.

Das neue Recht soll einen birgernahen Zugang zu den Leistungen der Sozialen Ent-
schadigung erdffnen und damit auch bekannter werden. Die anwenderfreundliche
Ausrichtung des SGB XIV soll auch bei einem aus demografischen Griinden kleiner
werdenden Berechtigtenkreis, insbesondere wegen des Rickgangs der Zahl der
Kriegsopfer, eine hohe Qualitét bei der Durchfuhrung des SER sichern.

Mit der Reform der Sozialen Entschadigung wird der einstimmig gefassten Ent-
schlieBung des Deutschen Bundestages vom 13. Dezember 2017 (Bundestagsdruck-
sache 19/234), dem Auftrag aus dem Koalitionsvertrag der Regierungsparteien vom
12. Mérz 2018 sowie dem Beschluss der 94. Konferenz der Ministerinnen und Mi-
nister, Senatorinnen und Senatoren fir Arbeit und Soziales, in dem die Lander ein-
stimmig die SER-Reform in der 19. Legislaturperiode gefordert haben, entsprochen.

B. Losung

Das Soziale Entschadigungsrecht wird in einem eigenen Buch des Sozialgesetz-
buchs (Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch - SGB XIV) geregelt. Das SGB XIV
berucksichtigt sowohl die veranderten gesellschaftlichen Entwicklungen als auch
neue wissenschaftliche Erkenntnisse und die Entwicklungen im Recht der sozialen
Sicherung. Die neuen Regelungen sind klar strukturiert, transparent und erleichtern
den L&ndern die Gesetzesausfihrung. Das SGB XIV tritt zum 1. Januar 2024 in
Kraft, sodass die Lander ausreichend Vorlaufzeit fur die Umsetzung, insbesondere
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im Bereich ihrer IT-Infrastruktur, erhalten.
Kernpunkte des Gesetzentwurfs sind:

— Das SGB X1V regelt die Entschadigung von schadigungsbedingten Bedarfen
von Opfern einer Gewalttat, von auch kiinftig noch méglichen Opfern der bei-
den Weltkriege, die eine gesundheitliche Schadigung und eine daraus resultie-
rende Schadigungsfolge beispielsweise durch nicht entdeckte Kampfmittel er-
leiden, von Personen, die durch Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableis-
tung des Zivildienstes eine gesundheitliche Schadigung erlitten haben sowie
von Personen, die durch eine Schutzimpfung oder sonstige MalRnahmen der
spezifischen Prophylaxe nach dem Infektionsschutzgesetz, eine gesundheitliche
Schédigung erlitten haben.

— Es werden anrechnungsfreie wesentlich erhéhte Entschadigungsleistungen in
Form von monatlichen Zahlungen an Geschéadigte und Hinterbliebene erbracht.
Geschédigte und Witwen oder Witwer kdnnen statt der monatlichen Entschadi-
gungszahlungen Einmalzahlungen als Abfindung wéhlen.

— Als neue Leistungen werden Schnelle Hilfen eingefuihrt. Die Schnellen Hilfen -
das sind Leistungen in Traumaambulanzen und Leistungen des Fallmanage-
ments - werden als niedrigschwellige Angebote in einem neuen Erleichterten
Verfahren zur Verfugung gestellt.

— Im Bereich der Entschadigung von Opfern einer Gewalttat wird der Gewaltbe-
griff, insbesondere in den Féllen von schwerwiegender Bedrohung und Nach-
stellung sowie von Menschenhandel, um Formen psychischer Gewalt erganzt.

— Fur die Krankenbehandlung richten sich die Leistungen in Art und Umfang
nach dem Finften Buch Sozialgesetzbuch (SGB V). Bei dariiber hinausgehen-
den schadigungsbedingten Bedarfen werden den Berechtigten weitergehende
Leistungen zur Verfligung gestellt. Einen Schwerpunkt bilden dabei Mehrleis-
tungen im Bereich psychotherapeutischer MalRnahmen, um alle Mdglichkeiten
auszuschopfen, die seelische Verfassung der Betroffenen mit der Vielfalt der
zur Verfligung stehenden Behandlungsmethoden zu verbessern.

— Der Teilhabegedanke wird deutlich gestarkt, indem Teilhabeleistungen grund-
séatzlich ohne den Einsatz von Einkommen und Vermdgen erbracht werden.

— Leistungen der Sozialen Entschadigung bei Pflegebedurftigkeit richten sich
nach Art und Umfang nach dem Vierten Kapitel des Elften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XI). Bei dariiber hinausgehenden schadigungsbedingten Bedar-
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fen werden die notwendigen und angemessenen Kosten ilbernommen,.

— Schadigungsbedingte Einkommensverluste von Geschadigten werden ausgegli-
chen.

— Die Besonderen Leistungen im Einzelfall ergédnzen die Ubrigen Leistungen der
Sozialen Entschadigung bei Hilfebedurftigkeit.

— Die Einmalzahlungen fiir durch Gewalttaten im Ausland Geschadigte werden
wesentlich erhoht.

— Personen, die bis zum 31. Dezember 2023 Leistungen nach dem BVG und den
Gesetzen, die das BVG fiir anwendbar erklaren, beziehen oder einen entspre-
chenden Antrag auf diese Leistungen gestellt haben, erhalten im Rahmen des
Besitzstandsschutzes weiterhin qualitativ hochwertige Versorgungsleistungen.

— Folgende Leistungserhéhungen und Leistungsverbesserungen werden nicht erst
mit dem Inkrafttreten des SGB XIV, sondern bereits zum 1. Juli 2018 umge-
setzt: Erhdhung der Waisenrenten sowie der zu Gibernehmenden Bestattungskos-
ten, Verbesserungen bei der Ubernahme von Uberfiihrungskosten sowie die
Gleichbehandlung inlandischer und auslandischer Opfer einer Gewalttat.

C. Alternativen

Denkbar waére, das geltende Recht der Sozialen Entschddigung im Rahmen des
BVG weiter zu entwickeln, indem einzelne Verbesserungen in das bereits hoch-
komplexe Recht eingefiigt werden. Diese Alternative entspricht jedoch nicht dem
heutigen Verstandnis des Gesetzgebers, ein burgernahes und klares Recht zu schaf-
fen, das von der Verwaltung schnell und effizient angewendet werden kann.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die finanziellen Auswirkungen des SER-Regelungsgesetzes auf die Trager der So-
zialen Entschadigung ergeben sich aus den folgenden Ubersichten:

1. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 1 - Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch -
Soziale Entschadigung - (SGB XIV) auf die Haushalte von Bund und L&ndern

Die Regelungen in Artikel 1 des Gesetzentwurfs fiihren im Bundeshaushalt zu Aus-
gaben von bis zu rund 495 Millionen Euro im Jahr 2024, die bis 2028 auf rund 367
Millionen Euro im Jahr sinken. Gegengerechnet werden missen die Minderausga-
ben, die durch die Aufhebung des bisherigen Rechts entstehen. Saldiert entstehen
fur den Bund Mehrausgaben im Vergleich zur vorherigen Rechtslage in Hohe von
rund 61 Millionen Euro im Jahr 2024, die in den folgenden Jahren sinken. 2028
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werden Minderausgaben des Bundes in Héhe von rund 68 Millionen Euro erwartet.
In den L&nderhaushalten kommt es zu Kosten von bis zu 448 Millionen Euro im
Jahr 2024, die bis 2028 auf bis zu 518 Millionen Euro steigen. Gegengerechnet
werden mussen auch hier die Minderausgaben, die durch die Aufhebung des bishe-
rigen Rechts entstehen. Saldiert entstehen fur die Lander Minderausgaben im Ver-
gleich zur vorherigen Rechtslage, im Jahr 2022 in Héhe von rund 12 Millionen Eu-
ro. Im Jahr 2028 werden Mehrausgaben von rund 1 Million Euro erwartet.

Dariiber hinaus werden geringe, nicht néher bezifferbare Mehrausgaben in anderen
Sozialsystemen entstehen, da das SGB XIV einzelne Personengruppen auf deren
Leistungen verweist. Diese werden unmittelbar, finanziell und stellenméaRig voll-
stdndig und dauerhaft im Rahmen der bestehenden Haushaltsansétze der jeweils
betroffenen Ressorts gegenfinanziert.

2024 2025 2026 2027 2028

Gesamtausgaben Bund und Lander

Bund in Millionen Euro

1.) Art. 1: SGB XIV - Inlandsfélle |10,0 15,3 21,7 28,2 34,8

Art. 1: SGB XIV - Gewalttaten
2.) . 14 2.8 4.7 6,7 8,7
im Ausland

Art. 1: SGB XIV - Leistungen

an Berechtigte mit Wohnsitz

3. _ 0,6 0,9 1,3 1,8 2,2
) oder gewohnlichem Aufenthalt

im Ausland

Art. 1: SGB XIV - Vorschriften

4.) o 483,4 |439,6 |394,7 3549 [321,0
Zu Besitzstanden

Summe Ausgaben des Bundes 4954 |458,7 4224 3915 |366,8

Lander/Gemeinden in Millionen Euro

1.) Art. 1: SGB XIV - Inlandsfélle |19,5 36,0 57,4 79,5 102,7

Art. 1: SGB X1V - Vorschriften
2.) 428,9 430,5 428,4 421,2 415,6
Zu Besitzstanden
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Summe Ausgaben der Lander 4484 |466,6 4858 [500,8 |518,3

Summe Ausgaben Bund und Lander [943,8 925,22 |908,2 8922 |885,1

Aufhebung bisherigen Rechts* -895,3 |-907,7 |-921,1 |-936,6 |[-952,4
Mehr- / Minderausgaben Bund und 485 175 129 444 673

Lander

* Bund: nach fortgeschriebener Finanzplanung, Lander: nach prognostizierten Ist-

Ausgaben

2. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 2 und Artikel 3 — Anderung des Bundes-
versorgungsgesetzes und des Opferentschédigungsgesetzes

ab Juli
2018 2019 2020 2021 2022 |2023
Gesamtausgaben in Millionen
Bund und Lander Euro
Erstattung der Kosten von
3 2,1 3,7 3,2 2,8 2,4 2,1
Uberflihrung und Bestattung
Erhéhung der Waisenrenten |5,5 10,6 10,3 9,8 9,6 9,3
Ausweitung des Berechtig-
tenktelse_s auf Personen ohr-le 31 6.6 6.9 73 76 80
gewohnlichen Aufenthalt in
Deutschland
Summe 10,8 (20,9 (20,4 19,8 19,7 19,5
davon Bund 5,3 10,2 [9,7 9,2 9,0 8,7
davon Lander 54 10,8 10,7 10,6 10,7 10,7

3. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 14 — Anderung des Gesetzes iiber den

Auswartigen Dienst
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Durch die Einbeziehung von Ereignissen nach § 13 und § 14 Vierzehntes Buch So-
zialgesetzbuch in den Anwendungsbereich von § 16 Absatz2 GAD werden dem
Bund voraussichtlich Mehrausgaben in Hohe von 10 000 Euro pro Jahr entstehen,
die aus dem Einzelplan 05 bestritten werden.

4. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 25 — Anderung des Dienstbeschidigungs-
ausgleichsgesetzes

Durch den Verweis auf die monatlichen Entschadigungszahlungen nach § 83
SGB XIV in § 2 Absatz 1 des Dienstbeschadigungsausgleichsgesetzes werden dem
Bund voraussichtlich Mehrausgaben in Héhe von rund 10 Millionen Euro pro Jahr
entstehen. Fir die Lander werden Mehrausgaben von rund 4 Millionen Euro jahr-
lich erwartet.

E. Erfullungsaufwand
E.1 Erfullungsaufwand ftr Blrgerinnen und Burger

Die betroffenen Birgerinnen und Burger werden im Saldo jahrlich um einen Sach-
aufwand von rund 2 400 Euro entlastet, beim Zeitaufwand ergibt sich eine Belas-
tung von rund 5 800 Stunden. Euro Einmaliger Umstellungsaufwand entsteht in ei-
nem Umfang von rund 1 900 Euro und Zeitaufwand von rund 26 100 Stunden.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft entsteht einmaliger Erfillungsaufwand in Ho6he von rund
48 200 Euro. Jahrliche Entlastungen entstehen in Héhe von rund 75 000 Euro. Im
Sinne der ,One in one out‘-Regel der Bundesregierung stellt die jahrliche Entlas-
tung beim Erfillungsaufwand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein
,OUT* von rund 75 000 Euro dar.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten
Samtliche Vorgaben umfassen Informationspflichten der Wirtschaft.
E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur die Verwaltung der Lander entsteht ein zusatzlicher jahrlicher Erfiillungsauf-
wand von rund 4,4 Millionen Euro und fir die Verwaltung des Bundes ein zuséatzli-
cher jahrlicher Erfillungsaufwand von rund 1,5 Millionen Euro. Zudem entsteht ein
einmaliger Erfullungsaufwand fiir Personalkosten und Sachaufwand von
9,4 Millionen Euro fur die Verwaltung der Lander und von rund 455 400 Euro flr
die Verwaltung des Bundes.
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F. Weitere Kosten

Durch das Gesetz entstehen fir die Wirtschaft, insbesondere fur mittelstandische
Unternehmen, keine weiteren Kosten.

Durch die Leistungsverbesserungen wird das verfiigbare Einkommen der betroffe-
nen Haushalte und dadurch mdglicherweise deren Konsumnachfrage erhoht. Auf
Grund der im Verhaltnis zur Gesamtbevolkerung geringen Zahl der Leistungsbezie-
her sind jedoch keine Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, zu erwarten.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Sozialen
Entschadigungsrechts

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 9. August 2019
Die Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprésidenten
Daniel Gunther

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Gbersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der
Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts
mit Begriindung und Vorblatt.
Federfuhrend ist das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales.
Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemaR § 6 Absatz 1 NKRG

ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen GriRen
Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 20.09.19
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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungs-

rechts

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-

sen:

Artikel 1

Artikel 2

Artikel 3

Artikel 4

Artikel 5

Artikel 6

Artikel 7

Artikel 8

Artikel 9

Artikel 10

Artikel 11

Artikel 12

Artikel 13

Artikel 14

Artikel 15

Artikel 16

Artikel 17

Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21

Inhaltstibersicht
Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch - Soziale Entschadigung - (SGB XIV)
Anderung des Bundesversorgungsgesetzes
Anderung des Opferentschadigungsgesetzes
Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes
Anderung des UnterstiitzungsabschluRgesetzes
Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes
Anderung des Zivildienstgesetzes
Anderung des Gesetzes zu dem Zusatzvertrag vom 7. Februar 1969 zur
Durchfuhrung und Erganzung des Vertrags vom 7. Mai 1963 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich tber Kriegsopfer-
versorgung und Beschaftigung Schwerbeschadigter
Anderung des Haftlingshilfegesetzes

Anderung des Bundesentschadigungsgesetzes

Anderung der Dritten Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesentschadi-
gungsgesetzes

Anderung des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes
Anderung des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes
Anderung des Gesetzes iiber den Auswartigen Dienst
Anderung der StrafprozeRordnung

Anderung des Sozialgerichtsgesetzes

Anderung des Gesetzes iiber Kosten der Gerichtsvollzieher
Anderung des Berlinférderungsgesetzes

Anderung des Einkommensteuergesetzes

Anderung des Umsatzsteuergesetzes

Anderung des Lastenausgleichsgesetzes
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Artikel 22

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 25

Artikel 26

Artikel 27

Artikel 28

Artikel 29

Artikel 30

Artikel 31

Artikel 32

Artikel 33

Artikel 34

Artikel 35

Artikel 36

Artikel 37

Artikel 38

Artikel 39

Artikel 40

Artikel 41

Artikel 42

Artikel 43

Artikel 44

Artikel 45

Artikel 46

Artikel 47

Artikel 48

Artikel 49

Artikel 50

Anderung des Altersteilzeitgesetzes
Anderung des Zweiten Gesetzes uber die Krankenversicherung der Landwirte

Anderung des Gesetzes zur Forderung der Einstellung der landwirtschaftli-
chen Erwerbstatigkeit

Anderung des Dienstbeschadigungsausgleichsgesetzes
Anderung der Versorgungsmedizin-Verordnung
Anderung der Versorgungsmedizin-Verordnung zum Jahr 2022
Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch
Anderung der Risikostruktur-Ausgleichsverordnung
Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch
Anderung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch
Anderung der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung
Anderung der Schwerbehindertenausweisverordnung
Anderung des Beamtenversorgungsgesetzes
Anderung der Sonderurlaubsverordnung

Anderung der Bundesbeihilfeverordnung

Anderung des Infektionsschutzgesetzes

Anderung des Jugendfreiwilligendienstegesetzes
Anderung des Anti-D-Hilfegesetzes

Anderung des Conterganstiftungsgesetzes

Anderung des Bundesfreiwilligendienstgesetzes



Artikel 51

Artikel 52

Artikel 53

Artikel 54

Artikel 55

Artikel 56

Artikel 57

Artikel 58

Artikel 59
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Anderung des Bundesausbildungsférderungsgesetzes

Anderung der Verordnung zur Bezeichnung der als Einkommen geltenden
sonstigen Einnahmen nach § 21 Abs. 3 Nr. 4 des Bundesausbildungsforde-
rungsgesetzes

Anderung der Verordnung uiber die orthopadische Versorgung Unfallverletzter
Anderung des Gesetzes liber die Alterssicherung der Landwirte

Anderung des Wohngeldgesetzes

Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung

Anderung weiterer Vorschriften

Aufhebung bisherigen Rechts

Inkrafttreten

Artikel 1

Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch - Soziale Entschadigung -

(SGB XIV)

Inhaltstibersicht

Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften

§1 Aufgabe und Anwendungsbereich der Sozialen Entschadigung

§2 Berechtigte der Sozialen Entschadigung

§3 Leistungen der Sozialen Entschadigung

Kapitel 2

Anspruch auf Leistungen der Sozialen Entschadigung

Abschnitt 1
Allgemeine Voraussetzungen

§4 Anspruch auf Leistungen fur Geschadigte

§5 Grad der Schadigungsfolgen, Verordnungserméchtigung

§6 Anspruch auf Leistungen fur Angehérige, Hinterbliebene und Nahestehende
§7 Anspruch auf Leistungen fir Auslanderinnen und Auslénder

§8 Konkurrenz von Anspriichen

§9 Ausschluss der Pfandbarkeit von Anspriichen

8§10  Antragserfordernis
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§11 Beginn der Leistungserbringung, Kostenregelung fir die erste Inanspruchnahme Schneller Hilfen
§12 Ubernahme der Aufwendungen fiir Doimetscherinnen und Dolmetscher sowie Ubersetzerinnen und Ubersetzer

Abschnitt 2

Entschadigungstatbestande

Unterabschnitt 1
Gewalttaten
§13 Opfer von Gewalttaten
8§14 Gleichstellungen
§15 Anspruch auf Leistungen bei Gewalttaten im Ausland
§16 Ausschluss von Anspriichen und Leistungen
§17  Versagung von Leistungen
§18 Anspriche bei Gebrauch eines Kraftfahrzeugs
§19 Ausschluss von Anspriichen und Leistungen fur Angehdrige, Hinterbliebene und Nahestehende, Konkurrenzen
§20 Versagung von Leistungen fir Angehérige, Hinterbliebene und Nahestehende
Unterabschnitt 2
Kriegsauswirkungen beider Weltkriege
§21 Opfer von Kriegsauswirkungen beider Weltkriege
§ 22 Versagung, Entziehung und Minderung der Leistung

Unterabschnitt 3

Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableistung des Zivildienstes

§23 Geschadigte durch Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableistung des Zivildienstes

Unterabschnitt 4

Schutzimpfungen oder andere MalRnahmen der spezifischen Prophylaxe

§24 Geschadigte durch Schutzimpfungen oder andere MafRnahmen der spezifischen Prophylaxe

Kapitel 3
Leistungsgrundsatze
§ 25 Voraussetzungen
§ 26 Leistungsformen
§ 27 Vorrang von Leistungen zur Teilhabe

§28 Verhéltnis zu Leistungen anderer Trager



§29

§30

§31

§32

§33

§34

§35

§36

§37

§38

§39

§40

§41

§42

§43

§ 44

§45

§46

8§ 47
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Kapitel 4
Schnelle Hilfen

Abschnitt 1

Leistungen der Schnellen Hilfen

Leistungen und Leistungsart

Abschnitt 2

Fallmanagement

Leistungen des Fallmanagements

Abschnitt 3
Traumaambulanz
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Kapitel 1

Allgemeine Vorschriften

§1
Aufgabe und Anwendungsbereich der Sozialen Entschadigung

(1) Die Soziale Entschadigung unterstitzt Menschen, die durch ein schadigendes
Ereignis, fur das die staatliche Gemeinschaft eine besondere Verantwortung tragt, eine
gesundheitliche Schadigung erlitten haben, bei der Bewéltigung der dadurch entstande-
nen Folgen.

(2) Schadigende Ereignisse sind:
1. Gewalttaten nach Kapitel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 1,

2. Kriegsauswirkungen beider Weltkriege nach Kapitel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2
sowie

3. Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableistung des Zivildienstes nach Kapi-
tel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 3, die eine gesundheitliche Schéadigung verursacht
haben sowie

4. Schutzimpfungen oder andere MalRnahmen der spezifischen Prophylaxe nach Kapi-
tel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 4,

die eine gesundheitliche Schadigung verursacht haben.

(3) Das schadigende Ereignis kann ein zeitlich begrenztes, ein wiederkehrendes o-
der ein Uber langere Zeit einwirkendes Ereignis sein.

§2
Berechtigte der Sozialen Entschadigung

(1) Berechtigte sind Geschadigte sowie deren Angehdrige, Hinterbliebene und Na-
hestehende.

(2) Geschadigte sind Personen, die durch ein schadigendes Ereignis nach diesem
Buch unmittelbar eine gesundheitliche Schadigung erlitten haben.

(3) Angehdrige sind Ehegatten sowie Kinder und Eltern von Geschadigten. Als Kin-
der gelten auch in den Haushalt Geschadigter aufgenommene Stiefkinder sowie Pflege-
kinder im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Bundeskindergeldgesetzes.

(4) Hinterbliebene sind
1. Witwen, Witwer und Waisen sowie

2. Betreuungsunterhaltsberechtigte

einer an den Folgen einer Schadigung verstorbenen Person. Als Waisen gelten auch in
den Haushalt der an den Folgen einer Schadigung verstorbenen Person aufgenommene
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Stiefkinder sowie Pflegekinder im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Bundes-
kindergeldgesetzes.

(5) Nahestehende sind Geschwister sowie Personen, die mit Geschadigten eine Le-

bensgemeinschaft fuhren, die der Ehe dhnlich ist.

10.

11.

12.

§3
Leistungen der Sozialen Entschadigung
Die Soziale Entschadigung umfasst:

Leistungen des Fallmanagements und Leistungen in einer Traumaambulanz als
Schnelle Hilfen nach Kapitel 4,

die Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung nach Kapitel 5,
Leistungen zur Teilhabe nach Kapitel 6,

Leistungen bei Pflegebedurftigkeit nach Kapitel 7,

Leistungen bei Blindheit nach Kapitel 8,

Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9,

den Berufsschadensausgleich nach Kapitel 10,

Besondere Leistungen im Einzelfall nach Kapitel 11,

Leistungen bei Uberfiihrung und Bestattung nach Kapitel 12,

den Ausgleich in Hartefallen nach Kapitel 13,

Leistungen bei Wohnsitz oder gewothnlichem Aufenthalt im Ausland nach Kapitel 14
sowie

Leistungen nach den Vorschriften zu Besitzstanden nach Kapitel 23.
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Kapitel 2

Anspruch auf Leistungen der Sozialen Entschadigung

Abschnitt 1

Allgemeine Voraussetzungen

§4
Anspruch auf Leistungen fur Geschadigte

(1) Geschadigte haben Anspruch auf Leistungen der Sozialen Entschadigung wegen
der anerkannten gesundheitlichen und der wirtschaftlichen Folgen einer gesundheitlichen
Schéadigung, die ursachlich auf ein schadigendes Ereignis zuriickzufuhren ist. Das Vorlie-
gen der in Satz 1 genannten Anspruchsvoraussetzungen ist auf Antrag festzustellen.

(2) Ein Anspruch entsprechend Absatz 1 besteht auch bei gesundheitlichen Schadi-
gungen, die

1. herbeigefuhrt worden sind durch einen Unfall von Geschadigten

a) auf einem Hin- oder Rickweg, der notwendig ist, um Leistungen nach diesem
Buch in Anspruch zu nehmen,

b) bei Inanspruchnahme der ihnen nach diesem Buch zustehenden Leistungen oder

c) bei der unverziglichen Erstattung einer Strafanzeige oder auf dem Hin- oder
Ruckweg hiervon,

2. eine Person bei einem Unfall im Sinne von Nummer 1 bei der notwendigen Beglei-
tung einer geschadigten Person erleidet.

(3) Ein Anspruch entsprechend Absatz 1 besteht auch bei Beschadigung oder Ver-
lust eines im oder am Koérper getragenen Hilfsmittels.

(4) Zur Anerkennung einer Gesundheitsstdérung als Schadigungsfolge gentgt die
Wahrscheinlichkeit des ursachlichen Zusammenhangs. Sie ist gegeben, wenn nach dem
aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft mehr fir als gegen einen ursachlichen
Zusammenhang spricht.

(5) Bei psychischen Gesundheitsstérungen wird die Wahrscheinlichkeit des ursachli-
chen Zusammenhangs im Einzelfall vermutet, wenn diejenigen medizinischen Tatsachen
vorliegen, die nach den Erfahrungen der medizinischen Wissenschaft geeignet sind, einen
Ursachenzusammenhang zwischen einem nach Art und Schwere geeigneten schadigen-
den Ereignis und der gesundheitlichen Schadigung und der Schadigungsfolge zu begrin-
den und diese Vermutung nicht durch einen anderen Kausalverlauf widerlegt wird.

(6) Wenn die zur Anerkennung einer Gesundheitsstorung als Schadigungsfolge er-
forderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, weil Uber die Ursache der
Gesundheitsstorung in der medizinischen Wissenschaft Ungewissheit besteht, kann mit
Zustimmung des Bundesministeriums flir Arbeit und Soziales die Gesundheitsstérung als
Schadigungsfolge anerkannt werden. In den Fallen nach Kapitel 2 Abschnitt 2 Unterab-
schnitt 4 tritt an die Stelle der Zustimmung des Bundesministeriums fur Arbeit und Sozia-
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les die Zustimmung der zustdndigen obersten Landesbehdrde. Die Zustimmung kann
allgemein erteilt werden.

§5
Grad der Schadigungsfolgen, Verordnungserméchtigung

(1) Der Grad der Schadigungsfolgen ist nach den allgemeinen Auswirkungen der
korperlichen, seelischen, geistigen oder Sinnesbeeintrachtigungen, die durch die als
Schadigungsfolge anerkannten Gesundheitsstérungen bedingt sind, in allen Lebensberei-
chen zu beurteilen. Er ist nach Zehnergraden von zehn bis 100 zu bemessen. Ein bis zu
funf Grad geringerer Grad der Schadigungsfolgen wird vom hdéheren Zehnergrad mit um-
fasst. Voriibergehende Gesundheitsstdrungen sind nicht zu berticksichtigen. Als vorlber-
gehend gilt ein Zeitraum von bis zu sechs Monaten. Bei geschadigten Kindern und Ju-
gendlichen ist der Grad der Schadigungsfolgen nach dem Grad zu bemessen, der sich bei
Erwachsenen mit gleicher Gesundheitsstérung ergibt. Soweit sich die Beeintrachtigung fur
Kinder gravierender auswirkt als flr Erwachsene, ist der Grad der Schadigungsfolgen
nach der individuellen Beeintrachtigung fur das Kind zu beurteilen.

(2) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. die Grundsatze aufzustellen, die fir die Bewertung des Grades der Schadigungsfol-
gen im Sinne des Absatzes 1 maf3gebend sind,

2. die Grundsatze aufzustellen, die fir die Anerkennung einer Gesundheitsstérung als
Schadigungsfolge nach § 4 Absatz 4 und 6 maRRgebend sind sowie

3. das Verfahren fur die Aufstellung und Fortentwicklung der in Nummer 1 und 2 ge-
nannten Grundséatze zu regein.

8§86
Anspruch auf Leistungen flr Angehorige, Hinterbliebene und Nahestehende
(1) Angehorige, Hinterbliebene und Nahestehende erhalten Schnelle Hilfen nach
MalRgabe der Vorschriften des Kapitels 4 sowie besondere psychotherapeutische Leis-
tungen nach § 43 Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 43 Absatz 4.
(2) Hinterbliebene erhalten dartber hinaus Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
nach 8§63 Absatz3, Entschadigungszahlungen an Hinterbliebene nach Kapi-

tel 9 Abschnitt 2, Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 Absatz 1 Satz 2 und die
Leistung zur Férderung einer Ausbildung nach § 94.

87
Anspruch auf Leistungen fur Auslanderinnen und Auslander

Auslénderinnen und Auslénder haben dieselben Anspriiche wie Deutsche.
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§8
Konkurrenz von Anspriichen

(1) Berechtigte haben wegen eines schadigenden Ereignisses nach diesem Buch
gegen den Bund oder die Lander nur die auf diesem Buch beruhenden Anspriiche. Je-
doch finden die Vorschriften der beamtenrechtlichen Unfallfirsorge in der jeweils gelten-
den Fassung Anwendung.

(2) Treffen Anspriiche aus mehreren schadigenden Ereignissen nach § 1 Absatz 3
zusammen, so ist ein einheitlicher Grad der Schadigungsfolgen festzusetzen. Dies gilt
auch, wenn Anspriche aus diesem Gesetz mit Anspriichen aus anderen Gesetzen, die
eine entsprechende Anwendung dieses Gesetzes vorsehen, zusammentreffen.

(3) Anspriiche nach dem Siebten Buch, nach dem Soldatenversorgungsgesetz oder
nach der beamtenrechtlichen Unfallfirsorge gehen den Ansprichen nach diesem Buch
vor, soweit beide Anspriiche auf derselben Ursache beruhen. Der Anspruch auf Leistun-
gen nach diesem Buch ruht in H6he der Versorgung aus der gesetzlichen Unfallversiche-
rung oder nach dem Soldatenversorgungsgesetz und in Hohe des Unterschiedsbetrags
zwischen einer Versorgung nach allgemeinen beamtenrechtlichen Bestimmungen und
aus der beamtenrechtlichen Unfallfirsorge, soweit beide Anspriiche auf derselben Ursa-
che beruhen.

§9
Ausschluss der Pfandbarkeit von Ansprichen

Anspriiche auf Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9 und die Geldleistung nach
§ 144 konnen nicht gepfandet werden.

§10
Antragserfordernis

(1) Leistungen der Sozialen Entschadigung werden auf Antrag erbracht, soweit die-
ses Buch nichts Abweichendes regelt.

(2) Von Amts wegen werden Besondere Leistungen im Einzelfall nach Kapitel 11 er-
bracht. Hiervon ausgenommen ist die Leistung nach § 94.

(3) Von Amts wegen kdnnen erbracht werden:

1. Leistungen der Krankenbehandlung nach Kapitel 5,
2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 63,
3. Leistungen zur Teilhabe an Bildung nach 8§ 65 und
4. Leistungen zur Sozialen Teilhabe nach § 66.

(4) Sind Geschadigte gesetzlich krankenversichert, gelten Antrage auf Leistungen
nach Kapitel 5 zugleich als Antrage auf die entsprechenden Leistungen ihrer Krankenkas-
se, Antrage auf Leistungen ihrer Krankenkasse zugleich als Antrage auf die entsprechen-
den Leistungen nach Kapitel 5.



-17 - Drucksache 351/19

(5) Fur Leistungen der Traumaambulanz gentgt es, wenn unverziglich nach der
zweiten Sitzung ein Antrag gestellt wird. Bei Kontaktaufnahme des Fallmanagements mit
maoglicherweise berechtigten Personen genigt es, wenn nach der Kontaktaufnahme ein
Antrag gestellt wird.

(6) Der Antrag auf Leistungen der Sozialen Entschadigung als Opfer einer Gewalttat
nach Abschnitt 2 Unterabschnitt 1 kann auch gestellt werden Uber eine Unterstitzungs-
behdrde eines anderen Mitgliedsstaates der Européischen Union im Sinne des Artikels 3
Absatz 1 der Richtlinie 2004/80/EG des Rates vom 29. April 2004 zur Entschadigung der
Opfer von Straftaten (ABI. L 261 vom 6.8.2004, S. 15).

§11

Beginn der Leistungserbringung, Kostenregelung fir die erste Inanspruchnahme
Schneller Hilfen

(1) Leistungen, die auf Antrag erbracht werden, sind ab dem Monat zu erbringen, in
dem die Voraussetzungen fiir die Inanspruchnahme vorliegen, friilhestens ab dem Monat,
in dem der Antrag auf diese Leistungen gestellt wird.

(2) Abweichend von Absatz 1 sind fur Zeitraume vor der Antragstellung Leistungen
zu erbringen, wenn der Antrag innerhalb eines Jahres nach dem schadigenden Ereignis
gestellt war. War die anspruchsberechtigte Person ohne ihr Verschulden an der Antrag-
stellung verhindert, so verlangert sich diese Frist um den Zeitraum der Verhinderung.

(3) Leistungen, die von Amts wegen erbracht werden, sind friilhestens ab dem Monat
zu erbringen, in dem der zustéandigen Behédrde die der Leistung zugrundeliegenden Tat-
sachen bekannt geworden sind.

(4) Leistungen der Schnellen Hilfen werden fir Zeitraume vor der Antragstellung
nicht erbracht. Dies gilt nicht flr die Inanspruchnahme der ersten beiden Sitzungen in der
Traumaambulanz sowie die Kontaktaufnahme des Fallmanagements mit mdglicherweise
berechtigten Personen.

(5) Die Kosten flr die ersten beiden Sitzungen in der Traumaambulanz sowie die
erste Kontaktaufnahme durch das Fallmanagement werden auch dann getragen, wenn
Anspriche nach diesem Buch nicht bestehen, auch nicht im Erleichterten Verfahren nach
§ 115.

§12

Ubernahme der Aufwendungen fur Dolmetscherinnen und Dolmetscher sowie
Ubersetzerinnen und Ubersetzer

(1) Bei der Ausfihrung von Leistungen nach diesem Buch und im Verwaltungsver-
fahren werden notwendige Aufwendungen fur Dolmetscherinnen und Dolmetscher sowie
Ubersetzerinnen und Ubersetzer von dem Trager der Sozialen Entschadigung getragen,
wenn eine berechtigte oder antragstellende Person ihren gewohnlichen Aufenthalt seit
weniger als funf Jahren im Geltungsbereich dieses Buches hat.

(2) Hat eine antragstellende oder berechtigte Person ihren gewohnlichen Aufenthalt
im Ausland, werden notwendige Aufwendungen fir Ubersetzerinnen und Ubersetzer bei
der Antragstellung nach diesem Buch von dem Tréger der Sozialen Entschadigung getra-
gen.
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Abschnitt 2

Entschéadigungstatbestande

Unterabschnitt 1

Gewalttaten

§13
Opfer von Gewalttaten

(1) Als Opfer einer Gewalttat erhalt bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 4 Ab-

satz 1 Leistungen der Sozialen Entschadigung, wer im Inland oder auf einem deutschen
Schiff oder in einem deutschen Luftfahrzeug eine gesundheitliche Schadigung erlitten hat
durch

1.

einen vorsatzlichen, rechtswidrigen, unmittelbar gegen ihre oder seine Person gerich-
teten tatlichen Angriff (kdrperliche Gewalttat) oder durch dessen rechtmafige Abwehr
oder

ein sonstiges vorsatzliches, rechtswidriges, unmittelbar gegen die freie Willensent-
scheidung einer Person gerichtetes schwerwiegendes Verhalten (psychische Gewalt-
tat).

(2) Ein Verhalten im Sinne von Absatz 1 Nummer 2 ist in der Regel schwerwiegend,

wenn es den Tatbestand des Menschenhandels (88 232 bis 233a des Strafgesetzbuchs),
der Nachstellung (8 238 Absatz 2 und 3 des Strafgesetzbuchs), der Geiselnahme (8§ 239b
des Strafgesetzbuchs) oder der rauberischen Erpressung (8 255 des Strafgesetzbuchs)
erfillt oder von mindestens vergleichbarer Schwere ist.

§14
Gleichstellungen
(1) Einer Gewalttat stehen gleich:
die vorsatzliche Beibringung von Gift,

das Fehlgehen der Gewalttat, so dass sie eine andere Person trifft als die Person,
gegen die sie gerichtet war,

ein Angriff in der irrtimlichen Annahme des Vorliegens eines Rechtfertigungsgrun-
des,

die wenigstens fahrlassige Herbeiflihrung einer Gefahr fiir Leib und Leben eines an-
deren durch ein mit gemeingefahrlichen Mitteln begangenes Verbrechen,

die erhebliche Vernachlassigung von Kindern und

die Herstellung, Verbreitung und Offentliche Zuganglichmachung von Kinderporno-
grafie nach § 184b Absatz 1 Nummern 1, 3 und 4 des Strafgesetzbuchs.
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(2) Den Opfern von Gewalttaten stehen Personen gleich, die in Folge des Miterle-
bens der Tat oder des Auffindens des Opfers eine gesundheitliche Schadigung erlitten
haben. Den Opfern von Gewalttaten stehen weiterhin Personen gleich, die durch die
Uberbringung der Nachricht vom Tode oder der schwerwiegenden Verletzung des Opfers
eine gesundheitliche Schadigung erlitten haben, wenn zwischen diesen Personen und
dem Opfer im Sinne des § 13 oder des Absatzes 1 eine enge emotionale Beziehung be-
steht. Eine solche Beziehung besteht in der Regel mit Angehdérigen und Nahestehenden.

§15
Anspruch auf Leistungen bei Gewalttaten im Ausland
Personen, die durch ein schadigendes Ereignis nach den 88 13 und 14 im Ausland
eine gesundheitliche Schadigung erleiden, erhalten wegen der gesundheitlichen und wirt-

schaftlichen Folgen auf Antrag Leistungen nach Maf3gabe des § 102, wenn sie

1. ihren gewdhnlichen und rechtmafigen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Geset-
zes haben und

2. sich zum Tatzeitpunkt fir einen voribergehenden Zeitraum von langstens sechs Mo-
naten auf3erhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes aufgehalten haben.

8§16
Ausschluss von Ansprichen und Leistungen

(1) Von Anspriichen nach diesem Buch ist ausgeschlossen, wer das schadigende
Ereignis in vorwerfbarer Weise verursacht hat.

(2) Leistungen sind so zu erbringen, dass sie nicht der Person wirtschaftlich zugute-
kommen, die das schadigende Ereignis verursacht hat.

8§17
Versagung von Leistungen
(1) Leistungen sind zu versagen, wenn es aus in dem eigenen Verhalten der Antrag-
stellerin oder des Antragstellers liegenden Grinden unbillig wéare, Leistungen der Sozialen
Entschadigung zu erbringen.
(2) Leistungen kdnnen ganz oder teilweise versagt werden, wenn Geschadigte es

unterlassen haben, das ihnen Mogliche und Zumutbare zur Aufklarung des Sachverhalts
und zur Verfolgung der Taterin oder des Taters beizutragen.

8§18
Anspriche bei Gebrauch eines Kraftfahrzeugs

Wird eine Gewalttat im Sinne des 8§ 13 durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs o-
der eines Anhangers veriibt, werden Leistungen nach diesem Buch erbracht.
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§19

Ausschluss von Ansprichen und Leistungen fir Angehérige, Hinterbliebene und
Nahestehende, Konkurrenzen

(1) Angehdrige, Hinterbliebene und Nahestehende sind von Anspriichen nach die-
sem Buch ausgeschlossen, wenn die Voraussetzungen des § 16 in der eigenen Person
oder in der Person der oder des Geschadigten vorliegen.

(2) 8§ 18 gilt entsprechend.

§20
Versagung von Leistungen fiir Angehdrige, Hinterbliebene und Nahestehende

(1) Leistungen fur Angehérige, Hinterbliebene und Nahestehende sind zu versagen,
wenn die Voraussetzungen des § 17 Absatz 1 in der eigenen Person oder in der Person
der oder des Geschadigten vorliegen.

(2) Leistungen fir Angehorige, Hinterbliebene und Nahestehende kénnen ganz oder
teilweise versagt werden, wenn die Voraussetzungen des 8§ 17 Absatz 2 in der eigenen
Person oder in der Person der oder des Geschadigten vorliegen.

Unterabschnitt 2

Kriegsauswirkungen beider Weltkriege

§21
Opfer von Kriegsauswirkungen beider Weltkriege

Wer im Inland durch Auswirkungen kriegerischer Vorgange im Zusammenhang mit
einem der beiden Weltkriege, die einen kriegseigentiimlichen Gefahrenbereich hinterlas-
sen haben, eine gesundheitliche Schadigung erlitten hat, erhalt bei Vorliegen der Voraus-
setzungen nach § 4 Absatz 1 Leistungen der Sozialen Entschadigung.

§22
Versagung, Entziehung und Minderung der Leistung

(1) Leistungen der Sozialen Entschadigung sind zu versagen, wenn Geschadigte
wahrend der Herrschaft des Nationalsozialismus gegen die Grundsatze der Menschlich-
keit oder Rechtsstaatlichkeit verstol3en haben. Anhaltspunkte, die eine besonders intensi-
ve Uberprufung erforderlich machen, ob Geschadigte durch ihr individuelles Verhalten
gegen Grundsatze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoRen haben, kénnen
sich inshesondere aus einer freiwilligen Mitgliedschaft in der SS ergeben.

(2) Leistungen sind mit Wirkung fir die Zukunft ganz oder teilweise zu entziehen,
wenn ein Versagungsgrund im Sinne des Absatzes 1 vorliegt und das Vertrauen der Ge-
schadigten auf eine fortwdhrende Erbringung der Leistungen im Einzelfall auch ange-
sichts der Schwere der begangenen Verstof3e nicht tberwiegend schutzbedurftig ist.
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(3) Soweit in den Fallen des Absatzes 2 die sofortige Entziehung oder Minderung
der Leistungen zu unbilligen Harten flhrt, soll die Entziehung oder Minderung nach einer
angemessenen Ubergangsfrist erfolgen.

(4) Die Absétze 1 bis 3 gelten entsprechend fiir Leistungen aus Anspriichen, die sich
von Geschadigten im Sinne von Absatz 1 ableiten.

Unterabschnitt 3

Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableistung des Zivildienstes

§23

Geschadigte durch Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableistung des Zivil-
dienstes

(1) Wer im Zusammenhang mit der Ableistung eines Zivildienstes eine gesundheitli-
che Schadigung durch eine Téatigkeit, einen Unfall, einen Angriff auf seine Person oder in
sonstiger Weise erlitten hat (Zivildienstgeschadigter), erhalt bei Vorliegen der Vorausset-
zungen nach § 4 Absatz 1 Leistungen der Sozialen Entschadigung.

(2) Ein Zusammenhang mit der Ableistung des Zivildienstes besteht auch bei ge-
sundheitlichen Schadigungen, die herbeigefiihrt worden sind

1. auf dem unmittelbaren Weg von und zu der Dienststelle,

2. auf dem unmittelbaren Hin- oder Rickweg bei Antritt und Beendigung des Zivildiens-
tes,

3. auf einem vom unmittelbaren Weg abweichenden Weg, um

a) ein Kind, das mit dem Dienstleistenden in einem Haushalt lebt, wegen des Zivil-
dienstes fremder Obhut anzuvertrauen oder

b) mit anderen Dienstleistenden oder Berufstatigen oder in der gesetzlichen Unfall-
versicherung versicherten Personen gemeinsam ein Fahrzeug zu benutzen,

4. auf dem Weg von und nach der standigen Familienwohnung, wenn der Dienstleisten-
de wegen der Entfernung seiner Familienwohnung vom Dienstort oder wegen der
Pflicht zum Wohnen in einer dienstlichen Unterkunft am Dienstort oder in dessen Na-
he eine Unterkunft hat.

(3) Ein Zusammenhang mit der Ableistung des Zivildienstes besteht auch bei ge-
sundheitlichen Schadigungen, die im Zusammenhang mit der Behandlung oder dem Be-
zug von Leistungen fur eine Zivildienstschadigung herbeigefihrt worden sind.
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Unterabschnitt 4

Schutzimpfungen oder andere MalRnahmen der spezifischen Prophylaxe

§24

Geschadigte durch Schutzimpfungen oder andere MalRhahmen der spezifischen
Prophylaxe

Wer durch eine Schutzimpfung nach 8 2 Nummer 9 des Infektionsschutzgesetzes
oder durch eine andere Malinahme der spezifischen Prophylaxe nach § 2 Nummer 10
des Infektionsschutzgesetzes,

1. die von einer zustandigen Landesbehdrde nach § 20 Absatz 3 des Infektionsschutz-
gesetzes offentlich empfohlen und in ihrem Bereich vorgenommen wurde,

2. die im Inland vorgenommen wurde und auf die Versicherte nach § 20i des Finften
Buches einen gesetzlichen Anspruch haben, das gilt auch, wenn die betroffene Per-
son nicht zum versicherten Personenkreis des Flnften Buches gehort,

3. die von Gesundheitsdmtern nach § 20 Absatz 5 des Infektionsschutzgesetzes unent-
geltlich durchgefuhrt wurde oder

4. die auf Grund einer Rechtsverordnung nach 8§ 20 Absatz 6 oder 7 des Infektions-
schutzgesetzes angeordnet wurde oder sonst auf Grund eines Gesetzes vorge-
schrieben war,

eine gesundheitliche Schadigung erlitten hat, die Gber das Ubliche Ausmal} einer Reaktion

auf eine Schutzimpfung oder andere Mal3nahme der spezifischen Prophylaxe hinausgeht,

erhalt bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 4 Absatz 1 Leistungen der Sozialen Ent-

schadigung. Dies gilt auch, wenn die Schutzimpfung mit vermehrungsfahigen Erregern
durchgefihrt und eine andere als die geimpfte Person geschéadigt wurde.

Kapitel 3

Leistungsgrundsétze

§25
Voraussetzungen

Leistungen der Sozialen Entschadigung werden fir schadigungsbedingte Bedarfe er-
bracht.

§ 26
Leistungsformen

(1) Leistungen der Sozialen Entschadigung werden erbracht in Form von Dienstleis-
tungen, Sachleistungen und Geldleistungen.
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(2) Geldleistungen werden erbracht als Einmalzahlung oder als laufende Zahlungen.

(3) Auf Antrag werden bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 29 des Neunten
Buches durch ein Persoénliches Budget folgende Leistungen erbracht:

1. Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung nach Kapitel 5,

2. Leistungen zur Teilhabe nach Kapitel 6,

w

Leistungen bei Pflegebedurftigkeit nach Kapitel 7 sowie

B

Leistungen zur Weiterfiihrung des Haushalts nach § 95.

8 27
Vorrang von Leistungen zur Teilhabe
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben, die

erfolgversprechend und zumutbar sind, haben Vorrang vor dem Berufsschadensausgleich
nach Kapitel 10. Im Ubrigen gelten die Regelungen des 8 9 des Neunten Buches.

8§28
Verhéltnis zu Leistungen anderer Trager

(1) Die Leistungen nach diesem Buch wegen eines schadigenden Ereignisses nach
§ 1 Absatz 2 gehen Leistungen anderer Tréger, insbesondere anderer Sozialleistungstra-
ger vor, die sich gegen andere richten, insbesondere gegen Trager anderer Sozialleistun-
gen.

(2) Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9 und die Einmalzahlungen nach 8§ 102
Absatz 4 und 5 werden nicht als Einkommen oder Vermdgen auf andere Sozialleistungen
oder auf Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz angerechnet.

(3) Leistungsanspriiche aus privaten Sicherungs- oder Versorgungssystemen sind
auf Leistungen nach diesem Buch nicht anzurechnen.

(4) Die Absétze 1 bis 3 gelten, soweit dieses Buch nichts Abweichendes bestimmt.
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Kapitel 4

Schnelle Hilfen

Abschnitt 1

Leistungen der Schnellen Hilfen

§29
Leistungen und Leistungsart

(1) Die Leistungen der Schnellen Hilfen umfassen Leistungen des Fallmanagements
und Leistungen in einer Traumaambulanz.

(2) Die Leistungen der Schnellen Hilfen stellen eine Leistung eigener Art dar.

Abschnitt 2

Fallmanagement

§30
Leistungen des Fallmanagements

(1) Das Fallmanagement ist die aktivierende und koordinierende Begleitung der Be-
rechtigten durch das Antrags- und Leistungsverfahren.

(2) Leistungen des Fallmanagements werden mit Einwilligung der Berechtigten er-
bracht, die auch die erforderlichen Datenerhebungen erfasst. Die Einwilligung ist schrift-
lich zu dokumentieren.

(3) Berechtigte kdnnen ein Fallmanagement erhalten.

(4) Geschadigte sollen ein Fallmanagement erhalten, wenn

1. das schadigende Ereignis eine Straftat gegen das Leben oder gegen die sexuelle
Selbstbestimmung war oder

2. sie bei Eintritt des schadigenden Ereignisses minderjahrig waren.
(5) Das Fallmanagement umfasst insbesondere:

1. die Ermittlung des méglichen Hilfebedarfs, der durch das schadigende Ereignis unter
Berlicksichtigung der besonderen Umstande des Einzelfalls entstanden ist,

2. den Hinweis auf die in Betracht kommenden Sozialleistungen,
3. die Begleitung der Berechtigten mit dem Ziel des Erhalts zligiger und aufeinander

abgestimmter Leistungen, soweit Berechtigte Anspriiche gegen andere Trager von
Sozialleistungen nach den Kapiteln 5, 6, 7 und 11 haben oder haben kdnnten,
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4. die Unterstitzung bei der Antragstellung, die Aufklarung Gber die Einleitung und den
Ablauf des Verfahrens in der Sozialen Entschadigung, sowie
5. die Begleitung des Verfahrens in der Sozialen Entschadigung.

(6) Das Fallmanagement kann die Kontaktaufnahme mit mdglicherweise berechtig-
ten Personen umfassen.

(7) Soweit eine Bedarfsermittlung und ein Teilhabeplanverfahren nach den Kapi-
teln 2 bis 4 des Neunten Buches durchzufiihren sind, werden Leistungen des Fallmana-
gements ergénzend erbracht.

Abschnitt 3

Traumaambulanz

§31
Leistungen in einer Traumaambulanz

(1) In einer Traumaambulanz wird psychotherapeutische Intervention erbracht, um
den Eintritt einer psychischen Gesundheitsstérung oder deren Chronifizierung zu verhin-
dern.

(2) Psychotherapeutische Intervention wird nur in Traumaambulanzen erbracht, mit
denen die Trager der Sozialen Entschadigung eine Vereinbarung nach § 37 geschlossen
haben.

§32
Psychotherapeutische Frihintervention

(1) Geschadigte sollen psychotherapeutische Frihintervention in einer Traumaam-
bulanz erhalten, wenn die erste Sitzung innerhalb von zwolf Monaten nach dem schadi-
genden Ereignis oder nach Kenntnisnahme hiervon erfolgt.

(2) Angehdrige, Hinterbliebene und Nahestehende sollen psychotherapeutische
Frahintervention in einer Traumaambulanz erhalten, wenn die erste Sitzung innerhalb von
zwolf Monaten erfolgt, nachdem sie von dem schadigenden Ereignis Kenntnis erlangt
haben.

833
Psychotherapeutische Intervention in anderen Fallen

Geschadigte sowie Angehotrige, Hinterbliebene und Nahestehende sollen psychothe-
rapeutische Intervention in einer Traumaambulanz erhalten, wenn ein mehr als zwolf Mo-
nate zuriickliegendes schadigendes Ereignis zu einer akuten psychischen Belastung ge-
fuhrt hat und die erste Sitzung innerhalb von zwo6lf Monaten nach Auftreten der akuten
Belastung erfolgt.
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§34
Leistungsvoraussetzungen und Leistungsumfang

(1) Geschadigte sowie Angehdrige, Hinterbliebene und Nahestehende haben An-
spruch auf insgesamt bis zu 15 Sitzungen in der Traumaambulanz nach MalRRgabe der
folgenden Absétze, sofern die Voraussetzungen nach § 32 oder § 33 vorliegen.

(2) Die ersten funf Sitzungen dienen insbesondere der Abklarung der psychothera-
peutischen Behandlungsbediirftigkeit, der Durchftihrung der Diagnostik und der erforderli-
chen Akutmaf3nahmen. Sie kdnnen in Anspruch genommen werden, auch wenn noch
keine Entscheidung im Erleichterten Verfahren nach § 115 ergangen ist.

(3) Geschadigte sowie Angehdrige, Hinterbliebene und Nahestehende haben An-
spruch auf bis zu zehn weitere Sitzungen, wenn diese erforderlich sind und ein Anspruch
auf Leistungen der Traumaambulanz festgestellt wurde. Der Anspruch auf bis zu zehn
weitere Sitzungen besteht auch dann, wenn die zustandige Behdrde keine Entscheidung
getroffen hat, obwohl ihr der Antrag vorlag und die Traumaambulanz die dringende Be-
handlungsbediirftigkeit sowie die geplante Durchfiihrung der weiteren Sitzungen vorab
angezeigt hat.

8§35
Weiterer Bedarf nach Betreuung in der Traumaambulanz

(1) Besteht bei Personen, die die Betreuung in der Traumaambulanz in Anspruch
nehmen, auch nach dieser Betreuung weiterer psychotherapeutischer Behandlungsbe-
darf, so verweist der Trager der Sozialen Entschadigung sie auf die Angebote auf3erhalb
der Traumaambulanz.

(2) Die Traumaambulanz ist verpflichtet, der zustandigen Behorde den weiteren Be-
darf spatestens nach der flnften Sitzung mitzuteilen. Die nach Landesrecht zustandigen
Behdrden legen in den nach § 39 zu schlieRenden Vereinbarungen die Konsequenzen
eines VerstoRes gegen die Informationspflicht aus Satz 1 fest.

8§ 36
Fahrkosten

(1) Ubernommen werden die erforderlichen Fahrkosten zur nachstgelegenen
Traumaambulanz. Gleiches gilt fur die erforderlichen Fahrkosten einer notwendigen Be-
gleitperson sowie flr Kinder, deren Mithahme erforderlich ist, weil ihre Betreuung nicht
sichergestellt ist. Ubernommen werden auch die notwendigen Betreuungskosten fiur zu
pflegende oder zu betreuende Familienangehdrige sowohl fiir die Berechtigten als auch
fur die notwendigen Begleitpersonen fir Kinder und Jugendliche.

(2) Die Fahrkosten werden in Hohe des Betrages zu Grunde gelegt, der bei der Be-
forderung in der niedrigsten Klasse des zweckmalfiigsten offentlichen Verkehrsmittels zu
zahlen ist. Bei der Beforderung in einem anderen Verkehrsmittel wird ein Betrag in Hohe
der Wegstreckenentschadigung nach 8 5 Absatz 1 Satz 2 des Bundesreisekostengeset-
zes zu Grunde gelegt.
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§ 37
Vereinbarungen mit Traumaambulanzen

(1) Die nach Landesrecht zustandigen Behérden schlieRen Vereinbarungen mit
Traumaambulanzen, die die Voraussetzungen nach diesem Abschnitt erfillen. Am
...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens] bestehende Vereinbarungen bleiben hiervon fur die
Dauer ihrer Laufzeit unberihrt.

(2) Die Vereinbarung muss die wesentlichen Anforderungen an die Traumaambulanz
sowie die wesentlichen Leistungsmerkmale festlegen. In der Vereinbarung muss sich die
Traumaambulanz verpflichten, nach 8§ 32 und § 33 berechtigte Personen im Rahmen des
vereinbarten Leistungsangebotes psychotherapeutisch zu betreuen. Darliber hinaus ent-
halt die Vereinbarung als Mindestinhalt Regelungen tGber
1. den psychotherapeutisch zu betreuenden Personenkreis,

2. Artund Ziel der Leistung,

3. die Anforderungen an die personelle Ausstattung und an die Qualifikation des Perso-
nals,

4. die im Zusammenhang mit der Leistungserbringung bestehenden Pflichten der
Traumaambulanz,

5. den Datenschutz sowie

6. die Vergltung der von der Traumaambulanz erbrachten Leistungen.

§ 38
Verordnungsermachtigung
Das Néahere zu den Vereinbarungen nach § 37 regelt eine vom Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassende Rechtsverord-
nung. Mindestinhalt der Verordnung sind Bestimmungen
1. zur Qualifikation des Personals der Traumaambulanz, das die Sitzungen durchfihrt,

2. zur Dauer der einzelnen Sitzung,

3. zur Erreichbarkeit der Traumaambulanz und zum Zeitraum, in welchem die Betroffe-
nen einen Termin dort erhalten missen,

4. zu den Dokumentationspflichten,

5. zum Abrechnungsverfahren einschlielich der sich daraus ergebenden Dateniiber-
mittlungswege

6. zur Schweigepflichtentbindung und

7. zur Vertraulichkeit.



Drucksache 351/19 -28 -

Abschnitt 4

Kooperationsvereinbarungen

§ 39
Kooperationsvereinbarungen fir Beratungs- und Begleitangebote
Die Trager der Sozialen Entschadigung kénnen Kooperationsvereinbarungen mit Or-
ganisationen schlieRen, die eine umfassende qualitatsgesicherte Beratung und Begleitung
der Berechtigten sicherstellen. Dabei bertcksichtigen sie Angebote, die sich an Angehori-

ge besonders schutzbedurftiger Personengruppen richten. Sie kénnen diesen Organisati-
onen Sach- und Geldmittel zur Verfugung stellen.

§ 40
Verordnungserméachtigung
Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, durch Rechtsverord-
nung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die qualitativen Anforderungen an

Kooperationsvereinbarungen zu regeln. Mindestinhalte der Verordnung sind:

1. die Anforderungen an die Qualifikation der Organisationen, mit denen Kooperations-
vereinbarungen geschlossen werden kénnen, sowie

2. die Anforderungen an die Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Orga-
nisation nach Nummer 1.

Kapitel 5

Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung

Abschnitt 1

Leistungen und Nachweispflicht

§41
Anspruch auf Leistungen der Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung

(1) Geschadigte haben fur anerkannte Schadigungsfolgen Anspruch auf Leistungen
der Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung nach den Vorschriften dieses Kapi-
tels.

(2) Ist eine Gesundheitsstérung im Sinne einer Verschlimmerung als Folge einer
Schédigung anerkannt, besteht abweichend von Absatz 1 Anspruch auf Leistungen der
Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung fur die gesamte Gesundheitsstdrung.
Dies qilt nicht, wenn die als Folge einer Schadigung anerkannte Gesundheitsstérung auf
den Zustand, der Leistungen der Krankenbehandlung erfordert, ohne Einfluss ist.
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§42
Krankenbehandlung
(1) Geschadigte erhalten fur anerkannte Schadigungsfolgen

1. Leistungen der Krankenbehandlung entsprechend dem Dritten Kapitel, Funfter Ab-
schnitt Erster Titel und Siebter Abschnitt des Fiinften Buches und

2. weitere Leistungen der Krankenbehandlung in den Leistungsbereichen nach Num-
mer 1 entsprechend der jeweiligen Satzung der nach § 57 Absatz 2 oder Absatz 3
zustandigen Krankenkasse.

Dabei gelten die Grundsatze der Leistungserbringung des Rechts der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung.

(2) Geschadigte mit einem Grad der Schadigungsfolgen von 50 oder hdher kénnen
fur Nichtschadigungsfolgen Leistungen der Krankenbehandlung entsprechend den Vor-
schriften des Flnften Buches erhalten, wenn sie keine anderweitige Absicherung im
Krankheitsfall haben oder diese auf Grund der Schadigungsfolgen nicht mehr unterhalten
konnen und das Versagen von Leistungen der Krankenbehandlung eine unbillige Harte
bedeuten wirde.

(3) Angehdrige nach 8§ 2 Absatz 3 und Nahestehende nach § 2 Absatz 5 von Ge-
schadigten, die einen Grad der Schadigungsfolgen von 50 oder héher haben, kdnnen
Leistungen der Krankenbehandlung entsprechend den Vorschriften des Funften Buches
erhalten, wenn sie keine anderweitige Absicherung im Krankheitsfall haben oder diese auf
Grund der Schadigungsfolgen nicht mehr unterhalten kdnnen und das Versagen von Leis-
tungen der Krankenbehandlung eine unbillige Harte bedeuten wirde.

(4) Hinterbliebene nach § 2 Absatz 4 kénnen Leistungen der Krankenbehandlung
entsprechend den Vorschriften des Flnften Buches erhalten, wenn sie keine anderweitige
Absicherung im Krankheitsfall haben oder diese auf Grund der Schéadigungsfolgen nicht
mehr unterhalten kénnen und das Versagen von Leistungen der Krankenbehandlung eine
unbillige Harte bedeuten wirde.

(5) Absatz 1 gilt, soweit dieses Buch nichts Abweichendes bestimmt.

§ 43
Erganzende Leistungen der Krankenbehandlung

(1) Geschadigte erhalten fur anerkannte Schadigungsfolgen auf Antrag Uber die
Leistungen der Krankenbehandlung nach § 42 hinaus ergédnzende Leistungen, wenn die-
se unter Bertcksichtigung der Art und Schwere des Einzelfalls und der besonderen Be-
darfe der oder des Geschadigten notwendig sind. Die Krankenkassen sollen der zustan-
digen Verwaltungsbehorde Félle mitteilen, in denen die Erbringung einer erganzenden
Leistung der Krankenbehandlung durch die zustandige Verwaltungsbehdrde angezeigt ist.

(2) Erganzende Leistungen sind inshesondere
1. besondere psychotherapeutische Leistungen, die

a) Uber die nach dem Leistungskatalog des Finften Buches anerkannten Behand-
lungsverfahren hinausgehen,
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b) die zulassigen Hochstgrenzen der maximalen Stundenzahl fur das jeweilige Ver-
fahren und die Behandlungsfrequenz je Woche Uberschreiten oder

c) von psychotherapeutisch tatigen Arztinnen und Arzten oder Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten, die nicht an der vertragsarztlichen Versorgung teil-
nehmen, oder von Heilpraktikerinnen und Heilpraktikern, die eine Qualifizierung
im Bereich der Psychotherapie nachweisen, erbracht werden,

2. besondere zahnarztliche, implantologische, kieferchirurgische und kieferorthopadi-
sche Leistungen sowie Mehrleistungen fur Zahnersatz,

3. besondere heilpadagogische Leistungen nach Vollendung des 18. Lebensjahres,

4. besondere verschreibungspflichtige Arzneimittel oder besondere nicht verschrei-
bungspflichtige apothekenpflichtige Arzneimittel,

5. besondere uber die allgemeinen Krankenhausleistungen hinausgehende arztliche
und nichtarztliche Leistungen im Rahmen einer stationaren Behandlung.

(3) Kosten firr in Absatz 2 Nummer 2 genannte Leistungen, die in Umfang, Material
oder Ausfihrung Uber das schadigungsbedingt Notwendige hinausgehen, sind von den
Geschadigten selbst zu tragen.

(4) Angehorige, Hinterbliebene und Nahestehende erhalten auf Antrag besondere
psychotherapeutische Leistungen nach Absatz 2 Nummer 1, wenn diese Leistungen

1. zum Ausgleich von psychischen Beeintrachtigungen erforderlich sind, die mittelbar
auf das schadigende Ereignis zuriickzufiihren sind,

2. im Rahmen der individuellen Absicherung im Krankheitsfall nicht oder nicht in ausrei-
chendem Mal3e erbracht werden und

3. zur Erreichung oder Sicherung des Behandlungserfolges notwendig sind.

8§44
Sachleistungsprinzip, Kostenbeteiligung

(1) Leistungen der Krankenbehandlung werden als Sachleistungen erbracht, soweit
sich aus diesem Buch, dem Finften Buch oder dem Neunten Buch nichts Abweichendes
ergibt.

(2) Geschadigte erhalten Sachleistungen ohne Beteiligung an den Kosten.

§ 45
Nachweispflicht

Berechtigte haben gegeniiber Arzten und anderen Leistungserbringern nachzuwei-
sen, dass sie berechtigt sind, Leistungen der Krankenbehandlung der Sozialen Entscha-
digung in Anspruch zu nehmen. Fir die Nachweispflicht gilt § 15 Absatz 2 bis 6 des Funf-
ten Buches entsprechend. Berechtigte, die Uber keine elektronische Gesundheitskarte
nach § 291 des Flnften Buches verfligen, erhalten von der nach 8§ 57 Absatz 3 oder 4
zustandigen Krankenkasse eine mit der elektronischen Gesundheitskarte technisch kom-
patible Karte.
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§ 46
Versorgung mit Hilfsmitteln

(1) Geschadigte erhalten fur anerkannte Schadigungsfolgen die in § 31 Absatz 1 des
Siebten Buches genannten Hilfsmittel. Zahnersatz gilt nicht als Hilfsmittel.

(2) Art und Umfang der Hilfsmittel richten sich nach

1. der Rechtsverordnung nach 8 31 Absatz 2 des Siebten Buches in der jeweils gelten-
den Fassung und

2. den gemeinsamen Richtlinien der Verbande der Unfallversicherungstrager Uber die
Hilfsmittelversorgung im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung nach 8§ 31 Ab-
satz 2 Satz 2 des Siebten Buches.

Dabei gelten die Grundsétze der Leistungserbringung des Rechts der Gesetzlichen Un-
fallversicherung.

§ 47
Krankengeld der Sozialen Entschadigung

(1) Geschadigte erhalten bei einer durch eine anerkannte Schadigungsfolge verur-
sachten Arbeitsunféhigkeit oder bei einer wegen einer anerkannten Schadigungsfolge
erforderlichen stationaren Behandlung Krankengeld der Sozialen Entschadigung entspre-
chend den Regelungen zum Krankengeld des Funften Buches nach Maligabe der Abséat-
ze 2 bis 9.

(2) Krankengeld der Sozialen Entschadigung erhalten auch

1. hauptberuflich selbstandige Erwerbstatige, die keine Wabhlerklarung nach § 44 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 des Funften Buches abgegeben haben,

2. Beschaftigte, die keine Wahlerklarung nach § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Satz 1
des Finften Buches abgegeben haben und

3. geringfligig Beschéftigte, deren Beschéftigung keine Versicherungspflicht nach § 5
Absatz 1 des Finften Buches begriindet sowie Familienversicherte nach § 10 des
FUnften Buches.

(3) Als arbeitsunfahig im Sinne des § 44 Absatz 1 des Flnften Buches sind auch
Geschadigte anzusehen, die ohne arbeitsunféhig zu sein, wegen einer Malinahme der
Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung keine ganztagige Erwerbstatigkeit ausi-
ben kdnnen.

(4) Das Krankengeld der Sozialen Entschadigung betragt 80 Prozent des Regelent-
gelts, darf jedoch das entgangene regelmafige Nettoarbeitsentgelt nicht tibersteigen. Das
Regelentgelt wird bis zur Hohe der jeweils geltenden Leistungsbhemessungsgrenze be-
ricksichtigt. Leistungsbemessungsgrenze ist der 360. Teil der jahrlichen Beitragshemes-
sungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung.

(5) Fur die nach dem Kunstlersozialversicherungsgesetz Versicherten sowie fr Ver-
sicherte, die eine Wabhlerklarung nach § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Finften Bu-
ches abgegeben haben, entsteht der Anspruch auf Krankengeld der Sozialen Entschadi-
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gung zu den in § 46 Satz 1 des FiUnften Buches geregelten Zeiten. § 46 Satz 2 bis 4 des
Funften Buches findet keine Anwendung,

(6) Fur Versicherte, die eine Wahlerklarung nach § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3
des Finften Buches abgegeben haben, ruht der Anspruch auf Krankengeld der Sozialen
Entschadigung abweichend von § 49 Absatz 1 Nummer 7 des Finften Buches in den ers-
ten sechs Wochen der Arbeitsunféhigkeit nicht.

(7) Das Krankengeld der Sozialen Entschadigung endet nicht vor dem Ende einer
stationdren Behandlung.

(8) Das Krankengeld der Sozialen Entschadigung ist bis zum Beginn von Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben oder einer weiteren medizinischen Mafllhahme weiter zu
zahlen, wenn die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben oder eine weitere medizini-
sche MalRnahme

1. nach Abschluss der Krankenbehandlung erforderlich sind und

2. aus Grinden, die die Geschadigten nicht zu vertreten haben, nicht unmittelbar an-
schlieRend durchgefiihrt werden kénnen.

Satz 1 gilt nur, wenn Geschadigte arbeitsunfahig sind und ihnen kein Anspruch auf Kran-
kengeld nach dem Fiinften Buch zusteht oder ihnen nach Wiedererlangung der Arbeitsfa-
higkeit keine zumutbare Beschaftigung vermittelt werden kann.

(9) Ein wegen anerkannter Schadigungsfolgen erkranktes Kind, das dadurch bedingt
der Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege bedarf, hat flr den betreuenden Elternteil
Anspruch auf Krankengeld der Sozialen Entschadigung. Es gilt § 45 des Fiinften Buches
entsprechend mit der MaRgabe, dass das Krankengeld der Sozialen Entschéadigung

1. abweichend von § 45 Absatz 2 Satz 3 des Flnften Buches 100 Prozent des ausgefal-
lenen Nettoarbeitsentgeltes des betreuenden Elternteils betragt, aber den 360. Teil
der jahrlichen Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung nicht
Ubersteigen darf,

2. abweichend von § 45 Absatz 2 Satz 4 des Funften Buches 80 Prozent des erzielten
regelmafigen Arbeitseinkommens des betreuenden Elternteils bis zum 360. Teil der
jahrlichen Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung betragt
und

3. sichin Fallen des § 45 Absatz 4 des Flnften Buches nach Absatz 4 berechnet.

§ 48
Beihilfe bei erheblicher Beeintrachtigung der Erwerbsgrundlage

(1) Fuhrt eine notwendige ambulante oder stationdre Behandlung einer anerkannten
Schadigungsfolge zu einer erheblichen Beeintrachtigung der Erwerbsgrundlage der oder
des Geschadigten, so kann ihr oder ihm eine Beihilfe gezahlt werden.

(2) Eine Beihilfe kann einer oder einem Geschadigten auch gezahlt werden, wenn in-
folge bestehender, unabwendbarer finanzieller Verpflichtungen die Einkiinfte einschliel3-
lich des Krankengeldes der Sozialen Entschadigung nicht ausreichen, den notwendigen
Lebensunterhalt zu bestreiten. Sie ist ausgeschlossen, wenn die finanziellen Belastungen
auf einer Verpflichtung beruhen, durch die die Grundséatze wirtschaftlicher Lebensfiihrung
verletzt worden sind.
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(3) Die Beihilfe ist in angemessener Héhe zu zahlen. Sie soll pro Tag den 720. Tell
der jahrlichen Bezugsgrof3e nach § 18 Absatz 1 des Vierten Buches nicht tGibersteigen.

(4) Die Beihilfe endet spatestens mit dem Wegfall des Krankengeldes der Sozialen
Entschadigung. Wird kein Krankengeld der Sozialen Entschadigung geleistet, weil Ge-
schadigte kein Einkommen erzielt haben, so endet die Beihilfe spatestens mit dem Zeit-
punkt, zu dem, sofern Einkommen erzielt worden wére, das Krankengeld der Sozialen
Entschadigung weggefallen ware.

849
Zuschusse bei Zahnersatz

Anstelle der Versorgung mit Zahnersatz kbnnen Geschéadigte fur die Beschaffung ei-
nes Zahnersatzes wegen anerkannter Schadigungsfolgen einen Zuschuss in angemesse-
ner Hohe erhalten, wenn

1. sie wegen eines nicht schadigungsbedingten weiteren Zahnverlustes einen erweiter-
ten Zahnersatz anfertigen lassen und

2. es sich bei dem erweiterten Zahnersatz um eine nicht teilbare Leistung handelt.

§ 50
Erstattung von Kosten bei selbst beschaffter Krankenbehandlung

(1) Entstehen Geschadigten Kosten fur eine selbstbeschaffte notwendige Behand-
lung von Schadigungsfolgen, bevor ihr Anspruch auf Leistungen der Sozialen Entschadi-
gung anerkannt worden ist, so werden ihnen diese Kosten in angemessenem Umfang
erstattet. Dies gilt auch, wenn nach Abschluss der Krankenbehandlung keine Gesund-
heitsstorung mehr vorliegt. Als angemessen gelten die Kosten, die bei der Inanspruch-
nahme der Sachleistung angefallen waren.

(2) Entstehen Geschadigten Kosten fir die selbstbeschaffte notwendige Behandlung
von Schadigungsfolgen in dem Zeitraum, fiir den sie nach § 11 Absatz 2 Leistungen er-
halten kénnen, bevor sie ihren Anspruch auf Leistungen der Sozialen Entschadigung gel-
tend gemacht haben, so werden ihnen diese Kosten in der entstandenen Héhe erstattet.
Dies gilt auch, wenn die Geschadigten durch Umstande, die aul3erhalb ihres Willens la-
gen, daran gehindert waren, diesen Anspruch vor Beginn der Behandlung geltend zu ma-
chen.

(3) Entstehen Geschadigten Kosten fiir eine selbstbeschaffte notwendige Behand-
lung von Schéadigungsfolgen, nachdem ihr Anspruch auf Leistungen der Sozialen Ent-
schadigung anerkannt worden ist, so werden ihnen diese Kosten in der entstandenen
Hohe erstattet, wenn die MaRnahme

1. unaufschiebbar war und nicht rechtzeitig von der zustandigen Krankenkasse, der zu-
standigen Unfallkasse des Landes oder der zustandigen Verwaltungsbehérde er-
bracht werden konnte oder

2. die zustandige Krankenkasse, die zustandige Unfallkasse des Landes oder die zu-
standige Verwaltungsbehérde die Leistung zu Unrecht abgelehnt hat.

(4) Die Kosten fur selbstbeschaffte Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach
dem Neunten Buch werden nach § 18 des Neunten Buches erstattet.
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(5) Werden Geschéadigten die Kosten nach Absatz 1, 2, 3 oder 4 erstattet, so haben
sie unter den Voraussetzungen des 8§ 47 Anspruch auf Krankengeld der Sozialen Ent-
schadigung.

§51

Erstattung von Kosten fur Krankenbehandlung bei voribergehendem Auslandsauf-
enthalt

(1) Geschadigten werden bei einem voribergehenden Aufenthalt im Ausland die
Kosten der notwendigen Krankenbehandlung anerkannter Schadigungsfolgen erstattet.
Der Anspruch auf Erstattung besteht bis zur Héhe der Vergitung, die die Krankenkassen
bei Erbringung als Sachleistung im Inland zu tragen hétten.

(2) Abweichend von Absatz 1 kénnen die Kosten bis zur Héhe der tatséchlich ent-
standenen Kosten erstattet werden, wenn

1. eine dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entspre-
chende Behandlung nicht im Inland mdglich ist oder

2. ein unaufschiebbarer Behandlungsbedarf bestand.

(3) Bei einer Erstattung der Kosten nach Absatz 1 oder 2 kénnen auch weitere im
Zusammenhang mit der Krankenbehandlung anfallende notwendige Kosten fiir Gescha-
digte und furr eine erforderliche Begleitperson ganz oder teilweise erstattet werden.

(4) Werden Geschadigten Kosten nach Absatz 1 oder 2 erstattet, so haben sie bei
Vorliegen der Voraussetzungen des § 47 Anspruch auf Krankengeld der Sozialen Ent-
schadigung.

(5) Geschadigte kdnnen stationare Krankenhausleistungen im Ausland in Anspruch
nehmen, wenn zuvor die zustandige Verwaltungsbehérde zugestimmt hat. Die Zustim-
mung darf nur versagt werden, wenn die gleiche Behandlung oder eine Behandlung, die
fur Geschadigte ebenso wirksam ist und dem allgemein anerkannten Stand der medizini-
schen Erkenntnisse entspricht, rechtzeitig bei einem Vertragspartner der zustandigen
Krankenkasse im Inland erlangt werden kann. War die stationdre Krankenhausbehand-
lung im Ausland unaufschiebbar, so darf den Geschadigten das Fehlen der vorherigen
Zustimmung nicht entgegengehalten werden, soweit und solange sie daran gehindert wa-
ren, die Zustimmung einzuholen.

§52

Beitrage zur Arbeitsfoérderung, zur gesetzlichen Rentenversicherung und zur Al-
terssicherung

(1) Fur Geschadigte werden fir die Zeit, in der sie Krankengeld der Sozialen Ent-
schadigung erhalten, folgende Beitrage entrichtet:

1. Beitrage zur Arbeitsforderung und
2. Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung.

(2) Geschadigten, die nicht rentenversicherungspflichtig sind oder von der Renten-
versicherungspflicht befreit sind, werden auf Antrag fur die Zeit, in der sie Krankengeld



-35- Drucksache 351/19

der Sozialen Entschadigung erhalten, die Aufwendungen fur die Alterssicherung erstattet.
Aufwendungen fur die Alterssicherung sind insbesondere

1. freiwillige Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung,

2. Beitrdge zu offentlich-rechtlichen berufsstandischen Versicherungs- und Versor-
gungseinrichtungen sowie

3. Beitrage zu offentlichen oder privaten Versicherungsunternehmen auf Grund von Le-
bensversicherungsvertragen, die der Alterssicherung dienen.

Die Erstattung erfolgt bis zur Hohe der Beitrage, die zur gesetzlichen Rentenversicherung
fur die Zeit des Bezugs von Krankengeld der Sozialen Entschadigung zu entrichten wa-
ren, wenn die Geschadigten rentenversicherungspflichtig waren.

(3) In Fallen des 8§ 47 Absatz 9 werden

1. abweichend von Absatz 1 die Beitrage fur den Elternteil entrichtet, fir den das ge-
schadigte Kind Anspruch auf Krankengeld der Sozialen Entschadigung hat oder

2. abweichend von Absatz 2 dem nicht rentenversicherungspflichtigen oder von der
Rentenversicherungspflicht befreiten Elternteil, fir den das geschéadigte Kind An-
spruch auf Krankengeld der Sozialen Entschadigung hat, die Aufwendungen fur die
Alterssicherung erstattet.

8 53
Reisekosten

(1) Berechtigte haben Anspruch auf Ubernahme von Fahrkosten und anderen Rei-
sekosten, die im Zusammenhang mit einer Leistung der Krankenbehandlung entstehen.
Den Berechtigten werden fir sich, eine notwendige Begleitung sowie fir Kinder, deren
Mitnahme erforderlich ist, weil ihre anderweitige Betreuung nicht sichergestellt ist, die
notwendigen Reisekosten einschlielllich des Gepacktransports sowie der Kosten flr Ver-
pflegung und Unterkunft in angemessenem Umfang ersetzt. Maf3stab fur die Angemes-
senheit ist das Bundesreisekostengesetz. Kein Anspruch auf Ersatz der Reisekosten be-
steht, wenn eine stationare Behandlung ohne zwingenden Grund abgebrochen wird.

(2) Dauert eine MaRnahme langer als acht Wochen, so kénnen auch die notwendi-
gen Reisekosten fir im Regelfall monatlich zwei Familienheimfahrten oder monatlich zwei
Fahrten eines Familienangehérigen zum Aufenthaltsort des Berechtigten bernommen
werden

(3) Bei notwendiger Begleitung wird Ersatz fir entgangenen Arbeitsverdienst in an-
gemessenem Umfang geleistet, wenn der Berechtigte der Begleitperson zur Erstattung
verpflichtet ist.
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Abschnitt 2

Vergltung der Leistungserbringer

8§ 54
Vergutung fur Leistungen der Krankenbehandlung

(1) Die Leistungserbringer der Krankenbehandlung nach § 42 haben Anspruch auf
die Vergutung, die fur die Krankenbehandlung der Versicherten der gesetzlichen Kran-
kenkassen zu zahlen ist.

(2) Der Anspruch ist bei der nach 8§ 57 Absatz 2 und Absatz 3 zustandigen Kranken-
kasse geltend zu machen.

§ 55
Vergiltung fur erganzende Leistungen

(1) Die Erbringer der in § 43 Absatz 1 genannten erganzenden Leistungen haben
Anspruch auf Vergutung. Der Anspruch ist bei der zustandigen Verwaltungsbehdrde gel-
tend zu machen.

(2) Die Hohe der Vergltung fiur besondere psychotherapeutische Leistungen nach
8§ 43 Absatz 2 Nummer 1 richtet sich

1. nach § 21 Psychotherapeutenausbildungsreformgesetz (PsychThGAusbRefG) und

2. nach der Gebuhrenordnung fiir Arzte in der jeweils geltenden Fassung. § 11 der Ge-
bihrenordnung fur Arzte findet keine Anwendung.

(3) Die Hohe der Vergltung flr besondere zahnarztliche, implantologische, kieferchi-
rurgische und kieferorthopadische Leistungen sowie fir Mehrleistungen flir Zahnersatz
nach 8§ 43 Absatz 2 Nummer 2 richtet sich

1. nach der Gebuhrenordnung fir Zahnarzte in der jeweils geltenden Fassung und
2. nach der Bundeseinheitlichen Benennungsliste fiir zahntechnische Leistungen (BEB).

(4) Ist eine Leistung nicht von einer in den Absatzen 2 und 3 genannten Gebiihren-
ordnung erfasst, so erfolgt eine angemessene Vergitung in Anlehnung an die genannten
Gebuhrenordnungen. Dabei sind die Besonderheiten des Einzelfalls sowie Art und Um-
fang der erbrachten Leistungen zu bertcksichtigen.

(5) Fir besondere heilpddagogische Leistungen nach § 43 Absatz 2 Nummer 3 er-
halten die Leistungserbringer eine angemessene Vergltung.

(6) Die Hohe der Vergitung fir besondere verschreibungspflichtige Arzneimittel
nach 8§ 43 Absatz 2 Nummer 4 richtet sich nach der Arzneimittelpreisverordnung in der
jeweils geltenden Fassung. Kosten fiir besondere nicht verschreibungspflichtige Arznei-
mittel und Arzneimittel, bei denen der Festbetrag Uberschritten wird, werden in voller H6-
he Gbernommen.

(7) Die HOhe der Vergutung fur besondere uber die allgemeinen Krankenhausleis-
tungen hinausgehende arztliche und nichtarztliche Leistungen im Rahmen einer stationa-
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ren Behandlung nach § 43 Absatz 2 Nummer 5 richtet sich nach § 17 des Gesetzes Uber
die Entgelte fir vollstationdre und teilstationdre Krankenhausleistungen in der jeweils gel-
tenden Fassung.

§ 56
Vergutung fur die Versorgung mit Hilfsmitteln
(1) Leistungserbringer der Versorgung mit Hilfsmitteln nach § 46 haben Anspruch
auf die Vergitung, die fur die Versorgung Versicherter der gesetzlichen Unfallversiche-

rung zu zahlen ist.

(2) Der Anspruch ist bei der zustandigen Unfallkasse des Landes geltend zu ma-
chen.

Abschnitt 3

Zustandigkeit und Datenidibermittliung

8§ 57
Zustandigkeit

(1) Die Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung wird von der zustandigen
Verwaltungsbehorde durchgefuhrt.

(2) Fur Geschéadigte, die Mitglied einer Krankenkasse oder nach 8 10 des Fnften
Buches familienversichert sind, erbringt ihre Krankenkasse fur die zustandige Verwal-
tungsbehdrde

1. die Krankenbehandlung nach § 42,
2. das Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach § 47 und

3. die Leistungen nach § 53, die mit der Inanspruchnahme einer Hauptleistung nach
§ 42 in Zusammenhang stehen.

(3) Geschadigte, die weder Mitglied einer Krankenkasse noch nach § 10 des Fiinften
Buches familienversichert sind, wahlen eine nach § 173 des Fiinften Buches wahlbare
Krankenkasse, die fir die zustéandige Verwaltungsbehorde

1. die Krankenbehandlung nach § 42,
2. das Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach § 47 und

3. die Leistungen nach 8§53, die mit der Inanspruchnahme einer Hauptleistung nach
§ 42 in Zusammenhang stehen, erbringt.

Die Wahl der Krankenkasse nach Satz 1 ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntga-
be der Entscheidung tber den Anspruch auf Leistungen der Sozialen Entschéadigung aus-
zulben. Wird sie nicht fristgerecht ausgeibt, gilt das Verfahren nach § 175 Ab-
satz 3 Satz 2 des Funften Buches entsprechend. § 175 Absatz 4 Satz 1 und 2 des Finf-
ten Buches gilt entsprechend. Kein Recht auf Wahl der Krankenkasse besteht fur Ge-
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schadigte, fur die bereits eine Krankenkasse nach § 264 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3
des Funften Buches zustandig ist. Diese Krankenkasse ist verpflichtet, die Leistungen
nach Satz 1 zu erbringen.

(4) Das Wabhlrecht nach Absatz 3 gilt entsprechend fur Angehdrige, Hinterbliebene
und Nahestehende, die Leistungen nach § 42 Absatz 3 oder Absatz 4 erhalten.

(5) Die Versorgung mit Hilfsmitteln nach § 46 erbringt die zustandige Unfallkasse
des Landes fir die zustédndige Verwaltungsbehotrde. Sie erbringt auch die Leistungen
nach 8 53, die mit der Inanspruchnahme einer Hauptleistung nach § 46 in Zusammen-
hang stehen.

(6) Alle weiteren Leistungen erbringt die zustandige Verwaltungsbehdtrde. § 18 Ab-
satz 6 Satz 2 und 3 des Neunten Buches bleiben unberihrt.

§ 58
Zustandigkeit zur Entscheidung Gber Widerspriuche

Uber Widerspriiche gegen Verwaltungsakte, die im Rahmen der Leistungserbringung
von Krankenkassen nach 8§ 57 Absatz 2, 3 und 4 und von Unfallkassen der Lander nach
8§ 57 Absatz 4 erlassen werden, entscheidet die fir die zustandige Verwaltungsbehérde
zustandige Widerspruchsbehorde.

8§59
Dateniibermittlung

(1) Die Leistungserbringer der Krankenbehandlung sind verpflichtet, der zustandigen
Krankenkasse oder der zustandigen Verwaltungsbehorde die in den 88 294, 294a, 295,
295a Absatz 3, 298, 300, 301, 302 und 303 des Funften Buches genannten Daten zu
Ubermitteln, soweit dies fir die Erfiillung der Aufgaben der zustandigen Krankenkasse
oder der zustandigen Verwaltungsbehdrde erforderlich ist.

(2) Die Leistungserbringer der Krankenbehandlung sind verpflichtet, der zustandigen
Unfallkasse des Landes die in den 88 201 und 203 des Siebten Buches genannten Daten

zu Ubermitteln, soweit dies fur die Erfullung der Aufgaben der zustandigen Unfallkasse
des Landes erforderlich ist.

Abschnitt 4

Erstattungen von Aufwendungen und Verwaltungskos-
ten

§ 60
Erstattung an Krankenkassen

(1) Den Krankenkassen werden von der zustandigen Verwaltungsbehérde halbjahr-
lich die Aufwendungen erstattet, die ihnen nach 8§ 57 Absatz 2, 3 und 4 entstehen.
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(2) Den Krankenkassen werden von der zustandigen Verwaltungsbehérde halbjahr-
lich Verwaltungskosten in Hoéhe von 5 Prozent des Erstattungsbetrages nach Absatz 1
erstattet.

(3) Ab dem 1. Januar des dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Arti-
kel 59 Absatz 6 folgenden Kalenderjahres werden die Erstattungsanspriiche der Kranken-
kassen nach Absatz 1 pauschal abgegolten. Ab diesem Zeitpunkt werden den Kranken-
kassen Verwaltungskosten in H6he von 5 Prozent des Pauschalbetrages nach Satz 1
erstattet. Naheres zur Pauschalabgeltung regelt eine Verwaltungsvereinbarung, die die
Bundesstelle fur Soziale Entschadigung mit dem Spitzenverband Bund der Krankenkas-
sen abschliel3t. Die Verwaltungsvereinbarung kann auch eine vorlaufige Regelung treffen.
Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales
und des Bundesministeriums fir Gesundheit.

(4) Konnen sich die Bundesstelle fir Soziale Entschadigung und der Spitzenverband
Bund der Krankenkassen bis zu dem in Absatz 3 Satz 1 genannten Zeitpunkt nicht auf
eine Verwaltungsvereinbarung einigen, entscheidet eine Schiedsstelle tGber die Einzelhei-
ten der Pauschalabgeltung. Die Entscheidung der Schiedsstelle bedarf der Zustimmung
des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales und des Bundesministeriums fur Ge-
sundheit. Die Schiedsstelle besteht aus einem oder einer unparteiischen Vorsitzenden,
zwei weiteren unparteiischen Mitgliedern sowie je zwei Vertretern und Vertreterinnen der
Bundesstelle fiir Soziale Entschadigung und des Spitzenverbandes Bund der Kranken-
kassen. Der oder die Vorsitzende und die unparteiischen Mitglieder werden von der Bun-
desstelle fur Soziale Entschadigung und dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen
gemeinsam bestellt. Kénnen sich die Bundesstelle fir Soziale Entschadigung und der
Spitzenverband Bund der Krankenkassen nicht auf einzelne oder alle unparteiischen Mit-
glieder einigen, werden diese vom Bundesministerium fur Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium fur Gesundheit bestellt.

(5) Die Mitglieder der Schiedsstelle flihren ihr Amt als Ehrenamt. Auslagen werden
ihnen in entsprechender Anwendung des Bundesreisekostengesetzes erstattet. Die Mit-
glieder der Schiedsstelle sind an Weisungen nicht gebunden. Jedes Mitglied hat eine
Stimme. Die Entscheidungen werden von der Mehrheit der Mitglieder getroffen. Ergibt
sich keine Mehrheit, gibt die Stimme des oder der Vorsitzenden den Ausschlag. Die
Rechtsaufsicht Uber die Schiedsstelle fuhrt das Bundesministerium fir Arbeit und Sozia-
les.

(6) Bis zur Entscheidung der Schiedsstelle gelten die Abséatze 1 und 2.

§ 61
Erstattung an Unfallkassen der Lander

(1) Den Unfallkassen der Lander werden von der zustandigen Verwaltungsbehorde
halbjahrlich die Aufwendungen erstattet, die ihnen nach § 57 Absatz 5 entstehen.

(2) Den Unfallkassen der Lander werden von der zustandigen Verwaltungsbehorde
halbjahrlich Verwaltungskosten in Héhe von 5 Prozent des Erstattungsbetrages nach Ab-
satz 1 erstattet.
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3.

4,

Kapitel 6

Leistungen zur Teilhabe

§ 62
Leistungsumfang
Leistungen zur Teilhabe sind

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie unterhaltssichernde und andere er-
génzende Leistungen,

Leistungen zur Teilhabe an Bildung,
Leistungen zur Sozialen Teilhabe und

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation.

Die Leistungen nach Nummer 4 einschlie3lich der erforderlichen unterhaltssichernden
und anderen erganzenden Leistungen werden im Rahmen der Leistungen der Kranken-
behandlung nach Kapitel 5 erbracht.

§ 63
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
(1) Geschadigte erhalten als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
Leistungen nach den 8§ 49 bis 55 des Neunten Buches,

Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufshildungsbereich einer anerkannten
Werkstatt fur behinderte Menschen nach § 57 des Neunten Buches,

Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt fur behinderte Menschen
nach 8§ 58 des Neunten Buches einschlie3lich des Arbeitsférderungsgeldes nach § 59
des Neunten Buches,

Leistungen bei anderen Leistungsanbietern nach 8 60 des Neunten Buches und

ein Budget fir Arbeit nach § 61 des Neunten Buches.

(2) Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben umfassen zudem Leistungen zum

Betrieb, Unterhalt, Unterstellen und Abstellen eines Kraftfahrzeuges.

(3) Hinterbliebene erhalten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, soweit der An-

trag innerhalb eines Zeitraums von finf Jahren nach dem Tod des oder der Geschadigten
gestellt wird.
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§ 64
Unterhaltssichernde und andere ergadnzende Leistungen

(1) Geschadigte und Hinterbliebene, die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
nach 8 64 erhalten, erhalten auch die folgenden unterhaltssichernden und anderen er-
ganzenden Leistungen:

1. Ubergangsgeld nach § 65 Absatz 3, 4 und 7 des Neunten Buches sowie nach den
88 66 bis 72 des Neunten Buches oder Unterhaltsbeihilfe unter den Voraussetzungen
des Absatzes 3,

2. Reisekosten nach § 73 des Neunten Buches und

3. Haushalts- oder Betriebshilfe und Kinderbetreuungskosten nach § 74 des Neunten
Buches.

(2) Fur die Berechnung des Ubergangsgeldes wahrend der Teilnahme an Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben ist Leistungsbemessungsgrenze im Sinne des § 67
Absatz 4 des Neunten Buches der 360. Teil der jahrlichen Beitragsbemessungsgrenze
der allgemeinen Rentenversicherung.

(3) Geschadigte und Hinterbliebene, die vor Beginn der Leistung zur Teilhabe am
Arbeitsleben nicht erwerbstétig gewesen sind, erhalten anstelle des Ubergangsgeldes
Unterhaltsbeihilfe. § 71 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 1 des Neunten Buches ist anzuwen-
den. Fir die Bemessung der Unterhaltsbeihilfe ist 8§ 93 entsprechend anzuwenden.

(4) Geschadigten und Hinterbliebenen, die nicht rentenversicherungspflichtig oder
von der Rentenversicherungspflicht befreit sind, werden fiir die Zeit, in der sie Uber-
gangsgeld erhalten, die Aufwendungen fir die Alterssicherung erstattet. Die Erstattung
erfolgt bis zur Hohe der Beitrage, die fir die Zeit, in der die Geschéadigten und Hinterblie-
benen Ubergangsgeld beziehen, zur gesetzlichen Rentenversicherung zu entrichten wa-
ren, wenn die Geschadigten und Hinterbliebenen rentenversicherungspflichtig wéren.
Aufwendungen fir die Alterssicherung sind insbesondere

1. freiwillige Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung,

2. Beitrdge zu offentlich-rechtlichen berufsstandischen Versicherungs- und Versor-
gungseinrichtungen sowie

3. Beitrage zu offentlichen oder privaten Versicherungsunternehmen auf Grund von Le-
bensversicherungsvertragen, die der Alterssicherung dienen.

(5) 864 Absatz 2 Satz 1 des Neunten Buches gilt fir Geschadigte und Hinterbliebe-
ne entsprechend.

8 65
Leistungen zur Teilhabe an Bildung
Geschéadigte, die auf Grund der Schadigungsfolgen zum leistungsberechtigten Per-

sonenkreis im Sinne von § 99 des Neunten Buches gehéren, erhalten Leistungen zur
Teilhabe an Bildung entsprechend Teil 2 Kapitel 5 des Neunten Buches.
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§ 66
Leistungen zur Sozialen Teilhabe

(1) Geschadigte, die auf Grund der Schadigungsfolgen zum leistungsberechtigten
Personenkreis im Sinne von § 99 des Neunten Buches gehdren, erhalten Leistungen zur
Sozialen Teilhabe entsprechend Teil 2 Kapitel 6 des Neunten Buches.

(2) Abweichend von Absatz 1 werden Leistungen zur Mobilitdt nach § 83 des Neun-
ten Buches erbracht. Sie umfassen zudem Leistungen zum Betrieb, Unterhalt, Unterstel-
len und Abstellen eines Kraftfahrzeuges.

§ 67

Zusammentreffen von Teilhabeleistungen mit Pflegeleistungen in Einrichtungen
oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a des Elften Buches in Verbindung mit § 71
Absatz 4 des Elften Buches

Werden Leistungen zur Teilhabe nach 8§ 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3 in Einrichtungen
oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a des Elften Buches in Verbindung mit 8 71 Ab-
satz 4 des Elften Buches erbracht, so umfasst die Leistung auch die Pflegeleistung in die-
sen Einrichtungen oder Raumlichkeiten. Satz 1 gilt auch fur nicht schadigungsbedingte
Pflegebedarfe. In den Fallen der Satze 1 und 2 gilt § 75 Absatz 3. Stellt der Leistungser-
bringer fest, dass Berechtigte so pflegebediirftig sind, dass die Pflege in diesen Einrich-
tungen oder Raumlichkeiten nicht sichergestellt werden kann, vereinbaren der Trager der
Sozialen Entschadigung und die zustandige Pflegekasse mit dem Leistungserbringer,
dass die Leistung bei einem anderen Leistungserbringer erbracht wird. Dabei ist den be-
rechtigten Wiunschen der Berechtigten Rechnung zu tragen.

§ 68

Zusammentreffen von Teilhabeleistungen mit Pflegeleistungen auf3erhalb von Ein-
richtungen oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a des Elften Buches in Verbin-
dung mit 8 71 Absatz 4 des Elften Buches

(1) Treffen aul3erhalb von Einrichtungen oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a
des Elften Buches in Verbindung mit 8 71 Absatz 4 des Elften Buches Leistungen zur
Teilhabe nach § 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Leistungen der sozialen Pflegeversiche-
rung zusammen, so gilt § 13 Absatz 4 Satz 1 bis 3 und Absatz 4a des Elften Buches fir
den zustandigen Trager der Sozialen Entschadigung und fur die zustandige Pflegekasse
entsprechend.

(2) Werden Leistungen zur Teilhabe nach § 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3 aul3erhalb
von Einrichtungen oder Raumlichkeiten im Sinne des Absatzes 1 erbracht und besteht
dartber hinaus ein Anspruch auf Leistungen der hauslichen Pflege nach den 88 64a bis
64f, 64i und 66 des Zwolften Buches, so umfassen die Leistungen zur Teilhabe nach
§ 63 Satz 1 Nummer 1 bis 3 diese Leistungen der hauslichen Pflege nach dem Zwdlften
Buch, solange die Teilhabeziele erreicht werden kénnen. Satz 1 gilt entsprechend in den
Fallen, in denen Berechtigte voriibergehend Leistungen nach den 88 64g und 64h des
Zwolften Buches in Anspruch nehmen. Die Satze 1 und 2 gelten nicht, wenn Berechtigte
vor Vollendung des fir die Regelaltersgrenze im Sinne des Sechsten Buches erforderli-
chen Lebensjahres keine Leistungen zur Teilhabe nach § 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3 er-
halten haben, es sei denn, es handelt sich um einen Teilhabebedarf, der durch ein schéa-
digendes Ereignis verursacht worden ist, welches erst nach Vollendung des fir die Re-
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gelaltersgrenze im Sinne des Sechsten Buches erforderlichen Lebensjahres eingetreten
ist.

§ 69
Wunsch- und Wahlrecht
Bei der Entscheidung Uber die Leistungen zur Teilhabe und bei der Ausfuhrung die-
ser Leistungen wird den berechtigten Winschen der Berechtigten entsprochen. Dabei

sind Art und Schwere der Schadigung, Gesundheitszustand und Lebensalter besonders
zu bertcksichtigen. Im Ubrigen gilt 8 8 des Neunten Buches.

§70
Besonderheiten der Leistungsbhemessung

Art, Ausmal und Dauer der Leistungen zur Teilhabe richten sich nach der Besonder-
heit des Einzelfalls sowie der Art des Bedarfes.

Kapitel 7

Leistungen bei Pflegebedurftigkeit

Abschnitt 1

Anspruch und Pflegebedirftigkeit

8§71
Anspruch auf Leistungen bei Pflegebedirftigkeit

(1) Geschadigte haben Anspruch auf Leistungen bei Pflegebedirftigkeit, wenn sie
auf Grund der anerkannten Schadigungsfolgen pflegebedurftig sind.

(2) Anspruch auf Leistungen bei Pflegebedirftigkeit besteht auch, wenn

1. Gesundheitsstorungen, die keine Schéadigungsfolge sind, im Zusammenwirken mit
anerkannten Schadigungsfolgen Pflegebediirftigkeit verursachen und

2. die Auswirkungen der Schadigungsfolgen fur die Beurteilung der Pflegebedurftigkeit
den anderen Gesundheitsstérungen annéhernd gleichwertig sind.
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§72
Pflegebedurftigkeit und Pflegegrad

(1) Far den Begriff der Pflegebedurftigkeit, fir das Verfahren zur Ermittlung des Pfle-
gegrades und fur die Einordnung in die Pflegegrade gilt das Zweite Kapitel des Elften Bu-
ches.

(2) Liegt eine Entscheidung der Pflegekasse Uber den Pflegegrad vor, so ist sie fur
die zustandige Verwaltungsbehotrde bindend. Liegt eine Entscheidung nicht vor, so wirkt
die zustandige Verwaltungsbehorde auf eine unverzigliche Entscheidung der Pflegekas-
se hin.

(3) Kommt ein Anspruch nach dem Elften Buch nicht in Betracht, so ermittelt die zu-

standige Verwaltungsbehdrde den Pflegegrad in eigener Verantwortung. Sie kann sich
dabei sachverstandiger Dritter bedienen.

8§73
Kostenubernahme vor Pflegebedurftigkeit im Sinne des Elften Buches
Fur Geschadigte, bei denen auf Grund eines schadigenden Ereignisses voraussicht-
lich nur weniger als sechs Monate eine Einschrankung der Selbstéandigkeiten oder der
Fahigkeiten vorliegt und daher eine Pflegebedurftigkeit im Sinne des Elften Buches nicht
gegeben ist, kbnnen Kosten im Umfang der Leistungen nach dem Siebten Kapitel des

Zwolften Buches Gbernommen werden. Dies gilt nicht, wenn die Pflege durch ein Arbeit-
gebermodell nach § 76 sichergestellt wird.

Abschnitt 2

Umfang der Leistungen bei Pflegebedurftigkeit

8§74
Leistungen bei Pflegebediirftigkeit

Geschadigte erhalten bei schadigungsbedingter Pflegebedurftigkeit im Sinne des Ab-
schnitts 1

1. Leistungen bei Pflegebedirftigkeit entsprechend dem Vierten Kapitel des Elften Bu-
ches,

2. erganzende Leistungen bei Pflegebedirftigkeit nach § 75,

3. Leistungen bei Pflegebediirftigkeit im Arbeitgebermodell nach § 76.

875
Erganzende Leistungen bei Pflegebediirftigkeit

(1) Werden schadigungsbedingte Bedarfe nach § 74 Nummer 1 nur teilweise ge-
deckt, werden die Uber die Leistungen des Vierten Kapitels des Elften Buches hinausge-
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henden, notwendigen und angemessenen Kosten Ubernommen. Dies gilt bei folgenden
Leistungsarten:

1. Pflegesachleistung nach § 36 des Elften Buches,
2. Hausliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson nach § 39 des Elften Buches,

3. Pflegehilfsmittel und wohnumfeldverbessernde MafRnahmen nach 8§ 40 des Elften
Buches,

4. Tagespflege und Nachtpflege nach § 41 des Elften Buches,
5. Kurzzeitpflege nach § 42 des Elften Buches,
6. Vollstationare Pflege nach § 43 des Elften Buches.

(2) Bei Kombination von Geldleistung und Sachleistung nach 8§ 38 des Elften Buches
wird der prozentuale Anteil erstattet, der auf die Sachleistung entfallt.

(3) Bei Pflege in Einrichtungen oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a des Elften
Buches in Verbindung mit 8 71 Absatz 4 des Elften Buches werden 15 Prozent der Vergu-
tung Gbernommen.

(4) FOr Geschadigte, die einen Anspruch nach 8§ 4 Absatz 1 haben, tragt die zustan-
dige Verwaltungsbehorde die Beitrége zur sozialen Pflegeversicherung, so lange sie nach
§ 21 des Elften Buches pflegeversichert sind.

(5) Geschadigte, die weder nach dem Elften Buch versichert sind noch nach beam-
tenrechtlichen Vorschriften einen Anspruch auf Leistungen bei Pflegebedurftigkeit haben,
erhalten die Leistungen des Vierten Kapitels des Elften Buches sowie die Leistungen
nach Absatz 1. Absatz 2 bis 4 gilt entsprechend.

8§76
Hausliche Pflege im Arbeitgebermodell

(1) Stellen Geschadigte die hausliche Pflege durch von ihnen beschaftigte besonde-
re Pflegekrafte auf Grundlage eines Arbeitsvertrages sicher (Arbeitgebermodell), so wer-
den ihnen die hierfur erforderlichen und angemessenen Kosten erstattet. Bei der Erstat-
tung ist das Pflegegeld nach § 37 des Elften Buches anzurechnen. Kosten der Beschéfti-
gung von Ehegatten sowie Eltern werden Berechtigten erstattet, wenn dadurch eine fach-
gerechte Pflege gewahrleistet ist.

(2) Wahrend einer stationaren Behandlung werden den Geschadigten die erforderli-
chen und angemessenen Kosten fir die besondere Pflegekraft flr einen Zeitraum von bis
zu drei Monaten weiter erstattet. Eine Erstattung Uber diesen Zeitraum hinaus kann unter
Berucksichtigung der Umstande des Einzelfalls erfolgen.

(3) Die angemessenen Kosten umfassen auch die Arbeitgeber- und Arbeithehmer-
beitrage zur Sozialversicherung und zur Arbeitsférderung, die auf das Arbeitsentgelt der
besonderen Pflegekraft entfallen.

(4) Aufwendungen fir die Erfullung der Pflichten der Geschadigten als Arbeitgeber
kénnen in angemessener Hohe erstattet werden. Als angemessen gilt in der Regel ein
Betrag in Hohe von bis zu 35 Euro monatlich.
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Abschnitt 3

Zustandigkeit und Erstattung

877
Zustandigkeit

(1) Leistungen bei Pflegebedirftigkeit nach diesem Buch werden von der zustandi-
gen Verwaltungsbehdrde nach MalRgabe der folgenden Absétze erbracht.

(2) Fur Geschéadigte, die Mitglied einer Pflegekasse oder nach 8§ 25 des Elften Bu-
ches familienversichert sind, erbringt ihre Pflegekasse fur die zustandige Verwaltungsbe-
horde die Leistungen bei Pflegebeduirftigkeit nach 8 74 Nummer 1.

(3) Fur Geschadigte, die weder nach dem Elften Buch versichert sind noch nach be-
amtenrechtlichen Vorschriften einen Anspruch auf Leistungen bei Pflegebedurftigkeit ha-
ben, erbringt die Pflegekasse, die der Krankenkasse ihrer Wahl gemalRl 8 57 Absatz 3
entspricht, fur die zustandige Verwaltungsbehorde Leistungen bei Pflegebedurftigkeit
nach 8 74 Nummer 1. 8 57 Absatz 3 gilt entsprechend.

(4) Die Versorgung mit Pflegehilfsmitteln und wohnumfeldverbessernden Mal3nah-
men nach 8§ 75 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 erbringt die zustandige Unfallkasse des Lan-
des fur die zustandige Verwaltungsbehorde.

(5) Die ubrigen Leistungen nach § 75 und § 76 erbringt die zustandige Verwaltungs-
behdrde.

§78
Widerspriche

Uber Widerspriiche gegen Verwaltungsakte, die im Rahmen der Erbringung der Leis-
tungserbringung von Pflegekassen nach 8§ 77 Absatz 2 und Absatz 3 und von Unfallkas-
sen der Lander nach § 77 Absatz 4 erlassen werden, entscheidet die fir die Verwaltungs-
behdrde zustandige Widerspruchsbehorde.

§79
Datentbermittlung

(1) Die Erbringer von Leistungen bei Pflegebediirftigkeit sind verpflichtet, der zu-
standigen Pflegekasse oder der zustdndigen Verwaltungsbehdrde die in den 88 294,
294a, 295, 298, 301, 302 und 303 des Funften Buches genannten Daten zu Ubermitteln,
soweit dies fur die Erfullung der Aufgaben der zustandigen Pflegekasse oder der zustan-
digen Verwaltungsbehdrde erforderlich ist.

(2) Die Erbringer von Leistungen bei Pflegebedirftigkeit sind verpflichtet, der zu-
standigen Unfallkasse des Landes die in den 88 201 und 203 des Siebten Buches ge-
nannten Daten zu Ubermitteln, soweit dies fur die Erfillung der Aufgaben der Unfallkasse
des Landes erforderlich ist.
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Abschnitt 4

Erstattungen von Aufwendungen und Verwaltungskos-
ten

§ 80
Erstattung an Pflegekassen

(1) Den Pflegekassen werden von der zustandigen Verwaltungsbehdrde halbjahrlich
die Aufwendungen erstattet, die ihnen nach § 77 Absatz 2 und Absatz 3 entstehen.

(2) Den Pflegekassen werden von der zustandigen Verwaltungsbehorde halbjéhrlich
Verwaltungskosten in Hohe von 5 Prozent des Erstattungsbetrages nach Absatz 1 erstat-
tet.

(3) Ab dem 1. Januar des dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Arti-
kel 59 Absatz 6 folgenden Kalenderjahres werden die Erstattungsanspriiche der Pflege-
kassen nach Absatz 1 pauschal abgegolten. Ab diesem Zeitpunkt werden den Pflegekas-
sen Verwaltungskosten in Hohe von 5 Prozent des Pauschalbetrages nach Satz 1 erstat-
tet. Naheres zur Pauschalabgeltung regelt eine Verwaltungsvereinbarung, die die Bun-
desstelle fur Soziale Entschadigung mit dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen
als Spitzenverband Bund der Pflegekassen abschliest. Die Verwaltungsvereinbarung
kann auch eine vorlaufige Regelung treffen. Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des
Bundesministeriums flr Arbeit und Soziales und des Bundesministeriums fir Gesundheit.

(4) Konnen sich die Bundesstelle fir Soziale Entschadigung und der Spitzenverband
Bund der Pflegekassen bis zu dem in Absatz 3 Satz 1 genannten Zeitpunkt nicht auf eine
Verwaltungsvereinbarung einigen, entscheidet eine Schiedsstelle Uber die Einzelheiten
der Pauschalabgeltung. Die Entscheidung der Schiedsstelle bedarf der Zustimmung des
Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales und des Bundesministeriums fur Gesundheit.
Die Schiedsstelle besteht aus einem oder einer unparteiischen Vorsitzenden, zwei weite-
ren unparteiischen Mitgliedern sowie je zwei Vertretern und Vertreterinnen der Bundes-
stelle fur Soziale Entschadigung und des Spitzenverbandes Bund der Pflegekassen. Der
oder die Vorsitzende und die unparteiischen Mitglieder werden von der Bundesstelle fir
Soziale Entschadigung und dem Spitzenverband Bund der Pflegekassen gemeinsam be-
stellt. Kénnen sich die Bundesstelle fir Soziale Entschadigung und der Spitzenverband
Bund der Pflegekassen nicht auf einzelne oder alle unparteiischen Mitglieder einigen,
werden sie vom Bundesministerium flr Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fir Gesundheit bestellt.

(5) Die Mitglieder der Schiedsstelle fihren ihr Amt als Ehrenamt. Auslagen werden
ihnen in entsprechender Anwendung des Bundesreisekostengesetzes erstattet. Die Mit-
glieder der Schiedsstelle sind an Weisungen nicht gebunden. Jedes Mitglied hat eine
Stimme. Die Entscheidungen werden von der Mehrheit der Mitglieder getroffen. Ergibt
sich keine Mehrheit, gibt die Stimme des oder der Vorsitzenden den Ausschlag. Die
Rechtsaufsicht tber die Schiedsstelle fuhrt das Bundesministerium fir Arbeit und Sozia-
les.

(6) Bis zur Entscheidung der Schiedsstelle gelten die Abséatze 1 und 2.
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§81
Erstattung an Unfallkassen der Lander

(1) Den Unfallkassen der Lander werden von der zustandigen Verwaltungsbehéorde
halbjahrlich die Aufwendungen erstattet, die ihnen nach § 77 Absatz 4 entstehen.

(2) Den Unfallkassen der Lander werden von der zustandigen Verwaltungsbehérde
halbjahrlich Verwaltungskosten in Hohe von 5 Prozent des Erstattungsbetrages nach Ab-
satz 1 erstattet.

Kapitel 8

Leistungen bei hochgradiger Sehbehinderung, Blindheit und Taubblindheit

§ 82
Anspruch und Umfang

(1) Ist als Schadigungsfolge hochgradige Sehbehinderung nach Teil A Nummer 6
Buchstabe d) der Versorgungsmedizinverordnung eingetreten, erhalten Geschadigte un-
abhangig vom Lebensalter die Hélfte des Betrags nach § 72 Absatz 2 des Zwolften Bu-
ches, der fur blinde Menschen nach Vollendung des 18. Lebensjahres geleistet wird.

(2) Ist als Schadigungsfolge Blindheit nach Teil A Nummer 6 Buchstaben a) bis c)
der Versorgungsmedizinverordnung eingetreten, erhalten Geschéadigte unabhéngig vom
Lebensalter den Betrag nach 8§ 72 Absatz 2 des Zwodlften Buches, der fir blinde Men-
schen nach Vollendung des 18. Lebensjahres geleistet wird. § 72 Absatz 5 des Zwdlften
Buches gilt entsprechend.

(3) Ist als Schadigungsfolge Taubblindheit im Sinne von 8§ 3 Absatz 1 Nummer 8
Schwerbehindertenausweisverordnung eingetreten, erhalten Geschadigte unabhangig
vom Lebensalter den zweifachen Betrag nach 8 72 Absatz 2 des Zwolften Buches, der fir
blinde Menschen nach Vollendung des 18. Lebensjahres geleistet wird.

(4) Die Leistungen nach den Absatzen 1 bis 3 sind vorrangig gegeniber landes-
rechtlichen Leistungen fir blindheitsbedingte Mehraufwendungen.



-49 - Drucksache 351/19

Kapitel 9

Entschadigungszahlungen

Abschnitt 1

Entschéadigungszahlungen an Geschadigte

§ 83
Monatliche Entschadigungszahlung
(1) Geschadigte erhalten eine monatliche Entschadigungszahlung von

1. 400 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 30 und 40,
2. 800 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 50 und 60,
3. 1200 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 70 und 80,
4. 1600 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 90,
5. 2000 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 100.

(2) Die monatliche Entschadigungszahlung nach Absatz 1 Nummer 5 erhoht sich fur
Geschadigte mit schwersten Schadigungsfolgen um 20 Prozent.

(3) Schwerste Schadigungsfolgen liegen vor bei blinden Ohnhandern oder Geschéa-
digten mit Verlust beider Arme im Oberarm und beider Beine im Oberschenkel. Von
schwersten Schadigungsfolgen ist ebenfalls auszugehen, wenn bei
1. Querschnittsgelahmten mit Blasen- und Mastdarmlahmung,

2. Hirnbeschéadigten mit schweren psychischen und physischen Stérungen,

3. Ohnhéandern mit Verlust beider Beine im Oberschenkel,

4. blinden Doppel-Oberschenkelamputierten oder

5. Blinden mit volligem Verlust einer oberen und einer unteren Gliedmalle

eine weitere wesentliche Schadigungsfolge vorliegt, so dass der Leidenszustand ver-
gleichbar auRergewohnlich ist wie bei den Geschadigten nach Satz 2. Schwerste Schadi-
gungsfolgen kénnen auch andere Geschadigte mit einem GdS von 100 haben, wenn de-

ren aul3ergewohnlicher Leidenszustand vergleichbar ist mit den Geschadigten
nach Satz 1.
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§84
Abfindung

(1) Geschadigte, die einen Anspruch auf eine monatliche Entschadigungszahlung
nach 8§ 83 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 haben, erhalten auf Antrag eine Abfindung. Der An-
trag ist innerhalb eines Jahres nach Bewilligung der Entschadigungszahlung zu stellen.

(2) Die Abfindung erfolgt jeweils fur flinf Jahre und betragt das 60-fache der monatli-
chen Entschadigungszahlung nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 bis 4.

Auf die Abfindung sind bereits geleistete monatliche Entschadigungszahlungen anzurech-
nen.

(3) Mit Zahlung der Abfindung sind die Anspriche auf die monatlichen Entschadi-
gungszahlungen fur die Dauer von finf Jahren abgegolten.

Abschnitt 2

Entschaddigungszahlungen an Hinterbliebene

§ 85

Monatliche Entschadigungszahlung an Witwen und Witwer sowie an Partner einer
ehedhnlichen Gemeinschaft

(1) Eine monatliche Entschadigungszahlung in H6he von 1 055 Euro erhdlt die Wit-
we oder der Witwer des oder der schadigungsbedingt verstorbenen Geschadigten. Dieser
Betrag erhoht sich um jeweils 50 Euro monatlich fir jedes im Haushalt lebende minderjah-
rige Kind, das eine monatliche Entschadigungszahlung fiir Waisen bezieht.

(2) Die monatliche Entschadigungszahlung nach Absatz 1 erhalten auch Partner ei-
ner eheahnlichen Gemeinschaft, sofern ein Partner an den Schadigungsfolgen verstorben
ist und der andere unter Verzicht auf eine Erwerbstatigkeit die Betreuung eines gemein-
schaftlichen Kindes auslibt. Dieser Anspruch besteht fir die ersten drei Lebensjahre des
Kindes.

(3) Der Anspruch auf die monatliche Entschadigungszahlung erlischt, wenn Witwen
oder Witwer oder Uberlebende Partner einer ehedhnlichen Gemeinschaft heiraten.

8 86
Abfindung fir Witwen und Witwer

(1) Witwen und Witwer erhalten auf Antrag eine Abfindung anstelle der monatlichen
Entschadigungszahlung. Der Antrag ist innerhalb eines Jahres nach Bewilligung der Ent-
schadigungszahlung zu stellen.

(2) Die Abfindung betragt 126 600 Euro. Auf die Abfindung sind bereits geleistete
monatliche Entschadigungszahlungen anzurechnen.

(3) Mit der Zahlung der Abfindung sind alle Anspriiche auf die monatlichen Entscha-
digungszahlungen abgegolten.
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§ 87
Monatliche Entschadigungszahlung an Waisen

(1) Waisen eines schadigungsbedingt verstorbenen Elternteils erhalten jeweils eine
monatliche Entschadigungszahlung in H6he von 390 Euro.

(2) Waisen schadigungsbedingt verstorbener Eltern erhalten jeweils eine monatliche
Entschadigungszahlung in Héhe von 610 Euro.

(3) Die monatlichen Entschadigungszahlungen werden gezahlt, bis die Waise 18
Jahre alt wird.

(4) Ist die Waise 18 Jahre alt oder &lter, so werden die monatlichen Entschadigungs-
zahlungen gezahlt fur die Dauer einer Ausbildung, langstens bis die Waise 27 Jahre alt
wird, wenn diese

1. die Arbeitskraft der Waise Uberwiegend in Anspruch nimmt und

2. nicht mit der Zahlung von Dienstbezligen, Arbeitsentgelt oder sonstigen Zuwendun-
gen in entsprechender Hohe verbunden ist oder

3. in den Féllen des § 2 Absatz 2 mit Ausnahme der Nummer 1 Buchstabe a) sowie in
den Féllen des § 2 Absatz 3 des Bundeskindergeldgesetzes in der jeweils giltigen

Fassung mit der Mal3gabe, dass an die Stelle der Vollendung des 25. Lebensjahres
die Vollendung des 27. Lebensjahres tritt.

§ 88
Monatliche Entschadigungszahlung an hinterbliebene Eltern

(1) Ist die oder der Geschadigte an den Folgen einer Schadigung gestorben, so er-
halten Eltern eine monatliche Entschadigungszahlung, wenn sie

1. voll erwerbsgemindert im Sinne des Sechsten Buches sind oder

2. aus anderen zwingenden Grinden eine zumutbare Erwerbstétigkeit nicht ausiben
kénnen oder

3. das 60. Lebensjahr vollendet haben,

frihestens jedoch von dem Monat an, in dem der oder die Gesch&digte das 18. Lebens-
jahr vollendet hétte.

(2) Die monatliche Entschadigungszahlung an Eltern betrégt fir jedes Kind, das an
den Folgen der Schadigung gestorben ist

1. fur ein noch lebendes Elternteil 250 Euro,
2. flr beide Elternteile je 150 Euro.
(3) Den Eltern werden gleichgestellt

1. Stiefeltern oder Pflegeeltern, wenn sie die Geschadigte oder den Geschadigten vor
der Schadigung unentgeltlich unterhalten haben,

2. GroBeltern, wenn die oder der Verstorbene ihnen Unterhalt geleistet hat oder hétte.
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Kapitel 10

Berufsschadensausgleich

§ 89
Voraussetzung und Héhe

(1) Hat eine Geschadigte oder ein Geschadigter infolge der gesundheitlichen Scha-
digung einen Einkommensverlust, so erhalt sie oder er monatlich einen Berufsschaden-
sausgleich, wenn

1. bei ihr oder ihm ein Grad der Schadigungsfolgen von mindestens 30 anerkannt wor-
den ist und

2. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben
a) beiihr oder ihm nicht mehr erfolgversprechend sind oder
b) ihr oder ihm nicht mehr zugemutet werden kdnnen.

(2) Einkommensverlust ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Brutto-
einkommen aus gegenwartiger oder friiherer Tatigkeit (derzeitiges Einkommen) und dem
héheren Vergleichseinkommen. Ist die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung
gemindert, weil das Erwerbseinkommen in einem in der Vergangenheit liegenden Zeit-
raum, der nicht mehr als die Halfte des Erwerbslebens umfasst, schadigungsbedingt ge-
mindert war, so ist die Rentenminderung abweichend von Satz 1 der Einkommensverlust.
Das Ausmald der Minderung wird ermittelt, indem der Rentenberechnung fir Geschadigte
Entgeltpunkte zugrunde gelegt werden, die sich ohne Bertcksichtigung der Zeiten ergéa-
ben, in denen das Erwerbseinkommen der Geschadigten schadigungsbedingt gemindert
ist.

(3) Das Vergleichseinkommen errechnet sich nach den Satzen 2 bis 5. Zur Ermitt-
lung des Durchschnittseinkommens sind die Grundgehalter der Besoldungsgruppen der
Bundesbesoldungsordnung A aus den vorletzten drei der Anpassung vorangegangenen
Kalenderjahren heranzuziehen. Betrage des Durchschnittseinkommens bis 0,49 Euro sind
auf volle Euro abzurunden und von 0,50 Euro an auf volle Euro aufzurunden. Der Mittel-
wert aus den drei Jahren ist um den Prozentsatz anzupassen, der sich aus der Summe
der fur die Rentenanpassung des laufenden Jahres sowie des Vorjahres maf3gebenden
Veranderungsraten der Bruttolohne und -gehélter je Arbeitnehmer (8 68 Absatz 2 in Ver-
bindung mit § 228b des Sechsten Buches) ergibt; die Veréanderungsraten werden jeweils
bestimmt, indem der Faktor fur die Veranderung der Bruttolohne und -gehalter je Arbeit-
nehmer um eins vermindert und durch Vervielfaltigung mit 100 in einen Prozentsatz um-
gerechnet wird. Das Vergleichseinkommen wird zum 1. Juli eines jeden Jahres neu fest-
gesetzt; wenn das nach den Séatzen 1 bis 6 errechnete Vergleichseinkommen geringer ist,
als das bisherige Vergleichseinkommen, bleibt es unverandert. Es ist durch das Bundes-
ministerium fur Arbeit und Soziales zu ermitteln und im Bundesanzeiger bekanntzugeben;
die Betrage sind auf volle Euro aufzurunden.

(4) Berufsschadensausgleich nach Absatz 1 ist der Nettobetrag des Vergleichsein-
kommens (Absatz 5) abziglich des Nettoeinkommens aus gegenwartiger oder friiherer
Erwerbstatigkeit (Absatz 6).

(5) Der Nettobetrag des Vergleichseinkommens wird fir die Zeit bis zum Ablauf des
Monats, in dem die oder der Geschadigte auch ohne die Schadigung aus dem Erwerbsle-
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ben ausgeschieden ware, langstens jedoch bis zum Ablauf des Monats, in dem die oder
der Geschadigte das 65. Lebensjahr vollendet, pauschal ermittelt, indem das Vergleichs-
einkommen

1. bei verheirateten Geschadigten um 18 vom Hundert, der 716 Euro tbersteigende Teil
um 36 vom Hundert und der 1 790 Euro Ubersteigende Teil um 40 vom Hundert,

2. Dbei nicht verheirateten Geschadigten um 18 vom Hundert, der 460 Euro Ubersteigen-
de Teil um 40 vom Hundert und der 1 380 Euro Ubersteigende Teil um 49 vom Hun-
dert

gemindert wird. Im Ubrigen gelten 50 vom Hundert des Vergleichseinkommens als des-
sen Nettobetrag.

(6) Das Nettoeinkommen aus gegenwartiger oder friherer Erwerbstétigkeit wird
pauschal aus dem derzeitigen Bruttoeinkommen ermittelt, indem

1. das Bruttoeinkommen aus gegenwartiger Erwerbstatigkeit um die in Absatz 5 Satz 1
Nummer 1 und 2 genannten Vomhundertsatze gemindert wird,

2. Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung sowie Renten wegen Alters, Ren-
ten wegen verminderter Erwerbsféahigkeit und Landabgaberenten nach dem Gesetz
Uber die Alterssicherung der Landwirte um den Vomhundertsatz gemindert werden,
der fur die Bemessung des Beitrags der sozialen Pflegeversicherung (8 55 des Elften
Buches) gilt, und um die Hélfte des Vomhundertsatzes des allgemeinen Beitragssat-
zes der Krankenkassen (8§ 241 des Fiinften Buches); die zum 1. Januar festgestellten
Beitragssatze gelten insoweit jeweils vom 1. Juli des laufenden Kalenderjahres bis
zum 30. Juni des folgenden Kalenderjahres,

3. sonstige Geldleistungen von Leistungstragern (§ 12 des Ersten Buches) mit dem Net-
tobetrag bertiicksichtigt werden und

4. das ubrige Bruttoeinkommen um die in Nummer 2 genannten Vomhundertsatze und
zusatzlich um 19 vom Hundert des 562 Euro Ubersteigenden Betrages gemindert
wird; Nummer 2 letzter Halbsatz gilt entsprechend.

In den Fallen des Absatzes 8 tritt an die Stelle des Nettoeinkommens im Sinne des Sat-
zes 1 der nach Absatz 5 ermittelte Nettobetrag des Durchschnittseinkommens.

(7) Der Berufsschadensausgleich wird in den Fallen einer Rentenminderung im Sin-
ne des Absatzes 2 Satz 2 nur gezahlt, wenn die Zeiten des Erwerbslebens, in denen das
Erwerbseinkommen nicht schadigungsbedingt gemindert war, von einem gesetzlichen
oder einem gleichwertigen Alterssicherungssystem erfasst sind.

(8) Wird durch nachtragliche schadigungsunabhangige Einwirkungen oder Ereignis-
se, insbesondere durch das Hinzutreten einer schadigungsunabhangigen Gesundheits-
stoérung das Bruttoeinkommen aus gegenwartiger Tatigkeit voraussichtlich auf Dauer ge-
mindert (Nachschaden), gilt als Einkommen das Grundgehalt der Besoldungsgruppe der
Bundesbesoldungsordnung A, der die oder der Geschadigte ohne den Nachschaden zu-
geordnet wirde; Arbeitslosigkeit oder altersbedingtes Ausscheiden aus dem Erwerbsle-
ben gilt grundsatzlich nicht als Nachschaden. Tritt nach dem Nachschaden ein weiterer
schadigungsbedingter Einkommensverlust ein, ist dieses Durchschnittseinkommen ent-
sprechend zu mindern. Scheidet dagegen die oder der Geschadigte schadigungsbedingt
aus dem Erwerbsleben aus, wird der Berufsschadensausgleich nach den Absatzen 1 bis
6 errechnet.

(9) Geschadigte nach Absatz 1, die einen gemeinsamen Haushalt mit ihrer Ehegattin
oder ihrem Ehegatten, einem Verwandten oder einem Stief- oder Pflegekind fihren oder
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ohne die Schadigung fuihren wirden, erhalten als Berufsschadensausgleich einen Betrag
in Hohe der Halfte der wegen der Folgen der Schadigung notwendigen Mehraufwendun-
gen bei der Fiihrung des gemeinsamen Haushalts.

8§90
Feststellung

(1) Der Berufsschadensausgleich ist bei monatlich feststehendem Einkommen end-
gultig festzustellen. Bei monatlich nicht feststehendem Einkommen ist der Berufsscha-
densausgleich entsprechend den im Zeitpunkt der Bescheiderteilung bekannten Einkom-
mensverhaltnissen vorlaufig festzusetzen und jeweils nachtraglich endgtiltig festzustellen.
Eine Neufeststellung erfolgt nur, wenn sich das Einkommen um mehr als finf Euro verén-
dert hat.

(2) Ein monatlich feststehendes Einkommen ist gegeben, wenn sich ein bestimmter
Monatsbetrag aus Gesetz, Tarif-, Arbeits- oder sonstigem Vertrag ergibt.

(3) Sonderleistungen, wie Weihnachtsgratifikationen, zusatzliche Monatsgehalter
und Erfolgspramien, sind als Einkommen in den Monaten zu beriicksichtigen, in denen sie
gezahlt werden.

8§91
Verordnungserméchtigung

Das Bundesministerium fr Arbeit und Soziales wird erméchtigt im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, zu bestimmen:

1. welche Vergleichsgrundlage und in welcher Weise diese zur Ermittlung des Einkom-
mensverlustes heranzuziehen ist,

2. wie der Einkommensverlust bei einer vor Abschluss der Schulausbildung oder vor
Beginn der Berufsausbildung erlittenen Schadigung zu ermitteln ist,

3. wie der Berufsschadensausgleich festzustellen ist, wenn die oder der Geschadigte
ohne die Schadigung neben einer beruflichen Tatigkeit weitere berufliche Tatigkeiten
ausgelibt oder einen gemeinsamen Haushalt im Sinne des § 89 Absatz 9 gefihrt hat-
te,

4. was als derzeitiges Bruttoeinkommen oder als Durchschnittseinkommen im Sinne des
8§ 89 Absatz 8 berticksichtigt wird und welche Einktlinfte bei der Ermittlung des Ein-
kommensverlustes nicht beriicksichtigt werden,

5. wie in besonderen Fallen das Nettoeinkommen abweichend von § 89 Absatz 6 Satz 1
Nummer 3 und 4 zu ermitteln ist.
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Kapitel 11

Besondere Leistungen im Einzelfall

§92
Anspruch und Umfang

(1) Geschadigte erhalten Besondere Leistungen im Einzelfall, soweit und solange sie
nicht oder nicht ausreichend in der Lage sind, den jeweiligen Bedarf aus ihrem Einkom-
men und Vermoégen zu decken, und dieses Unvermdgen durch die Schadigungsfolgen
entstanden ist.

(2) Fir den Einsatz von Einkommen und Vermégen gilt Kapitel 16.

(3) Ein Zusammenhang zwischen den Schadigungsfolgen und dem Unvermdgen,
den jeweils anzuerkennenden Bedarf aus dem eigenen Einkommen und Vermdgen zu
decken, wird vermutet, sofern nicht das Gegenteil offenkundig oder nachgewiesen ist. Der
Zusammenhang ist stets anzunehmen bei minderjahrigen Geschadigten sowie Gescha-
digten, die Entschadigungszahlungen bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 100
und einen Berufsschadensausgleich nach Kapitel 10 oder die Leistungen bei Pflegebe-
durftigkeit nach Kapitel 7 erhalten.

(4) Besondere Leistungen im Einzelfall sind:
1. Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93,
2. die Leistung zur Foérderung einer Ausbildung nach § 94,
3. Leistungen zur Weiterfihrung des Haushalts nach § 95 sowie
4. Leistungen in sonstigen Lebenslagen nach § 96.

(5) Besondere Leistungen im Einzelfall kbnnen als Darlehen erbracht werden, wenn
dies unter Bericksichtigung der Ziele der Sozialen Entschadigung nach den Umstanden
des Einzelfalls zur Deckung des festgestellten Bedarfs geboten erscheint und die Voraus-
setzungen flr eine Beihilfe nicht oder nicht in voller Héhe vorliegen.

(6) Hinterbliebene erhalten Leistungen nach Absatz 4 Nummer 1 und 2, soweit und
solange sie nicht oder nicht ausreichend in der Lage sind, den jeweiligen Bedarf aus ih-
rem Einkommen und Vermdégen zu decken, und dieses Unvermégen durch den Tod der
oder des Geschadigten entstanden ist. Ein Zusammenhang zwischen dem Tod der oder
des Geschadigten und diesem Unvermodgen wird vermutet, sofern nicht das Gegenteil
offenkundig oder nachgewiesen ist. Der Zusammenhang ist stets anzunehmen bei Hinter-
bliebenen, die voll erwerbsgemindert im Sinne des Sechsten Buches sind.

§93
Leistungen zum Lebensunterhalt

(1) Geschadigte erhalten Leistungen zum Lebensunterhalt. Hinterbliebene erhalten
Leistungen nach Satz 1 fir einen Zeitraum von bis zu fiinf Jahren nach dem Tod der oder
des Geschadigten. Die Vorschriften des Dritten und Vierten Kapitels des Zwdlften Buches
gelten entsprechend unter Bertcksichtigung der besonderen Lage der Geschadigten und
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Hinterbliebenen. Leistungen zum Lebensunterhalt werden nur erbracht, soweit der Le-
bensunterhalt nicht aus den Ubrigen Leistungen nach diesem Gesetz bestritten werden
kann.

(2) Sind fur Geschéadigte und Waisen Leistungen zum Lebensunterhalt wahrend der
Erbringung von Leistungen nach dem Achten Buch erforderlich, erbringt diese der Trager
der Sozialen Entschadigung nach MalRgabe des Absatzes 1, soweit nicht der Trager der
offentlichen Jugendhilfe Leistungen nach § 39 des Achten Buches erbringt.

(3) Anspriiche nach dem Bundesausbildungsforderungsgesetz gehen Anspriichen
nach diesem Buch vor. Soweit fir Geschadigte weitere Leistungen zum Lebensunterhalt
wahrend der Erbringung von Leistungen zur Ausbildungsférderung nach dem Bundes-
ausbildungsforderungsgesetz erforderlich sind, erbringt diese der Trager der Sozialen
Entschadigung nach MalRgabe des Absatzes 1.

8§94
Leistung zur Férderung einer Ausbildung

(1) Soweit bei Geschadigten und Waisen die Forderung einer Ausbildung nach dem
Bundesausbildungsforderungsgesetz als Darlehen schadigungsbedingt erfolgt, ibernimmt
der Trager der Sozialen Entschadigung auf Antrag die Riickzahlung des Darlehens.

(2) Bei Waisen wird unterstellt, dass der Bedarf schadigungsbedingt ist, wenn
1. der Tod eines Elternteils wahrend der Ausbildung eintritt oder
2. die Ausbildung innerhalb von flnf Jahren nach dem Tod eines Elternteils beginnt.

Im Fall des Satz 1 Nummer 1 gelten die Darlehensleistungen ab dem Zeitpunkt des Todes
als schadigungsbedingt.

(3) Der Antrag ist fiir nach 8§ 17 Absatz 2 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes
geleistete Darlehen innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe des Bescheides des
Bundesverwaltungsamtes nach 8§ 18 Absatz 5a des Bundesausbildungsférderungsgeset-
zes zu stellen. FUr nach 8§ 7 Absatz 3 Bundesausbildungsférderungsgesetz geleistete Dar-
lehen ist der Antrag innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Mitteilung der Kreditan-
stalt fir Wiederaufbau nach § 18 Absatz 8 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes zu
stellen. Dem Antrag ist der Bescheid nach Satz 1 beziehungsweise die Mitteilung
nach Satz 2 beizufligen.

(4) Nach Kenntnis von der Unanfechtbarkeit des Bescheides nach Absatz 3 Satz 1
zahlt der Trager der Sozialen Entschadigung die von ihm zu Gbernehmende Darlehens-
schuld binnen drei Monaten in einer Summe an das Bundesverwaltungsamt zuriick. § 18
Absatz 5b des Bundesausbildungsférderungsgesetzes findet keine Anwendung. Nach
Kenntnis vom Zugang der Mitteilung nach Absatz 3 Satz 2 zahlt der Trager der Sozialen
Entschadigung die von ihm zu Ubernehmende Darlehensschuld binnen drei Monaten in
einer Summe an die Kreditanstalt fur Wiederaufbau zurick.

§ 95
Leistungen zur Weiterfihrung des Haushalts

(1) Geschadigte mit eigenem Haushalt erhalten Leistungen zur Weiterflhrung des
Haushalts, wenn weder sie selbst noch, falls sie mit anderen Haushaltsangehérigen zu-
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sammenleben, die anderen Haushaltsangehorigen den Haushalt fihren kénnen und die
Weiterfihrung des Haushalts geboten ist. Die Leistungen sollen in der Regel nur voriber-
gehend erbracht werden. Leistungen sind unbefristet zu erbringen, wenn

1. durch die Leistungen die Unterbringung in einer stationdren Einrichtung vermieden
oder aufgeschoben werden kann oder

2. unwahrscheinlich ist, dass die fehlende Fahigkeit, den Haushalt zu fiihren, behoben
werden kann.

(2) Die Leistungen umfassen die personliche Betreuung von Haushaltsangehorigen
sowie die sonstige zur Weiterfihrung des Haushalts erforderliche Tatigkeit.

(3) Geschadigten im Sinne des Absatzes 1 sind die angemessenen Aufwendungen
far eine haushaltsfiihrende Person zu erstatten. Es kdnnen auch angemessene Beihilfen
geleistet sowie Beitrage der haushaltsfihrenden Person fir eine angemessene Alterssi-
cherung tbernommen werden, wenn diese nicht anderweitig sichergestellt ist. Ist neben
oder anstelle der Weiterfilhrung des Haushalts die Heranziehung einer besonderen Per-
son zur Haushaltsfiihrung erforderlich oder eine Beratung oder zeitweilige Entlastung der
hauhaltsfihrenden Person geboten, sind die angemessenen Kosten zu Ubernehmen.

(4) Die Leistungen kénnen auch durch Ubernahme der angemessenen Kosten fur
eine vorubergehende anderweitige Unterbringung von Haushaltsangehdrigen erbracht

werden, wenn diese Unterbringung in besonderen Fallen neben oder statt der Weiterfih-
rung des Haushalts geboten ist

8 96
Leistungen in sonstigen Lebenslagen
Geschadigte kénnen Leistungen auch in sonstigen Lebenslagen erhalten, wenn diese

den Einsatz o6ffentlicher Mittel unter Berlcksichtigung der Ziele der Sozialen Entschadi-
gung rechtfertigen.

§ 97
Wunsch- und Wahlrecht
Bei der Entscheidung Uber die Besonderen Leistungen im Einzelfall und bei der Aus-
fuhrung dieser Leistungen wird den berechtigten Winschen der Berechtigten entspro-

chen. Dabei sind Art und Schwere der Schadigung, Gesundheitszustand und Lebensalter
besonders zu bertcksichtigen. Im Ubrigen gilt § 8 des Neunten Buches entsprechend.

§98
Besonderheiten der Leistungsbemessung

Art, Ausmal3 und Dauer der Besonderen Leistungen im Einzelfall richten sich nach
der Besonderheit des Einzelfalls sowie der Art des Bedarfes.
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Kapitel 12

Uberfiihrung und Bestattung

8§99
Leistungen bei Uberfithrung und Bestattung

(1) Stirbt eine Geschadigte oder ein Geschadigter an den Schadigungsfolgen, so hat
diejenige Person, die die Uberfiihrung veranlasst hat, einen Anspruch auf Ubernahme der
Kosten der Uberfiihrung. Der Anspruch auf Ubernahme umfasst die tatsachlich entstan-
denen Kosten der Uberfiihrung an den Ort der Bestattung, soweit sie erforderlich und an-
gemessen sind.

(2) Stirbt eine Geschadigte oder ein Geschadigter an den Schadigungsfolgen, so hat
diejenige Person, die die Bestattung veranlasst hat, einen Anspruch auf Ubernahme der
Kosten der Bestattung. Der Anspruch auf Ubernahme umfasst die Kosten der Bestattung
bis zur HOohe eines Siebtels der im Zeitpunkt des Todes geltenden jahrlichen Bezugsgro-
3e nach § 18 Absatz 1 des Vierten Buches.

(3) Der Tod gilt stets als Schadigungsfolge, wenn eine Geschadigte oder ein Ge-
schadigter an einer Gesundheitsstorung stirbt, die als Schadigungsfolge anerkannt ist.

(4) Auf den Betrag nach den Absatzen 1 und 2 werden einmalige Leistungen ange-
rech_r_1et, die anlasslich des Tode_s auf Grund offentlich-rechtlicher Vorschriften zum Zweck
der Ubernahme der Kosten der Uberfiihrung und Bestattung erbracht werden.

(5) Die Kosten der Uberfiihrung und Bestattung werden nicht tibernommen, wenn
die Voraussetzungen des 8 16 oder des § 17 Absatz 1 in der Person der oder des Ge-
schadigten oder derjenigen Person, die die Uberfihrung oder Bestattung veranlasst hat,
vorliegen.

(6) Leistungen bei Uberfiihrung und Bestattung kénnen ganz oder teilweise versagt

werden, wenn die Voraussetzungen des § 17 Absatz 2 in der Person der oder des Ge-
schadigten oder derjenigen Person, die die Kosten veranlasst hat, vorliegen.

Kapitel 13

Hartefallregelung

§ 100
Ausgleich in Hartefallen

(1) Soweit sich im Einzelfall aus der Anwendung der Vorschriften dieses Buches ei-
ne besondere Harte ergibt, kann mit Zustimmung der zustandigen obersten Bundesbe-
horde oder der zustandigen obersten Landesbehdrde ein angemessener Ausgleich er-
bracht werden.

(2) Eine besondere Harte ist gegeben, wenn der Ausschluss von Leistungen insge-
samt oder der Ausschluss von einzelnen Leistungen dem Sinn und Zweck dieses Buches
widerspricht.
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(3) Die zustandige oberste Bundesbehdrde oder die zustandige oberste Landesbe-
hérde kann Harteausgleichen in vergleichbaren Fallgestaltungen allgemein zustimmen.

Kapitel 14

Regelungen bei Wohnsitz oder gewthnlichem Aufenthalt im Ausland

§101
Leistungen bei Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland

(1) Geschadigte, ihre Angehdrigen oder Hinterbliebenen sowie Nahestehende, die
ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt im Ausland haben, erhalten Leistungen
nach MalRRgabe der Absatze 2 bis 9.

(2) Leistungen der Schnellen Hilfen nach Kapitel 4 werden im Inland erbracht. Die im
Zusammenhang mit der Inanspruchnahme der nachstgelegenen Traumaambulanz erfor-
derlichen Fahrkosten werden in angemessenem Umfang erstattet.

(3) Die nachgewiesenen Kosten fir medizinisch notwendige und angemessene Leis-
tungen der Krankenbehandlung fir Schadigungsfolgen im Umfang der 88 42 und 43 wer-
den bis zur Hohe des Zweifachen der Vergltung, die die Krankenkasse bei Erbringung als
Sachleistung im Inland zu erbringen hatte, erstattet. In besonders begriindeten Féllen
kann auch der dartber hinausgehende Betrag teilweise oder ganz erstattet werden. Die
Krankenbehandlung kann auch im Inland nach vorheriger Genehmigung durch die zu-
standige Verwaltungsbehérde durchgefihrt werden, wenn medizinische Grinde oder Kos-
tengriinde dies erfordern. Reisekosten kdnnen in diesem Fall in angemessenem Umfang
erstattet werden. Die Kosten fur Arzneimittel und Verbandmittel sowie Heilmittel und
Hilfsmittel kénnen in voller Hohe erstattet werden. Leistungen nach den Satzen 1 bis 5
werden erbracht, soweit diese Bedarfe nicht durch bestehende gesetzliche oder private
Versicherungen oder staatliche Leistungen des Wohnsitzstaates im Wohnsitzstaat ge-
deckt werden kdnnen. § 28 Absatz 3 findet keine Anwendung. Ist im Staat des Wohnsit-
zes weder eine Leistung zweckentsprechend der Leistung des Krankengeldes der Sozia-
len Entschadigung oder der Beihilfe bei einer erheblichen Beeintrachtigung der Erwerbs-
grundlage zu verwirklichen, noch kénnen Geschadigte diesen Bedarf durch einen beste-
henden privaten oder gesetzlich bestehenden Versicherungsschutz decken und entsteht
ihnen hieraus ein Nachteil, wird den Geschadigten eine Leistung in Form der Zahlung
eines Krankengeldes der Sozialen Entschadigung oder eine Beihilfe bei erheblicher Be-
eintrachtigung der Erwerbsgrundlage erbracht, wie sie ihm auch bei einem Wohnsitz oder
gewohnlichem Aufenthalt im Inland gezahlt worden wére.

(4) Bei Pflegebedurftigkeit im Sinne des § 71 Absatz 1 kann ein Pflegegeld in H6he
der Leistungen nach 8§ 37 des Elften Buches erbracht werden. Kosten fur ergdnzende
Leistungen nach § 75 Absatz 2 werden nur dann erstattet, wenn entsprechende Sachleis-
tungen auch im Wohnsitzstaat vorgesehen sind.

(5) Leistungen bei Blindheit nach § 82 werden erbracht.

(6) Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9 werden erbracht, soweit der Leistungs-
zweck erreicht werden kann. Der Leistungszweck wird insbesondere dann nicht erreicht,
wenn der Aufenthaltsstaat Zahlungen nach diesem Buch auf eigene Sozialleistungen
ganz oder teilweise anrechnet. Die Satze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein auslandischer
Staat subsidiare Leistungen als Entschadigung wegen eines schadigenden Ereignisses
erbringt, das in Deutschland stattgefunden hat.
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(7) Verlegen Geschadigte, fur die bereits ein monatlicher Berufsschadensausgleich
nach 8 90 dieses Buches bewilligt wurde, ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt
ins Ausland, so ist ihnen auf Antrag eine Abfindung in Hohe des 30-fachen des festge-
stellten monatlichen Berufsschadensausgleiches auszuzahlen. Der Antrag auf Auszah-
lung der Abfindung ist bei dem Trager der Sozialen Entschadigung bis spatestens drei
Monate nach Verlegung des Wohnsitzes oder gewdhnlichen Aufenthalts ins Ausland zu
stellen. Durch die Zahlung der Abfindung nach Satz 1 sind alle Anspriiche der Geschadig-
ten auf Berufsschadensausgleich nach diesem Buch abgegolten.

(8) Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 kdnnen erbracht werden, soweit Be-
rechtigte keine anderweitigen Leistungen fur denselben Leistungszweck, insbesondere
aus sozialen Sicherungs- und Flrsorgesystemen des Aufenthaltsstaates, erhalten. Art,
Form und Umfang der Leistung und der Einsatz von Einkommen und Vermdgen richten
sich nach den besonderen Verhéaltnissen des Aufenthaltsstaates unter Beriicksichtigung
der notwendigen Lebensbedurfnisse vor Ort.

(9) Die Leistung zur Férderung einer Ausbildung nach 8§ 94 wird erbracht.

Kapitel 15

Besonderheiten der Leistungserbringung fir einzelne Entschédigungstatbe-
stande

§102
Leistungen bei Gewalttaten im Ausland

(1) Berechtigte nach 8 15 erhalten Leistungen nach MalRgabe der folgenden Absat-
ze.

(2) Geschadigte erhalten Leistungen der Schnellen Hilfen ausschlief3lich im Inland.
Fahrkosten zu Traumaambulanzen werden fur Fahrten im Inland Gbernommen. § 101
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Geschadigte erhalten Leistungen der Krankenbehandlung der Sozialen Entschéa-
digung grundsatzlich im Inland. Besteht unmittelbar nach dem schadigenden Ereignis ein
akuter Behandlungsbedarf im Ausland, so kénnen Kosten, die anderweitig nicht gedeckt
sind, nach 8§ 51 Gibernommen werden.

(4) Geschadigte erhalten Einmalzahlungen in Hohe von

1. 2600 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von mindestens 30, aber weniger
als 50,

2. 7800 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 50 und 60,
3. 13 000 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 70 und 80,
4. 20 800 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 90,

5. 28 600 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 100.

(5) Ist eine Person, bei der die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen, an den
Folgen der Schadigung gestorben, erhalten Hinterbliebene eine Einmalzahlung. Die Ein-
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malzahlung betrégt bei Halbwaisen 2 600 Euro, bei Vollwaisen 3 500 Euro und bei weite-
ren Hinterbliebenen 7 800 Euro.

(6) Angehorige und Hinterbliebene haben Anspruch auf Leistungen der Schnellen
Hilfen. Diese werden im Inland erbracht. Uberflihrungs- und Bestattungskosten werden
nach § 99 erstattet.

(7) Leistungen aus anderen offentlichen oder privaten Sicherungs- oder Versor-
gungssystemen sind auf die Leistungen nach den Absatzen 3 bis 6 anzurechnen. Hierzu
zéhlen auch Leistungen aus Sicherungs- oder Versorgungssystemen, insbesondere Sys-
temen der Opferentschadigung des Staates, in dem sich die Gewalttat ereignet hat.

(8) Leistungen nach den Absatzen 2 bis 6 sind zlgig zu erbringen, auch wenn im
Ausland noch Verfahren anhangig sind. Sieht der ausl&ndische Staat Leistungen fur Opfer
von Gewalttaten vor und hat eine berechtigte Person einen Antrag auf solche Leistungen
nicht gestellt, so kbnnen Leistungen nach den Absatzen 3 bis 5 in entsprechender An-
wendung der 88 66 und 67 des Ersten Buches ganz oder teilweise versagt werden.

§103
Leistungen fir Zivildienstgeschadigte und Hinterbliebene
Zivildienstgeschadigte erhalten bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 23
1. nach Beendigung des Dienstverhaltnisses Leistungen der Sozialen Entschadigung,

2. wahrend des Dienstverhdaltnisses Leistungen des Kapitels 4 Abschnitt 3 und des Ka-
pitels 9 Abschnitt 1.

8104
Krankengeld der Sozialen Entschadigung fur Zivildienstgeschadigte

Zivildienstgeschadigte, die infolge einer Zivildienstschadigung arbeitsunfahig sind, er-
halten nach Beendigung des Zivildienstverhaltnisses Krankengeld der Sozialen Entschéa-
digung nach 8§ 47 mit folgenden Maf3gaben:

1. Zivildienstgeschadigte, die im Zeitpunkt der Beendigung des Zivildienstverhéaltnisses
infolge einer Zivildienstbeschadigung keine Erwerbstétigkeit ausgelibt haben, gelten
als arbeitsunfahig, wenn sie nicht oder nur mit der Gefahr, ihren Zustand zu ver-
schlimmern, fahig sind, einer Erwerbstatigkeit oder Berufsausbildung nachzugehen.
Als Zeitpunkt des Eintritts der Arbeitsunfahigkeit gilt der Zeitpunkt der Beendigung
des Zivildienstverhaltnisses.

2. Als vor Eintritt der Arbeitsunféhigkeit bezogenes Einkommen gelten zehn Achtel der
vor der Beendigung des Zivildienstverhaltnisses bezogenen Geld- und Sachbeziige
als Dienstpflichtiger. Hatte der Dienstpflichtige im letzten Kalendermonat vor dem fiir
den Diensteintritt festgesetzten Zeitpunkt Arbeitseinkommen bezogen, so ist dieses
Einkommen maf3gebend, sofern das fir ihn guinstiger ist.
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Kapitel 16

Einsatz von Einkommen und Vermégen

8 105
Grundsaétze

(1) Die Vorschriften dieses Kapitels gelten fir die Besonderen Leistungen im Einzel-
fall nach Kapitel 11 mit Ausnahme der Leistung zur Forderung einer Ausbildung nach
§ 94.

(2) Fir den Begriff und den Einsatz von Einkommen und Vermogen sowie die Ver-
pflichtungen anderer gelten das Elfte Kapitel des Zwoélften Buches sowie die hierzu erlas-
senen Verordnungen entsprechend, soweit in den folgenden Vorschriften nichts Abwei-
chendes geregelt ist.

(3) Einkommen und Vermégen sind nicht einzusetzen bei ausschlie3lich schadi-
gungsbedingtem Bedarf.

(4) Leistungen der Sozialen Entschadigung dirfen nicht von dem Einsatz von Ein-
kommen oder dem Einsatz oder der Verwertung von Vermdgen abhangig gemacht wer-
den, soweit dies im Einzelfall bei Berticksichtigung der besonderen Lage derjenigen Per-
son, die Einkommen oder Vermoégen einzusetzen oder zu verwerten hat, oder fir ihre
unterhaltsberechtigten Angehdrigen unbillig ware.

§ 106
Beriicksichtigung von Einkommen
(1) Nicht als Einkommen zu berilicksichtigen sind

1. Leistungen nach diesem Buch mit Ausnahme von Leistungen, die dem Ersatz von
Einkommen dienen, und

2. das Hinterbliebenengeld nach § 844 Absatz 3 des Burgerlichen Gesetzbuches.

(2) Ubergangsgeld und Unterhaltsbeihilfe gelten nur dann als Einkommen, wenn ne-
ben Leistungen nach § 62 Satz 1 Nummer 1 Besondere Leistungen im Einzelfall in Be-
tracht kommen.

(3) Als Einkommen gilt neben dem Einkommen der Berechtigten auch das Einkom-
men der nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten oder der Personen, die mit Berech-
tigten eine ehedhnliche Lebensgemeinschaft flihren, soweit es die fir die Berechtigten
maf3gebliche Einkommensgrenze nach 8§ 107 Absatz 1 (Ubersteigt. Bei minderjahrigen
unverheirateten Berechtigten ist zur Deckung des Bedarfs auch das Einkommen der El-
tern oder eines Elternteils einzusetzen, bei denen die Berechtigten leben. Abweichend
von Satz 2 ist Einkommen der Eltern oder eines Elternteils nicht zu bericksichtigen, so-
lange Berechtigte schwanger sind oder mindestens ein Kind bis zur Vollendung seines
sechsten Lebensjahres betreuen. Zahlungen auf Grund eines burgerlich-rechtlichen Un-
terhaltsanspruches sind insoweit Einkommen der Berechtigten, als das Einkommen der
Unterhaltspflichtigen die fir sie nach § 107 Absatz 1 zu ermittelnde Einkommensgrenze
Ubersteigt. Ist ein Unterhaltsbetrag gerichtlich festgesetzt, sind die darauf beruhenden
Zahlungen Einkommen der Berechtigten.
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§ 107
Einkommensgrenze

(1) Einkommen der Berechtigten ist nur einzusetzen, soweit es wahrend der Dauer
des Bedarfs im Monat eine Einkommensgrenze tbersteigt. Abweichend von den in § 85
Absatz 1 des Zwolften Buches genannten Betrégen sind hierbei zu berlicksichtigen

1. als Grundbetrag ein Betrag in Hohe des Dreifachen der Regelbedarfsstufe 1 nach der
Anlage zu § 28 des Zwdlften Buches,

2. die Aufwendungen fir die Unterkunft sowie

3. als Familienzuschlag ein Betrag in Héhe von 90 Prozent der Regelbedarfsstufe 1 fur
nicht getrennt lebende Ehegatten und fiur jede Person, die von Berechtigten oder de-
ren nicht getrennt lebenden Ehegatten Uberwiegend unterhalten wird.

Die Einkommensgrenze nach den Satzen 1 und 2 betrégt héchstens das Achtfache der
Regelbedarfsstufe 1 zuzliglich eines Betrags in Héhe von 75 Prozent des jeweiligen Fami-
lienzuschlags.

(2) Ist bei minderjahrigen unverheirateten Berechtigten zur Deckung des Bedarfs
auch das Einkommen der Eltern oder eines Elternteils einzusetzen, so werden die Ein-
kommen Berechtigter und ihrer Eltern oder eines Elternteils unabhangig voneinander be-
trachtet. Dabei gilt fir die Berechtigten die sich aus Absatz 1 ergebende Einkommens-
grenze. Fur die Eltern oder den Elternteil gilt eine eigene Einkommensgrenze, bei deren
Ermittlung die in Absatz 1 genannten Betrage zu berilicksichtigen sind. Werden beide Ein-
kommensgrenzen Uberschritten, so ist vorrangig das Einkommen der Berechtigten einzu-
setzen.

(3) Die Absiétze 1 und 2 gelten nicht bei Leistungen zum Lebensunterhalt.

§ 108
Beriicksichtigung von Vermdgen

(1) Als Vermdgen einzusetzen sind auch Ansparungen aus Leistungen nach diesem
Buch.

(2) Vermogenswerte aus Nachzahlungen von Entschadigungszahlungen nach die-
sem Buch bleiben flir einen Zeitraum von einem Jahr unberiicksichtigt.

(3) Von Berechtigten selbst oder zusammen mit ihren Angehérigen genutztes
Wohneigentum im Sinne des § 17 Absatz 2 des Wohnraumfdrderungsgesetzes ist nicht
zu verwerten.

(4) Bei minderjahrigen unverheirateten Berechtigten ist zur Deckung des Bedarfs
auch Vermogen der Eltern oder eines Elternteils einzusetzen oder zu verwerten. Abwei-
chend von Satz 1 ist Vermdgen der Eltern oder eines Elternteils nicht einzusetzen oder zu
verwerten, solange Berechtigte schwanger sind oder mindestens ein Kind bis zur Vollen-
dung seines sechsten Lebensjahres betreuen.
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§ 109
Verordnungserméachtigung

Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales wird erméchtigt im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, zu bestimmen, welche weiteren

1. Einkinfte nicht als Einkommen zu beriicksichtigen sind und wie das Einkommen im
Einzelnen zu berechnen ist,

2. Betrage von dem Einkommen abzusetzen sind sowie

3. Vermdgensgegenstande als Schonbetrdge zu bericksichtigen und in welcher H6he
kleinere Barbetrage oder sonstige Geldwerte nicht als Vermdgen einzusetzen oder zu
verwerten sind.

Kapitel 17

Anpassung

§ 110
Hohe und Zeitpunkt der Anpassung, Verordnungsermachtigung

(1) Die Hohe der Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9, der Betrag nach
§ 89 Absatz 8 Satz 1 sowie die Hohe der Einmalzahlungen nach § 102 Absatz 4 und 5
werden jeweils entsprechend dem Prozentsatz angepasst, um den sich der aktuelle Ren-
tenwert in der gesetzlichen Rentenversicherung verandert.

(2) Die sich durch die Anpassung ergebenden Betrage sind bis 0,49 Euro auf vol-
le Euro abzurunden und ab 0,50 Euro auf volle Euro aufzurunden.

(3) Die Anpassung erfolgt durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums fur Ar-
beit und Soziales mit Zustimmung des Bundesrates jeweils zum gleichen Zeitpunkt, zu
dem die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung angepasst werden.
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Kapitel 18

Organisation, Durchfiihrung und Verfahren

Abschnitt 1

Organisation und Durchfihrung

§111
Trager der Sozialen Entschadigung

Trager der Sozialen Entschadigung sind die Lander.

§112
Sachliche Zustéandigkeit

Sachlich zustéandig sind die nach Landesrecht bestimmten Behdrden. Die Zustandig-
keit kann auf gemeinsame Behdrden oder auf andere Trager tbertragen werden.

§ 113
Ortliche Zustandigkeit
(1) Die ortliche Zustandigkeit der Behtrden nach § 112 bestimmen die Lander.

(2) Bei der Entschadigung von Opfern einer Gewalttat nach den §§ 13 bis 15 ist das-
jenige Land zusténdig, in dem die antragstellende Person ihren Wohnsitz, bei Fehlen ei-
nes Wohnsitzes ihren gew6hnlichen Aufenthalt hat.

(3) Fur die Festsetzung nach § 8 Absatz 2 ist das Land zustandig, das Uber die An-
spruche aus dem letzten schadigenden Ereignis entscheidet.

(4) Bei der Entschadigung von Berechtigten nach 8 23 ist dasjenige Land zustandig,
in dem die antragstellende Person zum Zeitpunkt des Dienstbeginns ihren Wohnsitz, bei
Fehlen eines Wohnsitzes ihren gewohnlichen Aufenthalt hat.

(5) Bei der Entschadigung nach § 24 ist dasjenige Land zustandig, in dem die ur-
sachliche Schutzimpfung oder andere MaRnahme der spezifischen Prophylaxe vorge-
nommen wurde. Wurde die urséchliche Schutzimpfung oder andere MalRnahme der spezi-
fischen Prophylaxe im Ausland vorgenommen, ist dasjenige Land zustandig, in dem die
Antragstellerin oder der Antragsteller zum Zeitpunkt der Antragstellung ihren oder seinen
Wohnsitz, bei Fehlen eines Wohnsitzes ihren oder seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat.

(6) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechts-
verordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die ortliche Zusténdigkeit der
Behdrden fiir Personen, die ihren Wohnsitz oder gewoéhnlichen Aufenthalt im Ausland
haben, zu bestimmen.
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§114
Aufgaben des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales

(1) Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales wirkt auf die bundeseinheitliche
Durchfiihrung dieses Buches durch geeignete MalRnahmen hin.

(2) Das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales nimmt die Aufgaben der zentra-
len Kontaktstelle im Sinne des Artikels 16 der Richtlinie 2004/80/EG wabhr.

Abschnitt 2

Verfahren zur Prifung des Leistungsanspruchs

§ 115
Erleichtertes Verfahren bei Leistungen der Schnellen Hilfen

(1) Leistungen der Schnellen Hilfen werden in der Regel im Erleichterten Verfahren
erbracht.

(2) Im Erleichterten Verfahren genigt es, wenn eine summarische Prifung ergibt,
dass die antragstellende Person nach dem Recht der Sozialen Entschadigung an-
spruchsberechtigt sein kann. Dabei ist der im Antrag dargelegte Sachverhalt als wahr zu
unterstellen, wenn nicht dessen Unrichtigkeit offensichtlich ist.

(3) Im Erleichterten Verfahren wird weder eine Feststellung tiber die Richtigkeit oder
Unrichtigkeit des von der antragstellenden Person vorgetragenen Sachverhaltes noch
Uber das Bestehen oder Nichtbestehen weiterer, Uber die Schnellen Hilfen hinausgehen-
de Anspriche getroffen.

(4) Die Entscheidung zur Erbringung von Leistungen der Schnellen Hilfen ergeht un-
ter dem Vorbehalt des Widerrufs.

8116
Weiteres Verfahren

(1) Nach der Entscheidung im Erleichterten Verfahren wird gepruft, ob Anspriiche
auf Leistungen der Sozialen Entschadigung bestehen, es sei denn, die antragstellende
Person hat den Antrag ausdriicklich auf Schnelle Hilfen beschrankt.

(2) Ergibt die weitere Prufung, dass keine Leistungsanspriche der Sozialen Ent-
schadigung bestehen, wird der Antrag abgelehnt. Zugleich wird der Verwaltungsakt, der
zuvor im Erleichterten Verfahren ergangen ist, mit Wirkung fur die Zukunft widerrufen.

(3) Ergibt die weitere Prifung, dass Leistungsanspriiche der Sozialen Entschadi-
gung bestehen, erging im Erleichterten Verfahren aber ein nicht beglnstigender Verwal-
tungsakt, wird der im Erleichterten Verfahren ergangene Verwaltungsakt widerrufen und
Uber den Antrag neu entschieden.
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§117
Beweiserleichterungen

(1) Die Angaben der antragstellenden Person, die sich auf die mit der Schadigung im
Zusammenhang stehenden Tatsachen beziehen, sind, wenn Beweismittel nicht vorhan-
den oder nicht zu beschaffen oder ohne Verschulden der antragstellenden Person oder
ihrer Hinterbliebenen verlorengegangen sind, der Entscheidung zu Grunde zu legen, so-
weit sie nach den Umstanden des Falles glaubhaft erscheinen.

(2) Eine Tatsache ist glaubhaft gemacht, wenn bei mehreren ernstlich in Betracht zu
ziehenden Moglichkeiten das Vorliegen einer davon relativ am wahrscheinlichsten ist, weil
nach Gesamtwirdigung aller Umstande besonders viel flr diese Moglichkeit spricht.

(3) Die Verwaltungsbehotrde kann von der antragstellenden Person in besonderen
Fallen die Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung verlangen.

§118
Beiziehung von Unterlagen und Anhérung

(1) Mit Einwilligung der antragstellenden Person kann die zustandige Verwaltungs-
behtrde zur Aufklarung des Sachverhalts von o6ffentlichen, freien gemeinnitzigen und
privaten Krankenanstalten sowie Krankenanstalten offentlich-rechtlicher Koérperschaften
und Tragern der Sozialversicherung Krankenpapiere, Aufzeichnungen, Krankengeschich-
ten, Sektions- und Untersuchungsbefunde sowie Roéntgenbilder im erforderlichen MalRe
zur Einsicht beiziehen. Die Verwaltungsbehorde hat fur die Wahrung des arztlichen Be-
rufsgeheimnisses Sorge zu tragen. Unter denselben Voraussetzungen kann die Verwal-
tungsbehorde von privaten Arzten, die die antragstellende Person behandeln oder behan-
delt haben, Auskiinfte einholen und Untersuchungsunterlagen zur Einsicht beziehen.

(2) Die Verwaltungsbehorde ist befugt, von den Auskunftspersonen die eidesstattli-
che Versicherung zu verlangen, dass sie nach bestem Wissen die reine Wahrheit gesagt
und nichts verschwiegen haben. In gleicher Weise kann von den Sachverstandigen die
eidesstattliche Versicherung verlangt werden, dass sie das Gutachten unparteiisch und
nach bestem Wissen erstattet haben.

(3) Ist die Anhérung vor den zustandigen Verwaltungsbehdrden mit Schwierigkeiten
verbunden, namentlich wegen der Entfernung des Aufenthaltsorts der zu hérenden Per-
sonen vom Sitz der Verwaltungsbehdrde, so kann eine andere Verwaltungsbehoérde und,
wenn die Anhérung vor dieser ebenfalls Schwierigkeiten unterlage, eine andere Behdrde
um die Erledigung ersucht werden. Dasselbe gilt bei Gefahr im Verzug.

§119
Vorzeitige Leistungen und vorlaufige Entscheidung

(1) Bevor die Anspruchsvoraussetzungen nach § 4 festgestellt sind, konnen Ge-
schadigte Leistungen der Krankenbehandlung sowie Leistungen zur Teilhabe und Beson-
dere Leistungen im Einzelfall erhalten.

(2) Kann nach dem Ergebnis der Ermittlungen tber den Anspruch oder dessen Um-
fang noch nicht endgultig entschieden werden, sind jedoch die Voraussetzungen fir die
Bewilligung einzelner Leistungen mit Wahrscheinlichkeit gegeben, kann Uber die Erbrin-
gung vorlaufig entschieden werden. Voraussetzung hierfur ist, dass ein Antrag auf vorlau-
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fige Entscheidung vorliegt und ein berechtigtes Interesse an der vorlaufigen Entscheidung
besteht. Umfang und Grund der Vorlaufigkeit sind in der Entscheidung anzugeben. Nach
Abschluss der Ermittlungen ist unverziglich die endgtiltige Entscheidung zu treffen.

Abschnitt 3

Weitere Regelungen

§120
Anspriche gegen Schadensersatzpflichtige

(1) §116 des Zehnten Buches gilt fir den Ubergang eines Anspruchs der oder des
Berechtigten auf Ersatz eines Schadens auf den oder die jeweiligen Kostentrager der So-
zialen Entschadigung entsprechend.

(2) Ein Ersatzanspruch kann nicht zum Nachteil der oder des Berechtigten geltend
gemacht werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Schadensersatzleistungen der Schéa-
digerin oder des Schadigers oder eines Dritten nicht ausreichen, um den gesamten Scha-
den zu ersetzen. In diesen Fallen sind die Schadensersatzanspriiche der oder des Be-
rechtigten vorrangig gegenuber den Anspriichen des Kostentragers.

(3) Von der Geltendmachung des Ersatzanspruchs kann abgesehen werden, wenn
diese keinen Erfolg verspricht.

(4) Die Krankenkassen haben der Verwaltungsbehdrde die Tatsachen mitzuteilen,
aus denen sich ergibt, dass ein Dritter den Schaden verursacht hat. Auf Anfrage haben
die Krankenkassen und die Unfallkassen der Lander der Verwaltungsbehérde Angaben
dariiber zu machen, in welcher Hohe ihnen Kosten fiir Leistungen der Krankenbehand-
lung entstanden sind. Keine Angaben sind erforderlich fUr nichtstationdre arztliche Be-
handlungen und die Versorgung mit Arzneimitteln und Verbandmitteln.

§121
Erstattung von Leistungen durch 6ffentlich-rechtliche Stellen

Hat ein Trager der Sozialen Entschadigung Leistungen erbracht und stellt sich nach-
traglich heraus, dass eine andere offentlich-rechtliche Stelle, die nicht Leistungstrager
nach 8§ 12 des Ersten Buches ist, zur Leistung verpflichtet gewesen ware, hat die zur Leis-
tung verpflichtete Stelle die Aufwendungen zu erstatten. Der Umfang der Erstattung rich-
tet sich nach den Rechtsvorschriften, die fiir die verpflichtete Stelle gelten.

§122
Uberzahlung von Geldleistungen nach dem Tod der oder des Berechtigten
Hat der Trager der Sozialen Entschadigung Geldleistungen fur die Zeit nach dem Tod

der oder des Berechtigten zu Unrecht erbracht, gilt 8 118 Absatz 3 bis 4a des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.
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Kapitel 19

Bundesstelle fur Soziale Entschadigung

§123
Bundesstelle fir Soziale Entschadigung
Unter der Bezeichnung ,Bundesstelle flir Soziale Entschadigung” fuhrt das Bundes-

amt fur Soziale Sicherung die Aufgaben nach § 124 aus. Dabei unterliegt es der Fachauf-
sicht des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales.

§124
Aufgaben der Bundesstelle fir Soziale Entschadigung

(1) Die Bundesstelle fir Soziale Entschadigung nimmt Aufgaben des Bundes auf
dem Gebiet der Sozialen Entschadigung nach Mal3gabe der folgenden Absatze wahr.

(2) Die Bundesstelle fur Soziale Entschadigung ist zustéandig fir die
1. Aufgaben nach 8§ 60 Absatz 3 Satz 3 und 8§ 80 Absatz 3 Satz 3,

2. Aufgaben der zentralen Behdrde im Sinne des Artikels 12 Satz 2 des Europdischen
Ubereinkommens vom 24. November 1983 iiber die Entschadigung fiir Opfer von
Gewalttaten (BGBI. 1996 11 S. 1120, 1121) und

3. Aufgaben als Unterstiitzungsbehoérde im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 der Richtlinie
2004/80/EG.

(3) Die Bundesstelle fiir Soziale Entschadigung unterstitzt die Lander zur Wahrung
der bundeseinheitlichen Gesetzesanwendung bei der Aus- und Fortbildung im Bereich der
Sozialen Entschadigung.

(4) Die Bundesstelle fir Soziale Entschadigung unterstiitzt als Kompetenzzentrum
fur Soziale Entschadigung das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales bei Aufgaben
der Qualitatssicherung und bei der bundeseinheitlichen Durchfiihrung der Sozialen Ent-
schadigung insbesondere durch
1. die Begleitung der Umsetzung und Fortschreibung der Rechtsverordnung nach § 40,
2. die Organisation von Veranstaltungen des Bundesministeriums fir Arbeit und Sozia-

les fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Behorden und der Personen, die Leistun-

gen der Schnellen Hilfen erbringen,

3. die Organisation von Erfahrungsaustauschen des Bundesministeriums fir Arbeit und
Soziales fir Personen, die an der Durchfiihrung dieses Buches beteiligt sind,

4. die Entwicklung von Arbeitshilfen und Formularen,

5. das Fuhren eines Verzeichnisses von im Sozialen Entschadigungsrecht erfahrenen
medizinischen Gutachtern,

6. das Erstellen und Fuhren der amtlichen Statistik nach 8§ 126,
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7. die Erstellung des Berichts nach § 132 sowie
8. die Abwicklung von Forschungsprojekten im Bereich der Sozialen Entschadigung.

(5) Die Bundesstelle fiir Soziale Entschadigung erledigt weitere Aufgaben des Bun-
des, die mit den in Abséatzen 2 bis 4 genannten Aufgaben zusammenhangen und mit de-
ren Durchfiihrung sie vom Bundesministerium fir Arbeit und Soziales beauftragt wird.

(6) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 4 Nummer 2 bis 5 kann die Bun-
desstelle fur Soziale Entschadigung ganz oder teilweise auf Dritte Ubertragen oder sich
bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 4 Nummer 2 bis 8 durch Dritte unter-
stutzen lassen.

§ 125
Fachbeirat Soziale Entschadigung

(1) Der Fachbeirat berédt das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales und die
Bundesstelle fur Soziale Entschadigung in grundsatzlichen Fragen der Aufgabenwahr-
nehmung im Bereich der Sozialen Entschadigung.

(2) Mitglieder des Fachbeirats sind:

1. fanf Vertreterinnen oder Vertreter von Verbanden, die die Interessen von Gruppen
der Berechtigten der Sozialen Entschadigung wahrnehmen,

2. funf Vertreterinnen oder Vertreter der Lander und

3. vier Vertreterinnen oder Vertreter der Wissenschaft, die sich mit den medizinischen,
psychischen und sozialen Folgen schadigender Ereignisse im Sinne dieses Buches
beschaftigen.

Die Vertreterinnen oder Vertreter der Lander werden auf gemeinsamen Vorschlag der
Lander ernannt.

(3) Die Mitglieder des Fachbeirats werden fir einen Zeitraum von drei Jahren vom
Bundesministerium fur Arbeit und Soziales ernannt. Das Bundesministerium fur Gesund-
heit hat ein Vorschlagsrecht zur Benennung eines Mitglieds fur die Wahrnehmung der
Interessen von Impfgeschadigten. Das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen
und Jugend hat ein Vorschlagsrecht zur Benennung eines Mitglieds flur die Wahrnehmung
der Interessen der Betroffenen von sexualisierter Gewalt in Kindheit und Jugend. Scheidet
ein Mitglied vorzeitig aus, wird fiir den Rest der Amtszeit eine Nachfolgerin oder ein Nach-
folger berufen.

(4) Die Mitglieder des Fachbeirats sind ehrenamtlich tatig. Sie haben Anspruch auf
Erstattung ihrer notwendigen Auslagen.

(5) Der Fachbeirat arbeitet auf der Grundlage einer Geschéftsordnung, die das Bun-
desministerium fur Arbeit und Soziales erlasst.

(6) Die Geschaftsfiihrung des Fachbeirats erfolgt durch die Bundesstelle flr Soziale
Entschadigung.



-71 - Drucksache 351/19

Kapitel 20

Statistik und Bericht

8126
Amtliche Statistik
(1) Die Bundesstelle fur Soziale Entschadigung erstellt eine amtliche Statistik
zur Zahl der Leistungsempfangerinnen und Leistungsempfanger sowie
zu den Ausgaben und Einnahmen der Sozialen Entschadigung.

(2) Grundlage der amtlichen Statistik sind die Daten, die der Bundesstelle fiir Soziale

Entschadigung von den Tragern der Sozialen Entschadigung tGbermittelt werden.

(3) Die Bundesstelle fur Soziale Entschadigung legt die amtliche Statistik kalender-

halbjahrlich dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales vor und vero6ffentlicht sie in
geeigneter Form.

§ 127
Erhebungsmerkmale

(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses Buches und zu dessen Fortentwicklung

werden fir jede Leistungsempfangerin und jeden Leistungsempfanger folgende Merkmale

erhoben:

1. Geschlecht, Geburtsjahr, Staatsangehorigkeit und gewdhnlicher Aufenthaltsort,

2. das Land und die Kennnummer des zustandigen Trégers der Sozialen Entschadi-
gung,

3. die Zugehdrigkeit zu den Empfangergruppen
a) Geschadigte, aufgegliedert nach dem Grad der Schadigungsfolgen,
b) Angehdrige, Hinterbliebene und Nahestehende,

4. die Art des schadigenden Ereignisses:

a) Art der Gewalttat, aufgegliedert nach Gruppen von Straftatbestanden und Tater-
Opfer-Beziehung,

aa) Gewalttat im Inland oder
bb) Gewalttat im Ausland,
b) nachtragliche Weltkriegsauswirkung,

c) Schutzimpfung oder eine andere MalRnahme der spezifischen Prophylaxe, auf-
gegliedert nach:
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aa) Datum der Schutzimpfung oder der anderen MalRRnahme der spezifischen
Prophylaxe,

bb) Bezeichnung und Chargen-Bezeichnung des Impfstoffes oder der anderen
Mafnahme der spezifischen Prophylaxe sowie

cc) Name der Krankheit, gegen die geimpft oder eine andere MalRhahme der
spezifischen Prophylaxe getroffen wird,

das Vorliegen des Krankenversicherungsverhéltnisses und die Angabe, ob es sich
um eine gesetzliche oder private Krankenversicherung handelt,

die Art und Anzahl der erbrachten einmaligen Leistungen im Laufe des Erhebungs-
monats sowie die Art und Anzahl der erbrachten laufenden Leistungen zum letzten
Tag des Berichtsjahres,

die Zahl der Antréage im Erhebungsmonat, aufgegliedert nach Empfangergruppen,

die Zahl der im Erhebungsmonat erledigten Antrage, aufgegliedert nach

a) Leistungsempfangergruppen und

b) der Art der Erledigung,

(2) In den Fallen, die von der Richtlinie 2004/80/EG erfasst werden, werden zudem

folgende Merkmale erhoben:

1.

2.

die Staatsangehorigkeit der Person, die eine Entschadigungsleistung erhalt,
der Staat, in dem die gesundheitliche Schadigung eingetreten ist,
Art und Umfang der Entschadigungsleistung sowie

die Dauer des Verwaltungsverfahrens einschlief3lich eines etwaigen Widerspruchs-
verfahrens.

(3) Zusatzliche Erhebungsmerkmale von Absatz 1 Nummer 6 sind:

Schnelle Hilfen, aufgegliedert nach

a) Leistungen des Fallmanagements und

b) Leistungen in einer Traumaambulanz.

Leistungen der Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung, aufgegliedert nach
a) Krankenbehandlung,

b) ergéanzenden Leistungen der Krankenbehandlung,

¢) Versorgung mit Hilfsmitteln,

d) Krankengeld der Sozialen Entschadigung,

e) Beihilfen bei erheblicher Beeintrachtigung der Erwerbsgrundlage,

f)  Zuschusse bei Zahnersatz,



10.

11.

12.

13.
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g) Erstattung von Kosten bei selbst beschaffter Krankenbehandlung,

h) Erstattung von Kosten fiur Krankenbehandlung bei voribergehendem Auslands-
aufenthalt sowie

i) Beitrdgen zur Arbeitsférderung, zur gesetzlichen Rentenversicherung und zur Al-
terssicherung,

i) Reisekosten,

Leistungen zur Teilhabe, aufgegliedert nach

a) Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben,

b) unterhaltssichernden und anderen ergénzenden Leistungen,
c) Leistungen zur Teilhabe an Bildung sowie

d) Leistungen zur Sozialen Teilhabe,

Leistungen bei Pflegebediirftigkeit,

Leistungen bei Blindheit,

Entschadigungszahlungen an Geschadigte, aufgegliedert nach
a) monatlichen Entschadigungszahlungen und

b) Abfindungen,

Entschadigungszahlungen an Witwen und Witwer, aufgegliedert nach
a) monatlichen Entschadigungszahlungen und

b) Abfindungen,

monatliche Entschadigungszahlungen an Waisen,
Berufsschadensausgleich,

Besondere Leistungen im Einzelfall, aufgegliedert nach

a) Leistungen zum Lebensunterhalt,

b) der Leistung zur Férderung einer Ausbildung,

c) Leistungen zur Weiterfihrung des Haushalts sowie

d) Leistungen in sonstigen Lebenslagen,

Leistungen bei Uberfiihrung und Bestattung,

Ausgleich in Harteféllen sowie

Leistungen nach den Vorschriften zu Besitzstanden, aufgegliedert nach
a) der Zugehorigkeit zu den Empfangergruppen

aa) Geschadigte oder
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bb) Nichtgeschadigte,
b) der jeweiligen Vorschrift zu Besitzstdnden des Kapitels 23 sowie

c) der Art des schadigenden Ereignisses.

§128
Erhebungsmerkmale zu den Ausgaben und Einnahmen der Sozialen Entschadigung
Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses Buches und zu dessen Fortentwicklung
werden folgende Merkmale zu den Ausgaben und Einnahmen der Sozialen Entschadi-

gung erhoben:

1. die Ausgaben, aufgegliedert nach den in § 127 Absatz 3 genannten zusatzlichen Er-
hebungsmerkmalen, sowie

2. die Einnahmen, aufgegliedert nach Einnahmearten, jeweils im Inland und Ausland.

8129
Hilfsmerkmale
Hilfsmerkmale sind:
1. Name und Anschrift des Auskunftspflichtigen sowie

2. Name, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der fur eventuelle Rickfragen zur Verfi-
gung stehenden Person.

§ 130
Stichtag fur die Erhebungen

Stichtag fUr die Erhebungen ist der letzte Kalendertag des jeweiligen Monats.

§131
Auskunftspflicht, Ubermittlung statistischer Daten

(1) Fur die Erhebungen besteht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtig sind die fur die
Durchfiihrung der Sozialen Entschadigung sachlich zustandigen Stellen. Die Angaben zu
den Hilfsmerkmalen nach § 129 Nummer 2 sind freiwillig.

(2) Die Auskunftspflichtigen tbermitteln die Datensétze aus der Erhebung monatlich
in elektronischer Form an die Bundesstelle fiir Soziale Entschadigung. Diese Daten dir-
fen bei der Bundesstelle fiir Soziale Entschadigung ausschlieRlich fir statistische Zwecke
und durch eine von Verwaltungsaufgaben rédumlich, organisatorisch und personell ge-
trennte Einheit genutzt werden.
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(3) Die Bundesstelle fur Soziale Entschadigung stellt die monatlichen Meldungen
unverzlglich in elektronischer Form fir Zwecke der Planung dem Bundesministerium fur
Arbeit und Soziales zur Verfiigung.

(4) Tabellen mit statistischen Ergebnissen nach 8§ 126 dirfen an die Bundesstelle fir
Soziale Entschadigung und die fachlich zustandigen obersten Bundesbehérden fiir die
Verwendung gegeniber den gesetzgebenden Kdérperschaften und fur Zwecke der Pla-
nung, jedoch nicht fir die Regelung von Einzelféllen, tGbermittelt werden. Dies gilt auch
soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen. Tabellen, deren Tabellenfelder
nur einen einzigen Fall ausweisen, dirfen nur dann Gbermittelt werden, wenn sie nicht
differenzierter als auf Regierungsbezirksebene, bei Stadtstaaten auf Bezirksebene, aufbe-
reitet sind.

8132
Bericht

(1) Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag einen Bericht Uber die
Auswirkungen dieses Buches sowie Uber die gegebenenfalls notwendige Weiterentwick-
lung dieser Vorschriften vor. Der Bericht darf keine personenbezogenen Daten enthalten.

(2) Der Bericht ist erstmals bis zum ...[einsetzen: vier Jahre nach Inkrafttreten des
Gesetzes] und sodann alle vier Jahre vorzulegen.

Kapitel 21

Kostentragung

§ 133
Aufteilung der Kosten zwischen Bund und Landern

Der Bund tragt die Ausgaben fir Geldleistungen wegen schadigender Ereignisse im
Geltungsbereich dieses Buches nach Kapitel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 1 zu 40 Pro-
zent, die Lander zu 60 Prozent. Die Ausgaben fir Sachleistungen tragen die Lander in
voller Hohe. Geldbetrége, die zur Abgeltung oder an Stelle einer Sachleistung gezahit
werden, gehoren nicht zu den Geldleistungen. Soweit die Kostentrdgerschaft bei den
Landern liegt, ist Kostentrager das nach § 113 zustéandige Land.

§ 134
Kostentragung durch den Bund

(1) Der Bund tragt die  Ausgaben fiur Leistungen nach  Kapi-
tel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 1 in voller Hohe, wenn der oder die Geschadigte zur Tat-
zeit den Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt nicht im Geltungsbereich dieses Buches
hatte. Das Gleiche gilt, wenn die Schadigung auf einem deutschen Schiff, einem deut-
schen Luftfahrzeug oder an einem Ort im Ausland eingetreten ist.

(2) Der Bund tragt die  Ausgaben flir Leistungen nach  Kapi-
tel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 und Unterabschnitt 3 in voller Hohe.



Drucksache 351/19 -76 -

§135
Kostentragung durch die Lander

(1) Die Lander tragen die Ausgaben fur Leistungen nach Kapi-
tel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 4 in voller Hohe.

(2) Verpflichtet zur Zahlung der Entschadigung nach 8§ 24 ist das nach § 113 Ab-
satz 5 zustandige Land.

§ 136
Kostentragung beim Zusammentreffen von Anspriichen

In den Fallen des § 8 Absatz 2 sind die Kosten, die durch das Hinzutreten einer wei-
teren Schadigung verursacht werden, von dem Land zu tragen, das fur die Entscheidung
Uber Anspriiche aus der weiteren Schadigung zustandig ist.

Kapitel 22

Ubergangsvorschriften

§ 137
Zeitlicher Geltungsbereich

Dieses Buch gilt fir Antradge auf Leistungen der Sozialen Entschadigung, die ab dem
[einsetzen: Tag des Inkrafttretens] gestellt werden, soweit die Vorschriften dieses Kapitels
nichts Abweichendes bestimmen.

§138
Besonderer zeitlicher Geltungsbereich fir Opfer von Gewalttaten

(1) Personen, die in der Zeit vom 16. Mai 1976 bis [einsetzen: Tag des Aul3erkraft-
tretens des Opferentschadigungsgesetzes] geschadigt worden sind, erhalten Leistungen
nach diesem Buch, wenn die Voraussetzungen nach dem Opferentschadigungsgesetz in
der zum Tatzeitpunkt geltenden Fassung erflillt waren. Wurde die Schadigung durch meh-
rere Taten herbeigefiihrt, findet diese Vorschrift Anwendung, wenn die letzte Tat in dem
in Satz 1 genannten Zeitraum stattgefunden hat.

(2) Hinterbliebene einer in der Zeit vom 16. Mai 1976 bis [einsetzen: Tag des Auler-
krafttretens des Opferentschadigungsgesetzes] geschadigten Person erhalten Leistungen
nach diesem Buch, wenn fir die geschadigte Person die Voraussetzungen nach Absatz 1
erfallt waren.

(3) Personen, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 bis 15. Mai 1976 geschadigt worden
sind, erhalten Leistungen nach diesem Buch, wenn sie
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1. die Voraussetzungen nach dem Opferentschadigungsgesetz in der zum [einsetzen:
Tag des Aulerkrafttretens des Opferentschadigungsgesetzes] geltenden Fassung er-
fullen,

2. allein in Folge dieser Schadigung einen Grad der Schadigungsfolgen von mindestens
50 haben,

3. bedurftig sind und
4. ihren Wohnsitz oder gewbhnlichen Aufenthalt im Inland haben.

Bedurftig sind Personen, wenn sie nicht oder nicht ausreichend in der Lage sind, ihren
Lebensunterhalt aus ihrem Einkommen und Vermégen zu decken. Fur den Einsatz von
Einkommen und Vermdgen gilt Kapitel 16. Die Entschadigung umfasst alle nach diesem
Buch vorgesehenen Leistungen mit Ausnahme des Berufsschadensausgleichs.

(4) Hinterbliebene einer in der Zeit vom 23. Mai 1949 bis 15. Mai 1976 geschadigten
Person erhalten Leistungen fiir Hinterbliebene nach diesem Buch, solange sie bediirftig
sind und ihren Wohnsitz oder standigen Aufenthalt im Inland haben. Absatz 3 Satz 2 und
3 gilt entsprechend.

(5) Indem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet gilt dieses Buch nur
fir Anspriiche aus Taten, die nach dem 2. Oktober 1990 begangen worden sind. Die Ab-
sétze 1 und 2 gelten entsprechend. Die Absétze 3 und 4 gelten mit der Mal3gabe, dass
auf die Zeit vom 7. Oktober 1949 bis zum 2. Oktober 1990 abgestellt wird.

(6) Fur Taten vor dem 23. Mai 1949 werden keine Leistungen nach diesem Buch er-
bracht. In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet gilt dies flr Taten vor
dem 7. Oktober 1949.

§ 139
Besonderer zeitlicher Geltungsbereich fur Kriegsopfer beider Weltkriege

Personen, die vor dem ...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Buches] gescha-
digt worden sind, erhalten Leistungen nach diesem Buch, wenn die Voraussetzungen
nach dem Bundesversorgungsgesetz in der bis zum [einsetzen: Tag des AuRerkrafttre-
tens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung erflillt waren. Die monatliche
Entschadigungszahlung wird erbracht, ohne dass in diesem Zeitraum gepruft wird, ob die
Anspruchsvoraussetzungen weiterhin vorliegen.

8§ 140
Besonderer zeitlicher Geltungsbereich fur Zivildienstgeschadigte

Personen, die vor dem ...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Buches] geschéa-
digt worden sind, erhalten Leistungen nach diesem Buch, wenn die Voraussetzungen
nach dem Zivildienstgesetz in der bis zum [einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des
BVG] geltenden Fassung erflillt waren.
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§ 141

Besonderer zeitlicher Geltungsbereich fir Geschadigte durch Schutzimpfungen
oder einer anderen MaRnahme der spezifischen Prophylaxe

Personen, die vor dem Inkrafttreten dieses Buches geschéadigt worden sind, erhalten
Leistungen nach diesem Buch, wenn die Voraussetzungen nach 8 60 des Infektions-
schutzgesetzes in der bis zum ...[einsetzen: Tag des AuRerkrafttretens des § 60 Infekti-
onsschutzgesetzes] geltenden Fassung erflllt waren. Hinterbliebene einer bis zum [ein-
setzen: Tag des Aulerkrafttretens des 8§ 60 Infektionsschutzgesetzes] geschadigten Per-
son erhalten Leistungen nach diesem Buch, wenn fir die geschadigte Person die Voraus-
setzungen nach Satz 1 erfillt waren.

Kapitel 23

Vorschriften zu Besitzstanden

Abschnitt 1

Grundsdadtze und Leistungen

§ 142
Grundsatze

(1) Personen, deren Anspriiche nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach ei-
nem Gesetz, das das Bundesversorgungsgesetz ganz oder teilweise fir anwendbar er-
klart, in der bis zum ...[einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des Bundesversorgungsge-
setzes] geltenden Fassung bis zum ...[einsetzen: Tag des AuRRerkrafttretens des Bundes-
versorgungsgesetzes] bestandskraftig festgestellt sind, erhalten diese Leistungen nach
dem Bundesversorgungsgesetz oder nach dem Gesetz, das das Bundesversorgungsge-
setz fur anwendbar erklart, in der am ... [einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des Bun-
desversorgungsgesetzes] geltenden Fassung weiter, soweit dieses Kapitel nichts Abwei-
chendes bestimmt. Kurzfristige Unterbrechungen im Leistungsbezug unmittelbar vor dem
...[einsetzen: Tag des Aulerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] lassen die An-
spruche auf Leistungen nach Satz 1 jeweils unbertihrt.

(2) Uber einen bis zum ...[einsetzen: Tag des AuRerkrafttreten Bundesversorgungs-
gesetzes] gestellten und nicht bestandskréftig beschiedenen Antrag auf Leistungen nach
dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem Gesetz, das das Bundesversorgungs-
gesetz ganz oder teilweise fur anwendbar erklart, ist nach dem im Zeitpunkt der Antrag-
stellung geltenden Recht zu entscheiden. Wird hierbei ein Anspruch festgestellt, werden
ebenfalls Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 erbracht.

(3) Abweichend von den Absatzen 1 und 2 kénnen im Rahmen des Wahlrechts nach
§ 152 Leistungen nach den Kapiteln 1 bis 22 in Anspruch genommen werden.



-79 - Drucksache 351/19

§ 143
Heil- und Krankenbehandlung

(1) Geschadigte, deren Anspruch auf Heilbehandlung nach dem Bundesversor-
gungsgesetz oder nach einem Gesetz, das das Bundesversorgungsgesetz ganz oder
teilweise fur entsprechend anwendbar erklart, bestandskraftig festgestellt worden ist, er-
halten ab ...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch]
Leistungen der Krankenbehandlung nach Kapitel 5. 8§ 45 und die 88 54 bis 61 gelten ent-
sprechend.

(2) Abweichend von Absatz 1 erhalten Geschadigte, deren Anspruche auf einzelne
Leistungen der Heilbehandlung nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem
Gesetz, das das Bundesversorgungsgesetz ganz oder teilweise fir entsprechend an-
wendbar erklart, bis zum ..[einsetzen: Tag des AulRerkrafttretens des Bundesversor-
gungsgesetzes] bestandskraftig festgestellt worden sind, diese Leistungen in dem bewil-
ligten Umfang. Dies gilt auch fur Anspriiche auf einzelne Leistungen der Heilbehandlung,
die bis zum [einsetzen: Tag des AulRerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] be-
antragt, aber noch nicht bestandskréftig beschieden worden sind.

(3) Personen, deren Anspriche auf einzelne Leistungen der Krankenbehandlung
nach dem Bundesversorgungsgesetz oder eines Gesetzes, das das Bundesversorgungs-
gesetz ganz oder teilweise fur entsprechend anwendbar erklart, bis zum ...[einsetzen:
Tag des Aulerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] bestandskraftig festgestellt
worden sind, erhalten fir sich oder die jeweils berechtigten Leistungsempfangerinnen und
Leistungsempféanger diese Leistungen in dem bewilligten Umfang. Dies gilt auch fur An-
spruche auf einzelne Leistungen der Krankenbehandlung, die bis zum ...[einsetzen: Tag
des Aulerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] beantragt, aber noch nicht be-
standskréaftig beschieden worden sind.

(4) Zustandig fur die Erbringung der Leistungen nach den Absétzen 2 und 3 bleiben
die bis zum AuBRerkraftteten des Bundesversorgungsgesetzes zustandigen Verwaltungs-
behorden oder Krankenkassen.

(5) Den Krankenkassen werden von der zusténdigen Verwaltungsbehdrde halbjahr-
lich die Aufwendungen erstattet, die ihnen nach den Absatzen 2 und 3 entstehen. Als an-
gemessene Verwaltungskosten werden ihnen von der zustandigen Verwaltungsbehérde
halbjahrlich 5 Prozent des Erstattungsbetrages nach Satz 1 erstattet.

§ 144
Geldleistungen

(1) Berechtigte nach § 142 Absatz 1, die im ...[einsetzen: Monat des Aul3erkrafttre-
tens des Bundesversorgungsgesetzes] Geldleistungen bezogen haben, erhalten einen
monatlichen Betrag, der sich aus der Summe dieser Geldleistungen ergibt. Geldleistun-
gen im Sinne des Satzes 1 sind folgende Leistungen nach dem Bundesversorgungsge-
setz in der am ... [einsetzen: Tag des AulRerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes]
geltenden Fassung:
1. die Fuhrzulagen nach § 14,
2. der Pauschalbetrag fur Kleider- und Wéascheverschleil nach § 15,

3. der Berufsschadensausgleich nach § 30 Absatz 3 bis 12,
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4. die Grundrente nach § 31 Absatz 1 Satz 1 und den 88 38, 40, 42, 45, 46,
5. die Alterszulage nach 8§ 31 Absatz 1 Satz 2,

6. die Schwerstbeschéadigtenzulage nach § 31 Absatz 4,

7. die Ausgleichsrente nach den 88 32, 34, 41, 47,

8. der Ehegattenzuschlag nach § 33a,

9. der Kinderzuschlag nach § 33b,

10. die Pflegezulage nach § 35 Absatz 1,

11. der nach § 35 Absatz 6 Satz 2 den Beschadigten und Hinterbliebenen von den Ver-
sorgungsbeziigen zu belassende Betrag,

12. der Schadensausgleich nach § 40a,

13. der Pflegeausgleich nach § 40b,

14. die Witwen- und Waisenbeihilfe nach § 48 sowie
15. die Elternrente nach den 88 49 bis 52.

Der sich nach Satz 2 ergebende Betrag wird um 25 Prozent erhéht. Bei der Berechnung
der von Einkommen beeinflussten Leistungen nach Satz 2 bleiben Anrechnungen von
einmaligen Leistungen im Wege der Verrentung unbericksichtigt. Ist eine Grundrente
kapitalisiert nach § 72 Bundesversorgungsgesetz oder nach 8§ 1 Absatz 1 Rentenkapitali-
sierungsgesetz-KOV, verringert sich der Betrag nach Absatz 1 wahrend des Abfindungs-
zeitraums um den kapitalisierten Betrag.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 Satz 1 und 2 erlischt
1. bei Witwen durch Wiederverheiratung einer Witwe oder eines Witwers,

2. bei Waisen durch Wegfall der Voraussetzungen nach § 45 des Bundesversorgungs-
gesetzes in der bis zum ...[einsetzen: Tag des Aulerkrafttretens des Bundesversor-
gungsgesetzes] geltenden Fassung.

(3) Der Betrag nach Absatz 1 Satz 1 und 2 verringert sich um folgende Anteile, wenn
die Anspruchsvoraussetzungen der folgend genannten Leistungen dem Grunde nach
wegfallen:

1. den Anteil des Ehegattenzuschlags nach § 33a,

2. den Anteil des Kinderzuschlags nach § 33b

des Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum ...[einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens
des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung.

(4) Fir Berechtigte nach § 137 Absatz 2 gilt Absatz 1 entsprechend, wenn fir
...[einsetzen: Monat des AulRerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] ein An-
spruch auf die in Absatz 1 genannten Geldleistungen festgestellt wird.
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§ 145
Befristete oder auf Zeit erbrachte Leistungen
(1) Berechtigte nach § 142 Absatz 1 oder Absatz 2, die

1. im ...[einsetzen: Monat des Aul3erkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] be-
fristete Geldleistungen oder befristete Sachleistungen nach dem Bundesversor-
gungsgesetz in der am ...[einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des Bundesversor-
gungsgesetzes] geltenden Fassung oder nach einem Gesetz, das das Bundesver-
sorgungsgesetz ganz oder teilweise fiir entsprechend anwendbar erklart, bezogen
haben, und

2. binnen zwei Wochen nach Ablauf der Befristung die Weiterbewilligung der Leistung
nach dem Bundesversorgungsgesetz in der am ...[einsetzen: Tag des Aul3erkrafttre-
tens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung oder nach einem Gesetz,
das das Bundesversorgungsgesetz ganz oder teilweise fir entsprechend anwendbar
erklart, in der am ...[einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des Bundesversorgungs-
gesetzes] geltenden Fassung beantragen,

erhalten die bezogenen Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz in der am ...
[einsetzen: Tag des AuBerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fas-
sung oder nach einem Gesetz, das das Bundesversorgungsgesetz ganz oder teilweise fir
entsprechend anwendbar erklart, weiter bis langstens zum 31. Dezember 2031.

(2) Leistungen im Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere folgende Leistungen
nach dem Bundesversorgungsgesetz in der am ...[einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens
des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung:

1. die Hilfe zur Pflege nach § 26c,

2. die Leistungen zur Weiterfiihrung des Haushalts nach § 26d fiir Hinterbliebene,
3. die Erziehungsbeihilfe nach § 27,

4. die Ergdnzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27a fur Hinterbliebene sowie

5. die Eingliederungshilfe fir Menschen mit Behinderungen nach § 27d Absatz 1 Num-
mer 3.

(3) Soweit die Weiterbewilligung der Leistung fir Zeiten ab dem ...[einsetzen: Tag
des Inkrafttretens des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch] beantragt wird, richtet sich
der Einsatz von Einkommen und Vermdgen nach dem Bundesversorgungsgesetz und
nach der Verordnung zur Kriegsopferfirsorge jeweils in der am ... [einsetzen: Tag des
Aulerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes und der Verordnung zur Kriegsopfer-
fursorge] geltenden Fassung mit der folgenden Maf3gabe, dass:

1. an die Stelle der Einkommensgrenze nach § 25e Absatz 1 in der am ... [einsetzen:
Tag des Aulerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung des
Bundesversorgungsgesetzes die Einkommensgrenze nach § 107 Absatz 1 tritt,

2. an die Stelle des Grundbetrags nach § 27d Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 des Bundes-
versorgungsgesetzes in der am ... [einsetzen: Tag des Aullerkrafttretens des Bun-
desversorgungsgesetzes] geltenden Fassung ein Betrag in Hohe des Vierfachen der
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu 8§ 28 des Zwdlften Buches tritt,

3. an die Stelle des Grundbetrags nach § 27d Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Bundes-
versorgungsgesetzes in der am ... [einsetzen: Tag des Aulerkrafttretens des Bun-
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desversorgungsgesetzes] geltenden Fassung ein Betrag in Hohe des Achtfachen der
Regelbedarfsstufe 1 tritt,

4. an die Stelle der Einkommensfreibetrage nach der Verordnung zur Kriegsopferfiirsor-
ge in der am ... [einsetzen: Tag des AulRerkrafttretens der Verordnung zur Kriegsop-
ferfirsorge] geltenden Fassung die Einkommensfreibetrage der Verordnung nach
§ 109 treten und

5. an die Stelle der Vermdgensschonbetrdge nach 8§ 25f des Bundesversorgungsgeset-
zes in der am ... [einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des Bundesversorgungsge-
setzes] geltenden Fassung in Verbindung mit der Verordnung zur Kriegsopferfursorge
in der am ... [einsetzen: Tag des AulRerkrafttretens der Verordnung zur Kriegsopfer-
fursorge] geltenden Fassung die Vermoégensschonbetrdge der Verordnung nach
§ 109 treten.

(4) Die Abséatze 1 bis 3 gelten nicht, wenn die Leistungen nach Kapitel 1 bis 22 er-
bracht werden kdnnen und diese fir die Berechtigten mindestens gleichwertig sind.

§ 146
Pflegeleistungen fiir Geschadigte

(1) Personen, die Leistungen nach § 35 Absatz 2 und 6 des Bundesversorgungsge-
setzes in der am ... [einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des Bundesversorgungsgeset-
zes] geltenden Fassung erhalten haben oder nach § 142 Absatz 2 erhalten wirden, erhal-
ten ab dem ...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Vierzehnten Buches Sozialgesetz-
buch] Leistungen nach Kapitel 7.

(2) Personen, die bis zum ...[einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des Bundesver-
sorgungsgesetzes] Leistungen der Pflegezulage nach § 35 Absatz 1 Bundesversorgungs-
gesetz erhalten haben, kénnen nach Feststellung des monatlichen Betrags nach § 144
Leistungen im Sinne des Absatzes 1 beantragen. Der monatliche Betrag nach 8 144 ist
dann um den Betrag zu mindern, der der Pflegezulage nach 8§ 35 Absatz 1 Bundesversor-
gungsgesetz im ... [einsetzen: Monat des Aulerkrafttretens des Bundesversorgungsge-
setzes] entsprach.

§ 147
Pflegeausgleich bei langjahriger schadigungsbedingter Pflege
Witwen und Witwer erhalten einen monatlichen Pflegeausgleich, wenn
1. die oder der Geschadigte schadigungsbedingt pflegebedurftig war,

2. sie die Geschadigte oder den Geschadigten wahrend ihrer Ehe bereits vor Inkrafttre-
ten dieses Buches gepflegt haben und

3. die Pflegezeit insgesamt mehr als zehn Jahre betragen hat.

Der monatliche Pflegeausgleich betragt fur jedes Jahr der Giber zehn Jahre hinausgehen-
den Pflegezeit 20 Euro. Kalendermonate, in denen die Pflege nicht unentgeltlich geleistet
wurde, werden dabei nicht mitgezéhlt. Die anzurechnende Gesamtpflegezeit wird auf volle
Jahre aufgerundet.
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§ 148

Monatliche Entschadigungszahlung fur Witwen und Witwer bei nicht schadigungs-
bedingtem Tod

(1) Witwen und Witwer eines oder einer nicht schadigungsbedingt verstorbenen Ge-
schadigten erhalten eine monatliche Entschadigungszahlung, wenn

1. die Schadigung bereits vor dem Inkrafttreten dieses Buches eintrat,
2. die Ehe bereits vor Inkrafttreten dieses Buches bestand und

3. der oder die Geschadigte aufgrund der Schadigungsfolgen gehindert war, eine ent-
sprechende Erwerbstatigkeit auszuliiben und dadurch die von dem oder der Gescha-
digten abgeleitete Witwenrente oder Witwerrente aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung nachweislich um mindestens zehn Prozent gemindert ist.

(2) Die monatliche Entschadigungszahlung betragt 500 Euro. Sie betragt 750 Euro
fur Witwen und Witwer von Geschadigten mit einem Grad der Schadigungsfolgen von
100.

(3) Berechtigte nach Absatz 1 erhalten auf Antrag eine Abfindung anstelle der mo-
natlichen Entschadigungszahlung. Der Antrag ist innerhalb eines Jahres nach Bewilligung
der Entschadigungszahlung zu stellen.

(4) Die Abfindung betragt 60 000 Euro bei einer monatlichen Entschadigungszahlung
nach Absatz 2 Satz 1, 90 000 Euro bei einer monatlichen Entschadigungszahlung nach
Absatz 2 Satz 2.

(5) Auf die Abfindung sind bereits geleistete monatliche Entschadigungszahlungen
anzurechnen. Mit der Zahlung der Abfindung sind alle Anspriiche auf die monatlichen
Entschadigungszahlungen bei nicht schadigungsbedingtem Tod abgegolten.

Abschnitt 2

Neufeststellungen und Anpassung

§ 149
Neufeststellungen

(1) Neufeststellungen zur Anspruchsberechtigung und zum Grad der Schadigungs-
folgen erfolgen auf Antrag und richten sich nach den Kapiteln 1 bis 22. Neufeststellungen
kénnen auch von Amts wegen erfolgen.

(2) Konnten nach Kapitel 1 bis 22 keine oder geringere Leistungen als vor Stellung
des Neufeststellungsantrags beansprucht werden, werden mindestens die nach diesem
Kapitel vor Stellung des Neufeststellungsantrags bezogenen Leistungen weiter erbracht.
Dies gilt nicht, wenn sich die nicht mehr bestehende Anspruchsberechtigung oder der
geringere Leistungsumfang aus einer festgestellten Verringerung des Grades der Schadi-
gungsfolgen ergeben.



Drucksache 351/19 -84 -

§ 150
Anpassung, Verordnungserméchtigung

Der nach den 88 144 und 145 festgestellte Geldbetrag wird jeweils entsprechend
dem Prozentsatz angepasst, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen
Rentenversicherung verandert. Die sich nach Satz 1 ergebenden Betrdge sind bis
0,49 Euro auf volle Euro abzurunden und ab 0,50 Euro auf volle Euro aufzurunden. Die
Anpassung erfolgt durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums fir Arbeit und Sozia-
les mit Zustimmung des Bundesrates jeweils zum gleichen Zeitpunkt, zu dem die Renten
der gesetzlichen Rentenversicherung angepasst werden.

Abschnitt 3

Vertrauensschutz fiur die Absicherung gegen Krank-
heit

§151
Absicherung gegen Krankheit

(1) Personen, die bis zum ...... [einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Vierzehnten
Buches] nach § 10 des Bundesversorgungsgesetzes oder in entsprechender Anwendung
des § 10 des Bundesversorgungsgesetzes Leistungen der Heil- oder Krankenbehandlung
fur Nichtschadigungsfolgen erhalten haben, haben hinsichtlich der Behandlung von Nicht-
schadigungsfolgen Anspruch auf Leistungen bei Krankheit nach dem Dritten Kapitel des
Funften Buches. §44 Absatz 2 gilt entsprechend. Anspriiche nach § 143 bleiben
von Satz 1 unberihrt. Die Leistungen nach Satz 1 erbringt flr die zustandige Verwal-
tungsbehdrde die Krankenkasse, die von der Person entsprechend 8 173 des Funften
Buches gewahlt wurde. § 45 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. Die Berechtigten erhalten
von der gewahlten Krankenkasse eine elektronische Gesundheitskarte nach § 291 des
Finften Buches.

(2) Den Krankenkassen werden von der zustandigen Verwaltungsbehérde halbjahr-
lich die Aufwendungen erstattet, die ihnen durch die Ubernahme der Leistungen nach
Absatz 1 entstehen. Als angemessene Verwaltungskosten werden ihnen von der zustan-
digen Verwaltungsbehdrde halbjahrlich 5 Prozent des Erstattungsbetrages nach Satz 1
erstattet.

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 ruht fir die Dauer einer Mitgliedschaft in der gesetz-
lichen Krankenversicherung.
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Abschnitt 4

Wahlrecht

8§ 152
Wahlrecht

(1) Anstelle der Leistungen nach diesem Kapitel kdnnen Berechtigte nach § 142 die
Erbringung von Leistungen nach den Kapiteln 1 bis 22 wahlen. In diesem Fall gelten die
bisher anerkannten Schadigungsfolgen sowie die Feststellung des Grades der Schadi-
gungsfolgen fur die Entscheidung Uber die Leistungen nach den Kapiteln 1 bis 22 als
rechtsverbindlich festgestellt.

(2) Das Wabhlrecht ist innerhalb von zwélf Monaten nach Eintritt der Bestandskraft

der Entscheidung uber Leistungen nach diesem Kapitel auszuiiben. Die Ausibung des
Wahlrechts ist unwiderruflich.

8153
Schriftform

Die Geltendmachung des Wahlrechts bedarf der Schriftform und ist gegeniber dem
Trager der Sozialen Entschadigung zu erklaren.

Abschnitt 5

Anrechnung

§ 154
Anrechnungsvorschrift

Geldleistungen nach diesem Kapitel bleiben bei anderen Sozialleistungen und bei
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz als Einkommen unberticksichtigt, so-
weit sie den Betrag einer Grundrente nach 8§ 31 Absatz 1 Satz 1 des Bundesversorgungs-
gesetzes in der am ... [einsetzen: Tag des AuRRerkrafttretens des Bundesversorgungsge-
setzes] geltenden Fassung nach einem Grad der Schéadigungsfolgen von 100 zuziglich
der seitdem vollzogenen Anpassungen nach § 149 nicht Uberschreiten.
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Abschnitt 6

Kostentragung und Zustandigkeit

§ 155
Kostentragung

(1) Der Bund tragt die Kosten firr Leistungen an Personen, deren nach § 142 festge-

stellter Anspruch am ...[einsetzen: Tag des AulBerkrafttretens des Bundesversorgungsge-
setzes]

1.

auf dem Bundesversorgungsgesetz oder dem Haftlingshilfegesetz beruhte, in Hohe
von 94,5 Prozent der Ausgaben, die den Landern entstehen,

auf dem Zivildienstgesetz beruhte, in voller Hoéhe,

auf dem Opferentschadigungsgesetz beruhte, in Hohe von 40 Prozent der Ausgaben,
die den Landern durch Geldleistungen entstehen,

auf dem Opferentschadigungsgesetz beruhte, in voller H6he, wenn die Vorausset-
zungen von § 4 Absatz 2 Opferentschadigungsgesetz erfillt waren,

auf dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz beruhte, in Héhe von 65 Prozent der
Ausgaben, die den Landern durch Geldleistungen entstehen,

auf dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz beruhte, in Héhe von 60 Pro-
zent der Ausgaben, die den Landern durch Geldleistungen entstehen.

(2) Zu den Geldleistungen gehoren nicht solche Geldbetréage, die zur Abgeltung oder

an Stelle einer Sachleistung gezahlt werden.

§ 156
Pauschaliertes Abrechnungsverfahren

(1) Zur Vereinfachung der Abrechnung erstattet der Bund den Landern in einem

pauschalierten Verfahren

1.

fur Leistungen nach 8§ 155 Absatz 1 Nummer 3 jeweils 22 Prozent der ihnen entstan-
denen Ausgaben und

fur Leistungen nach § 155 Absatz 1 Nummer 6 jeweils 57 Prozent der ihnen entstan-
denen Ausgaben.

(2) Der Bund Uberpriift in einem Abstand von fiinf Jahren, erstmals im Jahr 2024, die

Voraussetzungen fur die in Absatz 1 genannten Quoten.
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§ 157
Zustandigkeit
Fir die Durchfiihrung dieses Kapitels sind die Trager der Sozialen Entschadigung zu-

standig, die zum ...[einsetzen: Datum des Auferkrafttretens des Bundesversorgungsge-
setzes] sachlich zustandig waren.

Abschnitt 7

Umsetzung

§ 158
Umsetzungsbegleitung
Zur Begleitung der Umsetzung der Vorschriften zu Besitzstanden treffen sich Bund
und Lander einmal jahrlich, erstmalig zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Buches, zum
Erfahrungsaustausch, insbesondere zu
1. der Wirkung der Regelungen zu Besitzstanden,

2. der Praktikabilitat der Ablaufe bei der Umsetzung der Regelungen sowie

3. dem Ubergang vom Bundesversorgungsgesetz und dem Opferentschadigungsgesetz
auf dieses Buch.

Die Erkenntnisse sollen bei der Weiterentwicklung des Sozialen Entschadigungsrechts
berlcksichtigt werden.

Artikel 2

Anderung des Bundesversorgungsgesetzes

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar
1982 (BGBI. I S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 5 des Gesetzes vom 28. Novem-
ber 2018 (BGBI. | S. 2016) gedndert worden, wird wie folgt ge&ndert:

1. 8§ 36 wird wie folgt gefasst:

.8 36

(1) Stirbt eine Beschadigte oder ein Beschéadigter an den Schadigungsfolgen, so
hat diejenige Person einen Anspruch auf Ubernahme der Kosten der Uberfiihrung,
die die Uberfiihrung veranlasst hat. Der Anspruch auf Ubernahme umfasst die erfor-
derlichen und angemessenen Kosten der Uberfiihrung an den Ort der Bestattung.

(2) Stirbt eine Beschadigte oder ein Beschadigter wahrend einer nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes durchgeflhrten stationaren Heilbehandlung nicht an den
Schéadigungsfolgen, so hat diejenige Person einen Anspruch auf Ubernahme der Kos-
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ten der Uberfiihrung, die die Uberfihrung veranlasst hat. Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(3) Stirbt eine Beschadigte oder ein Beschadigter an den Schadigungsfolgen, so
werden die Kosten der Bestattung bis zur Hohe eines Siebtels der zum Zeitpunkt des
Todes geltenden Bezugsgrof3e nach § 18 Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch tibernommen. Den Anspruch auf Ubernahme der Kosten der Bestattung hat die-
jenige Person, die die Bestattung veranlasst hat.

(4) Stirbt eine rentenberechtigte Beschadigte oder ein rentenberechtigter Be-
schadigter an den Schadigungsfolgen, so wird ein Bestattungsgeld in Héhe von min-
destens 1 893 Euro gezahlt. Hiervon werden zunachst die Kosten der Bestattung be-
stritten. Bleibt ein Uberschuss, so sind nacheinander der Ehegatte, die eingetragene
Lebenspartnerin oder der eingetragene Lebenspartner, die Kinder, die Eltern, die
Stiefeltern, die Pflegeeltern, die Enkel, die Groleltern, die Geschwister und die Ge-
schwisterkinder bezugsberechtigt, wenn sie mit der oder dem Verstorbenen zur Zeit
des Todes in hauslicher Gemeinschaft gelebt haben. Fehlen solche Berechtigte, so
wird der Uberschuss nicht ausgezahilt.

(5) Es wird unwiderlegbar vermutet, dass der Tod Schadigungsfolge ist, wenn
eine Beschadigte oder ein Beschadigter an einer Gesundheitsstérung stirbt, die als
Schadigungsfolge anerkannt ist.

(6) Stirbt eine rentenberechtigte Beschadigte oder ein rentenberechtigter Be-
schadigter, ohne dass der Tod Schadigungsfolge ist, so hat diejenige Person, die die
Bestattung veranlasst hat, einen Anspruch auf Ubernahme der Kosten der Bestattung
bis zur H6he von 920 Euro. Lagen die Bestattungskosten unter 920 Euro, so wird der
Uberschuss als Bestattungsgeld gezahlt. Absatz 4 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(7) Auf das Bestattungsgeld werden einmalige Leistungen angerechnet, die an-
lasslich des Todes auf Grund offentlich-rechtlicher Vorschriften zum Zweck der Er-
stattung der Kosten der Bestattung erbracht werden.”

In § 46 wird die Angabe , 132" durch die Angabe ,200“ und die Angabe ,249" durch
die Angabe ,350" ersetzt.

Artikel 3

Anderung des Opferentschadigungsgesetzes

Das Opferentschadigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Januar

1985 (BGBI. | S. 1), das zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. |
S. 2541) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 1 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 4 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
»3. wenn sie sich rechtmafig im Bundesgebiet aufhalten. Als rechtmaRiger
Aufenthalt im Sinne dieses Gesetzes gilt auch, wenn die Abschiebung aus-
gesetzt ist.”

b) Die Absétze 5, 6 und 7 werden aufgehoben.

c) Die bisherigen Absatze 8 bis 14 werden die Absatze 5 bis 11.
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d) Im neuen Absatz 5 werden die Satze 2 und 3 aufgehoben.
In 8 3a Absatz 1 werden die Worter ,oder 5 Nummer 1“ gestrichen.
§ 10 Satz 3 wird aufgehoben.

8 10b wird gestrichen.

Artikel 4

Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes

Das Asylbewerberleistungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Au-

gust 1997 (BGBI. | S. 2022), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Juli 2017
(BGBI. I S. 2541; 2019 | S. 162) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 7 Absatz 2 Nummer 2 und 3 wird wie folgt gefasst:

»2. Leistungen nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Vierzehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch vorsehen,

3. Renten oder Beihilfen nach dem Bundesentschadigungsgesetz fir Schaden an
Leben sowie an Korper oder Gesundheit bis zur Hohe der vergleichbaren Leis-
tungen nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch,*.

Nach 8§ 7 Absatz 5 wird folgender Satz angefligt:

.Dasselbe gilt fir Entschadigungszahlungen nach Gesetzen, die eine entsprechende
Anwendung des Kapitel 9 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch vorsehen.”

Artikel 5

Anderung des UnterstiitzungsabschluRBgesetzes

Das Unterstitzungsabschlu3gesetz vom 6. Mai 1994 (BGBI. | S. 990), das zuletzt

durch Artikel 6 Absatz 10 des Gesetzes vom 20. Juni 2011 (BGBI. | S. 1114) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 2 wird wie folgt gefasst:

H§ 2
Soweit in diesem Gesetz der Begriff Grad der Schadigungsfolgen verwandt wird,
richtet sich die Bemessung nach 8§ 5 Absatz 1 des Vierzehnten Buches Sozialgesetz-
buch.”
8 7 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
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»(3) Eine vom Einkommen beeinflusste Leistung ist nicht neu festzustellen,
solange sich das Bruttoeinkommen seit der letzten Feststellung dieser Leistung
insgesamt um weniger als 5 Euro monatlich erhéht, es sei denn, dass eine Neu-
feststellung einer Leistung aus anderem Anlass notwendig wird."

b) Nach Absatz 3 wird ein neuer Absatz 4 eingeflgt:

»(4) Die Versorgungsbeziige werden in Monatsbetragen zuerkannt, auf vol-
le Euro aufgerundet und monatlich im Voraus gezahlt. § 47 Absatz 1 des Ersten
Buches Sozialgesetzbuch und § 118 Absatz 3 bis 4a des Sechsten Buches Sozi-
algesetzbuch gelten entsprechend.”

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

8§ 8 Absatz 1 wird wie folgt geédndert:

a) Satz 1 wird aufgehoben.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort ,Die" die Wdrter ,sachliche und” eingefligt.
8§ 9 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Das Erste und Zehnte Buch Sozialgesetzbuch sowie die Vorschriften des
Sozialgerichtsgesetzes lber das Vorverfahren sind anzuwenden. Die 88 117, 118
und 119 Absatz 2 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.”

§ 10 wird wie folgt geédndert:
a) Nach Absatz 1 wird ein neuer Absatz 2 eingefugt:

»(2) Abweichend von den 88 2 und 4 werden die laufenden Zahlungen ab
dem ...[einsetzen: Datum des Inkrafttretens des Vierzehnten Buches Sozialge-
setzbuch] nach § 144 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch bemessen und

nach § 150 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch angepasst.”

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

Artikel 6

Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Sep-

tember 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom
11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 106 folgender § 107 eingefugt:

.8 107 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

§ 11 Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

,(7) Ubergangsgebiihrnisse stehen fiir einen Zeitraum nicht zu, fur den Versor-
gungskrankengeld nach 8§ 16 des Gesetzes Uber die Versorgung der Opfer des Krie-
ges (Bundesversorgungsgesetz — BVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 5 des Gesetzes
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vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geédndert worden, in der am ...[einsetzen:
Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung, oder nach Gesetzen, die das
Bundesversorgungsgesetz fur anwendbar erklaren, gewahrt wird. Dieser Zeitraum
wird in die Zeitraume nach den Absatzen 2 und 4 nicht eingerechnet.”

§ 88 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 4 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

.1. das Gesetz Uber das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Mai 1976 (BGBI. | S 1169), das
zuletzt durch Artikel 156 des Gesetzes vom 29. Marz 2017 (BGBI. | S. 626)
geéndert worden ist, in am ...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttreten der
KOVVIG] geltenden Fassung.”

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefugt:

»(5) In Angelegenheiten nach dem Dritten Teil des Soldatenversorgungsge-
setzes sind entsprechend anzuwenden:

1. die Ausgleichsrentenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. Juli 1975 (BGBI. I S. 1769), die zuletzt durch Artikel 38 des Gesetzes vom
20. Dezember 2011 (BGBI. | S.2854) geédndert worden ist, in der am
...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten der AusglV] geltenden Fassung,

2. die Verordnung Uber die soziale Kriegsbeschadigten- und Kriegshinterblie-
benenflrsorge in der im Bundesgesetzblatt Teil I, Gliederungsnummer 830-
2-4, veroffentlichten bereinigten Fassung, die durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 13. Dezember 2007 (BGBI. | S. 2904) geéndert worden ist, in der am
...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten der KOFV] geltenden Fassung,

3. die Verordnung zur Kriegsopferfirsorge vom 16. Januar 1979 (BGBI. |
S. 80), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. |
S. 2541) geandert worden ist, in der am ...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttre-
ten der KFlrsV] geltenden Fassung,

4. die Versehrtenleibestiibungen-Verordnung vom 29.Juli 1981 (BGBI. |
S. 779), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. November 2000
(BGBI. | S. 1572) geandert worden ist, in der am... [einsetzen: Tag vor Au-
Rerkrafttreten der VUbV] geltenden Fassung,

5. die Orthopadieverordnung vom 4. Oktober 1989 (BGBI. | S. 1834), die zuletzt
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBI. | S. 2904)
geandert worden ist, in der am ...[einsetzen: Tag vor AuRRerkrafttreten der
OrthV] geltenden Fassung,

6. die Berufsschadensausgleichsverordnung vom 28.Juni 2011 (BGBI. |
S. 1273), die durch Artikel2 der Verordnung vom 23. September 2014
(BGBI. I S. 1533) geandert worden ist, in der am ...[einsetzen: Tag vor Au-
Rerkrafttreten der BSchAV] geltenden Fassung,

7. das Gesetz zur Einfiihrung des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland in
der im Bundesgesetzblatt Teil I, Gliederungsnummer 830-3, veroffentlichten
bereinigten Fassung, in der am ...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten des
Gesetzes zur Einfuhrung des BVG im Saarland] geltenden Fassung,

8. das Gesetz Rentenkapitalisierungsgesetz-KOV vom 27. April 1970 (BGBI. |
S. 413), das zuletzt durch Artikel 252 der Verordnung vom 31. Oktober 2006
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(BGBI. I S. 2407) geandert worden ist, in der am ...[einsetzen: Tag vor Au-
RBerkrafttreten des RKapG-KOV] geltenden Fassung,

9. die Verordnung uber die sachliche Zustandigkeit in der Kriegsopferversor-
gung in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 833-4, verof-
fentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung
vom 23.Juni 1988 (BGBI.| S.911) geandert worden ist, in der am
...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten der KOVZustG] geltenden Fassung.”

c) Die bisherigen Abséatze 5 und 6 werden die Absatze 6 und 7.
d) Folgender Absatz 8 wird angefugt:

»(8) Die Bundesregierung wird ermdachtigt, durch Rechtsverordnung die in
8§ 14, 15, 31 Absatz 1 und 4, 32, 33 Absatz 1, 33a, 35, 36, 40, 41, 46, 47, 51
und 53 des Bundesversorgungsgesetzes in der am ... [einsetzen: Tag vor Au-
RBerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung, bestimmten Betrage entsprechend
8§ 56 des Bundesversorgungsgesetzes jeweils zum gleichen Zeitpunkt, zu dem
die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung angepasst werden, zu &ndern.*

4. Nach § 106 wird folgender § 107 angeflgt:

” § 107

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Soweit Regelungen dieses Gesetzes die Anwendung des Bundesversorgungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21),
das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. |
S. 2016) geandert worden ist, bestimmen, sind die darin genannten Vorschriften und
die Vorschriften anderer Gesetze, die das Bundesversorgungsgesetz flr anwendbar
erklart, in ihrer jeweils bis zum ...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] gel-
tenden Fassung anzuwenden.”

Artikel 7

Anderung des Zivildienstgesetzes

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBI.
| S. 1346), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 5 des Gesetzes vom 29. Juni 2015 (BGBI. |
S. 1061) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltstibersicht werden die Angaben zu den 88 47 bis 51 (Funfter Abschnitt)
wie folgt gefasst:

a) Die Angabe zu § 47 wird wie folgt gefasst:
.8 47 (weggefallen)”.

b) Die Angabe zu § 47a wird wie folgt gefasst:

.8 47a (weggefallen)”.
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c) Die Angabe zu § 47b wird wie folgt gefasst:
,§ 47b (weggefallen)".

d) Die Angabe zu § 48 wird wie folgt gefasst:
,§ 48 (weggefallen)".

e) Die Angabe zu § 49 wird wie folgt gefasst:
,§ 49 (weggefallen)".

f) Die Angabe zu § 50 wird wie folgt gefasst:
,§ 50 (weggefallen)".

g) Die Angabe zu § 51 wird wie folgt gefasst:

.8 51 (weggefallen)“.
2. § 35 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 5 Satz 4 werden die Worter ,Versorgung nach den 88 47 und 47a“
durch die Warter ,Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch* ersetzt.

b) Nach Absatz 8 werden folgende Abséatze angeflgt:

»(9) In Angelegenheiten des § 35 Absatz 5 und 8 sind die 88 60 bis 62 sowie
die 88 65 bis 67 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch und das Zehnte Buch So-
zialgesetzbuch entsprechend anzuwenden. Die Durchfiihrung obliegt dem Bun-
desministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend und der von diesem
bestimmten Stelle.

(10)Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten des 8 35 Absatz 5 und 8 ist der
Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit gegeben.”

3. Die 88 47 bis 51 werden aufgehoben.

Artikel 8

Anderung des Gesetzes zu dem Zusatzvertrag vom 7. Februar
1969 zur Durchfihrung und Ergéanzung des Vertrags vom 7. Mai
1963 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Osterreich Uber Kriegsopferversorgung und Beschaftigung
Schwerbeschéadigter

Das Gesetz zu dem Zusatzvertrag vom 7. Februar 1969 zur Durchfiihrung und Er-
ganzung des Vertrags vom 7. Mai 1963 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
der Republik Osterreich iiber Kriegsopferversorgung und Beschaftigung Schwerbeschi-
digter vom 27. April 1970 (BGBI. 1970 11 S. 197) wird wie folgt geandert:

1. In Artikel 2 werden die Worter ,Landesversorgungsamter und in Fallen der Berufsfor-
derung die Hauptfursorgestellen“ durch die Worter ,Trager der Sozialen Entschadi-
gung* ersetzt.
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1.

In

Artikel 4 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz® durch die Wor-

ter ,Bundesversorgungsgesetz in der am ...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttreten des
BVG] geltenden Fassung oder dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch* ersetzt.

Artikel 9

Anderung des Haftlingshilfegesetzes

Das Haftlingshilfegesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993
(BGBI. I S. 838), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. November 2015 (BGBI. |
S. 1922) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

8 4 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

d)

die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

ll§ 4
Leistungen der Sozialen Entschadigung bei gesundheitlicher Schadigung®.
Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Ein nach 8 1 Absatz 1 Nummer 1 Berechtigter, der infolge des Gewahr-
sams eine gesundheitliche Schadigung erlitten hat, erhalt wegen der gesundheit-
lichen und wirtschaftlichen Folgen dieser Schadigung auf Antrag Leistungen der
Sozialen Entschadigung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch. Dies gilt nicht, soweit ihm wegen dessel-
ben schadigenden Ereignisses bereits folgende Leistungen zustehen:

1. Versorgung aufgrund des Bundesversorgungsgesetzes,

2. Versorgung aufgrund eines Gesetzes, das das Bundesversorgungsgesetz
fur entsprechend anwendbar erklart,

3. Leistungen der Sozialen Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch Sozial-
gesetzbuch oder

4. Leistungen der Sozialen Entschadigung in entsprechender Anwendung des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch.”

In Absatz 2 werden die Worter ,8 1 Abs. 2 Buchstabe e oder f des Bundesver-
sorgungsgesetzes” durch die Worter ,8 4 Absatz 2 Nummer 1 des Vierzehnten
Buches Sozialgesetzbuch* ersetzt.

In Absatz 3 werden die Wérter ,,in Verbindung mit 8 10 Absatz 4 oder 5 des Bun-
desversorgungsgesetzes* gestrichen, werden die Worter ,des Beschadigten®
durch die Worter ,einer geschadigten Person® ersetzt, werden die Worter ,8 8a
des Bundesversorgungsgesetzes” durch die Worter ,8 4 Absatz 2 Nummer 2 des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch” ersetzt und wird das Wort ,Versorgung”
durch die Worter ,Leistungen der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
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.Sie ist gegeben, wenn nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissen-
schaft mehr fur als gegen einen urséchlichen Zusammenhang spricht.”

Die folgenden Absatze 6 und 7 werden angefligt:

»(6) Bei psychischen Gesundheitsstorungen wird die Wahrscheinlichkeit des
ursachlichen Zusammenhangs im Einzelfall vermutet, wenn diejenigen medizini-
schen Tatsachen vorliegen, die nach den Erfahrungen der medizinischen Wis-
senschaft geeignet sind, einen Ursachenzusammenhang zwischen einem nach
Art und Schwere geeigneten schadigenden Ereignis und der gesundheitlichen
Schadigung und der Schadigungsfolge zu begriinden, und diese Vermutung nicht
durch einen anderen Kausalverlauf widerlegt wird.

(7) Wenn die zur Anerkennung einer Gesundheitsstorung als Schéadigungs-
folge erforderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, weil Gber
die Ursache der Gesundheitsstérung in der medizinischen Wissenschaft Unge-
wissheit besteht, kann mit Zustimmung des Bundesministeriums fiir Arbeit und
Soziales die Gesundheitsstorung als Schadigungsfolge anerkannt werden. Die
Zustimmung kann allgemein erteilt werden.*

8 5 wird wie folgt gefasst:

1!§ 5
Leistungen der Sozialen Entschadigung fiir Hinterbliebene

Ist die geschadigte Person an den Folgen der Schadigung gestorben, so erhalten

die Hinterbliebenen Leistungen der Sozialen Entschadigung in entsprechender An-
wendung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch. Dies gilt nicht, soweit den Hin-
terbliebenen bereits folgende Leistungen zustehen:

1.

2.

Versorgung aufgrund des Bundesversorgungsgesetzes,

Versorgung aufgrund eines Gesetzes, das das Bundesversorgungsgesetz fir
entsprechened anwendbar erklart,

Leistungen der Sozialen Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch Sozialge-
setzbuch oder

Leistungen der Sozialen Entschadigung in entsprechender Anwendung des Vier-
zehnten Buches Sozialgesetzbuch.

8 4 Absatz 3 dieses Gesetzes und § 148 des Vierzehnten Buches Sozialgesetz-
buch sind entsprechend anzuwenden.”

§ 6 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(2) Treffen Anspriiche aus § 4 mit folgenden Anspriichen zusammen, wer-
den die Leistungen der Sozialen Entschadigung unter Berlcksichtigung des
durch die gesamten Schadigungsfolgen bedingten Grades der Schadigungsfol-
gen nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch gewahrt:

1. Ansprichen aus § 1 des Bundesversorgungsgesetzes,
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5.

2. Ansprichen aus einem anderen Gesetz, das eine entsprechende Anwen-
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorsieht,

3. Ansprichen nach 8§ 21, § 23, § 24 oder Kapitel 23 des Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch oder

4. Ansprichen aus anderen Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch vorsehen.”

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) InSatz1 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz® durch die
ter ,Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch* ersetzt und werden die

ter ,oder verschollen sind“ gestrichen.

bb) InSatz2 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetzes® durch die
ter ,Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch® ersetzt.

§ 10 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geédndert:
aa) In Satz 1 werden die Wérter ,nach den 884, 5 und 8 sind die Behérden
zustandig, denen die Durchfihrung des Bundesversorgungsgesetzes und
des Unterhaltsbeihilfegesetzes obliegt* durch die Wérter ,nach den 88 4 und
5 sind die Behorden zustandig, denen nach Landesrecht die Durchfihrung
des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch obliegt” ersetzt.
bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,Das Verfahren fur die Gewahrung von Leistungen nach den 88 4 und 5 rich-
tet sich nach dem Ersten und Zehnten Buch Sozialgesetzbuch; die 88 115
bis 119 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.”
b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Uber offentlich-rechtliche Streitigkeiten tiber Leistungen nach den §§ 4 und
5 entscheiden die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit.”

bb) In Satz2 werden die Worter ,der Kriegsopferversorgung® durch die
ter ,des Sozialen Entschadigungsrechts” ersetzt

cc) Satz 3 wird aufgehoben.
Dem § 13 wird folgender Satz angeflgt:
.Fur diese Leistungen, die ab dem ...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Vierzehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch] nach dem Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch erfol-

gen, ist § 134 Absatz 2 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend an-
wendbar.”
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Artikel 10

Anderung des Bundesentschadigungsgesetzes

Das Bundesentschadigungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil 1ll, Gliederungs-

nummer 251-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 81 des Ge-
setzes vom 29. Marz 2017 (BGBI. | S. 626) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

In § 12a wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz durch die Wérter ,Vierzehnten
Buch Sozialgesetzbuch” ersetzt.

In § 31 Absatz 4 werden die Worter ,Gesetz Uber die Versorgung der Opfer des Krie-
ges (Bundesversorgungsgesetz)“ durch die Woérter ,Vierzehnten Buch Sozialgesetz-
buch® ersetzt.

In § 227c Satz 1 werden das Wort ,Beschadigten“ durch das Wort ,Geschadigten”

und das Wort ,Bundesversorgungsgesetzes” durch die Worter ,Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch” ersetzt.

Artikel 11

Anderung der Dritten Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-

entschadigungsgesetzes

Die Dritte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesentschadigungsgesetzes vom

28. April 1966 (BGBI. | S. 300), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 18. April
2019 (BGBI. I S. 487) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In § 24 Absatz 2 wird der Punkt am Ende der Nummer 4 durch ein Komma ersetzt
und folgende Nummer 5 angefligt:

»D. Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9 des Vierzehnten Buches Sozialge-
setzbuch.”

In § 34 Absatz 1 wird der Punkt am Ende der Nummer 4 durch ein Komma ersetzt
und folgende Nummer 5 angefugt:

»D. laufende Zahlungen auf Grund des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch.”

Artikel 12

Anderung des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes

Das Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom

17. Dezember 1999 (BGBI. | S. 2664), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.
Dezember 2014 (BGBI. | S. 2408) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

§ 21 wird wie folgt ge&ndert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
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b)

d)

f)

H§ 21
Leistungen der Sozialen Entschadigung bei gesundheitlicher Schadigung®.
Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,Versorgung in entsprechender Anwendung des
Bundesversorgungsgesetzes® durch die Worter ,Leistungen der Sozialen
Entschadigung in entsprechender Anwendung des Vierzehnten Buches So-
zialgesetzbuch*® ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Dies gilt nicht, soweit er wegen desselben schadigenden Ereignisses bereits
folgende Leistungen erhalt:

1. Versorgung aufgrund des Bundesversorgungsgesetzes,

2. Versorgung aufgrund eines Gesetzes, das das Bundesversorgungsge-
setz flr entsprechend anwendbar erklart,

3. Leistungen der Sozialen Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch
Sozialgesetzbuch oder

4. Leistungen der Sozialen Entschadigung in entsprechender Anwendung
des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch.”

In Absatz 2 werden die Worter ,8 1 Abs. 2 Buchstabe e oder f des Bundesver-
sorgungsgesetzes* durch die Worter ,8 4 Absatz 2 Nummer 1 des Vierzehnten
Buches Sozialgesetzbuch” ersetzt.

In Absatz 3 werden die Wdrter ,in Verbindung mit § 10 Abs. 4 oder 5 des Bun-
desversorgungsgesetzes* gestrichen, werden die Woérter ,des Beschadigten®
durch die Worter ,einer geschadigten Person“ ersetzt, werden die Worter ,8 8a
des Bundesversorgungsgesetzes* durch die Worter ,8 4 Absatz 2 Nummer 2 des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch” ersetzt und wird das Wort ,Versorgung*
durch die Worter ,Leistungen der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»Sie ist gegeben, wenn nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissen-
schaft mehr fur als gegen einen ursachlichen Zusammenhang spricht.”

Die folgenden Absatze 6 und 7 werden angefligt:

»(6) Bei psychischen Gesundheitsstorungen wird die Wahrscheinlichkeit des
urséchlichen Zusammenhangs im Einzelfall vermutet, wenn diejenigen medizini-
schen Tatsachen vorliegen, die nach den Erfahrungen der medizinischen Wis-
senschaft geeignet sind, einen Ursachenzusammenhang zwischen einem nach
Art und Schwere geeigneten schadigenden Ereignis und der gesundheitlichen
Schadigung und der Schadigungsfolge zu begriinden, und diese Vermutung nicht
durch einen anderen Kausalverlauf widerlegt wird.

(7) Wenn die zur Anerkennung einer Gesundheitsstdrung als Schadigungs-
folge erforderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, weil Uber
die Ursache der Gesundheitsstorung in der medizinischen Wissenschaft Unge-
wissheit besteht, kann mit Zustimmung des Bundesministeriums fir Arbeit und
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Soziales die Gesundheitsstérung als Schadigungsfolge anerkannt werden. Die
Zustimmung kann allgemein erteilt werden."
2. 8§22 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

H§ 22
Leistungen der Sozialen Entschadigung fur Hinterbliebene*.

b) InSatz1 werden die Worter ,Versorgung in entsprechender Anwendung des
Bundesversorgungsgesetzes* durch die Worter ,Leistungen der Sozialen Ent-
schadigung in entsprechender Anwendung des Vierzehnten Buches Sozialge-
setzbuch* ersetzt.

c) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»Dies gilt nicht, soweit die Hinterbliebenen bereits folgende Leistungen erhalten:

1. Versorgung aufgrund des Bundesversorgungsgesetzes,

2. Versorgung aufgrund eines Gesetzes, das das Bundesversorgungsgesetz
fur entsprechend anwendbar erklart,

3. Leistungen der Sozialen Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch Sozial-
gesetzbuch oder

4. Leistungen der Sozialen Entschadigung in entsprechender Anwendung des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch.”

d) In Satz 3 wird die Angabe ,Abs. 3" durch die Angabe ,Absatz 3" ersetzt und wer-
den die Worter ,die 88 48 und 52 des Bundesversorgungsgesetzes” durch die
Worter ,8 148 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch® ersetzt.
3. 8§23 wird wie folgt ge&ndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Treffen Anspriiche aus 8§ 21 mit folgenden Anspriichen zusammen, wer-
den die Leistungen der Sozialen Entschadigung unter Berlcksichtigung des
durch die gesamten Schadigungsfolgen bedingten Grades der Schadigungsfol-
gen nach diesem Gesetz gewahrt:

1. Ansprichen aus 8§ 1 des Bundesversorgungsgesetzes,

2. Ansprichen aus einem anderen Gesetz, das eine entsprechende Anwen-
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorsieht,

3. Ansprichen nach 8 21, § 23, § 24 oder Kapitel 23 des Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch oder

4. Ansprichen aus anderen Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch vorsehen.”

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
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c)

Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) InSatz1l wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetzes” durch die
ter ,Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch® ersetzt und werden die
ter ,oder verschollen sind" gestrichen.

bb) InSatz2 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz® durch die
ter ,Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch” ersetzt.

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
,Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend fir den Anspruch auf Elternrente

nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Vierzehnten Bu-
ches Sozialgesetzbuch vorsehen.”

4. § 24 wird aufgehoben.

5.

§ 25 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,Behdrden zustandig, denen die Durchfiihrung
des Bundesversorgungsgesetzes obliegt* durch die Warter ,nach Landes-
recht zur Durchfihrung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch bestimm-
ten Behorden zustandig” ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
.Das Verfahren fir die Gewahrung von Leistungen nach den 8§ 21 und 22
richtet sich nach dem Ersten und Zehnten Buch Sozialgesetzbuch; die
88 115 bis 119 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch gelten entspre-
chend.”

Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»In Streitigkeiten Uber Leistungen nach den 88 21 und 22 entscheiden die
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit.”

bb) In Satz2 werden die Worter ,der Kriegsopferversorgung” durch die
ter ,des Sozialen Entschadigungsrechts” ersetzt.

cc) Satz 3 wird aufgehoben.

Artikel 13

Anderung des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes

1.

Das Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Juli 1997 (BGBI. | S. 1620), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
2. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1744) geéandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

§ 3 wird wie folgt geandert:



b)

d)

f)
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Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

l1§ 3
Leistungen der Sozialen Entschadigung bei gesundheitlicher Schadigung®.
Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden die Wodrter ,Versorgung in entsprechender Anwendung des
Bundesversorgungsgesetzes® durch die Worter ,Leistungen der Sozialen
Entschadigung in entsprechender Anwendung des Vierzehnten Buches So-
Zialgesetzbuch® ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Dies gilt nicht, soweit er wegen desselben schadigenden Ereignisses bereits
folgende Leistungen erhalt:

1. Versorgung aufgrund des Bundesversorgungsgesetzes,

2. Versorgung aufgrund eines Gesetzes, das das Bundesversorgungsge-
setz fur entsprechend anwendbar erklart,

3. Leistungen der Sozialen Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch
Sozialgesetzbuch oder

4. Leistungen der Sozialen Entschadigung in entsprechender Anwendung
des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch.”

In Absatz 2 werden die Worter ,8 1 Abs. 2 Buchstabe e oder f des Bundesver-
sorgungsgesetzes* durch die Worter ,8 4 Absatz 2 Nummer 1 des Vierzehnten
Buches Sozialgesetzbuch* ersetzt.

In Absatz 3 werden die Wadrter ,in Verbindung mit 8 10 Abs. 4 oder 5 des Bun-
desversorgungsgesetzes“ gestrichen, werden die Worter ,des Beschadigten®
durch die Wérter ,einer geschadigten Person“ ersetzt, werden die Worter ,8 8a
des Bundesversorgungsgesetzes* durch die Woérter ,8 4 Absatz 2 Nummer 2 des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch” ersetzt und wird das Wort ,Versorgung”
durch die Worter ,Leistungen der Sozialen Entschadigung" ersetzt.

Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

.Sie ist gegeben, wenn nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissen-
schaft mehr flr als gegen einen urséchlichen Zusammenhang spricht.”

Die folgenden Absatze 6 und 7 werden angefiigt:

»(6) Bei psychischen Gesundheitsstérungen wird die Wahrscheinlichkeit des
urséchlichen Zusammenhangs im Einzelfall vermutet, wenn diejenigen medizini-
schen Tatsachen vorliegen, die nach den Erfahrungen der medizinischen Wis-
senschaft geeignet sind, einen Ursachenzusammenhang zwischen einem nach
Art und Schwere geeigneten schadigenden Ereignis und der gesundheitlichen
Schadigung und der Schadigungsfolge zu begriinden, und diese Vermutung nicht
durch einen anderen Kausalverlauf widerlegt wird.

(7) Wenn die zur Anerkennung einer Gesundheitsstorung als Schadigungs-
folge erforderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, weil Uber
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die Ursache der Gesundheitsstérung in der medizinischen Wissenschaft Unge-
wissheit besteht, kann mit Zustimmung des Bundesministeriums fir Arbeit und
Soziales die Gesundheitsstérung als Schéadigungsfolge anerkannt werden. Die
Zustimmung kann allgemein erteilt werden.”

2. § 4 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

d)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

l1§ 4

Leistungen der Sozialen Entschadigung fur Hinterbliebene*.
In Satz 1 werden die Wodrter ,Versorgung in entsprechender Anwendung des
Bundesversorgungsgesetzes® durch die Worter ,Leistungen der Sozialen Ent-
schadigung in entsprechender Anwendung des Vierzehnten Buches Sozialge-
setzbuch* ersetzt.
Satz 2 wird wie folgt gefasst:
»Dies gilt nicht, soweit die Hinterbliebenen bereits folgende Leistungen erhalten:

1. Versorgung aufgrund des Bundesversorgungsgesetzes,

2. Versorgung aufgrund eines Gesetzes, das das Bundesversorgungsgesetz
fur entsprechend anwendbar erklart,

3. Leistungen der Sozialen Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch Sozial-
gesetzbuch oder

4. Leistungen in entsprechender Anwendung des Vierzehnten Buches Sozial-
gesetzbuch.”

In Satz 3 wird die Angabe ,Abs. 3“ durch die Angabe ,Absatz 3" ersetzt und wer-
den die Worter ,die 88 48 und 52 des Bundesversorgungsgesetzes” durch die
Worter ,8 148 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch® ersetzt.

3. 8§ 5 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Treffen Anspriche aus 8 3 mit folgenden Anspriichen zusammen, wer-
den die Leistungen der Sozialen Entschadigung unter Berlcksichtigung des
durch die gesamten Schadigungsfolgen bedingten Grades der Schadigungsfol-
gen nach diesem Gesetz gewahrt:

1. Anspriichen aus § 1 des Bundesversorgungsgesetzes,

2. Ansprichen aus einem anderen Gesetz, das eine entsprechende Anwen-
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorsieht,

3. Ansprichen nach § 21, § 23, § 24 oder Kapitel 23 des Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch oder

4. Ansprichen aus einem anderen Gesetz, das eine entsprechende Anwen-
dung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch vorsieht.”
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b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Absatz 3 wird wie folgt geédndert:
aa) InSatz1l wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetzes® durch die
ter ,Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch* ersetzt und werden die

ter ,oder verschollen sind" gestrichen.

bb) Satz2 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz® durch die
ter ,Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch* ersetzt.

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
,Die Sétze 1 und 2 gelten entsprechend fir den Anspruch auf Elternrente
nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Vierzehnten Bu-
ches Sozialgesetzbuch vorsehen.”
4. § 6 wird aufgehoben.
5. 8§12 Absatz 4 wird wie folgt geandert:

a) InSatz2 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz® durch die
ter ,Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch® ersetzt und werden die
ter ,Behdrden, denen die Durchfihrung des Bundesversorgungsgesetzes obliegt"
durch die Worter ,nach Landesrecht zur Durchfiihrung des Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch bestimmten Behérden” ersetzt.

b) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

.Das Verfahren fir die Gewahrung von Leistungen nach den 88 3 und 4 richtet
sich nach dem Ersten und Zehnten Buch Sozialgesetzbuch; die 88 115 bis 119
des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.”

6. § 16 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.In Streitigkeiten Gber Leistungen nach den 88 3 und 4 entscheiden die Gerichte
der Sozialgerichtsbarkeit.”

b) In Satz 2 werden die Worter ,der Kriegsopferversorgung® durch die Woérter ,des
Sozialen Entschadigungsrechts” ersetzt.

c) Satz 3 wird aufgehoben.

7. 817 Satz 3 und 4 wird aufgehoben.

Artikel 14

Anderung des Gesetzes liber den Auswartigen Dienst

§ 16 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes uber den Auswartigen Dienst vom 30. August
1990 (BGB. | S. 1842), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Marz 2017
(BGBI. | S. 410) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:
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.Das gleiche qilt fir einen Unfall infolge derartiger Verhdltnisse; als Unfall infolge derarti-
ger Verhaltnisse gilt auch ein Ereignis nach § 13 und § 14 Vierzehntes Buch Sozialge-
setzbuch.”

Artikel 15

Anderung der StrafprozefRRordnung

In 8 406j Satz 1 Nummer 3 der Strafprozef3ordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. April 1987 (BGBI. | S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 18. April 2019 (BGBIl. | S. 466) geandert worden ist, wird das
Wort ,Opferentschadigungsgesetzes” durch die Wérter ,Vierzehnten Buches Sozialge-
setzbuch” und das Wort ,Versorgungsanspruch* durch die Woérter ,Anspruch auf Soziale
Entschadigung” ersetzt.

Artikel 16

Anderung des Sozialgerichtsgesetzes

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
1975 (BGBI. I S. 2535), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Mai 2019 (BGBI. |
S. 646) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu 8§ 220 wie folgt gefasst:

.8 220 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts.”

2. In 810 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,(Recht der sozialen Entschadigung bei
Gesundheitsschaden)* gestrichen.

3. In 8§11 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort ,Versorgungsberechtigten* durch die Wor-
ter ,Berechtigten nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch“ und werden die
Worter ,der Teilhabe behinderter Menschen* durch die Worter ,dem Recht der Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen* ersetzt.

4. 8§12 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) In den Kammern fiir Angelegenheiten des Sozialen Entschadigungsrechts
und des Schwerbehindertenrechts wirken je ein ehrenamtlicher Richter aus dem
Kreis der mit dem Sozialen Entschadigungsrecht oder dem Recht der Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen vertrauten Personen und dem Kreis der Berechtigten
nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch, der Menschen mit Behinderungen im
Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und der Versicherten mit; dabei sollen
Hinterbliebene von Berechtigten nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch in
angemessener Zahl beteiligt werden.”

5. § 13 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 4 werden die Woérter ,des sozialen Entschadigungsrechts” durch die
Worter ,des Sozialen Entschadigungsrechts” ersetzt.

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:



10.

11.

12.

13.

14.
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,(6) Die ehrenamtlichen Richter fur die Kammern flr Angelegenheiten des
Sozialen Entschadigungsrechts und des Schwerbehindertenrechts sind in ange-
messenem Verhaltnis zu der Zahl der von den Vorschlagsberechtigten vertrete-
nen Berechtigten nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch, der Menschen
mit Behinderungen im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und der
Versicherten zu berufen.”

§ 14 Absatz 3 Satz 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

.FUr die Kammern fir Angelegenheiten des Sozialen Entschadigungsrechts und des
Schwerbehindertenrechts werden die Vorschlagslisten fur die mit dem Sozialen Ent-
schadigungsrecht oder dem Recht der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
vertrauten Personen von den Stellen aufgestellt, die fur die Durchfihrung des Vier-
zehnten Buches Sozialgesetzbuch oder des Rechts der Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen zusténdig sind oder denen nach Maligabe des Landesrechts deren
Aufgaben Ubertragen worden sind. Die Vorschlagslisten fur die Berechtigten nach
dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch, die Menschen mit Behinderungen und die
Versicherten werden aufgestellt von den im Gerichtsbezirk vertretenen Vereinigun-
gen, deren satzungsgemafRe Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung,
die Beratung und Vertretung der Leistungsempfanger nach dem Sozialen Entschadi-
gungsrecht oder der Menschen mit Behinderungen wesentlich umfassen und die un-
ter Berticksichtigung von Art und Umfang ihrer bisherigen Téatigkeit sowie ihres Mit-
gliederkreises die Gewahr fir eine sachkundige Erfullung dieser Aufgaben bieten.”

In § 29 Absatz 3 Nummer 1 wird das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Wor-
ter ,Bundesamt flir Soziale Sicherung“ ersetzt.

In § 31 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,des sozialen Entschadigungsrechts"
durch die Worter ,des Sozialen Entschadigungsrechts” ersetzt.

In 8 41 Absatz 5 Satz 1 werden die Worter ,der Teilhabe behinderter Menschen*
durch die Worter ,dem Recht der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen“ und
die Worter ,Versorgungsberechtigten und der behinderten Menschen* durch die Wor-
ter ,Berechtigten nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch und Menschen mit
Behinderungen” ersetzt.

In § 46 Absatz 3 wird das Wort ,sozialen“ durch das Wort ,Sozialen* und werden die
Worter ,8 14 Abs. 3 Satz2 und 3 durch die Worter ,8 14 Absatz 3 Satz 2 und
3“ ersetzt.

§ 51 Absatz 1 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
.6. In Angelegenheiten des Sozialen Entschadigungsrechts,”.

In 8 55 Absatz 1 Nummer 3 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz* durch die
Worter ,Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch* ersetzt.

In 8§ 57 Absatz 1 Satz 2 werden die Warter ~des sozialen
rechts" durch die Wérter ,des Sozialen Entschadigungsrechts” ersetzt.

8§ 71 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) In Angelegenheiten des Sozialen Entschadigungsrechts und des Schwerbe-
hindertenrechts wird das Land durch die Stelle vertreten, die fir die Durchfiihrung des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch oder des Rechts der Teilhabe von Menschen
mit Behinderungen zusténdig ist oder der nach Maligabe des Landesrechts diese
Aufgaben tbertragen worden sind."
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15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

In § 73 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 werden die Worter ,nach dem sozialen Entschadi-
gungsrecht oder der behinderten Menschen® durch die Warter ,nach dem Sozialen
Entschadigungsrecht oder der Menschen mit Behinderungen® ersetzt.

In § 75 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und Absatz 5 wird das Wort ,sozialen“ jeweils durch
das Wort ,Sozialen* ersetzt.

In 8§ 86a Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3 Satz 3 wird das Wort ,sozialen® jeweils
durch das Wort ,Sozialen* ersetzt.

In 8§ 109 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,des behinderten Menschen, des Versor-
gungsberechtigten“ durch die Wérter ,des Menschen mit Behinderungen, des Berech-
tigten nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch® ersetzt.

In § 154 Absatz 2 werden die Wadrter ,in der Kriegsopferversorgung eines Landes”
durch die Worter ,eines Tragers der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

In § 168 Satz 2, § 180 Absatz 2 und § 182 Absatz 2 wird das Wort ,sozialen“ jeweils
durch das Wort ,Sozialen“ ersetzt.

In 8183 Satzl werden die Woéorter ,behinderte Menschen® durch die
ter ,Menschen mit Behinderungen* ersetzt.

§ 220 wird wie folgt gefasst:

.8 220

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 11 Absatz 2, 12 Absatz 4, 13 Absatz 6, 14
Absatz 3, 41 Absatz 5, 51 Absatz 1 Nummer 6, 55 Absatz 1 Nummer 3, 71 Absatz 5,
109 Absatz 1 Satz 1 und 154 Absatz 2 in der am ...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttre-
ten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 17

Anderung des Gesetzes (iber Kosten der Gerichtsvollzieher

Das Gerichtsvollzieherkostengesetz vom 19. April 2001 (BGBI. I S. 623), das zuletzt

durch Artikel 12 des Gesetzes vom 21. November 2016 (BGBI. | S. 2591) geandert wor-
den ist, wird wie folgt geandert:

1.

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu 8§ 20 wie folgt gefasst:

.8 20  Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.
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In 8 2 Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,ihnen obliegenden Aufgaben nach dem
Bundesversorgungsgesetz die Trager der Kriegsopferfursorge* durch die
ter ,Besonderen Leistungen im Einzelfall nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetz-
buch die Trager der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

§ 20 wird wie folgt gefasst:

.8 20

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschédi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften des § 2 Absatz 2 Satz 1 in der am ...[einsetzen: Tag
vor Aulerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter."

Artikel 18

Anderung des Berlinférderungsgesetzes

§ 28 Absatz 1 Nummer 4 des Berlinférderungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-

machung vom 2. Februar 1990 (BGBI. | S. 173), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 5 des
Gesetzes vom 5. Dezember 2006 (BGBI. | S. 2748) geandert worden ist, wird wie folgt
gefasst:

wh

Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach 8§ 47 des Vierzehnten Buches Sozi-
algesetzbuch,".

Artikel 19

Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober

2009 (BGBI. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Marz
2019 (BGBI. I S. 357) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

3.

In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu 8§ 100 folgender § 101 eingefugt:

,8§ 101 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

In 8 3 Nummer 6 Satz 2 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz* durch die Wor-
ter ,Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch* ersetzt.

§ 32b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f wird wie folgt gefasst:
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,f)  Krankengeld der Sozialen Entschadigung oder Ubergangsgeld nach dem Vier-
zehnten Buch Sozialgesetzbuch,".

4. In 8§ 33b Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 werden die Woérter ,Bundesversorgungsgesetz
oder einem anderen Gesetz, das die Vorschriften des
zes" durch die Worter ,Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch oder einem anderen Ge-
setz, das die Vorschriften des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch* ersetzt.

5. Nach § 100 wird folgender § 101 eingefugt:

,8 101

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 3 Nummer 6 Satz 2, 32b Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 Buchstabe f und 33b Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 in der am ...[einsetzen:
Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter."

Artikel 20

Anderung des Umsatzsteuergesetzes

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005
(BGBI. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI.
| S.2338) geéndert worden ist, wird wie folgt geédndert:

1. 84 wird wie folgt geéndert:
a) Nummer 15 wird wie folgt geandert:

aa) Im Satzteil vor Buchstabe a werden die Worter ,Verwaltungsbehorden und
sonstigen Stellen der Kriegsopferversorgung einschliel3lich der Trager der
Kriegsopferfiirsorge” durch die Warter ,nach Bundes- oder Landesrecht zur
Durchfiihrung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch zustdndigen Ver-
waltungsbehdrden® ersetzt.

bb) In Buchstabe b im Satzteil vor Satz 2 wird das
Wort ,Versorgungsberechtigten® durch die Warter ,Berechtigten der Sozialen
Entschadigung” ersetzt.

b) In Nummer 16 Satz 1 Buchstabe | werden die Worter ,der fur die Durchfihrung
der Kriegsopferversorgung zustandigen Versorgungsverwaltung einschliellich
der Trager der Kriegsopferfursorge* durch die Woérter ,den nach Bundes- oder
Landesrecht zur Durchfiihrung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch zu-
standigen Stellen” ersetzt.
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In 8 27 wird nach Absatz 25 folgender Absatz 26 eingefiigt:

»(26) Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geén-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden
ist, erhalten, gelten die Vorschriften des 8 4 Nummer 15 Buchstabe b Satz 1 und
Nummer 16 Buchstabe | in der am ...[einsetzen: Tag vor AuBerkrafttreten des BVG]
geltenden Fassung weiter."

Artikel 21

Anderung des Lastenausgleichsgesetzes

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993

(BGBI. | S. 845; 1995 | S. 248), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 8. Dezem-
ber 2016 (BGBI. | S. 2835) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In 8 276 Absatz 1 Satz 3 1. Halbsatz werden die Worter ,Bundesversorgungsgesetz
mit Ausnahme der Vorschriften Uber die Kriegsopferfirsorge® durch die
ter ,FUnften Kapitel oder nach § 143 oder nach § 151 des Vierzehnten Buches Sozi-
algesetzbuch*® ersetzt.

§ 292 wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Kriegsopferfiirsorge” durch die Woérter ,Sozialen
Entschadigung” ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Fur Berechtigte, bei denen trotz Bezugs von Kriegsschadenrente die Vo-
raussetzungen fur die Gewahrung von Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts, von Sozialhilfe, von erganzender Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 145
Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 4 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch in
Verbindung mit 8 27a des Bundesversorgungsgesetzes in der am ... [einsetzen:
Tag des Aulerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung
oder von Besonderen Leistungen im Einzelfall nach den Vorschriften des Elften
Kapitels des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch vorliegen, gelten erganzend
die Vorschriften des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, des Zwdélften Buches
Sozialgesetzbuch und des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch.”

c) In Absatz2 werden die Worter ,oder von Kriegsopferfirsorge” durch die
ter ,von fursorgerischen Leistungen nach § 145 Absatz 1 und Absatz 2 des Vier-
zehnten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit dem Bundesversorgungs-
gesetz in der am ... [einsetzen: Tag des AulBerkrafttretens des Bundesversor-
gungsgesetzes] geltenden Fassung oder von Besonderen Leistungen im Einzel-
fall nach den Vorschriften des Elften Kapitels des Vierzehnten Buches Sozialge-
setzbuch*” ersetzt.

d) Absatz 3 wird wie folgt geé&ndert:

aa) In Satz 1 werden im 1. Halbsatz die Worter ,,oder nach den Vorschriften tiber
die Kriegsopferfirsorge" durch die Wérter ,nach dem Elften Kapitel des Vier-
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1.

f)

zehnten Buches Sozialgesetzbuch oder nach § 145 Absatz 1 und Ab-
satz 2 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit dem
Bundesversorgungsgesetz in der am ... [einsetzen: Tag des Aul3erkrafttre-
tens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung* ersetzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort ,Kriegsopferfirsorge* durch die Worter ,Sozialen
Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch* ersetzt.

Absatz 4 werden die Worter ,oder erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach
den Vorschriften tUber die Kriegsopferflrsorge in einer Anstalt, einem Heim oder
einer gleichartigen Einrichtung gewahrt, kann der jeweils nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch zustandige Trager, der Trager der Sozialhilfe oder der Trager
der Kriegsopferfirsorge® ersetzt durch die Worter ,,ergdnzende Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach § 145 Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 4 des Vierzehnten Bu-
ches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 27a des Bundesversorgungsgeset-
zes in der am ... [einsetzen: Tag des AuRRerkrafttretens des Bundesversorgungs-
gesetzes] geltenden Fassung oder Leistungen zum Lebensunterhalt nach den
Vorschriften des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch in einer Anstalt, einem
Heim oder einer gleichartigen Einrichtung gewahrt, kann der jeweils zustandige
Trager”.

In Absatz 5 wird Satz 2 wie folgt gefasst:

~Entsprechendes gilt fur die Besonderen Leistungen im Einzelfall nach den Vor-
schriften des Elften Kapitels des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch.”

Artikel 22

Anderung des Altersteilzeitgesetzes

Das Altersteilzeitgesetz vom 23. Juli 1996 (BGBI. | S. 1078), das zuletzt durch Arti-
kel 151 des Gesetzes vom 29. Marz 2017 (BGBI. | S. 626) geéndert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 16 folgender § 17 eingeflugt:

.8 17

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschéadigungsrechts®.

In 8 10 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung" ersetzt.

Nach § 16 wird folgender 8§ 17 eingefiigt:

.8 17

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-

gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
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erhalten, gelten die Vorschriften des 8 10 Absatz 2 Satz 1 in der am ...[einsetzen:
Tag vor AuRRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter."

Artikel 23

Anderung des Zweiten Gesetzes lber die Krankenversicherung
der Landwirte

Das Zweites Gesetz Uber die Krankenversicherung der Landwirte vom 20. Dezember
1988 (BGBI. | S. 2477, 2557), das zuletzt durch Artikel 4c des Gesetzes vom 6. Mai 2019
(BGBI. I S. 646) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 66 folgender § 67 eingeflugt:

.8 67  Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

2. In 8 3 Absatz 2 Nummer 3 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz” durch die Wor-
ter ,Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch* ersetzt.

3. In § 25 Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

4. 8 48 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld* durch die Warter ,von
Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

b) In Absatz7 Satz2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamt® durch die
ter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung” ersetzt.

5. Nach § 66 wird folgender § 67 eingefigt:

.8 67

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 3 Absatz 2 Nummer 3, 25 Absatz 1 Nummer 2
und 48 Absatz 2 in der am ...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten des BVG] gelten-
den Fassung weiter."
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Artikel 24

Anderung des Gesetzes zur Forderung der Einstellung der land-

wirtschaftlichen Erwerbstatigkeit

Das Gesetz zur Foérderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstétigkeit

vom 21. Februar 1989 (BGBI. | S. 233), das zuletzt durch Artikel 4b des Gesetzes vom 18.
Dezember 2018 (BGBI. | S. 2651) gedndert worden ist, wird wie folgt geédndert:

1.

In § 12 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld" durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

Nach § 22 Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefigt:

»(5) Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) gean-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden
ist, erhalten, gelten die Vorschriffen des 8§12 Satz1 Nummer?2 in der am
...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 25

Anderung des Dienstbeschadigungsausgleichsgesetzes

§ 2 des Dienstbeschadigungsausgleichsgesetzes vom 11. November 1996 (BGBI. |

S. 1674, 1676), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 1 des Gesetzes vom 20. Juni 2011
(BGBI. I S. 1114) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,Grundrente nach § 31 des Bundesversorgungsge-
setzes" durch die Worter ,monatlichen Entschadigungszahlung nach 8§ 83 des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch® ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort ,Mindestgrundrente* durch die Wdrter ,monatlichen Ent-
schadigungszahlung nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 des Vierzehnten Buches So-
zialgesetzbuch* ersetzt.

Absatz 1a wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,8 30 des Bundesversorgungsgesetzes” durch die
Worter ,8 5 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch® ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worter ,8 30 des Bundesversorgungsgesetzes" durch die
Worter ,8 5 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch* ersetzt.

c) In Satz 4 werden die Worter ,8 30 des Bundesversorgungsgesetzes” durch die
Worter ,8 5 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch” ersetzt.
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Artikel 26

Anderung der Versorgungsmedizin-Verordnung

Die Anlage zu 8§ 2 der Versorgungsmedizin-Verordnung vom 10. Dezember 2008
(BGBI. | S. 2412), die zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S.
2541) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu Teil C wird wie folgt gefasst:

.Teil C Begutachtung im Sozialen Entschadigungsrecht”.

b) Die Angaben zu Teil C Nummer 1. bis 10. werden wie folgt gefasst:

wl.

2.

9.

Grundsétze zur Begutachtung im Sozialen Entschadigungsrecht

Tatsachen fir die Begutachtung des ursachlichen Zusammenhangs

. Urséchlicher Zusammenhang
. Kann-Versorgung

. Anerkennung der Schadigungsfolge im Sinne der Entstehung und Anerken-

nung der Schadigungsfolge im Sinne der Verschlimmerung

. Bestimmung des Grades der Schadigungsfolgen
. Folgeschaden

. Folgen von medizinischen MalR3hahmen

Absichtlich herbeigefihrte Gesundheitsstérungen

10. Urséchlicher Zusammenhang zwischen Schadigungsfolge und Tod".

c) Die Angaben zu Teil C Nummer 11. und 12. werden gestrichen.

Teil C wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»1eil C Begutachtung im Sozialen Entschadigungsrecht*.

b) Die Nummern 1 bis 12 werden durch folgende Satze ersetzt:

Hl

Grundsatze zur Begutachtung im Sozialen Entschadigungsrecht

Die Grundsatze, die im Sozialen Entschadigungsrecht zur Anerkennung einer
Gesundheitsstorung als Folge einer Schadigung mafRgebend sind, werden in die-
sem Teil der Versorgungsmedizinischen Grundsatze aufgestellt. Die Auswirkun-
gen der als Schadigungsfolgen anerkannten Gesundheitsstorungen werden mit
einem Grad der Schadigungsfolgen bewertet. Die arztliche Bewertung der Aus-
wirkungen der Schadigungsfolgen erfolgt nach Teil A und Teil B.
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Als Voraussetzung fir die arztliche Begutachtung des urséchlichen Zusammen-
hangs mussen alle Tatsachen festgestellt sein. Die Feststellung der Tatsachen
erfolgt unabhangig von kausalen Erwédgungen. Es muss unterschieden werden
zwischen arztlicher Begutachtung im Rahmen der Tatsachenermittlung und der
arztlichen Begutachtung des urséchlichen Zusammenhangs.

2 Tatsachen fir die Begutachtung des ursachlichen Zusammenhangs

2.1 Tatsachen

Vor der arztlichen Begutachtung des ursachlichen Zusammenhangs missen fol-
gende Tatsachen festgestellt und voll bewiesen sein:

a) das Ereignis, das bei nachgewiesenem ursachlichem Zusammenhang das
schadigende Ereignis ist,

b) die Gesundheitsstorung, die bei nachgewiesenem ursachlichem Zusam-
menhang die gesundheitliche Schadigung ist (priméare Gesundheitssto-
rung),und

c) die Gesundheitsstorung, die bei nachgewiesenem ursachlichem Zusam
menhang die Schadigungsfolge ist (sekundare Gesundheitsstdrung).

2.2 Ereignis

Die in Betracht kommenden schadigenden Ereignisse unterscheiden sich je nach
den Voraussetzungen der verschiedenen Gesetze des Sozialen Entschadigungs-
rechts. Ereignis in diesem Sinne kann sein:

a) ein zeitlich begrenztes Ereignis,

b) ein Uber einen langeren Zeitraum einwirkendes Ereignis (andauerndes
Ereignis) oder

C) wiederkehrende Ereignisse, die sich in ihrer Gesamtheit auswirken.

Es gibt aktiv einwirkende Ereignisse und passive Ereignisse durch Unterlassen.
2.3 Primare Gesundheitsstérung

Primare Gesundheitsstérungen sind solche, die nach dem aktuellen Stand der
medizinischen Wissenschaft durch ein unter 2.2 beschriebenes Ereignis hervor-
gerufen werden kdnnen und zeitlich als erste auftreten.

2.4 Sekundare Gesundheitsstérung

Sekundare Gesundheitsstérungen sind solche, die nach dem aktuellen Stand der
medizinischen Wissenschaft aus der primdren Gesundheitsstorung entstehen
koénnen.

3 Ursachlicher Zusammenhang

3.1 Aligemeines

Nur wenn die unter 2.1 genannten Tatsachen ermittelt und im Sinne von 2.1 be-

wiesen sind, kann die arztliche Begutachtung des ursachlichen Zusammenhangs
erfolgen. Die Gesundheitsstérungen, die vor Eintritt des schadigenden Vorgangs
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bestanden haben oder bei Eintritt bestehen, sind von der primaren und sekunda-
ren Gesundheitsstérung abzugrenzen.

3.2 Kausalkette

Zwischen dem Ereignis, der priméren und der sekundaren Gesundheitsstérung
muss ein nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft nicht unter-
brochener ursachlicher Zusammenhang bestehen. Die primare Gesundheitssto-
rung muss durch das Ereignis verursacht sein und die sekundare Gesundheits-
stérung muss durch die primare Gesundheitsstérung verursacht sein. Erst in die-
sem Fall ist der ursachliche Zusammenhang gegeben.

3.3 Schadigendes Ereignis, gesundheitliche Schadigung, Schadigungsfolge
Ist der ursachliche Zusammenhang im Sinne von 3.2 zu bejahen, ist

a) das Ereignis das schadigende Ereignis,

b) die primare Gesundheitsstérung die gesundheitliche Schadigung und

c) die sekundare Gesundheitsstérung die Gesundheitsstérung als Folge der
Schadigung (Schadigungsfolge).

3.4 Wabhrscheinlichkeit des urséachlichen Zusammenhangs

3.4.1 Fur die Annahme des ursachlichen Zusammenhangs genligt entschadi-
gungsrechtlich die Wahrscheinlichkeit. Sie ist gegeben, wenn nach dem aktuellen
Stand der medizinischen Wissenschaft mehr fur als gegen einen ursachlichen
Zusammenhang spricht. Es reicht fir die Annahme des ursachlichen Zusam-
menhangs nicht aus, dass dieser nur moglich ist.

3.4.2 Haben konkurrierende Ursachen zur primaren Gesundheitsstérung beige-
tragen und kommt einem Ereignis gegeniber der Gesamtheit der anderen Ursa-
chen eine mindestens gleichwertige Bedeutung zu, ist alleine jenes Ereignis
schadigendes Ereignis und wesentliche Ursache im entschadigungsrechtlichen
Sinn.

3.4.3 3.4.2 gilt entsprechend, wenn die sekundéare Gesundheitsstérung auf kon-
kurrierenden Ursachen beruht.

4 Kann-Versorgung

4.1 Im Sozialen Entschadigungsrecht muss anhand des Sachverhaltes in jedem
Einzelfall stets zuerst geprift werden, ob nach 3.4 der ursachliche Zusammen-
hang mit Wahrscheinlichkeit beurteilt werden kann. Lasst sich dabei die Frage
des urséchlichen Zusammenhangs bereits in ihrer Gesamtheit bejahen oder ver-
neinen, ist die entsprechende Prifung abgeschlossen und eine Kann-Versorgung
kommt nicht in Betracht.

4.2 Lasst sich die Frage des ursachlichen Zusammenhangs im Sinne von 3.4
nicht bejahen oder verneinen, kann in Ausnahmefallen eine Gesundheitsstérung
im Sinne der Kann-Versorgung als Schadigungsfolge anerkannt werden. Voraus-
setzung dafur ist, dass die zur Anerkennung einer Gesundheitsstorung als Folge
einer Schadigung erforderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist,
weil Uber die Ursache der festgestellten Gesundheitsstérung in der medizini-
schen Wissenschaft Ungewissheit besteht.
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4.3 Eine Kann-Versorgung kommt nur dann in Betracht, wenn die einer Gesund-
heitsstérung zugrundeliegende Ursache (Atiologie) nicht durch den aktuellen
Stand der medizinischen Wissenschaft gesichert ist und wenn fundierte wissen-
schaftliche Arbeitshypothesen einen ursachlichen Zusammenhang begriinden.
Eine von dem aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft abweichende
subjektive Auffassung eines einzelnen Wissenschaftlers oder einer einzelnen
Wissenschatftlerin ist nicht mit Ungewissheit in der medizinischen Wissenschaft
gleichzusetzen.

4.4 Eine Kann-Versorgung rechtfertigen nicht:

a) Zweifel Uber den Zeitpunkt der Entstehung der Gesundheitsstérung,
b) mangelnde diagnostische Klarung,

C) unzureichende Sachverhaltsaufklarung oder

d)  sonstige Ungewissheiten im Sachverhalt.

4.5 Ist die Wahrscheinlichkeit des ursachlichen Zusammenhangs nur fir einen
Teil einer Gesundheitsstérung gegeben, so ist zu prifen, ob fir den verbleiben-
den Teil der Gesundheitsstorung die Voraussetzungen fur eine Kann-Versorgung
vorliegen.

5 Anerkennung der Schadigungsfolge im Sinne der Entstehung und Aner-
kennung der Schadigungsfolge im Sinne der Verschlimmerung

5.1 Allgemeines

Bei Vorliegen des ursachlichen Zusammenhangs ist auf der Grundlage des aktu-
ellen Stands der medizinischen Wissenschaft zu beurteilen, ob das schadigende
Ereignis zur Entstehung oder zur Verschlimmerung der Gesundheitsstérung ge-
fuhrt hat.

5.2 Anerkennung im Sinne der Entstehung

Die Anerkennung einer Gesundheitsstérung als Schadigungsfolge im Sinne der
Entstehung setzt voraus, dass keine medizinischen Tatsachen festzustellen sind,
die ruckblickend nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft be-
legen, dass die Gesundheitsstérung zur Zeit der Einwirkung des schadigenden
Ereignisses bereits bestand.

5.3 Anerkennung im Sinne der Verschlimmerung

Wenn medizinische Tatsachen festzustellen sind, die riickblickend nach dem ak-
tuellen Stand der medizinischen Wissenschaft belegen, dass die Gesundheitssto-
rung zur Zeit der Einwirkung des schadigenden Ereignisses bereits - auch unbe-
merkt - bestand, kommt nur eine Anerkennung der Gesundheitsstérung als
Schadigungsfolge im Sinne der Verschlimmerung in Betracht. Eine solche Aner-
kennung setzt voraus, dass das schadigende Ereignis dazu fihrt,

a) dass der Zeitpunkt vorverlegt wird, an dem die Gesundheitsstérung sonst
in Erscheinung getreten ware, oder

b) dass die Gesundheitsstorung in starkerer Auspragung auftritt, als es sonst
ZU erwarten ware.

5.4 Zunahme der Auspragung der Gesundheitsstérung
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Bei jeder weiteren Zunahme der Auspragung der als Schadigungsfolge aner-
kannten Gesundheitsstérung ist zu prifen, ob auch diese Zunahme noch ursach-
lich auf das schadigende Ereignis zuriickzufihren ist. Bei jeder weiteren Zunah-
me der Auspradgung der Gesundheitsstorung muss der ursachliche Zusammen-
hang dieser Weiterentwicklung beurteilt werden.

6 Bestimmung des Grades der Schadigungsfolgen
6.1 Voribergehende Gesundheitsstbrungen

Vorubergehende Gesundheitsstorungen sind bei der Feststellung des Grades der
Schadigungsfolgen nicht zu bericksichtigen. Als voriibergehend gilt ein Zeitraum
von bis zu sechs Monaten.

6.2 Bereits bestehende Gesundheitsstérungen

6.2.1 Vor der Feststellung des Grades der Schadigungsfolgen ist zu prifen, ob
vor dem schadigenden Ereignis bereits eine Teilhabebeeintrachtigung durch eine
nicht schadigungsbedingte Gesundheitsstérung (bereits bestehende Gesund-
heitsstérung) vorlag. Diese Teilhabebeeintréchtigung muss festgestellt werden.
Auch fur die Gesamtauswirkung der vorhandenen Gesundheitsstdrungen ist ein
Grad der Behinderung anzugeben. Der Grad der Schadigungsfolgen gibt allein
das Ausmal} der Auswirkungen der Schadigungsfolgen wieder.

6.2.2 Befinden sich die bereits bestehende Gesundheitsstérung und die Schadi-
gungsfolge an verschiedenen Kdrperteilen und beeinflussen sich nicht gegensei-
tig, hat die bereits bestehende Gesundheitsstérung keine Auswirkung auf den
Grad der Schadigungsfolgen.

6.2.3 Hat die Schadigung eine GliedmalRe oder ein Organ mit bereits bestehen-
der Gesundheitsstérung betroffen, muss der Grad der Schadigungsfolgen niedri-
ger sein als der Grad der Behinderung, der sich aus der nun bestehenden ge-
samten Gesundheitsstorung ergeben wirde. Der Grad der Schadigungsfolgen
lasst sich dabei nicht einfach dadurch ermitteln, dass die Teilhabebeeintrachti-
gung der bereits bestehenden Gesundheitsstérung vom Grad der Behinderung
der gesamten Gesundheitsstérung abgezogen wird. Maf3geblich ist vielmehr, zu
welchen zusatzlichen Auswirkungen die Schadigung gefihrt hat. Wenn jedoch
die bereits bestehende Gesundheitsstérung nach ihrem Umfang oder nach ihrer
Art keine wesentliche Bedeutung fur die gesamte Gesundheitsstérung hat. ist der
Grad der Schadigungsfolgen genauso hoch wie der Grad der Behinderung, der
sich aus der nun bestehenden gesamten Gesundheitsstérung ergibt.

6.2.4 Sind durch die bereits bestehende schadigungsunabhangige Gesundheits-
stoérung und durch die Schadigungsfolge verschiedene Organe, Gliedmalen oder
paarige Organe betroffen und verstarkt die bereits bestehende schadigungsun-
abhangige Gesundheitsstorung die Auswirkungen der schadigungsbedingten
Funktionsstorung, ist der Grad der Schadigungsfolgen héher zu bewerten als bei
isolierter Betrachtung der Schadigungsfolge.

6.3 Veranderung des Grades der Schadigungsfolgen

6.3.1 Ein schadigendes Ereignis kann zu einer zeitlich begrenzten Zunahme der
Auspragung einer Gesundheitsstorung fiilhren und damit zu keinem oder nur zeit-
lich begrenzt zu einem Grad der Schadigungsfolgen.

6.3.2 Ein schadigendes Ereignis kann anhaltend, aber abgrenzbar den weiteren
Verlauf der Gesundheitsstérung beeinflussen und damit zu einem gleichbleiben-
den Grad der Schadigungsfolgen fiihren.
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6.3.3 Ein schadigendes Ereignis kann aber auch den weiteren Verlauf der Ge-
sundheitsstorung richtunggebend bestimmen und damit Anlass fir einen anstei-
genden Grad der Schadigungsfolgen sein.

6.4 Nachfolgende Gesundheitsstérung

Eine Gesundheitsstérung, die zeitlich nach der Schadigungsfolge eingetreten ist
und nicht in ursachlichem Zusammenhang mit der Schadigung steht, wird bei der
Bewertung des Grades der Schéadigungsfolgen nicht beriicksichtigt.

7 Folgeschaden

Tritt nach einer Schadigung eine weitere Gesundheitsstérung ein und kommt der
Schéadigung oder deren Folgen fiir die Entstehung dieser Gesundheitsstérung ei-
ne mindestens gleichwertige Bedeutung gegentber der Gesamtheit der anderen
Ursachen zu, handelt es sich um einen Folgeschaden. Dieser ist bei der Feststel-
lung des Grades der Schadigungsfolgen zu berilicksichtigen. In diesem Falle ist
stets zu prifen, ob die anerkannte Schadigungsfolge auch gemal dem gegen-
wartig aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft anerkannt wirde.

8 Folgen von medizinischen MaRnahmen

Haben diagnostische oder therapeutische MaRnahmen, die wegen Schadigungs-
folgen durchgefuhrt werden, nachteilige gesundheitliche Folgen, so sind auch
diese gesundheitlichen Folgen Schadigungsfolgen. Auch das Unterlassen einer
medizinisch gebotenen MaflRnahme kann zu einer gesundheitlichen Schéadigung
und damit zu einer Schadigungsfolge fihren.

9 Absichtlich herbeigefihrte Gesundheitsstérungen

Eine von der antragstellenden Person absichtlich herbeigefiihrte Schadigung
fuhrt entschadigungsrechtlich nicht zu einer Schadigungsfolge. Eine Selbstto-
tung, die Folgen eines Selbsttdtungsversuchs oder eine absichtlich herbeigefihr-
te Gesundheitsstorung kénnen nur dann Schadigungsfolge sein, wenn eine Be-
eintrachtigung der freien Willensbestimmung durch entschadigungsrechtlich ge-
schitzte Tatbestande wahrscheinlich ist.

10  Urséachlicher Zusammenhang zwischen Schadigung und Tod

10.1 Hat eine als Schadigungsfolge anerkannte Gesundheitsstérung den Tod
verursacht und liegt zum Zeitpunkt des Todes eine Anerkennung der Gesund-
heitsstérung vor, gilt der Tod als Schadigungsfolge. Eine erneute Begutachtung
der Wahrscheinlichkeit des urséchlichen Zusammenhanges ist nicht erforderlich,
es sei denn, die bisherige Anerkennung ist aus heutiger Sicht zweifelsfrei unrich-

tig.

10.2 Stirbt eine geschadigte Person an einer im Sinne der Verschlimmerung an-
erkannten Gesundheitsstérung, so gilt der Tod als Schadigungsfolge, wenn die
schadigungsbedingte Verschlimmerung flr den Tod ursachlich gewesen ist.

10.3 Haben mehrere Gesundheitsstorungen zum Tod beigetragen und sind nicht
alle diese Gesundheitsstérungen auch Schadigungsfolgen, ist zu prifen, ob die
Schadigungsfolgen eine mindestens gleichwertige Bedeutung fir den Eintritt des
Todes hatten. In diesem Fall gilt der Tod als Schadigungsfolge.

10.4 In Ausnahmeféllen kann bei der Priifung nach 10.2 auch der Zeitpunkt des
Todes eine wichtige Rolle spielen, wenn neben den Schadigungsfolgen eine
schwere, schadigungsunabhangige Gesundheitsstérung vorgelegen hat, die
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nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft ohne die Schadi-
gungsfolgen noch nicht zu diesem Zeitpunkt, jedoch in absehbarer Zeit fir sich
allein zum Tode geflihrt hatte. In diesem Fall gilt der Tod als Schadigungsfolge,
wenn die geschadigte Person ohne die Schadigungsfolgen wahrscheinlich min-
destens ein Jahr langer gelebt hatte als mit den Schadigungsfolgen.”

Artikel 27

Anderung der Versorgungsmedizin-Verordnung zum Jahr 2022

Die Versorgungsmedizin-Verordnung vom 10. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2412), die
zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2541) geandert wor-
den ist, wird wie folgt geéndert:

1. 81 wird wie folgt gefasst:

11§ 1
Zweck der Verordnung
Diese Verordnung regelt die medizinischen Grundsatze und Kriterien, die bei der
arztlichen Begutachtung nach Teil 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und nach

dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch anzuwenden sind, sowie das dafiir mafl3ge-
bende Verfahren.”

2. Die Anlage zu § 2 wird wie folgt geandert:
a) Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu Teil C Nummer 13 gestrichen.

b) In Teil C wird die Nummer 13 aufgehoben.

Artikel 28

Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch — Allgemeiner Teil — (Artikel | des Gesetzes vom
11. Dezember 1975, BGBI. | S. 3015), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 17.
August 2017 (BGBI. | S. 3214) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:
a) Die Angabe zu § 5 wird wie folgt gefasst:
.8 5 Soziale Entschadigung*.

b) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst:

,8 24 Leistungen der Sozialen Entschadigung".

c) Nach der Angabe zu § 71 wird folgender § 72 eingeflgt:

.8 72 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.
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2.

8§ 5 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden die Worter ,bei Gesundheitsschaden” gestrichen.

b) InSatz1 wird das Wort ,versorgungsrechtlichen* gestrichen und werden nach
dem Wort ,Grundsatzen” die Worter ,des Sozialen Entschadigungsrechts” einge-
fugt.

c) InSatz2 werden die Worter ,wirtschaftliche Versorgung“ durch die
ter ,Leistungen der Sozialen Entschadigung” und das Wort ,,Beschéadigten” durch
das Wort ,Geschadigten” ersetzt.

§ 24 wird wie folgt gefasst:

H§ 24
Leistungen der Sozialen Entschadigung

(1) Nach dem Recht der Sozialen Entschadigung kénnen in Anspruch genom-
men werden:

1. Leistungen des Fallmanagements und Leistungen in einer Traumaambulanz als
Schnelle Hilfen,

2. Krankenbehandlung,

3. Leistungen zur Teilhabe,

4. Leistungen bei Pflegebedirftigkeit,

5. Leistungen bei Blindheit,

6. Entschadigungszahlungen,

7. Berufsschadensausgleich,

8. Besondere Leistungen im Einzelfall,

9. Leistungen bei Uberfiihrung und Bestattung,

10. Ausgleich in Hartefallen,

11. Leistungen bei Wohnsitz oder gewthnlichem Aufenthalt im Ausland sowie
12. Leistungen nach den Vorschriften zu Besitzstanden.

(2) Zustandig sind die nach Bundesrecht oder Landesrecht bestimmten Trager
der Sozialen Entschadigung. Bei der Durchfiihrung der Krankenbehandlung wirken
die Trager der gesetzlichen Krankenversicherung und bei der Durchfiihrung der
Hilfsmittelversorgung die Trager der gesetzlichen Unfallversicherung mit. Fur die Leis-
tungen nach den 88 80, 81a bis 83a des Soldatenversorgungsgesetzes ist die Bun-
deswehrverwaltung zustéandig.”

In 8§29 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a wird das

Wort ,Versorgungskrankengeld” durch die Wdrter ,Krankengeld der Sozialen Ent-
schadigung* ersetzt.



5.

-121 - Drucksache 351/19

§ 68 wird wie folgt geédndert:
a) Nummer 7. wird wie folgt gefasst:

.. Gesetze, die eine entsprechende Anwendung der Leistungsvorschriften des
Vierzehnten Buches vorsehen, insbesondere

a) die 88 80 bis 83a des Soldatenversorgungsgesetzes,

b) 8§59 Absatz 1 des Bundesgrenzschutzgesetzes,

c) die 88 4 und 5 des Haftlingshilfegesetzes,

d) die 88 21 und 22 des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes sowie

e) die 88 3 und 4 des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes,*.
b) Nummer 8 wird aufgehoben.

Nach § 71 wird folgender § 72 eingefiigt:

.8 72

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 29 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a und 68
Nummer 7 in der am ...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten des BVG] geltenden
Fassung weiter."

Artikel 29

Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch — Grundsicherung fir Arbeitsuchende — in der

Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBI. | S. 850, 2094), das zuletzt
durch Artikel 20 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2541) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1.

In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 81 folgender § 82 eingeflgt:

.8 82  Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.
Nach § 7 Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefigt:

»(4b) Personen, denen Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 des Vierzehn-
ten Buches zuerkannt worden sind, haben keinen Anspruch auf Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhalts.”
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3.

§ 11a Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
a) Nummer 2 wird aufgehoben.

b) In Nummer 3 werden die Worter ,Grundrente nach dem Bundesversorgungsge-
setz* durch die Wérter ,Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9 des Vierzehn-
ten Buches" ersetzt.

In § 18 Absatz 1 Nummer 1 werden die Worter ,dem Bundesversorgungsgesetz und*
gestrichen.

In 844a Absatz3 Satz2 wird das Wort ,Kriegsopferfirsorge* durch die
ter ,Sozialen Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch, soweit er Besondere Leis-
tungen im Einzelfall erbringt,” ersetzt.

Nach 8§ 81 wird folgender § 82 eingefligt:

.8 82

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 11a Absatz 1 Nummer 2, 18 Absatz 1 Num-
mer 1 und 44a Absatz 3 Satz 2, in der am ...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten des
BVG] geltenden Fassung weiter."

Artikel 30

Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch — Arbeitsforderung — (Artikel 1 des Gesetzes vom

24. Marz 1997, BGBI. | S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18.
Dezember 2018 (BGBI. | S. 2651) gedndert worden ist, wird wie folgt geédndert:

1.

Der Inhaltsiibersicht wird die folgende Angabe zu den 8§ 449 und 450 angefligt:
»8 449 Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts

§ 450 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

In 8 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 werden die Wérter ,dem Bundesversorgungsgesetz
und“ gestrichen.

In 8 26 Absatz 2 Nummer 1 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld* durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung"” ersetzt.

In 8 156 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld* durch
die Worter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung" ersetzt.
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5. 8332 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. Leistungen des Berufsschadensausgleichs nach Kapitel 10 des Vierzehnten Bu-
ches sowie nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Vierzehn-
ten Buches vorsehen,”.

6. In 8335 Absatz 1 Satz 4 wird das Wort ,Bundesversicherungsamt® durch die Wor-
ter ,Bundesamt flir Soziale Sicherung” ersetzt.

7. In 8345 Nummer5 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld® durch die
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

8. In 8 347 Nummer 5 Buchstabe a wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die
Worter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung" ersetzt.

9. In 8 349 Absatz 4a Satz 3 wird das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Wor-
ter ,Bundesamt flir Soziale Sicherung” ersetzt.

10. Folgende 8§ 449 und 450 werden angeflgt:

H§ 449
Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts

Bei der Anwendung von 8§ 26 Absatz 2 Nummer 1, § 156 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2, 8 345 Nummer 5 und 8 347 Nummer 5 Buchstabe a gilt das Versorgungskran-
kengeld als Krankengeld der Sozialen Entschadigung.

§ 450

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) ge&ndert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, 26 Absatz 2
Nummer 1, 156 Absatz 1 Satz1 Nummer 2, 332 Absatz 1 Satz1 Nummer 2, 345
Nummer 5 und 347 Nummer 5 Buchstabe a in der am ...[einsetzen: Tag vor Auler-
krafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 31

Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften fur die Sozialversi-
cherung — in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBI. | S.
3710, 3973; 2011 | S. 363), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Dezember
2018 (BGBI. I S. 2651) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:
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1.

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:
a) Die Angabe zu § 94 wird wie folgt gefasst:
»8 94 Bundesamt fur Soziale Sicherung*“.
b) Die Angabe zu § 120 wird wie folgt gefasst:
.8 120 Ubergangsregelung zur Anderung der Wahlbarkeitsvoraussetzungen®.
c) Die Angabe zu § 121 wird wie folgt gefasst:
.8 121 Berucksichtigung von Versorgungskrankengeld“.
d) Nach der Angabe zu § 121 wird folgender § 122 eingefugt:
.8 122 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

In 87 Absatz 3 Satz 3 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

§ 18a Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummerl wird das Wort ,Versorgungskrankengeld* durch die
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung“ ersetzt.

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

.4. die Verletztenrente der Unfallversicherung, soweit sie die Betrdge nach § 93
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a in Verbindung mit Absatz 2a des Sechs-
ten Buches Ubersteigt; eine Kirzung oder ein Wegfall der Verletztenrente
wegen Anstaltspflege oder Aufnahme in ein Alters- oder Pflegeheim bleibt
unbericksichtigt,”.

c) Nummer 8 wird wie folgt gefasst:
.8. der Berufsschadensausgleich nach Kapitel 10 des Vierzehnten Buches so-
wie nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Vierzehnten

Buches vorsehen,".

Nach 8§ 120 werden folgende 88 121 und 122 angefugt:

,8121

Bei der Anwendung von § 7 Absatz 3 Satz 3, § 18a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
und 8 23c Satz 1 gilt das Versorgungskrankengeld als Krankengeld der Sozialen Ent-
schadigung.

§122

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschédi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
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worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 887 Absatz 3 Satz 3, 18a Absatz 3 Satz 1
Nummer 1, 4 und 8 sowie 23c Absatz 1 Satz 1 in der am ...[einsetzen: Tag vor Au-
Rerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

5. In 8 23 Absatz 2 Satz 2, § 28q Absatz 1a Satz 1, 3 und 5, 8§ 87 Absatz 3 Satz 2, § 90
Absatz 1 Satz 1, Absatz 2a Satz 1 und 2, § 91 Absatz 1 Satz 1, § 94 Absatz 1 Satz 1,
Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 und in der Uberschrift zu § 94 wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Wérter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung”
ersetzt.

6. In 8§ 23c Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld" durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

7. In 8 71le Satz 2, 8 71f Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 4, § 73 Absatz 2 Satz 3 und 4

sowie § 94 Absatz 3 Satz 2 wird jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamtes” durch
die Worter ,Bundesamtes fur Soziale Sicherung“ ersetzt.

Artikel 32

Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch

Das Fiunfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Artikel 1
des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBI. | S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom 6. Mai 2019 (BGBI. | S. 646) geandert worden ist, wird wie folgt geén-
dert:

1. Inder Inhaltsibersicht wird nach der Angabe zu § 325 folgender § 326 eingefugt:

.8 326 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

2. In 85 Absatz 1 Nummer 6 werden die Worter ,die MalRnahmen werden nach den
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes erbracht,” durch die Woarter ,sie geho-
ren zu dem Personenkreis des § 151 des Vierzehnten Buches" ersetzt.

3. 849 Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:

a) Nummer 3 wird nach dem Wort ,Versorgungskrankengeld* ein Komma und wer-
den die Worter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung* eingefugt.

b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a angefiigt:
~3a. soweit er auf der Erkrankung eines Kindes beruht, das fir die Versicherte
oder den Versicherten Anspruch auf Versorgungskrankengeld oder Kran-
kengeld der Sozialen Entschadigung hat.”
c) Die bisherige Nummer 3a wird Nummer 3b.

4. 855 Absatz 2 wird wie folgt geédndert:

a) Satz 2 wird wie folgt geandert:
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10.

aa) In Nummer 2 werden die Worter ,oder im Rahmen der Kriegsopferfursorge
nach dem Bundesversorgungsgesetz” durch die Warter ,Leistungen zum Le-
bensunterhalt nach § 93 des Vierzehnten Buches" ersetzt.

bb) In Nummer 3 wird das Wort ,Kriegsopferfiirsorge“ durch die Warter ,Sozialen
Entschadigung” ersetzt.

b) In Satz 4 werden die Woérter ,Grundrenten, die Beschadigte nach dem Bundes-
versorgungsgesetz” durch die Worter ,Entschadigungszahlungen nach dem Vier-
zehnten Buch® und das Wort ,Bundesversorgungsgesetzes” durch die
ter ,Vierzehnten Buches" und die Woérter ,Grundrente nach dem Bundesversor-
gungsgesetz” durch die Wérter ,Entschadigungszahlungen nach dem Vierzehn-
ten Buch” ersetzt.

8§ 62 Absatz 2 wird wie folgt geéandert:

a) In Satz 4 werden die Worter ,Grundrenten, die Beschadigte nach dem Bundes-
versorgungsgesetz oder nach anderen Gesetzen in entsprechender Anwendung
des Bundesversorgungsgesetzes* durch die Worter ,Entschadigungszahlungen,
die Geschadigte nach dem Vierzehnten Buch oder nach anderen Gesetzen in
entsprechender Anwendung des  Vierzehnten  Buches* und die
ter ,Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz® durch die
ter ,Entschadigungszahlungen nach dem Vierzehnten Buch* ersetzt.

b) Satz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 werden die Worter ,ergdnzende Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem Bundesversorgungsgesetz” durch die Worter ,Leistungen zum Le-
bensunterhalt nach § 93 des Vierzehnten Buches" ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird das Wort ,Kriegsopferfursorge“ durch die Warter ,Sozialen
Entschadigung” ersetzt.

In 8192 Absatz 1 Nummer 3 wird nach dem Wort ,Versorgungskrankengeld® ein
Komma und werden die Worter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” eingefugt.

In § 229 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b werden die Woérter ,der Beschadigtenver-
sorgung” durch die Wérter ,Entschadigungszahlungen nach dem Vierzehnten Buch*
ersetzt.

§ 235 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 4 wird nach dem Wort ,Verletztengeld* das Wort ,,oder* durch
ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort ,Versorgungskrankengeld“ die
Worter ,oder das Krankengeld der Sozialen Entschadigung” eingeflgt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort ,Verletztengeldes" das Wort ,oder* durch
ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort ,Versorgungskrankengeldes" die
Warter ,oder des Krankengeldes der Sozialen Entschadigung” eingefigt.

In § 242 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 werden die Woérter ,nach dem Bundesversor-
gungsgesetz” durch die Worter ,und Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach
dem Vierzehnten Buch" ersetzt.

In 8§ 249a Absatz 1 Satz 1 werden die Wérter ,Bundesversorgungsgesetzes oder ei-
nes Impfschadens im Sinne des Infektionsschutzgesetzes* durch die
ter ,Vierzehnten Buches* ersetzt.



11.

12.

13.

14.

15.

16.

-127 - Drucksache 351/19

§ 251 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort ,Verletztengeld* das Wort ,oder* durch ein
Komma ersetzt und nach dem Wort ,Versorgungskrankengeld” die Warter ,,oder
Krankengeld der Sozialen Entschadigung” eingeflgt.

b) In Absatz4Satz5, Absatz5Satz2 und 4 wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Wérter ,Bundesamtes fur Soziale Si-
cherung” ersetzt.

In 8 291 Absatz 2 Nummer 7 werden nach den Wértern ,nach § 264 Absatz 2" die
Worter ,und nach § 151 Absatz 1 des Vierzehnten Buches* eingefigt.

In § 294a Absatz 1 Satz werden die Worter ,Bundesversorgungsgesetzes oder eines
Impfschadens im Sinne des Infektionsschutzgesetzes” durch die Warter ,Vierzehnten
Buches" ersetzt.

Nach § 325 wird folgender § 326 eingefigt:

.8 326

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geé&ndert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 5 Absatz 1 Nummer 6, 49 Absatz 1 Num-
mer 3, 55 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 und 3 sowie Satz 4, 62 Absatz 2 Satz 4 so-
wie Satz5 Nummer 2, 192 Absatz1 Nummer 3, 235 Absatz 1 Satz4 und Ab-
satz 2 Satz 1, 242 Absatz3 Satz1 Nummer5, 251 Absatz1l und 294a Ab-
satz 1 Satz 1 in der am ...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden
Fassung weiter."

In 8 92a Absatz 4 Satz 2 bis 5, § 92b Absatz 4 Nummer 4, § 137f Absatz 2 Satz 5,
Absatz 4 Satz 1 und 2, § 137g Absatz 1 Satz 1 und 10, Absatz 2 Satz 3, § 171d Ab-
satz 6 Satz 2, §171e Absatz3Satz2 und 3, §201 Absatz 6 Satz 2, § 220 Ab-
satz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 und 3, 8 252 Absatz 2a Satz 2, Absatz 6 Satz 1, § 255
Absatz 3 Satz 4, 8§ 270a Absatz 4 Satz 1 und 2, § 271 Absatz 1, Absatz 1la Satz 2,
Absatz 2a Satz 1 und 3, Absatz 6 Satz 1, § 271a Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1,
Absatz 4 Satz2, §274 Absatz1 Satzl1l, 8§303b Absatz1l Satz1l und 2, Ab-
satz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz1 und 2, Absatz 4 Satz 1 und § 303d Absatz 1 Satz 1
wird jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt® durch die Wérter ,Bundesamt fir
Soziale Sicherung” ersetzt.

In § 137g Absatz 1 Satz 13, § 220 Absatz 3 Satz 4 und § 274 Absatz 1 Satz 3 wird
das Wort ,Bundesversicherungsamts® durch die Worter ,Bundesamtes fir Soziale Si-
cherung” ersetzt.
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Artikel 33

Anderung der Risikostruktur-Ausgleichsverordnung

Die Risikostruktur-Ausgleichsverordnung vom 3. Januar 1994 (BGBI. | S. 55), die zu-
letzt durch die Artikel 1d und le des Gesetzes vom 4. April 2017 (BGBI. | S. 778) geén-
dert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 44 folgender § 45 eingeflgt:

.8 45 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

2. In 84 Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,8 19 des Bundesversorgungsgesetzes,”
durch die Worter ,8 60 des Vierzehnten Buches” ersetzt.

3. Nach § 44 wird folgender § 45 eingefiigt:

.8 45

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geédndert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften des § 4 Absatz 3 Satz 1 in der am ...[einsetzen: Tag
vor Aul3erkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 34

Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Rentenversicherung — in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBI. | S. 754, 1404, 3384), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geéndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) Nach der Angabe § 319c (weggefallen) folgende Angabe eingeflgt:
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LElfter Unterabschnitt

Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts

§ 319d

Berlicksichtigung von Versorgungskrankengeld*.

b) Nach der Angabe zu § 321 wird folgender § 322 eingefugt:

.8 322 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

In 8 3 Satz 1 Nummer 3 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung" ersetzt.

In § 12 Absatz 1 Nummer 1 werden die Worter ,des sozialen Entschadigungsrechts”
durch die Worter ,des Sozialen Entschadigungsrechts” ersetzt.

In 8§20 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b wird das
Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Worter ,Krankengeld der Sozialen Ent-
schadigung" ersetzt.

§ 93 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

,a) ein verletzungsbedingte Mehraufwendungen und den immateriellen Scha-
den ausgleichender Betrag nach den Absatzen 2a und 2b, und*.

b) In Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b werden die Woérter ,vom Hundert* durch das
Wort ,Prozent” ersetzt.

c) Nach Absatz 2 werden folgende Absétze eingefugt:

»(2a) Der die verletzungsbedingten Mehraufwendungen und den immateriel-
len Schaden ausgleichende Betrag betragt bei einer Minderung der Erwerbsfa-
higkeit von
1. 10 Prozent das 1,51fache,

2. 20 Prozent das 3,01fache,
3. 30 Prozent das 4,52fache,
4. 40 Prozent das 6,20fache,
5. 50 Prozent das 8,32fache,
6. 60 Prozent das 10,51fache,
7. 70 Prozent das 14,58fache,

8. 80 Prozent das 17,63fache,

9. 90 Prozent das 21,19fache,
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

10. 100 Prozent das 23,72fache

des aktuellen Rentenwerts. Liegt der Wert der Minderung der Erwerbsfahigkeit
zwischen vollen 10 Prozent, gilt der Faktor fir die nachsthéheren 10 Prozent.

(2b) Bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50 Prozent
erhdht sich der Betrag nach Absatz 2a zum Ersten des Monats, in dem das 65.
Lebensjahr vollendet wird, bei Geburten am Ersten eines Monats jedoch vom
Monat der Geburt an. Die Erhdhung betragt bei einer Minderung der Erwerbsfa-
higkeit
1. von 50 und 60 Prozent das 0,92fache,

2. von 70 und 80 Prozent das 1,16fache,

3. von mindestens 90 Prozent das 1,40fache

des aktuellen Rentenwerts. Liegt der Wert der Minderung der Erwerbsfahigkeit
zwischen vollen 10 Prozent, gilt der Faktor fir die nachsthéheren 10 Prozent.”

In § 96a Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch
die Worter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

In § 163 Absatz 5 Satz 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung" ersetzt.

In § 166 Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung”“ ersetzt.

In § 168 Absatz 1 Nummer 7 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung"” ersetzt.

In § 170 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort ,Versorgungskrankengeld*
durch die Worter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

In 8175 Absatzl wird das Wort ,Versorgungskrankengeld “durch die
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

§ 245 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 3 werden nach dem Wort ,Bundesversorgungsgesetz” die Worter ,in
der bis zum 31. Dezember 2021 geltenden Fassung“ angeflgt.

b) In Nummer 5 werden nach dem Wort ,Bundesversorgungsgesetz” die Worter ,in
der bis zum 31. Dezember 2021 geltenden Fassung“ angefugt.

In 8 250 Absatz 1 Nummer 1 werden nach dem
Wort ,Bundesversorgungsgesetzes” die Warter ,in der bis zum 31. Dezember 2021
geltenden Fassung“ eingefligt.

In § 301 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld" durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

Nach § 319c (weggefallen) wird folgender Unterabschnitt eingefiigt:
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LElfter Unterabschnitt

Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts

§ 319d
Bertcksichtigung von Versorgungskrankengeld

Bei der Anwendung von 8 3 Satz1 Nummer 3, § 20 Nummer 3 Buchstabe b,
§ 96a Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, § 163 Absatz 5 Satz 2, § 166 Absatz 1 Nummer 2,
8 168 Absatz 1 Nummer 7, § 170 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b, § 175 Absatz 1
und 8§ 301 Absatz 1 Satz 2 gilt das Versorgungskrankengeld als Krankengeld der So-
zialen Entschadigung.”

16. Nach § 321 wird folgender § 322 eingeflgt:

.8 322

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 3 Satz 1 Nummer 3, 20 Absatz 1 Nummer 3
Buchstabe b, 96a Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, 163 Absatz 5 Satz 2, 166 Absatz 1
Nummer 2, 168 Absatz 1 Nummer 7, 170 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b, 175 Ab-
satz 1, 245 Absatz2 Nummer 3 und 5, 250 Absatz1 Nummer 1l und 301 Ab-
satz 1 Satz 2 in der am ...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden
Fassung weiter.”

17. In 8 145 Absatz 4 Satz 3, § 148 Absatz 3 Satz 1, § 177 Absatz 4 Satz 2, § 213 Ab-
satz 6, § 214a Absatz 2 Satz 1 und 2, § 224 Absatz 3 Satz 1, § 224a Absatz 1 Satz 1,
§ 224b Absatz 3 Satz1l und 2, §227 Absatz 1la Satz 1, § 227 Absatz 2, § 273a,
§ 287d Absatz 2 Satz 1 und § 292a Satz 2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamt"
durch die Wérter ,Bundesamt fiir Soziale Sicherung” ersetzt.

Artikel 35

Anderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch

Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Unfallversicherung — (Artikel 1 des
Gesetzes vom 7. August 1996, BGBI. | S. 1254), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu 8§ 225 wie folgt gefasst:

.8 225 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.
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2.

10.

§ 4 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

.2. Personen in der Zeit, in der sie aufgrund gesetzlicher Pflicht Wehrdienst oder
Zivildienst leisten.”

In 8 45 Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung"” ersetzt.

In 847 Absatz4 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld® durch die
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung*” ersetzt.

In 852 Nummer2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld® durch die
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

In 8§ 56 Absatz 1 Satz 4 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz“ durch die Wor-
ter ,Vierzehnten Buch” ersetzt.

In § 92 Absatz 6 Satz 1 wird das Wort ,Bundesversicherungsamts” durch die Wor-
ter ,Bundesamtes fiir Soziale Sicherung” ersetzt.

In 892 Absatz 6 Satz 2, Absatz7 Satz?2, §163 Absatzl1 Satz1l, 8§ 172c Ab-
satz 3 Satz 2, § 181 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und 2, Absatz 3 Satz 1 und 3
und Absatz 5 Satz 1 und 2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamt® durch die Wor-
ter ,Bundesamt flir Soziale Sicherung“ ersetzt.

In § 118 Absatz 4 Satz 2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamtes” durch die Wor-
ter ,Bundesamtes fiir Soziale Sicherung” ersetzt.

§ 255 wird wie folgt gefasst:

.8 225

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 4 Absatz 1 Nummer 2, 45 Absatz 1 Num-
mer 2, 47 Absatz 4, 52 Nummer 2 und 56 Absatz 1 Satz 4 in der am ...[einsetzen:
Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter."

Artikel 36

Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder und Jugendhilfe — in der Fassung der

Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. | S. 2022), das zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom 19. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2696) geandert worden ist, wird wie
folgt gedndert:
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In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu 8§ 106 folgender § 107 eingefugt:

.8 107 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.
Dem § 10 wird folgender Absatz 5 angefugt:

»(5) Soweit Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 39 erbracht werden, gehen
sie den Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 des Vierzehnten Buches vor.*

In § 81 Nummer 1 werden nach dem Wort ,Sechsten” ein Komma eingefugt, die Wor-
ter ,und dem*“ gestrichen, nach dem Wort ,Zwdlften* die Warter ,und Vierzehnten*
eingefligt und die Worter ,sowie Tragern von Leistungen nach dem Bundesversor-
gungsgesetz” gestrichen.

8 93 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Zum Einkommen gehdren alle Einkinfte in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der
Leistungen nach diesem Buch, der Leistungen nach dem Vierzehnten Buch und der
Leistungen nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Vierzehnten Bu-
ches vorsehen, und der Renten oder Beihilfen nach dem Bundesentschadigungsge-
setz fur Schaden an Leben sowie an Kérper oder Gesundheit bis zur Hohe der ver-
gleichbaren Leistungen nach dem Vierzehnten Buch.”

Nach 8 106 wird folgender 8 107 eingefugt:

” § 107

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 81 Nummer 1 und 93 Absatz 1 Satz 1 in der
am ...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 37

Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch

Das Neuntes Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3234), das

zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. April 2019 (BGBI. | S. 473) ge&ndert worden,
wird wie folgt geandert:

1.

In 8 6 Absatz 1 Nummer 5 werden die Worter ,Kriegsopferversorgung und die Trager
der Kriegsopferfursorge im Rahmen des Rechts der Sozialen Entschadigung bei Ge-
sundheitsschaden” durch die Woérter ,Sozialen Entschadigung” ersetzt.

In § 16 Absatz 6 wird das Wort ,Kriegsopferfiirsorge” durch die Warter ,Sozialen Ent-
schadigung* ersetzt.
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3. In § 18 Absatz 7 wird das Wort ,Kriegsopferfirsorge” durch die Worter ,Sozialen Ent-
schadigung, soweit dieser Leistungen zur Teilhabe nach § 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3
des Vierzehnten Buches erbringt” ersetzt.

4. Dem § 21 wird folgender Satz 3 angeflgt:

.Ist der Trager der Sozialen Entschadigung der fir die Durchfihrung des Teilhabe-
planverfahrens verantwortliche Rehabilitationstrager, gelten fir ihn die Vorschriften
fur das Fallmanagement nach § 30 des Vierzehnten Buches erganzend.”

5. § 29 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz1lSatz5 werden nach dem Wort ,Pflegebedirftigkeit* die
ter ,Leistungen der Trager der Sozialen Entschadigung zur Krankenbehandlung,
bei Pflegebedurftigkeit und zur Weiterfiihrung des Haushalts” eingeflgt.

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

.Satz 1 findet entsprechend Anwendung auf die Pflegekassen und die Integrati-
onsamter sowie auf die Trager der Sozialen Entschadigung, soweit diese Leis-
tungen nach Absatz 1 Satz 5 erbringen.*”

6. § 63 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Nummer 4 werden die Worter ,Kriegsopferflirsorge unter den Vo-
raussetzungen der 88 26 und 26a des Bundesversorgungsgesetzes" durch die
Worter der ,Sozialen Entschadigung unter den Voraussetzungen der 88 63 und
64 des Vierzehnten Buches" ersetzt.

b) In Absatz 2 Nummer 2 werden die Worter ,Kriegsopferfirsorge unter den Vo-
raussetzungen des 8 27d Absatz 1 Nummer 3 des Bundesversorgungsgesetzes*”
durch die Wérter ,Sozialen Entschadigung unter den Voraussetzungen des § 63
des Vierzehnten Buches" ersetzt.

7. In 8 64 Absatz 1 Nummer 1 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Waor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung*“ ersetzt.

8. 8§ 65 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

»4. die Trager der Sozialen Entschadigung Krankengeld der Sozialen Entscha-
digung nach Mal3gabe des § 47 des Vierzehnten Buches.”

b) In Absatz 2 Nummer 4 werden die Worter ,Kriegsopferfiirsorge nach MaRRgabe
dieses Buches und des § 26a des Bundesversorgungsgesetzes” durch die Wor-
ter ,Sozialen Entschadigung nach Mafl3gabe dieses Buches und des 8§ 64 des
Vierzehnten Buches" ersetzt.

c) In Absatz 5 Nummer 2 werden die Worter ,Kriegsopferfirsorge Unterhaltsbeihilfe
unter den Voraussetzungen der 88 26 und 26a des Bundesversorgungsgesetzes*
durch die Wérter ,Sozialen Entschadigung Unterhaltsbeihilfe unter den Voraus-
setzungen des § 64 des Vierzehnten Buches" ersetzt.

d) Absatz 6 wird aufgehoben.

e) Absatz 7 wird Absatz 6.
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f)  In dem neuen Absatz 6 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

In 8§66 Absatz1Satz4 wird das Wort ,Kriegsopferfirsorge* durch die
ter ,Sozialen Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch” ersetzt.

In 8 69 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld* durch die Worter ,Krankengeld der
Sozialen Entschadigung” ersetzt.

In 870 Absatzl wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

§ 71 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz1lSatz1l wird das Wort ,Versorgungskrankengeld“ durch die
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 wird die Angabe ,§ 66 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1°
durch ,8 66 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1“ ersetzt.

§ 152 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 werden die Woérter ,fur die Durchfihrung des Bundesversorgungsge-
setzes" durch die Woarter ,nach Landesrecht” ersetzt.

b) Satz 4 wird aufgehoben.
c) Satz 7 wird aufgehoben.

In § 228 Absatz 4 Nummer 2 werden nach dem Wort ,Achten” die Worter ,oder dem
Vierzehnten* eingefiigt und die Worter ,oder den 88 27a und 27d des Bundesversor-
gungsgesetzes" gestrichen.

Nach § 241 Absatz 9 wird folgender Absatz 10 eingeflgt:

»(9) FUr Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geén-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden
ist, erhalten, gelten die Vorschriften der 88 6 Absatz 1 Nummer 5, 16 Absatz 6, 18
Absatz 7, 63 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Nummer 2, 64 Absatz 1 Nummer 1
und Absatz 2 Satz 2, 65 Absatz 1 Nummer 4, Absatz 2 Nummer 4, Absatz5 Num-
mer 2, Absatz 6 und 7, 66 Absatz 1 Satz 4, 69, 70 Absatz 1, 71 Absatz 1 Satz 1, 152
Absatz 1 Satz1 und 4, 228 Absatz4 Nummer 2 und 241 Absatz5 in der am
...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter."

Artikel 38

Anderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch

Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch — Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdaten-

schutz — in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGBI. | S. 130), das



Drucksache 351/19 -136 -

zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2639) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 8§64 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. im Sozialhilferecht, im Recht der Grundsicherung fur Arbeitsuchende
sowie im Kinder- und Jugendhilferecht aus Anlass der Beantragung,
Erbringung oder Erstattung einer nach dem Zwdlften Buch, dem Zwei-
ten oder dem Achten Buch vorgesehenen Leistung benétigt werden,”.

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

.4. Im Recht der Sozialen Entschadigung fur erforderlich gehalten wer-
den,".

b) In Absatz3Satz2 wird das Wort ,Kriegsopferfirsorge* durch die
ter ,Sozialen Entschadigung,” ersetzt.

2. In 865 Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,Verwaltungsbehorden der Kriegsopfer-
versorgung“ durch die Worter ,die nach Landesrecht zur Durchfiihrung des Vierzehn-
ten Buches zustandigen Stellen” ersetzt.

3. In 8§66 Absatz 2 werden die Wdrter ,Verwaltungsbehérden der Kriegsopferversor-
gung” durch die Wérter ,die nach Landesrecht zur Durchfiihrung des Vierzehnten Bu-
ches zustandigen Stellen“ ersetzt.

4. In 875 Absatz2Satz2, 877 Absatz2Satz3 und Absatz6 wird das
Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Worter ,Bundesamt fur Soziale Sicherung*
ersetzt.

5. In § 88 Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,der Kriegsopferfiirsorge,” gestrichen.

6. In 8103 Absatz 3, § 104 Absatz 1 Satz 4, § 105 Absatz 3 und § 108 Absatz 2 Satz 1
wird das Wort ,Kriegsopferfirsorge” durch die Worter ,Sozialen Entschadigung, so-
weit diese Besondere Leistungen im Einzelfall erbringen,” ersetzt.

7. Nach § 120 Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefugt:

»(7) FUr Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geéan-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden
ist, erhalten, gelten die Vorschriften der 88 64 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 und Ab-
satz 3 Satz 2, 65 Absatz 1 Satz 3, 66 Absatz 2, 88 Absatz 1 Satz 2, 103 Absatz 3,
104 Absatz 1 Satz 4, 105 Absatz 3 und 108 Absatz 2 Satz 1 in der am ...[einsetzen:
Tag vor AuRRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter."
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Artikel 39

Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — (Artikel 1 des Ge-
setzes vom 26. Mai 1994, BGBI. | S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2587) geandert worden ist, wird wie folgt geén-
dert:

1. 813 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. nach dem Vierzehnten Buch und nach den Gesetzen, die eine entspre-
chende Anwendung des Vierzehnten Buches vorsehen,*.

b) Absatz 3 wird wie folgt geéndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:
aaa) In Nummer 2 wird das Komma am Ende gestrichen.
bbb) Nummer 3 wird aufgehoben.

bb) In Satz 3 werden die Worter ,dem Bundesversorgungsgesetz und“ durch die
Worter ,die Leistungen zur Teilhabe nach dem Vierzehnten Buch und die
Leistungen der Eingliederungshilfe nach* ersetzt.

2. 820 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetzes” durch
die Worter ,Vierzehnten Buches" ersetzt.

3. 8§21 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort ,vorsehen,” die Worter ,bis zu deren Au-
Rerkrafttreten eingefiigt und wird das Wort ,haben* durch das Wort ,hatten” er-
setzt.

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. nach § 145 Absatz 2 Nummer 4 des Vierzehnten Buches erganzende Hilfe
zum Lebensunterhalt nhach dem Bundesversorgungsgesetz weiter erhalten
oder Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 des Vierzehnten Buches
beziehen,".

4. § 23 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Die Absétze 1, 3 und 4 gelten nicht fir Personen, die sich auf nicht absehba-
re Dauer in stationarer Pflege befinden und bereits Leistungen bei Pflegebedurftigkeit
nach 8 74 Satz 1 Nummer 1 des Vierzehnten Buches oder Pflegeleistungen fur Ge-
schadigte nach § 146 Absatz 2 des Vierzehnten Buches in Verbindung mit § 43 des
Elften Buches, nach § 44 des Siebten Buches, nach § 34 Beamtenversorgungsgesetz
oder nach Gesetzen erhalten, die eine entsprechende Anwendung des Vierzehnten
Buches vorsehen, sofern sie keine Familienangehérigen haben, fir die in der sozia-
len Pflegeversicherung nach § 25 eine Familienversicherung bestiinde."
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10.

11.

12.

In § 34 Absatz 1 Nummer 2 werden die Worter ,unmittelbar nach § 35 Bundesversor-
gungsgesetz oder nach den Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Bun-
desversorgungsgesetzes vorsehen,” gestrichen.

8§50 Absatz2 werden in Nummerl und Nummer3 wird jeweils das
Wort ,Bundesversorgungsgesetz” und ,Bundesversorgungsgesetzes* durch die Wor-
ter ,Vierzehnten Buch® und ,Vierzehnten Buches* ersetzt.

§ 56 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Beitragsfrei sind auf Antrag Mitglieder, die sich auf nicht absehbare Dauer in
stationdrer Pflege befinden und bereits Leistungen bei Pflegebedurftigkeit nach
§ 74 Satz 1 Nummer 1 des Vierzehnten Buches oder Pflegeleistungen fir Geschadig-
te nach § 146 Absatz 2 des Vierzehnten Buches in Verbindung mit § 43 des Elften
Buches, nach § 44 des Siebten Buches, nach § 34 Beamtenversorgungsgesetz oder
nach Gesetzen erhalten, die eine entsprechende Anwendung des Vierzehnten Bu-
ches vorsehen, sofern sie keine Familienangehotrigen haben, fir die eine Versiche-
rung nach § 25 besteht.”

In 8§57 Absatz 4 Satz 4 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld* durch die Wor-
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung” ersetzt.

§ 59 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz3 Satz2 wird das Wort ,Kriegsopferfirsorge” jeweils durch die
ter ,Leistungen zur Teilhabe nach Kapitel 6 des Vierzehnten Buches" ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz2 Nummer 1 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld oder”
durch die Wérter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach Kapitel 5 des
Vierzehnten Buches oder von* ersetzt.

In 8 8 Absatz 3 Satz 10, Absatz 4 Satz 5, 8 45¢c Absatz 8 Satz 1 und 2, § 45 e Ab-
satz 2 Satz 2, § 46 Absatz 6 Satz 2, § 51 Absatz 1 Satz 1 und 3, Absatz 2 Satz 1 und
2, 8 60 Absatz 3 Satz 3, Absatz 7 Satz 3, § 65 Absatz 1 Satz 1, Absatz 4 Satz 1, § 66
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2, 8 67 Absatz 3, 8 68 Absatz 2, 8 114a Absatz 5 Satz 2
bis 4, § 121 Absatz 3, § 128 Absatz 5 Satz 5 und 8§ 135 Absatz 1 Satz 1 wird jeweils
das Wort ,Bundesversicherungsamt” durch die Warter ,Bundesamt fir Soziale Siche-
rung* ersetzt.

In 8§136Satz2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamtes® durch die
ter ,Bundesamtes fir Soziale Sicherung"” ersetzt.

Nach § 144 Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingeflgt:

»(6) FUr Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) gean-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden
ist, erhalten, gelten die Vorschriften der 88 13 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 3 Satz 1
Nummer 3 und Satz 3, 20 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6, 21 Nummer 1 und 3, 23 Ab-
satz 5, 34 Absatz 1 Nummer 2, 50 Absatz 2 Nummer 1 und 3, 56 Absatz 4, 57 Ab-
satz 4 Satz 4, 59 Absatz 3 Satz2 und Absatz 4 Satz2 Nummer 1l und 144 Ab-
satz 5 Satz 2 in der am ...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten des BVG] geltenden
Fassung weiter."
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Artikel 40

Anderung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch

Das Zwdlfte Buch Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Dezember 2003, BGBI. | S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29.
April 2019 (BGBI. | S. 530) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 145 folgender § 146 eingefugt:

.8 146 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

2. In 8 36 Absatz 2 Satz 4 werden die Woérter ,Kriegsopferfiirsorge nach dem Bundes-
versorgungsgesetz® durch die Woérter ,Sozialen Entschadigung, soweit es sich um
Besondere Leistungen im Einzelfall nach Kapitel 11 des Vierzehnten Buches han-
delt," ersetzt.

3. 882 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Zum Einkommen gehdren alle Einkinfte in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der
Leistungen nach diesem Buch und der Renten oder Beihilfen nach dem Bundesent-
schadigungsgesetz fiir Schaden an Leben sowie an Koérper oder Gesundheit bis zur
Hoéhe der vergleichbaren Leistungen nach dem Vierzehnten Buch.”

4. In §128d Nummer 8 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz‘ durch die Wor-
ter ,Vierzehnten Buch* ersetzt.

5. Nach § 145 wird folgender § 146 eingefligt:

,8 146

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 36 Absatz 2 Satz 4, 43 Absatz 3 Satz 2 und 3,
82 Absatz 1 Satz 1 und 128d Nummer 8 in der am ...[einsetzen: Tag vor Aul3erkraft-
treten des BVG] geltenden Fassung weiter.“

Artikel 41

Anderung der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung

§ 13 der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung vom 28. September 1987 (BGBI. | S. 2251),
die zuletzt durch Artikel 117 des Gesetzes vom 23. Dezember 2003 (BGBI. | S. 2848)
geéandert worden ist, wird wie folgt geandert:
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1. In Absatz 1 werden die Worter ,Beschadigte im Sinne des Bundesversorgungsgeset-
zes und der Gesetze, die das Bundesversorgungsgesetz® durch die
ter ,Geschadigte im Sinne des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch und der Geset-
ze, die das Vierzehnte Buch Sozialgesetzbuch* ersetzt.

2. Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) gean-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden
ist, erhalten, gelten die Vorschriften der 8§ 1 und 13 Absatz 1 in der am ...[einsetzen:
Tag vor AuRRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter."

Artikel 42

Anderung der Schwerbehindertenausweisverordnung

Die Schwerbehindertenausweisverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
25. Juli 1991 (BGBI. I S. 1739), die zuletzt durch Artikel 19 Absatz 20 des Gesetzes vom
23. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3234) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Bundesversorgungsgesetz® die Woérter ,in
der am [Tag des Aul3erkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden
Fassung oder nach § 24 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch* eingefigt.

b) Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
.1. VB

a) wenn der schwerbehinderte Mensch wegen eines Grades der Schadi-
gungsfolgen von mindestens 50 Anspruch auf Leistungen nach ande-
ren Bundesgesetzen in entsprechender Anwendung

aa) der Vorschriften des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch oder

bb) des Bundesversorgungsgesetzes in der zum ...[einsetzen: Tag des
AulRerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden
Fassung oder

b) wenn der Grad der Schadigungsfolgen wegen des Zusammentreffens
mehrerer Anspriiche auf folgende Leistungen in seiner Gesamtheit
mindestens 50 betragt und weder die Bezeichnung ,kriegsbeschadigt"
noch das Merkzeichen ,EB" einzutragen ist:

aa) auf Leistungen nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch,
bb) auf Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz in der bis zum

...[einsetzen: Tag des AulRerkrafttretens des Bundesversorgungs-
gesetzes] geltenden Fassung,
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cc) auf Leistungen nach Bundesgesetzen in entsprechender Anwen-
dung der Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes in der zum
...[einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens
des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung oder

dd) auf Leistungen nach dem Bundesentschadigungsgesetz,”.

§ 7 wird aufgehoben.

Artikel 43

Anderung des Beamtenversorgungsgesetzes

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Feb-

ruar 2010 (BGBI. I S. 150), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. November
2018 (BGBI. | S.2232) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 35 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Ist der Verletzte infolge des Dienstunfalles in seiner Erwerbsféahigkeit langer
als sechs Monate um mindestens 20 Prozent gemindert, so erhdlt er, solange dieser
Zustand andauert, neben den Dienstbeziigen, den Anwarterbeziigen oder dem Ru-
hegehalt einen seinem Grad der Minderung der Erwerbsféahigkeit entsprechenden an-
teiligen Unfallausgleich. Der Unfallausgleich betragt bei einer Minderung der Erwerbs-
fahigkeit von 100 Prozent 900 Euro. Wird die Minderung der Erwerbsfahigkeit bei der
Feststellung gestaffelt eingeschatzt, ist der Unfallausgleich in H6he desjenigen Gra-
des der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu zahlen, der wenigstens sechs Monate
Bestand hat.”

In 8 38 Absatz 2 Nummer 2 wird die Zahl ,25" durch die Zahl ,20" ersetzt.

In § 38a Absatz 1 Nummer 2 wird die Zahl ,25" durch die Zahl ,20“ ersetzt.

§ 53 Absatz 6 Satz 2 wird aufgehoben.

In § 55 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird der zweite Halbsatz wie folgt gefasst: ,bei

einer Minderung der Erwerbsfahigkeit um 10 Prozent bleibt die Halfte des Mindestun-
fallausgleiches nach § 35 Absatz 1 Satz 1 unberticksichtigt,”.

Artikel 44

Anderung der Sonderurlaubsverordnung

§ 20 Absatz 2 Nummer 6 der Sonderurlaubsverordnung vom 1. Juni 2016 (BGBI. | S.

1284) wird wie folgt gefasst:

»0.

fur die Durchfiihrung einer Badekur nach § 11 Absatz 2 des Bundesversorgungsge-
setzes in der am ...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden Fas-
sung.“
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Artikel 45

Anderung der Bundesbeihilfeverordnung

Die Bundesbeihilfeverordnung vom 13. Februar 2009 (BGBI. | S. 326), die zuletzt

durch Artikel 12 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert wor-
den ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 8 Absatz 4 Satz 4 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. Personen, die Leistungen nach Kapitel 5, 7 und 8 des Vierzehnten Buches So-
Zialgesetzbuch erhalten,”.

§ 9 Absatz 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

.Leistungsanspriche nach Kapitel 5, 7 und 8 des Vierzehnten Buches Sozialgesetz-
buch.*

Nach 8§ 58 Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefigt:

»(5) Fur beihilfeberechtigte und berlcksichtigungsfahige Personen, die Leistun-
gen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes
vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert worden ist, in Verbindung mit
dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar
1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz5 des Gesetzes vom
28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geéndert worden ist, erhalten, gelten die Vor-
schriften der 88 8 Absatz 4 Satz 4 Nummer 1, 9 Absatz 3 Satz 4 Nummer 1, 38a Ab-
satz 3 und 5, 47 Absatz 2 Satz 2 und 54 Absatz 1 Satz 3 in der am ...[einsetzen: Tag
vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 46

Anderung des Infektionsschutzgesetzes

Das Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBI. | S. 1045), das zuletzt durch Ar-

tikel 14b des Gesetzes vom 6. Mai 2019 (BGBI. | S. 646) geandert worden ist, wird wie
folgt geandert:

1.

2.

In der Inhaltstibersicht werden die Angaben zu den 88 60 bis 64 gestrichen.
§ 2 Nummer 11 wird aufgehoben.

In § 22 Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,auf die sich gegebenenfalls aus den 88§
60 bis 64 ergebenden Anspriiche bei Eintritt eines Impfschadens® durch die
ter ,die sich gegebenenfalls aus den Regelungen des Sozialen Entschadigungsrechts
ergebenden Anspriiche bei Eintritt einer Uber das Ubliche Ausmal} einer Impfreaktion
hinausgehenden gesundheitlichen Schadigung*” ersetzt.

In § 54 Satz 2 werden die Woérter ,oder der fir die Kriegsopferversorgung zustandi-
gen obersten Landesbehorde” gestrichen und werden die Worter ,diesen jeweils"
durch das Wort ,dieser” ersetzt.

Die 88 60 bis 64 werden aufgehoben.
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§ 66 wird wie folgt geéndert:

a) Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.
b) Die Abséatze 2 und 3 werden aufgehoben.

8 67 wird wie folgt ge&ndert:

a) Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird aufgehoben.

§ 68 wird wie folgt ge&ndert:

a) Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

b) Die Absatze 2 und 3 werden aufgehoben.

Artikel 47

Anderung des Jugendfreiwilligendienstegesetzes

Das Jugendfreiwilligendienstegesetz vom 16. Mai 2008 (BGBI. | S. 842), das zuletzt

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Mai 2019 (BGBI. | S. 64) geandert worden ist, wird
wie folgt geéandert:

1.

8§ 9 Nummer 8 wird wie folgt gefasst:
.8. 887 Absatz 4 Nummer 2 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch,*.
Nach § 15 Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefiigt:

»(3) Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geén-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden
ist, erhalten, gelten die Vorschriften des 8§ 9 Nummer 8 in der am...[einsetzen: Tag
vor Aul3erkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 48

Anderung des Anti-D-Hilfegesetzes

Das Anti-D-Hilfegesetz vom 2. August 2000 (BGBI. | S. 1270), das zuletzt durch Arti-

kel 3 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBI. | S. 2904) geandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1.

§ 2 wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 2 wird wie folgt gefasst: ,8 2 Krankenbehandlung®.
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b) Die Worter ,88 10 bis 24a des Bundesversorgungsgesetzes® werden durch die
Worter ,88 41 bis 53 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch® ersetzt.
2. 8 3 Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,8 30 Abs. 1 und 8§ 31 Abs. 2 des Bundesversor-
gungsgesetzes” durch die Worter ,8 5 Absatz 1 des Vierzehnten Buches Sozial-
gesetzbuch” ersetzt.

b) Satz 3 wird aufgehoben.

3. 85 wird wie folgt gefasst:

H§ 5
Harteausgleich, Hilfe bei Wohnsitz im Ausland

§ 100 und § 101 Absatz 3 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch gelten ent-
sprechend.”

4. §7 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Der Grad der Schadigungsfolgen Berechtigter darf nicht vor Ablauf von
zwei Jahren nach Bekanntgabe des Feststellungsbescheids niedriger festgesetzt
werden. Ist durch Krankenbehandlung eine wesentliche oder nachhaltige Besse-
rung des schadigungsbedingten Gesundheitszustandes erreicht worden, so ist
die niedrigere Festsetzung schon friher zuldssig, jedoch frihestens nach Ablauf
eines Jahres nach Abschluss dieser Behandlung.”

b) Nach Absatz 2 wird ein neuer Absatz 3 eingefligt:

»(3) Die Versorgungsbeziige werden in Monatsbetragen zuerkannt, auf vol-
le Euro aufgerundet und monatlich im Voraus gezahlt. Das Krankengeld der So-
zialen Entschadigung nach § 47 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch und
eine Beihilfe nach § 48 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch werden tage-
weise zuerkannt und mit Ablauf jeder Woche gezahlt. § 47 Absatz 1 des Ersten
Buches Sozialgesetzbuch und § 118 Absatz 3 bis 4a des Sechsten Buches Sozi-
algesetzbuch gelten entsprechend.”

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

5. In 89 Absatz 1 werden die Worter .8 8la des Bundesversorgungsgesetzes® durch
die Worter ,8 120 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch” ersetzt.

6. In 8§ 10 Absatz 3 Satz 1 werden nach den Woértern ,13 Abs. 1“ die Woérter ,und Abs. 2“
eingeflgt.

7. 8 11 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatzl1l Satz1 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz‘ durch die
ter ,Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch® ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
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»(2) Das Erste und Zehnte Buch Sozialgesetzbuch sowie die Vorschriften
des Sozialgerichtsgesetzes Uber das Vorverfahren sind anzuwenden. Die 88 117,
118 und 119 Absatz 2 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch gelten entspre-
chend.”

8. § 12 Satz 2 wird aufgehoben.
9. § 13 wird wie folgt geédndert:
a) Nach Absatz 1 wird ein neuer Absatz 2 eingeflgt:
»(2) Abweichend von 8§ 2 wird die Heil- und Krankenbehandlung ab dem
...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch]

nach 8§ 143 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch erbracht.”

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

Artikel 49

Anderung des Conterganstiftungsgesetzes

§ 13 Absatz 3 des Conterganstiftungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 25. Juni 2009 (BGBI. | S. 1537), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
21. Februar 2017 (BGBI. | S. 263) ge&ndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(3) Auf Antrag ist die Conterganrente zu kapitalisieren, wenn dies im Interesse des
Menschen mit Behinderungen liegt. Die Conterganrente kann auf Antrag auch teilweise
kapitalisiert werden. Die Kapitalisierung ist auf die fir einen Zeitraum von hochstens finf
Jahre zustehende Conterganrente beschrankt. Der Anspruch auf Conterganrente, an de-
ren Stelle die Kapitalabfindung tritt, erlischt fir die Dauer des Zeitraumes, fur den die Ka-
pitalisierung gewahrt wird, mit Ablauf des Monats, der auf den Monat der Auszahlung der
Abfindung folgt.”

Artikel 50

Anderung des Bundesfreiwilligendienstgesetzes

Das Bundesfreiwilligendienstgesetzes vom 28. April 2011 (BGBI. | S. 687), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Mai 2019 (BGBI. | S. 644) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu 8§ 18 wie folgt gefasst:

.8 18 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.
2. 8§13 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
.2. 887 Absatz 4 Nummer 2 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch,".

3. 8§ 18 wird wie folgt gefasst:
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.8 18

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften des 8 13 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 in der am
...[einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 51

Anderung des Bundesausbildungsforderungsgesetzes

Das Bundesausbildungsforderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom

7. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1952; 2012 | S. 197), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 8. April 2019 (BGBI. | S. 418) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu 8§ 67 wie folgt gefasst:

.8 67 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.
§ 21 wird wie folgt ge&ndert:

a) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,(8 27 des Bundesversorgungsgesetzes)* er-
setzt durch die Angabe ,(§ 145 Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 3 des Vierzehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit 8 27 des Bundesversorgungsge-
setzes in der am ... [einsetzen: Tag des Aulerkrafttretens des Bundesversor-
gungsgesetzes] geltenden Fassung)".

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9 des Vierzehnten Buches So-
Zialgesetzbuch, die Einmalzahlungen nach § 102 Absatz 4 und 5 des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch sowie Geldleistungen nach
§ 144 in Verbindung mit § 149 des Vierzehnten Buches Sozialgesetz-
buch,”.

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. ein der monatlichen Entschadigungszahlung nach Kapitel 9 des Vier-
zehnten Buches Sozialgesetzbuch entsprechender Betrag, soweit der
Anspruch auf Leistung nach 8§ 8 Absatz 3 des Vierzehnten Buches So-
Zialgesetzbuch ruht,”.

cc) In Nummer 3 werden die Worter ,in der Kriegsopferversorgung bei gleicher
Minderung der Erwerbsfahigkeit als Grundrente und Schwerstbeschadigten-
zulage* durch die Woérter ,nach Kapitel 9 des Vierzehnten Buches Sozialge-
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setzbuch bei gleicher Minderung der Erwerbsfahigkeit als monatliche Ent-
schadigungszahlung” ersetzt.

3. 8§65 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Nummer 1 und 2 wird das Wort ,Bundesversorgungsgesetz* jeweils
durch die Worter ,Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch” ersetzt.

b) In Absatz 2 werden nach der Angabe ,Absatz 1“ die Waorter ,Nummer 2, 4 und 5"
eingefigt.

4. 8§67 wird wie folgt gefasst:

.8 67

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geéndert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 21 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Nummer 1
und 2 und 65 Absatz 1 Nummer 1 und 2 in der am ...[einsetzen: Tag vor AulRerkraft-
treten des BVG] geltenden Fassung weiter."

Artikel 52

Anderung der Verordnung zur Bezeichnung der als Einkommen
geltenden sonstigen Einnahmen nach § 21 Abs. 3 Nr. 4 des Bun-
desausbildungsforderungsgesetzes

Die Verordnung zur Bezeichnung der als Einkommen geltenden sonstigen Einnah-
men nach 8 21 Abs. 3 Nr. 4 des Bundesausbildungsforderungsgesetzes vom 5. April 1988
(BGBI. | S. 505), die zuletzt durch Art. 6 Abs. 3 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBI. |
S. 1228) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 8§ 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
»3. nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch

a) Krankengeld der Sozialen Entschadigung (8 47 des Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch)

b) Ubergangsgeld (§ 64 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 des Vierzehnten
Buches Sozialgesetzbuch)

¢) Unterhaltsbeihilfe (§ 64 Absatz 3 des Vierzehnten Buches Sozialgesetz-
buch),
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d) laufende ergdnzende Hilfe zum Lebensunterhalt, soweit sie auf3erhalb von
Anstalten, Heimen und gleichartigen Einrichtungen fir Angehdrige im Sinne
des § 25 Absatz 3 Nummer 2 des Bundesausbildungsforderungsgesetzes
geleistet wird, die mit dem Einkommensbezieher nicht in Haushaltsgemein-
schaft leben (8 145 Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 4 des Vierzehnten Bu-
ches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 27a des Bundesversorgungsge-
setzes in der am ... [einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des Bundesver-
sorgungsgesetzes] geltenden Fassung),".

2. 8§ 3a wird wie folgt geéndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Nach dem neuen Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingeflgt:

»(2) FUr Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054),
das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. |
S. 2387) geandert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das
zuletzt durch Artikel 6 Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. |
S. 2016) geandert worden ist, erhalten, gelten die Vorschriften des § 1 Nummer 3
in der am ...[einsetzen: Tag vor Aul3erkraftireten des BVG] geltenden Fassung
weiter.”

Artikel 53

Anderung der Verordnung tber die orthopadische Versorgung
Unfallverletzter

Die Verordnung uber die orthopadische Versorgung Unfallverletzter vom 18. Juli 1973
(BGBI. I S. 871), die zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 7. August 1996 (BGBI. |
S. 1254) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 8 2 Absatz 2 werden die Warter ,in Hohe des in § 14 des Bundesversorgungsge-
setzes jeweils festgesetzten Betrags” gestrichen.

2. 8§ 3 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Prothesenschuhe werden kostenfrei ersetzt. Schuhe fur den erhaltenen Ful3
werden mitgeliefert.”

3. In 8 6 Absatz 7 werden die Woérter .8 5 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 2 und 3 der Ver-
ordnung zur Durchfilhrung des § 11 Abs. 3 und des § 13 des Bundesversorgungsge-
setzes in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Worter ,der Kraftfahrzeughilfe-
Verordnung® ersetzt.

4. 8§ 7 wird wie folgt gefasst:
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.87

(1) Versicherte, denen infolge eines Versicherungsfalls auRergewdhnlicher Ver-
schleil3 an Kleidung oder Wéasche entsteht, erhalten fir die dadurch entstehenden
Kosten einen monatlichen Pauschbetrag.

(2) Ubersteigen die tatsachlichen Aufwendungen den hochsten Pauschbetrag,
so sind sie in besonderen Fallen erstattungsfahig.”

5. 8§ 9 wird wie folgt gefasst:

.89

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geéndert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 2 Absatz 2, 3 Absatz 3 Satz 2, 6 Absatz 7 und
§ 7 in der am ...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung
weiter."

Artikel 54

Anderung des Gesetzes iiber die Alterssicherung der Landwirte

Das Gesetz Uber die Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBI. | S.
1890, 1891), das zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBI. |
S. 2651) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 129 folgender § 130 eingefugt:

.8 130 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.
2. 8 3 Absatz 4 wird wie folgt geandert:

a) InSatz2 Nummer2 wird das Wort ,Versorgungskrankengeld* durch die
ter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach 8§ 47 des Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch” ersetzt.

b) Satz 6 wird wie folgt gefasst:

.Bei der Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung bleiben die Be-
trage nach 8 93 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a in Verbindung mit Absatz 2a

des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch unbericksichtigt.”

3. Dem § 85 wird folgender Absatz 10 angefugt:
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»(10) Bei der Anwendung von § 3 Absatz 4 Satz 2 gilt das Versorgungskranken-
geld als Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach § 47 des Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch.”

§ 106 wird wie folgt geé&ndert:

a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort ,Versorgungskrankengeld”
die Worter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach § 47 des Vierzehnten
Buches Sozialgesetzbuch,” eingeflgt.

b) In Absatz 6 Satz 2 Nummer 1 werden nach dem Wort ,Versorgungskrankengeld*
die Worter ,Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach § 47 des Vierzehnten
Buches Sozialgesetzbuch,” eingefligt.

Nach § 129 wird folgender § 130 eingefiigt:

,8 130

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden ist,
erhalten, gelten die Vorschriften der 88 3 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 und Satz 6 und
106 Absatz 2 Satz1 Nummer2 und Absatz 6 Satz2 Nummerl in der am
...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 55

Anderung des Wohngeldgesetzes

Das Wohngeldgesetz vom 24. September 2008 (BGBI. | S. 1856), das zuletzt durch

Artikel 22 Absatz 4 des Gesetzes vom 11. November 2016 (BGBI. | S. 2500) geandert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In der Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 42b folgender § 42c eingefiigt:

.8 42c  Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.
8 7 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:

aa) Satz 1 Nummer 7 wird wie folgt geédndert:

aaa) In Buchstabe a werden die Worter ,erganzender Hilfe* durch das
Wort ,Leistungen” ersetzt.

bbb) In Buchstabe b wird das Wort ,Hilfen* durch das Wort ,Leistungen*
ersetzt.
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cce) In dem Satzteil nach Buchstabe b wird das
Wort ,Bundesversorgungsgesetz® durch die Wodrter ,Vierzehnten
Buch Sozialgesetzbuch® ersetzt.

bb) In Satz3 Nummer2 werden in dem Satzteil vor Buchstabe a die
ter ,8 27a des Bundesversorgungsgesetzes" durch die Worter ,8 93 des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch” ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 werden die Warter ,§ 27a Satz 2 des Bundesver-
sorgungsgesetzes” durch die Worter ,8 93 des Vierzehnten Buches Sozialge-
setzbuch* ersetzt.

Nach § 42b wird folgender § 42c eingefugt:

.8 42¢c

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

(1) Personen, die
a) erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt oder
b) andere Hilfen in einer stationdren Einrichtung, die den Lebensunterhalt umfassen,

nach dem Bundesversorgungsgesetz in der am ...[einsetzen: Tag vor AulRerkrafttre-
ten des BVG] geltenden Fassung oder nach einem Gesetz, das dieses fur anwendbar
erklart, empfangen, sind vom Wohngeld ausgeschlossen, wenn bei der Berechnung
ihrer Hilfen Kosten der Unterkunft beriicksichtigt worden sind. § 7 Absatz 1 Satz 3
und Absatz 2 und 3 in der Fassung bis zum ...[einsetzen: Tag vor Inkrafttreten der
Anderung des § 7 durch das Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungs-
rechts] gelten entsprechend.

(2) Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) gean-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden
ist, erhalten, gelten die Vorschriften des § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, Satz 3
Nummer 2 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 in der am ...[einsetzen: Tag vor Auler-
krafttreten des BVG] geltenden Fassung weiter.”

Artikel 56

Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Marz

1991 (BGBI. | S. 686), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Juli 2018 (BGBI. |
S. 1151) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

8 67 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:



Drucksache 351/19 -152 -

,6. Vereinigungen, deren satzungsgemafRe Aufgaben die gemeinschaftliche Inte-
ressenvertretung, die Beratung und Vertretung von Menschen mit Behinderun-
gen wesentlich umfassen und die unter Bertcksichtigung von Art und Umfang
ihrer Tatigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewéhr fir eine sachkundige
Prozessvertretung bieten, fur ihre Mitglieder in Angelegenheiten des Schwerbe-
hindertenrechts sowie der damit im Zusammenhang stehenden Angelegenhei-
ten,”.

2. In § 188 Satz 1 werden die Worter ,der Kriegsopferfiirsorge,” gestrichen.
3. Dem § 194 wird folgender Absatz 6 angefigt:

»(6) FUr Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 (BGBI. | S. 3054), das zu-
letzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) gean-
dert worden ist, in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden
ist, erhalten, gelten die Vorschriften der 88 67 Absatz 2 Satz2 Nummer 6 und
188 Satz 1 in der am ... [einsetzen: Tag vor Aul3erkrafttreten des BVG] geltenden
Fassung weiter."

Artikel 57

Anderung weiterer Vorschriften

(1) In 87 Absatz 10 Satz 1 und 8§ 14 des Gesetzes zur Regelung von Vermoégens-
fragen der Sozialversicherung im Beitrittsgebiet vom 20. Dezember 1991 (BGBI. | S.
2313), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 29. April 1997 (BGBI. | S. 968) ge-
andert worden ist, wird das Wort ,Bundesversicherungsamtes® durch die
ter ,Bundesamtes fur Soziale Sicherung” ersetzt.

(2) In 8§87 Absatz 1 Nummer 2 des Berlin/Bonn-Gesetzes vom 26. April 1994 (BGBI. |
S. 918), das durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. September 1997 (BGBI. | S. 2390)
geandert worden ist, wird das Wort ,Bundesversicherungsamt® durch die
ter ,.Bundesamt fur Soziale Sicherung” ersetzt.

(3) Das Krankenhausfinanzierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. April 1991 (BGBI. | S. 886), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2394) geandert worden ist, wird wie folgt ge&ndert:

1. In 812 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 4 und 5, § 13 Satz 1 und § 14 Satz 1 wird das
Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Worter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung*
ersetzt.

2. In 812a Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,Bundesversicherungsamts” durch die Wor-
ter ,Bundesamtes fiir Soziale Sicherung” ersetzt.

(4) Die Krankenhausstrukturfonds-Verordnung vom 17. Dezember 2015 (BGBI. | S.
2350), die durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2394) geén-
dert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In 83 Absatz 1 bis 4, 8§ 4 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 2, § 5 Absatz 1 Satz 1
und 4, Absatz 2 Satz 2, § 6 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1, 8 7 Absatz 1 und Ab-
satz 2 Satz 1 und 2, Absatz 3 Satz 1, § 8 Absatz 1 Satz 1 und 3, Absatz 2 Satz 1, Ab-
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satz 3 Satz 1, §9Satzl und § 10 Satz 2 wird jeweils das
Wort ,,Bundesversicherungsamt” durch die Woérter ,Bundesamt flr Soziale Sicherung”
ersetzt.

2. In der Uberschrift zu den 88 3 und 6, in 8 5 Absatz 1 Satz 2 und § 7 Absatz 1 wird
jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamts” durch die Wérter ,Bundesamtes fir So-
Ziale Sicherung” ersetzt.

(5) Das Entschadigungsrentengesetz vom 22. April 1992 (BGBI. | S. 906), das zu-
letzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBI. | S. 3057) geéndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In 83 Absatz 3 Satz 1 und 7wird jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch
die Worter ,Bundesamt flr Soziale Sicherung” ersetzt.

2. In 86 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,Bundesversicherungsamtes” durch die Wor-
ter ,Bundesamtes fiir Soziale Sicherung” ersetzt.

(6) In & 1 Nummer 1 Buchstabe c) der Stellenvorbehaltsverordnung vom 24. August
1999 (BGBI. | S. 1906), die durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Mai 2005 (BGBI. | S.
1234) geéndert worden ist, wird das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Wor-
ter ,Bundesamt flr Soziale Sicherung“ ersetzt.

(7) In 830 des Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes vom 26. November 2008
(BGBI. I S. 2242), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S.
2495) geandert worden ist, wird das Wort ,Bundesversicherungsamt‘ durch die Wor-
ter ,Bundesamt fur Soziale Sicherung“ ersetzt.

(8) In 8 19 Absatz 2 Satz 2 des Mutterschutzgesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBI. | S.
1228), wird das Wort ,Bundesversicherungsamt” durch die Woérter ,Bundesamt fiir Soziale
Sicherung" ersetzt.

(9) In 83 Absatz 3 Satz 3, 8§ 5 Absatz 3 Satz 2, § 28 Satz 2, § 30 Absatz 1 Satz 2
und Absatz 4 der Renten Service Verordnung vom 28. Juli 1994 (BGBI. | S. 1867), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 14. Oktober 2013 (BGBI. | S. 3866) geandert
worden ist, wird jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt® durch die
ter ,Bundesamt fiir Soziale Sicherung*“ ersetzt.

(10) Das Kunstlersozialversicherungsgesetz vom 27. Juli 1981 (BGBI. | S. 705), das
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In 832 Absatz1Satz6, 8§43 Absatz4Satzl wund Absatz6 wird das
Wort ,Bundesversicherungsamtes” durch die Warter ,Bundesamtes fiir Soziale Siche-
rung”“ ersetzt.

2. In 843 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamts” durch die Wor-
ter ,Bundesamtes fiir Soziale Sicherung” ersetzt.

3. In §43 Absatz 4 Satz 3, Absatz 5, Absatz 6 Satz 3, Absatz 7 Satz 3 und 4 und 8 46
wird jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Worter ,Bundesamt fir
Soziale Sicherung” ersetzt.

(11)In Artikel 2 Absatz 4 Satz 2 Buchstabe b des Gesetzes zu dem Vertrag vom
11. Juli 1959 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem GroRRherzogtum Lu-
xemburg in der im Bundesgesetzblatt Teil 1ll, Gliederungsnummer 826-2-6, verdoffentlich-
ten bereinigten Fassung, das durch 8§ 5 des Gesetzes vom 4. August 1964 (BGBI. | S.
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585) geadndert worden ist, wird das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Wor-
ter ,Bundesamt flir Soziale Sicherung" ersetzt.

(12) In Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4 des Gesetzes zu dem Abkom-
men vom 9. Oktober 1975 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksre-
publik Polen Uber Renten- und Unfallversicherung nebst der Vereinbarung hierzu vom 9.
Oktober 1975 vom 12. Marz 1976 (BGBI. 1976 Il S. 393), das zuletzt durch Artikel 16 Ab-
satz 4 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013 (BGBI. | S. 3836) geandert worden ist, wird
jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt durch die Worter ,Bundesamt flr Soziale
Sicherung"” ersetzt.

(13)In 81 Absatz 3 Satz2 und 8§84 Absatz 1 Satz 1 der Aufwendungserstattungs-
Verordnung vom 11. Juli 1975 (BGBI. | S. 1896), die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes
vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3234) geéndert worden ist, wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Woérter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung“
ersetzt.

(14)In 8 5 Absatz 4 Satz 2 und 3, § 15 Absatz 4 Satz 1 und 8§ 18 Absatz 3 Satz 2 des
Anspruchs- und Anwartschaftsuberfuhrungsgesetzes vom 25. Juli 1991 (BGBI. | S. 1606,
1677), das zuletzt durch Artikel 19 Absatz 9 des Gesetzes vom 23. Dezember 2016
(BGBI. I S. 3234) geandert worden ist, wird jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt*
durch die Worter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung” ersetzt.

(15)In 8 4 Absatz 1 und 2, Absatz 3 Satz1 und 2, § 5 Satz 2 und 8§ 6 Absatz 2 der
AAUG-Erstattungsverordnung vom 29. Mai 1992 (BGBI. | S. 999), die zuletzt durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2575) geéndert worden ist, wird jeweils
das Wort ,Bundesversicherungsamt” durch die Woérter ,Bundesamt flir Soziale Sicherung”
ersetzt.

(16) Das Versorgungsruhensgesetz vom 25. Juli 1991 (BGBI. | S. 1606, 1684), das
zuletzt durch Artikel 442 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) geandert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In 82 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2, § 4 Absatz 4 Satz1 und § 5 Absatz 3 wird
jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt” durch die Worter ,Bundesamt fir Soziale
Sicherung" ersetzt.

2. In 82 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort ,Bundesversicherungsamtes” durch die Waor-
ter ,Bundesamtes flr Soziale Sicherung” ersetzt.

(17)In 8 2 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3, § 7 Absatz 1 Satz 7, § 8 Absatz 2 Satz 1
und Absatz 3 Satz 2 des Zusatzversorgungssystem-Gleichstellungsgesetz vom 24. Juni
1993 (BGBI. | S. 1038, 1047), das zuletzt durch Artikel 22 Absatz 5 des Gesetzes vom
11. November 2016 (BGBI. | S. 2500) geandert worden ist, wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamt® durch die Wérter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung®
ersetzt.

(18) Das Bundesversicherungsamtsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Glie-
derungsnummer 827-8, verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 27
des Gesetzes vom 18. Dezember 1989 (BGBI. | S. 2261) geandert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

1. In 82 Absatz2, §3 Absatz2, §6 Satz2, 8§11 und § 12 Satz 1 wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Worter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung”
ersetzt.

2. In 87Satz2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamts“ durch die
ter ,Bundesamtes fir Soziale Sicherung” ersetzt.
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(19)In 81 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes uber die Errichtung einer Zusatzversor-
gungskasse fir Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft vom 31. Juli 1974 (BGBI. |
S. 1660), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 11. November 2016 (BGBI. | S.
2500) geéndert worden ist, wird das Wort ,Bundesversicherungsamt durch die Wor-
ter ,Bundesamt flir Soziale Sicherung“ ersetzt.

(20) Das Gesetz zur Errichtung der Sozialversicherung flr Landwirtschaft, Forsten
und Gartenbau vom 12. April 2012 (BGBI. | S. 579), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert worden ist, wird wie folgt geén-
dert:

1. In 84 Absatz2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamtes® durch die
ter ,.Bundesamtes flr Soziale Sicherung” ersetzt.

2. In 87 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Wor-
ter ,Bundesamt flr Soziale Sicherung“ ersetzt.

(21)In § 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Errichtung der Unfallversicherung Bund und
Bahn vom 19. Oktober 2013 (BGBI. | S. 3836), das zuletzt durch Artikel 6a des Gesetzes
vom 11. November 2016 (BGBI. | S. 2500) geandert worden ist, wird das
Wort ,,Bundesversicherungsamtes” durch die Worter ,Bundesamtes flir Soziale Sicherung*
ersetzt.

(22) Das Gesetz zur Errichtung der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-
Logistik Telekommunikation vom 19. Oktober 2013 (BGBI. | S. 3836, 3838), wird wie folgt
geéndert:

1. In 83 Absatz2 wird das Wort ,Bundesversicherungsamtes® durch die
ter ,Bundesamtes flir Soziale Sicherung” ersetzt.

2. In 88 Satz 2 und § 13 Satz 2 wird jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch
die Worter ,Bundesamt fiir Soziale Sicherung” ersetzt.

(23)In 8 32 Absatz 1 der Datenerfassungs- und Datenlbermittiungsverordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2006 (BGBI. | S. 152), die zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2651) gedndert worden ist,
wird das Wort ,Bundesversicherungsamt” durch die Worter ,Bundesamt fir Soziale Siche-
rung”“ ersetzt.

(24)In 8 6 Absatz 2 und § 6a Absatz 2 Satz 1 und 2 der Beitragsverfahrensverord-
nung vom 3. Mai 2006 (BGBI. | S. 1138), die zuletzt durch Artikel 12a des Gesetzes vom
11. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2387) geandert worden, wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamt” durch die Wérter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung*
ersetzt.

(25)In 8 1 Absatz 2, § 3 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 und 3, § 4 Ab-
satz 1, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 und Absatz 6 sowie 8 5 Satz 1 und 2 der Pauschal-
Abgeltungsverordnung vom 26. April 2004 (BGBI. | S. 644) wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamt® durch die Wérter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung*
ersetzt.

(26)In § 3 Absatz 2 Satz 1 und 4 der Verordnung zur Aufteilung und Geltendmachung
der Haftungsbetrage durch den Spitzenverband Bund der Krankenkassen bei Insolvenz
oder SchlieBung einer Krankenkasse vom 4. Januar 2010 (BGBI. | S. 2), die durch Arti-
kel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBI. | S. 2983) geandert worden ist, wird
jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt durch die Worter ,Bundesamt flr Soziale
Sicherung" ersetzt.
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(27) Die SGB V-Ubertragungsverordnung vom 12. Februar 2010 (BGBI. | S. 88) wird
wie folgt gedndert:

1. Die Bezeichnung der Verordnung wird wie folgt gefasst:

.Verordnung zur Ubertragung der Befugnis zum Erlass von Rechtsverordnungen
nach dem Funften Buch Sozialgesetzbuch auf das Bundesamt flr Soziale Sicherung
(SGB V-Ubertragungsverordnung — SGB V-UbV)".

2. In 81 wird das Wort ,Bundesversicherungsamt“ durch die Worter ,Bundesamt fir
Soziale Sicherung" ersetzt.

(28)In der Eingangsformel der Krankenkassen-Altersriickstellungsverordnung vom
18. Juli 2011 (BGBI. | S. 1396), die zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom
11. November 2016 (BGBI. | S. 2500) geandert worden ist, wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamt” durch die Wérter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung*
ersetzt.

(29)In 8 3 Absatz 1 bis 3, 8§ 4 Absatz 1 Satz 1, 8 5 Absatz 1, § 7 Absatz 1 Satz 1, Ab-
satz 2 Satz 1 und in der Uberschrift zu § 3 der Datentransparenzverordnung vom 10. Sep-
tember 2012 (BGBI. | S. 1895), wird jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt” durch
die Worter ,Bundesamt fiir Soziale Sicherung*“ ersetzt.

(30) Die Prifverordnung sonstige Beitrage vom 21. Mai 2013 (BGBI. | S. 1377) wird
wie folgt geéndert:

1. In 82 Absatz2Satz1l, 86 Absatz5 und 811 Absatz2 wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamtes* durch die Worter ,Bundesamtes fur Soziale Siche-
rung"“ ersetzt.

2. In 8§3Satzl, 85 Absatz2, 86 Absatzl1l Satz1l, Absatz3 Satz1l bis 3, Ab-
satz4 Satz 1, § 7 Absatz 1 Satz 1 und 3, Absatz 2 und 3, § 8 Absatz 1 Satz 2, Ab-
satz 3 Satz 1 und Absatz 4 sowie 8§ 9 Satz 2 wird jeweils das
Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Worter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung”
ersetzt.

(31)In 8 1 Absatz 3, § 3 Absatz 2 Satz 1 und 3 und § 4 Absatz 2 der Versorgungslast-
Erstattungsverordnung vom 19. Dezember 1991 (BGBI. | S. 2346), die zuletzt durch Arti-
kel 72 des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3242) geé&ndert worden ist, wird
jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt® durch die Worter ,Bundesamt flr Soziale
Sicherung" ersetzt.

(32)In 81 Absatz 3, §2 Satz 2 und 8 4 Absatz 1 Satz1 der Verordnung Uber die
Pauschalierung und Zahlung des Ausgleichsbetrags der Bundesagentur fir Arbeit an die
Trager der gesetzlichen Rentenversicherung fur arbeitsmarktbedingte Renten wegen vol-
ler Erwerbsminderung vom 27. September 2002 (BGBI. | S. 3961), die zuletzt durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 17. Dezember 2010 (BGBI. | S. 2127) geéndert worden ist, wird
jeweils das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Woérter ,Bundesamt fir Soziale
Sicherung" ersetzt.

(33)In Artikel 42 Absatz 4 Satz 1 des Pflege-Versicherungsgesetz vom 26. Mai 1994
(BGBI. | S. 1014, 2797), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 23. Dezember
2016 (BGBI. I S. 3191) geandert worden ist, wird das Wort ,Bundesversicherungsamt"
durch die Woérter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung” ersetzt.

(34)In §1 der Verordnung zur Ubertragung der Ermachtigung zum Erlass einer
Rechtsverordnung nach dem Gesetz zur Errichtung der Sozialversicherung fur Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau vom 6. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2216) wird das
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Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Wérter ,Bundesamt fir Soziale Sicherung*
ersetzt.

(35)In der Eingangsformel der Verordnung zur Bildung von Altersriickstellungen

durch die Sozialversicherung fir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau vom 6. Novem-
ber 2017 (BGBI. | S. 3765) wird das Wort ,Bundesversicherungsamt* durch die Wor-
ter ,Bundesamt fur Soziale Sicherung” ersetzt.

10.

Artikel 58

Aufhebung bisherigen Rechts

Es werden aufgehoben:

das Gesetz Uber die Durchfiihrung von Statistiken auf dem Gebiet der Kriegsopferfiir-
sorge in der im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 2170-3, verdffentlich-
ten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Juli 2016
(BGBI. I S. 1768) geéandert worden ist,

das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar
1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 5 des Gesetzes vom 28. No-
vember 2018 (BGBI. | S. 2016) geandert worden,

die Ausgleichsrentenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Juli
1975 (BGBI. | S. 1769), die zuletzt durch Artikel 38 des Gesetzes vom 20. Dezember
2011 (BGBI. | S. 2854) geandert worden ist,

die Verordnung Uber die soziale Kriegsbeschadigten- und Kriegshinterbliebenenfiir-
sorge in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer 830-2-4, vertffentlich-
ten bereinigten Fassung, die durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007
(BGBI. I S. 2904) geandert worden ist,

die Verordnung zur Kriegsopferfursorge vom 16. Januar 1979 (BGBI. | S. 80), die
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2541) geandert
worden ist,

die Versehrtenleibestlibungen-Verordnung vom 29. Juli 1981 (BGBI. | S. 779), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. November 2000 (BGBI. | S. 1572) ge-
andert worden ist,

die Orthopadieverordnung vom 4. Oktober 1989 (BGBI. | S. 1834), die zuletzt durch
Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBI. | S. 2904) geandert worden
ist,

die Berufsschadensausgleichsverordnung vom 28. Juni 2011 (BGBI. | S. 1273), die
durch Artikel 2 der Verordnung vom 23. September 2014 (BGBI. | S. 1533) geandert
worden ist,

das Gesetz zur Einfihrung des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland in der im
Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungshummer 830-3, veroffentlichten bereinigten
Fassung,

das Gesetz Rentenkapitalisierungsgesetz-KOV vom 27. April 1970 (BGBI. | S. 413),
das zuletzt durch Artikel 252 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBI. | S. 2407)
geéndert worden ist,
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11.

12.

13.

14.

15.

das Bundesgesetz zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der
Kriegsopferversorgung flr Berechtigte im Ausland in der im Bundesgesetzblatt Teil
lll, Gliederungsnummer 832-3, verdéffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 22. Dezember 1981 (BGBI. | S. 1497) geandert
worden ist,

das Gesetz Uber das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. Mai 1976 (BGBI. | S. 1169), das zuletzt durch Arti-
kel 156 des Gesetzes vom 29. Marz 2017 (BGBI. | S. 626) geandert worden ist,

das Gesetz uber die Errichtung der Verwaltungsbehdrden der Kriegsopferversorgung
in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer 833-2, vertffentlichten be-
reinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 3. Mai 2000
(BGBI. I S. 632) geéndert worden ist,

die Verordnung Uber die sachliche Zustandigkeit in der Kriegsopferversorgung in der
im Bundesgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 833-4, verdffentlichten bereinigten
Fassung, die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 23. Juni 1988 (BGBI. |
S. 911) geandert worden ist,

das Opferentschadigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Januar

1985 (BGBI. I S. 1), das zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 17. Juli 2017
(BGBI. I S. 2541) geandert worden ist.

Artikel 59

Inkrafttreten

(1) Artikel 31 Nummer 1 Buchstabe c tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2018 in Kraft.
(2) Die Artikel 2 und 3 treten mit Wirkung zum 1. Juli 2018 in Kraft.
(3) Am Tag nach der Verkindung treten in Kraft:

in Artikel 1 die 88 40, 91, 109 und 113 Absatz 6 des Vierzehnten Buches Sozialge-
setzbuch,

sowie Artikel 26.

(4) Die Artikel 23 Nummer 4 Buchstabe b, 30 Nummer 6 und 9, 31 Nummer 1 Buch-

stabe a, Nummer 4 und 6, 32 Nummer 11 Buchstabe b, Nummer 15 und 16, 34 Num-
mer 17, 35 Nummer 7 bis 9, 38 Nummer 4, 39 Nummer 10 und 11 sowie Artikel 57 treten
am 1. Januar 2020 in Kraft.

(5) Artikel 31 Nummer 3 Buchstabe b und Artikel 34 Nummer 5 treten am 1. Juli

2021 in Kratft.

(6) Im Ubrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2024 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Handlungsbedarf und Ziele

Opfer einer Gewalttat missen Leistungen schneller und zielgerichteter als bisher erhalten.
Dies ist eine wesentliche Folgerung aus den Auswirkungen des verheerenden Terroran-
schlags vom 19. Dezember 2016 auf dem Breitscheidplatz in Berlin. Das Soziale Ent-
schadigungsrechts muss sich daher insbesondere an den veranderten Bedarfen der Op-
fer von Gewalttaten einschlie3lich der Opfer von Terrortaten orientieren. Die Zusammen-
setzung der anspruchsberechtigten Personenkreise der Sozialen Entschadigung hat sich
sehr veréndert und wird dies zukinftig weiter tun.

Die Zahl der tuberwiegend &lteren und sehr alten Kriegsopfer und ihrer Hinterbliebenen,
fur die das Bundesversorgungsgesetz (BVG) im Jahr 1950 geschaffen wurde, geht sehr
stark zuriick. Absehbar ist, dass zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB XIV) im Jahr 2024 voraussichtlich weniger als 36 000 Kriegshe-
schadigte, deren Angehdrige und Hinterbliebene Leistungen nach dem BVG beziehen
werden. Die Zahl dieser Berechtigten wird in den Folgejahren aus Griinden der Demogra-
fie noch weiter zuriickgehen. Demgegentiber wird die Zahl der Berechtigten im Bereich
der Gewaltopferentschadigung in Zukunft voraussichtlich tendenziell weiter zunehmen.
Die Entschadigung der Opfer einer Gewalttat bleibt eine auch in Zukunft wichtige Aufga-
be.

Das Leistungssystem des BVG kann die neben den Entschadigungsleistungen erforderli-
chen und an der Teilhabe ausgerichteten Instrumente friihzeitig einsetzender und nied-
rigschwelliger Angebote zur Aktivierung und Wiedererlangung von Selbstandigkeit nicht
hinreichend zur Verfigung stellen. Dies zeigt sich gerade bei der Personengruppe der
Opfer einer Gewalttat. Insbesondere folgende Bedarfe werden immer wieder von Be-
troffenen und ihren Verbénden formuliert:

— schnell abrufbare psychologische Beratung,

— Unterstutzung bei der Realisierung von Ansprichen nach dem Sozialen Entschadi-
gungsrecht und im System der sozialen Sicherung und

— Erweiterung des Gewaltbegriffs durch Einbeziehung psychischer Gewalt fir Opfer
einer Gewalttat.

Auch bei den Beratungen der Runden Tische ,Heimerziehung” und ,Sexueller Kindes-
missbrauch* und bei den vom Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (BMAS) in den
Jahren 2010 bis 2014 veranstalteten Werkstattgesprachen zum Opferentschadigungsge-
setz (OEG) wurden die Folgen der gesellschaftlichen Entwicklung und der Veranderung
gesellschaftlicher Anschauungen diskutiert. Deutlich wurde, dass in der Nachkriegszeit
psychische Erkrankungen noch mit vielen Tabus belegt waren, wahrend heutzutage die
Gesellschaft der Behandlung psychischer Erkrankungen sehr viel aufgeschlossener ge-
genubersteht. Das BVG bietet jedoch auf Grund seiner Entstehungsgeschichte keine aus-
reichenden Leistungen zur Erfullung des Bedarfs an psychotherapeutischer Intervention.
Die Empfehlungen der Runden Tische ,Heimerziehung® und ,Sexueller Kindesmiss-
brauch* haben wertvolle Anregungen vor allem fir den sensiblen Umgang mit Betroffenen
gegeben. Neue zukunftsorientierte Anforderungen an die Entschadigung von Opfern einer
Gewalttat wurden bei den Werkstattgesprachen zum OEG von den betroffenen Menschen
und ihren Verbanden formuliert. Das BMAS hat zudem einen Dialog mit Experten aus
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verschiedenen Bereichen der Wissenschaft initiiert, die Vorschlage zum Reformbedarf
gemacht haben. Drei vom BMAS in den Jahren 2012 bis 2014 geférderte Modellprojekte
mit Fokus auf den Themenbereichen Opferbetreuung und Soforthilfen haben weitere
wichtige Erkenntnisse fir das Reformvorhaben geliefert.

Der Gewaltbegriff des OEG wird den Gewaltformen, wie sie heute Uberwiegend auftreten,
nicht gerecht. Psychische Gewalt, die sich insbesondere in Form von schwerwiegender
Bedrohung oder Nachstellung zeigt, ist bisher nur unzureichend erfasst. Dies fiihrt dazu,
dass in vielen Fallen, in denen sich solche Verhaltensweisen fir die Betroffenen als Ge-
waltanwendung darstellen, eine staatliche Opferentschadigung wegen der fehlenden
.Korperlichkeit* des Angriffs abzulehnen ist.

Die Bundesregierung und die sie tragenden Koalitionsparteien haben sich auf der Grund-
lage dieser Vorliberlegungen zum Ziel gesetzt, in der 19. Wahlperiode das Recht der So-
Zialen Entschadigung neu zu ordnen.

Mit einer eigenstandigen Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts im SGB XIV soll
der Verantwortung des Staates gegentber Birgerinnen und Blrgern, die schadigungsbe-
dingt eine Gesundheitsstérung erlitten haben, in angemessener Weise Rechnung getra-
gen werden. Das Soziale Entschadigungsrecht regelt die Entschadigung von Opfern einer
Gewalttat, ferner von Personen, die auf Grund nachtraglicher Auswirkungen einer der
beiden Weltkriege, beispielsweise durch einen sogenannten Blindgénger, eine Gesund-
heitsstérung erleiden, die als Schadigungsfolge anerkannt wird, sowie von Personen, die
durch eine Schutzimpfung oder eine andere MalRhahme der spezifischen Prophylaxe eine
gesundheitliche Schadigung erlitten haben.

Das SGB XIV soll den aktuellen Lebenssituationen der Betroffenen und den Anforderun-
gen an eine zukunftsorientierte staatliche Opferentschadigung gerecht werden. Dies be-
deutet zum einen, dass Betroffene schnell Hilfe und Unterstiitzung erhalten, um zigig
wieder am gesellschaftlichen Leben in allen seinen Ausprégungen teilhaben zu kénnen.
Erforderlich ist es zudem, psychische und hier insbesondere sexuelle Gewalt, deren
schadigende Auswirkungen in den letzten Jahrzehnten immer deutlicher erkannt worden
sind, in den Entschadigungstatbestand einzubeziehen. Durch deutlich erhéhte Entschadi-
gungszahlungen wird anerkannt, dass die gesundheitliche Integritat verletzt wurde. Dane-
ben wird auch der Teilhabegedanke und die Forderung der Selbstbestimmung im
SGB X1V deutlich gestéarkt und transparent herausgestellt sowie die Selbstbestimmung
gefordert.

Entschadigungszahlungen zum Ausgleich gesundheitlicher Schadigungsfolgen in Form
von monatlichen und einmaligen Zahlungen an Geschadigte und Hinterbliebene haben
einen zentralen Stellenwert fir die Betroffenen. Daher wurden die Entschadigungszahlun-
gen deutlich erhoht. Sie werden ohne Bertlicksichtigung von Einkommen und Vermdgen
erbracht. Geschadigte mit einem Grad der Schadigungsfolgen (GdS) von mindestens 30
erhalten unbefristete monatliche Zahlungen. Es besteht auch die Mdglichkeit, sich die
Anspriche fur die Dauer von funf Jahren in einer einmaligen Summe abfinden zu lassen.
An Waisen werden monatliche Zahlungen erbracht. Diese kdnnen bis zur Erreichung des
27. Lebensjahres geleistet werden.

Geschéadigten, ihren Angehdrigen und Hinterbliebenen, in gewissem Umfang auch ihnen
nahestehenden Personen sowie — im Bereich der Entschadigung von Opfern einer Ge-
walttat — auch sonstigen Betroffenen, die sich wegen des schéadigenden Ereignisses in
einer besonderen personlichen Ausnahmesituation befinden, sollen unmittelbar nach dem
schadigenden Ereignis auffangende, stabilisierende und vertrauensvolle Schnelle Hilfen
zur Verfigung gestellt werden.

Schnelle Hilfen wie die Leistungen in Traumaambulanzen und Leistungen des Fallmana-
gements werden erstmals gesetzlich geregelt. Da Soforthilfen nur greifen kénnen, wenn
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sie schnell zur Verfigung stehen und schnell in Anspruch genommen werden kénnen, ist
fur sie ein stark vereinfachtes und erleichtertes Antragsverfahren vorgesehen. Die intensi-
ven Unterstitzungsleistungen sollen den Berechtigten helfen, nach dem schadigenden
Ereignis wieder ihren Weg im Leben zu finden.

Fur die Krankenbehandlung wird das bewéhrte und ausgereifte Leistungssystem des
Funften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zu Grunde gelegt und zugunsten der Geschéa-
digten ergdnzend eine Vielzahl von weiteren Leistungen vorgesehen. Angesichts der fol-
genschweren Auswirkungen psychischer Stérungen soll Geschéadigten, Angehdrigen, Hin-
terbliebenen und Nahestehenden ein Anspruch auf nach Art und Umfang erweiterte psy-
chotherapeutische Leistungen zustehen, die auch von zur vertragsérztlichen Versorgung
nicht zugelassenen qualifizierten Therapeutinnen und Therapeuten erbracht werden kén-
nen. Durch das umfassende Angebot kann ein schneller Behandlungsbeginn sicherge-
stellt und damit mdglichst eine dauerhafte Beeintrachtigung der seelischen Befindlichkeit
verhindert werden. Bei der Hilfsmittelversorgung wird auf das umfassende System der
Unfallversicherung zurtickgegriffen, das dem Grundsatz ,Versorgung mit allen geeigneten
Mitteln* folgt. Damit wird fir Geschadigte auch in Zukunft ein hohes Niveau der Versor-
gung gewahrleistet. Das Krankengeld der Sozialen Entschadigung hat Lohnersatzfunkti-
on. Es ist hoher bemessen als das Krankengeld nach SGB V.

Das SGB XIV regelt neben den Entschadigungsleistungen auch die Art und den Umfang
der Teilhabeleistungen im Sozialen Entschadigungsrecht. Zu diesen - einkommensunab-
hangig erbrachten - Leistungen gehoéren Leistungen zur medizinischen Rehabilitation,
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben einschlie3lich unterhaltssichernder und anderer
erganzender Leistungen, Leistungen zur Teilhabe an Bildung sowie Leistungen zur Sozia-
len Teilhabe.

Werden Geschadigte durch ein schadigendes Ereignis pflegebedurftig, so haben sie An-
spruch auf bedarfsdeckende Leistungen. Dabei werden die Kosten Gbernommen, soweit
Leistungen der sozialen Pflegeversicherung nicht ausreichen. Die Feststellung der Pfle-
gebedurftigkeit richtet sich dabei einheitlich nach den Kriterien des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB XI - neuer Pflegebedurftigkeitsbegriff nach dem Zweiten Pflegestar-
kungsgesetz). Kosten fir Pflegebedarfe, die die Pflegeversicherung nicht abdeckt, werden
Ubernommen. Zusatzlich gibt es die Moglichkeit, Pflege im Rahmen eines Arbeitsvertra-
ges mit der pflegebedurftigen geschadigten Person zu organisieren (Arbeitgebermodell).

Auch fur den Fall, dass als Schadigungsfolge Blindheit eintritt, werden Leistungen er-
bracht. Bei der Definition der Blindheit und der Héhe der Leistungen wird an die Blinden-
hilfe im Zwdlften Buch Sozialgesetzbuch (§ 72 SGB Xll) angekniipft. Die Leistungen bei
Blindheit des SGB XIV werden jedoch als eigene Leistung des Sozialen Entschadigungs-
rechts anrechnungsfrei erbracht.

Durch das schadigende Ereignis bedingte Einkommensverluste werden Geschadigten
ersetzt.

Die Besonderen Leistungen im Einzelfall, hierunter fallen Leistungen zum Lebensunter-
halt, die Leistung zur Forderung einer Ausbildung, Leistungen zur Weiterflhrung des
Haushalts und Leistungen in sonstigen Lebenslagen, ergéanzen die Ubrigen Leistungen
nach dem SGB XIV. Sie setzen als flrsorgerische Leistungen finanzielle Hilfebedurftigkeit
voraus, soweit der Bedarf nicht ausschlie3lich schadigungsbedingt ist.

Die Einmalzahlungen fir durch Gewalttaten im Ausland Geschadigte werden wesentlich
erhoht.

Neu eingefiihrt wird ein gebundener Anspruch auf Kosteniibernahme bei Uberfiihrung von
verstorbenen Geschadigten aus dem Ausland. Die Kosten der schadigungsbedingten
Bestattung von schadigungsbedingt verstorbenen Geschadigten werden bis zu einem
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Hochstbetrag Gbernommen. Den Anspruch auf Kostenubernahme hat diejenige Person,
die die Uberflihrung oder Bestattung veranlasst hat.

Im SGB XIV wird das seit Jahrzehnten im Sozialen Entschadigungsrecht bewahrte In-
strument eines Harteausgleichs fortgefihrt.

Bewahrte Grundsatze des Verfahrensrechts, insbesondere die Regelungen zur Kausalitéat
und Beweiserleichterung, die fur die Antragstellerin oder den Antragsteller deutlich giinsti-
ger sind als im dbrigen Sozialrecht, werden im SGB XIV Ubernommen.

Personen, die zum Stichtag der Umstellung auf das SGB XIV Leistungen nach dem bishe-
rigen Recht erhalten oder vor dem Inkrafttreten des SGB XIV einen Antrag gestellt haben,
erhalten auch nach Ablésung des bisherigen Rechts weiterhin im Rahmen des Besitz-
standsschutzes hohe Versorgungsleistungen.

Das transparente Recht ertffnet einen blirgernahen Zugang zu den Leistungen der Sozia-
len Entschadigung. Mit ihrer anwenderfreundlichen Ausrichtung tragen die Regelungen
zudem zu einer Erhaltung der hohen Qualitat bei der Durchfilhrung des Sozialen Ent-
schadigungsrechts bei.

Das neue Soziale Entschadigungsrecht tritt mit einer angemessenen Vorlaufzeit in Kraft,
insbesondere auch um es den Tragern der Sozialen Entschadigung zu ermdglichen, ein
bundeseinheitliches IT-System einzurichten.

. Wesentlicher Inhalt des Gesetzes
1. Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIV)

Mit der rechtssystematischen Einordnung des Sozialen Entschadigungsrechts in ein neu-
es Sozialgesetzbuch, dem SGB XIV, wird ein Auftrag des Gesetzgebers aus dem Ersten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) umgesetzt. Zugleich wird deutlich gemacht, dass die Ver-
antwortung des Staates fur ein erbrachtes Sonderopfer oder ein erlittenes Unrecht ernst
genommen und ihr in angemessener Weise Rechnung getragen wird.

Das Gesetz regelt die Entschadigung von Opfern einer Gewalttat sowie von auch kiinftig
maglichen Kriegsopfern der beiden Weltkriege, die eine gesundheitliche Schadigung bei-
spielsweise durch sogenannte Blindganger erleiden, von Personen, die durch Ereignisse
im Zusammenhang mit der Ableistung des Zivildienstes eine gesundheitliche Schadigung
erlitten haben sowie von Personen, die durch eine Schutzimpfung oder eine andere Malf3-
nahme der spezifischen Prophylaxe eine gesundheitliche Schadigung erlitten haben.

Die Struktur des Gesetzes lasst eine Erweiterung um neue Entschadigungstatbestande
zu, damit auf gesellschaftliche Veranderungen und neue Herausforderungen reagiert
werden kann.

Unverzichtbares, das staatliche Einstehen begriindendes Wesenselement der Sozialen
Entschadigung ist der Nachweis der Kausalitat zwischen schadigendem Ereignis, ge-
sundheitlicher Schadigung und Schadigungsfolge. Die Grundsatze zur Feststellung der
kausal verursachten Schadigungsfolgen enthalt die Versorgungsmedizin-Verordnung, fur
die eine entsprechende Erméchtigungsgrundlage in das neue Gesetz aufgenommen wur-
de.

Der Leistungskatalog ist Ausdruck der Weiterentwicklung des Rechts der Sozialen Ent-
schadigung und seine Anpassung an veranderte gesellschaftliche Entwicklungen und
Erkenntnisse. Die Leistungen nach dem SGB XIV sind auf schadigungsbedingte Bedarfe
ausgerichtet. Es werden neue Leistungen der Schnellen Hilfen eingefihrt: Leistungen in
Traumaambulanzen und Leistungen des Fallmanagements. Diese Schnellen Hilfen wer-
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den auch an Betroffene erbracht, bei denen das schadigende Ereignis bereits langer zu-
rickliegt (z. B. bei Missbrauch in der Kindheit). Leistungen in Traumaambulanzen, die es
bisher in vielen Bundeslandern bereits gibt, werden erstmals gesetzlich verankert. Durch
das beim Trager der Sozialen Entschadigung angesiedelte Fallmanagement werden die
Betroffenen durch das Antrags- und Leistungsverfahren begleitet. Flir den schnellen und
unbdrokratischen Zugang zu den Schnellen Hilfen gilt ein vereinfachtes Verfahren.

Durch deutlich erhohte Entschadigungszahlungen wird anerkannt, dass die gesundheitli-
che Integritat verletzt wurde. Die Entschadigungszahlungen haben somit einerseits eine
stark immaterielle Komponente, andererseits sollen sie dabei helfen, die Mehrbelastungen
durch das schadigende Ereignis auszugleichen.

Geschéadigte erhalten grundsatzlich Leistungen der Krankenbehandlung entsprechend
den Vorschriften des SGB V. Dies gilt auch fir Geschadigte, die nicht gesetzlich kranken-
versichert sind. Die Krankenkassen erbringen diese Leistungen im Rahmen eines gesetz-
lichen Auftragsverhaltnisses. Abweichend vom Recht der gesetzlichen Krankenversiche-
rung haben Geschéadigte keine Zuzahlungen zu leisten. Weitere schadigungsbedingt er-
forderliche Leistungen zur Krankenbehandlung werden erganzend zu den Leistungen der
gesetzlichen Krankenversicherung erbracht. Sie umfassen besondere psychotherapeuti-
sche Leistungen, besondere zahnarztliche, implantologische, kieferchirurgische und kie-
ferorthopadische Leistungen sowie Mehrleistungen flr Zahnersatz, besondere heilpada-
gogische Leistungen, besondere Medikation und tber allgemeine Krankenhausleistungen
hinausgehende Leistungen. Die Versorgung mit Hilfsmitteln wird nach den entsprechen-
den Vorschriften und Hilfsmittelrichtlinien kraft gesetzlichen Auftrags durch die Unfallver-
sicherung sichergestellt. Das Krankengeld der Sozialen Entschadigung richtet sich grund-
satzlich nach den Bestimmungen des SGB V fiur Krankengeld, sieht aber zugunsten der
Geschadigten Sonderregelungen vor.

Neben Leistungen der Krankenbehandlung und den Entschadigungszahlungen wird auch
der Teilhabegedanke und die Forderung der Selbstbestimmung im SGB XIV deutlich ge-
starkt und transparent herausgestellt sowie die Selbstbestimmung geférdert. Hierzu wer-
den die Teilhabeleistungen aus den firsorgerischen Leistungen des bisherigen BVG her-
ausgeldst und in einem eigenen Kapitel geregelt. Konsequenz der Herauslosung der Teil-
habeleistungen aus dem Firsorgesystem und ihrer Neuordnung ist, dass Teilhabeleistun-
gen grundsatzlich ohne den Einsatz von Einkommen und Vermoégen erbracht werden. Die
erstmalige Eingliederung oder die Wiedereingliederung von Geschéadigten in Arbeit und
Beruf ist und bleibt auch im zukinftigen Sozialen Entschadigungsrecht eine der vordring-
lichsten Aufgaben. Hierzu wird auf die bewahrte Bandbreite moglicher Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) verwiesen.
Berechtigte, die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten, haben zudem An-
spruch auf unterhaltssichernde und andere ergénzende Leistungen nach den Regelungen
des SGB IX. Die bisher unter der ,Hilfe in besonderen Lebenslagen“ und dort unter den
Eingliederungshilfeleistungen zusammengefassten Leistungen zur Sozialen Teilhabe
werden in einer eigenstandigen Regelung erfasst. Geschadigte kdnnen alle Leistungen
erhalten, die in Teil 2 Kapitel 6 SGB IX geregelt sind. Hierzu zéhlen u. a. die Leistungen
fur Wohnraum, Leistungen zur Mobilitat sowie Hilfen zur Férderung der Verstandigung.

Bei Pflegebedurftigkeit werden die Leistungen der Pflegeversicherung, die fir gesetzlich
und privat Versicherte grundsatzlich den gleichen Umfang haben, ergénzt durch Kosten-
Ubernahmen des Sozialen Entschadigungsrechts fir schadigungsbedingte Bedarfe, die
Uber den Leistungsumfang der Pflegeversicherung hinausgehen. Das kommt insbesonde-
re bei den Kosten fur die ambulante und die stationare Pflegesachleistung in Betracht, bei
denen die Pflegeversicherung nur bis zu einer bestimmten Hobhe leistet. Alternativ kann
die Pflege auch im Rahmen eines Arbeitgebermodells erbracht werden.

Die Leistungen bei schadigungsbedingter Blindheit haben den gleichen Umfang wie die
Blindenhilfe nach § 72 SGB XII und werden damit auch entsprechend der dortigen Rege-
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lung in der Hohe angepasst. Sie werden aber im Rahmen der Sozialen Entschadigung
ohne Anrechnung von Einkommen und Vermdégen erbracht.

Es wird ein Ubersichtliches und transparentes System von Entschadigungszahlungen ge-
schaffen. Geschadigte mit einem GdS von mindestens 30 erhalten unbefristete monatli-
che Zahlungen.

Mit Ausnahme von Fallen mit sehr schweren Schadigungsfolgen wird die Mdglichkeit der
Abfindung geschaffen. Die Entschadigungsleistungen bleiben anrechnungsfrei.

Geschadigte, deren Einkommen durch die Schadigungsfolgen gemindert ist, erhalten ei-
nen Berufsschadensausgleich, der sich aus dem steuerlich festgestellten Nettoeinkom-
men vor bzw. nach dem schadigenden Ereignis errechnet.

Vorgesehen sind zudem die in einem eigenen Kapitel geregelten Besonderen Leistungen
im Einzelfall. Hierzu z&ahlen die Leistungen zum Lebensunterhalt, die Leistung zur Forde-
rung einer Ausbildung, Leistungen zur Weiterflihrung des Haushalts sowie Leistungen in
sonstigen Lebenslagen. Abweichend vom Grundsatz, dass im SGB XIV nur schadigungs-
bedingte Bedarfe gedeckt werden, kbnnen auch Hinterbliebene Leistungen zum Lebens-
unterhalt fir einen Zeitraum von bis zu finf Jahren nach dem Tod der Geschadigten er-
halten. Geschadigte und Waisen, die eine Forderung nach dem Bundesausbildungsférde-
rungsgesetz (BAf6G) als Darlehen erhalten haben, werden durch die Leistung zur Forde-
rung einer Ausbildung unterstiitzt, indem ihnen das Darlehen durch den Trager der Sozia-
len Entschadigung zurlickgezahlt wird. Die Leistungen zur Weiterfihrung des Haushalts
entsprechen im Wesentlichen dem bisherigen Recht des BVG. Um auch atypischen Be-
darfslagen im SGB XIV gerecht werden zu kdnnen, wird mit den Leistungen in sonstigen
Lebenslagen eine entsprechende Auffangregelung geschaffen. Die Besonderen Leistun-
gen im Einzelfall werden bei finanzieller Hilfebedurftigkeit erbracht und setzen zudem eine
wirtschaftliche Kausalitat voraus.

Der Leistungskatalog enthalt auRerdem Leistungen bei Uberfiihrung und Bestattung so-
wie Hartefallleistungen.

Die bewahrten Verfahrensvorschriften des Sozialen Entschadigungsrechts, die bislang in
mehreren Gesetzen geregelt sind, werden tbernommen und im SGB XIV zusammenge-
fuhrt. Dies gilt insbesondere fir die Regelungen zur Beweiserleichterung durch Glaub-
haftmachung. Gegenilber dem bestehenden Recht werden mehr Mdéglichkeiten zu vorlau-
figen Entscheidungen geschaffen.

Das SGB XIV enthélt neben den allgemeinen Regelungen, die fir alle Regelungsbereiche
und Personengruppen des Sozialen Entschadigungsrechts gelten, spezielle Regelungen
zum Tatbestand und zum Leistungsspektrum nur fir bestimmte Personengruppen des
Sozialen Entschadigungsrechts.

Im Bereich der Opfer einer Gewalttat ist der bisherige Begriff des tatlichen Angriffs nicht
geeignet, um gleichrangig neben physischer auch psychische Gewalt zu erfassen. Daher
wird die bisherige Tatbestandsvoraussetzung modifiziert. So werden als Gewalttat u. a.
schwerwiegende Bedrohung und Stalking und der Tatbestand des Menschenhandels er-
fasst. Weiterhin wird aber auf ein vorsatzliches rechtswidriges Verhalten abgestellt, das zu
einer gesundheitlichen Schadigung mit einer Schadigungsfolge gefiihrt hat.

Das Gesetz enthalt auch Regelungen fir Personen, die nach seinem Inkrafttreten durch
eine unmittelbare Einwirkung des ersten oder zweiten Weltkrieges geschadigt werden.
Diese Falle sind denkbar, wenn eine gesundheitliche Schadigung beispielsweise durch
nicht entdeckte Kampfmittel (z. B. Handgranaten, Bomben, Minen) aus dem ersten oder
zweiten Weltkrieg verursacht wird.
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Das Gesetz regelt auch die Entschadigung fur eine tber das tbliche Ausmaf einer Reak-
tion auf eine Schutzimpfung oder andere MaRnahme der spezifischen Prophylaxe hinaus-
gehende gesundheitliche Schadigung.

Trager der Sozialen Entschadigung sind die Lander. Der Bund nimmt u. a. die Aufgaben
der zentralen Behorde im Sinne des Artikels 12 Satz 2 des Europaischen Ubereinkom-
mens Uber die Entschadigung fur Opfer von Gewalttaten vom 24. November 1983 (BGBI.
1996 11 S. 1120, 1121; 1997 Il S. 740) sowie die Aufgaben der Unterstltzungsbehérde im
Sinne des Artikels 3 Absatz 1 und der zentralen Kontaktstelle im Sinne des Artikels 16 der
Richtlinie 2004/80/EG des Rates vom 29. April 2004 zur Entschadigung der Opfer von
Straftaten (ABI. L 261 vom 6.8.2004, S. 15) wabhr.

Die Sicherung der bisherigen hohen Versorgungsqualitat ist ein wesentlicher Baustein der
Reform des Sozialen Entschadigungsrechts. Mit Auferkrafttreten des Bundesversor-
gungsgesetzes werden die bisherigen rechtskraftigen und dauerhaft erbrachten Geldleis-
tungen betragsmafiig festgestellt. Zum Stichtag wird dartuber hinaus ein weiterer pauscha-
lierter Betrag errechnet, um nach dem BVG regelmaRig bezogene einmalige Leistungen
abzugelten. Der gesamte Zahlbetrag wird auf Dauer geleistet. Fir weitere zehn Jahre ab
dem Stichtag werden flrsorgerische Leistungen (Hilfe zur Pflege, Leistungen zur Weiter-
fihrung des Haushalts fUr Hinterbliebene, Erziehungsbeihilfe, erganzende Hilfe zum Le-
bensunterhalt fur Hinterbliebene und Eingliederungshilfe fir Menschen mit Behinderun-
gen) noch nach dem Recht des BVG erbracht. Zudem wird fir einen begrenzten Zeitraum
ein einmaliges Wabhlrecht fir einen Wechsel in das SGB XIV eingeraumt.

2. Artikel 2 und Artikel 3

Nicht erst mit dem Inkrafttreten des SGB XIV, sondern bereits zum 1. Juli 2018 werden
die Waisenrenten flr Berechtigte nach BVG und OEG sowie die Bestattungskosten er-
hoht, die Ubernahme von Uberfiihrungskosten verbessert sowie inlandische und auslan-
dische Opfer einer Gewalttat gleichbehandelt.

3. Aufhebung bisherigen Rechts

Das BVG, das OEG sowie weitere Regelungen zur Durchfihrung und Anwendung dieser
Gesetze werden aufgehoben.

4. Folgeanderungen

Die Aufhebung des BVG erfordert zahlreiche Folgeanderungen im Hinblick darauf, dass
an das BVG bzw. an einzelne seiner Bestimmungen in einer Vielzahl von Normen des
Bundesrechts angekniipft wird.

Daruber hinaus wird das Bundesversicherungsamt in ,Bundesamt fir Soziale Sicherung”
umbenannt. Damit wird dem vielfaltigen Aufgabenspektrum des Bundesversicherungsam-
tes Rechnung getragen, das sich mit den durch die Reform der Sozialen Entschadigung
Ubertragenen Aufgaben nochmals erweitert.

5. Inkrafttretensregelungen

Das SGB XIV tritt grundsatzlich zum 1. Januar 2024 in Kraft. Dies gibt den zustandigen
Behdrden genligend Zeit, die auf Grund der Reform erforderlichen organisatorischen und
strukturellen Maflinahmen im Verwaltungsbereich einzuleiten und umzusetzen. Gleiches
gilt fir notwendige Schulungs- und Fortbildungsmafinahmen. Fir die Artikel 2 und 3 gilt
ein friherer Zeitpunkt des Inkrafttretens. Mit den in diesen Artikeln vorgesehenen Rege-
lungen werden Erkenntnisse und Forderungen aus dem Bericht des Beauftragten der
Bundesregierung fir die Opfer und Hinterbliebenen des Terroranschlags auf dem Breit-
scheidplatz vom 12. Dezember 2017 wie auch aus der einstimmig verabschiedeten Ent-
schlieBung des Deutschen Bundestages vom 13. Dezember 2017 (BT-Drs. 19/234) auf-
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genommen. Im Interesse der Opfer und als Zeichen der Solidaritat des Staates mit den
Betroffenen sollen die vorgesehenen Leistungserhéhungen nicht erst mit dem Inkrafttre-
ten des SGB X1V, sondern bereits zum 1. Juli 2018 umgesetzt werden. Ebenso tritt Arti-
kel 26 friher in Kraft, um Teil C der Versorgungsmedizinischen Grundsétze, die fir die
Begutachtung im Sozialen Entschadigungsrecht erforderlich sind, baldmdglichst fir die
Versorgungspraxis zur Verfigung zu stellen. Dies geschieht auch mit Blick auf eine mdg-
lichst zeitnahe Erbringung von Leistungen, die auf einer teilhabeorientierten Begutachtung
beruhen.

Il. Im Einzelnen gliedert sich der Gesetzentwurf wie folgt:

Artikel 1 des Entwurfs enthalt die Einordnung des Sozialen Entschéadigungsrechts in das
Sozialgesetzbuch als Vierzehntes Buch. In 23 Kapiteln wird das Soziale Entschadigungs-
recht neu geregelt:

— Kapitel 1 beschreibt die Aufgabe, den Berechtigtenkreis sowie den Leistungskatalog
der Sozialen Entschadigung.

— Kapitel 2 fasst in Abschnitt 1 die allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen zusammen
und enthalt in Abschnitt 2 Regelungen der einzelnen Entschadigungstatbestande.

— Kapitel 3 stellt die allgemeinen Leistungsgrundsatze auf.
— Kapitel 4 enthélt die neuen Leistungen der Schnellen Hilfen.

— Kapitel 5 umfasst die Leistungen der Krankenbehandlung der Sozialen Entschadi-
gung.

— Kapitel 6 regelt die Leistungen zur Teilhabe.

— Kapitel 7 beschreibt die Leistungen bei Pflegebedurftigkeit.

— Kapitel 8 regelt die Leistungen bei Blindheit.

— Kapitel 9 regelt die Entschadigungszahlungen.

— Kapitel 10 beschreibt den Berufsschadensausgleich.

— Kapitel 11 fasst die Besonderen Leistungen im Einzelfall zusammen.
— Kapitel 12 regelt Leistungen bei Uberfiihrung und Bestattung.

— Kapitel 13 beinhaltet eine Hartefallregelung.

— Kapitel 14 enthalt Regelungen bei Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt im Aus-
land.

— Kapitel 15 erfasst die Besonderheiten der Leistungserbringung fiir einzelne Entscha-
digungstatbestande.

— Kapitel 16 enthélt Regelungen zum Einsatz von Einkommen und Vermdgen.
— In Kapitel 17 wird die Anpassung der Leistungshthe geregelt.

— Kapitel 18 behandelt Fragen der Organisation, der Durchfuhrung des Gesetzes und
des Verfahrens.
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— Kapitel 19 beschreibt die Aufgaben der Bundesstelle fir Soziale Entschadigung.
— In Kapitel 20 sind Regelungen zur Statistik und Berichtspflicht zusammengefasst.
— Kapitel 21 regelt die Tragung der Kosten durch Bund und L&nder.

—  Kapitel 22 enthalt Ubergangsvorschriften.

Kapitel 23 fasst die Vorschriften zu Besitzstanden zusammen.

Artikel 2 und 3 enthalten die Umsetzung von Erkenntnissen und Forderungen aus dem
Bericht des Beauftragten der Bundesregierung fur die Opfer und Hinterbliebenen des Ter-
roranschlags auf dem Breitscheidplatz vom 12. Dezember 2017 wie auch aus der ein-
stimmig verabschiedeten EntschlieBung des Deutschen Bundestages vom 13. Dezember
2017 (BT-Drs. 19/234).

Artikel 4 bis 57 enthalten die auf Grund der Neuordnung des Sozialen Entschadigungs-
rechts erforderlichen Anderungen von Gesetzen und Verordnungen.

In Artikel 58 werden die auf Grund der Neuordnung des Sozialen Entschadigungsrechts
aufzuhebenden Gesetze und Verordnungen erfasst.

Artikel Artikel 59 regelt das Inkrafttreten.

V. Alternativen

Denkbar ware, das geltende Recht der Sozialen Entschadigung weiter zu entwickeln, in-
dem einzelne Verbesserungen in das bereits hochkomplexe Recht einfligt werden. Diese
Alternative entspricht jedoch nicht dem heutigen Verstandnis des Gesetzgebers, ein bir-
gernahes und klares Recht zu schaffen, das von der Verwaltung schnell und effizient an-
gewendet werden kann.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fir die Neuregelung des Sozialen
Entschadigungsrechts (Artikel 1) sowie die in Artikel 2 und 3 vorgesehenen Anderungen
des Bundesversorgungsgesetzes und des Opferentschadigungsgesetzes aus Artikel 73
Absatz 1 Nummer 13 bzw. Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (GG). Die
zur Inanspruchnahme der Kompetenz im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung
gemal Artikel 72 Absatz 2 GG erforderlichen Voraussetzungen liegen vor, da eine bun-
deseinheitliche Regelung zur Wahrung der Rechtseinheit notwendig ist.

Der Begriff der 6ffentlichen Fiirsorge ist nicht eng auszulegen. Er setzt voraus, dass eine
besondere Situation zumindest potentieller Bedrftigkeit besteht, auf die der Gesetzgeber
reagiert. Dabei genugt es, wenn eine Bedarfslage im Sinne einer mit besonderen Belas-
tungen einhergehenden Lebenssituation besteht, auf deren Beseitigung oder Minderung
das Gesetz abzielt. Eine solche Bedarfslage besteht fiir die Berechtigten nach dem
SGB XIV. Sie haben durch ein schadigendes Ereignis unverschuldet eine gesundheitliche
Schéadigung erlitten, fir die die staatliche Gemeinschaft eine besondere Verantwortung
tragt, und befinden sich oft in einer Ausnahmesituation, in der sie eine stabilisierende Hilfe
unmittelbar nach dem schadigenden Ereignis und eine mittel- bis langfristig angelegte
weitere Unterstutzung mit dem Ziel der Erlangung der gesellschaftlichen Teilhabe bendti-
gen.

Dem Bund steht das Gesetzgebungsrecht fur diesen Bereich zu, wenn und soweit die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhéltnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der



Drucksache 351/19 - 168 -

Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche
Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Absatz 2 GG). Das SGB XIV soll eine mdglichst
einheitliche Leistungserbringung aller Trager der Sozialen Entschadigung fir das gesamte
Bundesgebiet gewahrleisten, um Ungleichbehandlungen der Berechtigten zu vermeiden.
Andernfalls ware zu beflirchten, dass sich die Lebensverhaltnisse der Berechtigten der
Sozialen Entschadigung in den Landern auseinanderentwickeln. Eine bundesgesetzliche
Regelung ist auch zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erfor-
derlich, weil die besondere Verantwortung der staatlichen Gemeinschaft fir die Berechtig-
ten der Sozialen Entschadigung eine landesrechtliche Differenzierung nicht vertragt.

Die Vorschriften zu Besitzstédnden flr die Berechtigten nach dem BVG und den Nebenge-
setzen, die die Regelungen des BVG fir weiterhin anwendbar erklaren, 16sen geltendes
Bundesrecht ab und unterfallen damit auch den fur den Erlass dieser gesetzlichen Rege-
lungen geltenden Kompetenztiteln.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fur die Umbenennung des Bundesversiche-
rungsamtes durch Anderungen des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) ergibt sich
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG (Sozialversicherung).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fir die Anderungen des Einkom-
menss8 Absatz § Absatz § teuergesetzes und des Umsatzsteuergesetzes ergeben sich
aus Artikel 105 Absatz 2 GG.

V1. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist sowohl mit dem Recht der Europaischen Union als auch mit inter-
nationalen Ubereinkommen und volkerrechtlichen Vertrdgen, die die Bundesrepublik
Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

Zunachst entspricht der Gesetzentwurf - wie auch bislang schon das geltende Recht - den
Voraussetzungen der Richtlinie 2004/80/. Lediglich hinsichtlich der Umsetzung der Richt-
linie ergibt sich eine Anderung insoweit, als zukiinftig die Bundesstelle fir Soziale Ent-
schadigung die Aufgaben der zustandigen Unterstiitzungsbehoérde nach Artikel 3 Absatz 1
wahrnehmen wird.

Der Gesetzentwurf entspricht zudem der Zielsetzung der Richtlinie 2012/29/EU des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 tiber Mindeststandards fiir die
Rechte, die Unterstiitzung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Ersetzung
des Rahmenbeschlusses 2001/220/J1 (ABI. L 315 vom 14.11.2012, S. 57). Diese Richtli-
nie wurde fir den Zustandigkeitsbereich des Bundes mit dem Gesetz zur Starkung der
Opferrechte im Strafverfahren (3. Opferrechtsreformgesetz) vom 21. Dezember 2015
(BGBI. | S. 2525) bereits vollstandig umgesetzt. Sie behandelt die Entschadigung zwar
nur am Rande. Die Zielrichtung der Richtlinie 2012/29/EU wird jedoch auch mit dem vor-
liegenden Gesetz unterstitzt, z. B. durch das Angebot von Schnellen Hilfen zur Unterstut-
zung und Begleitung von Opfern auch auf3erhalb des in der Richtlinie geregelten Strafver-
fahrens.

Weiterhin erfillt dieser Gesetzentwurf die Anforderungen des Europaischen Uberein-
kommens Uber die Entschadigung fir Opfer von Gewalttaten vom 24. November 1983, in
welchem Mindeststandards fir die Opferentschadigung vorgegeben werden.

Das SGB XIV knupft zudem an wesentliche Ziele des Ubereinkommens der Vereinten
Nationen vom 13. Dezember 2006 Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen
(UN-Behindertenrechtskonvention - UN-BRK, BGBI. 2008 1l S. 1420) an. Durch die erlitte-
ne gesundheitliche Schadigung sind Leistungsberechtigte nach dem SGB XIV in vielen
Fallen Menschen mit Behinderungen im Sinne der UN-BRK.
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Mit der Herauslosung der Teilhabeleistungen aus dem Flrsorgesystem werden die Férde-
rung der Selbstbestimmung und der Teilhabegedanke nach Artikel 3 Buchstabe a und ¢
der UN-BRK umgesetzt. Im SGB XIV werden zudem insbesondere die in den Artikeln 16,
25 bis 27 sowie in Artikel 28 Absatz 1 UN-BRK formulierten MaRnahmen und geforderten
Angebote aufgegriffen.

Artikel 16 Absatz 4 UN-BRK findet insbesondere Bericksichtigung durch die Leistungen
der Schnellen Hilfen, wie die Leistungen in Traumaambulanzen. Dartber hinaus wird im
SGB XIV der Gewaltbegriff fir die Opfer einer Gewalttat um Formen psychischer Gewalt
erweitert. Das in Artikel 25 UN-BRK formulierte Recht auf Gesundheit, das in Artikel 26
UN-BRK genannte Ziel der Rehabilitation und das in Artikel 27 UN-BRK genannte Recht
auf Arbeit und Beschéftigung werden im SGB XIV insbesondere mit den Leistungen der
Krankenbehandlung, den Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und den Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben aufgegriffen. Schlielich findet mit den im SGB XIV
vorgesehenen Entschadigungszahlungen, insbesondere dem Berufsschadensausgleich,
sowie den ergé&nzenden Besonderen Leistungen im Einzelfall auch das in Artikel 28 Ab-
satz 1 UN-BRK formulierte Ziel, Menschen mit Behinderungen und ihren Familien einen
angemessenen Lebensstandard zu garantieren, Berlcksichtigung.

VIl.  Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
Das SGB XIV enthéalt sechs wesentliche Vereinfachungsansatze:

— Dadurch, dass das Recht der Sozialen Entschadigung nunmehr einheitlich in einem
eigenen Buch des Sozialgesetzbuches, dem SGB XIV, geregelt ist, wird das bislang
hoch komplexe Recht komprimiert, Ubersichtlich und verstandlich dargestellt. Klare
Formulierungen und ein transparenter Leistungskatalog erleichtern die Inanspruch-
nahme von Leistungen der Sozialen Entschadigung fur die Betroffenen.

— Mit der Einfihrung eines Erleichterten Verfahrens fur die Nutzung der Schnellen Hil-
fen werden Verfahrensablaufe sowohl fur die Betroffenen als auch die Verwaltung
stark vereinfacht. Fir die Leistungserbringung reicht es aus, dass nach summarischer
Prifung auf Grundlage der Angaben der Antragstellerinnen und Antragsteller ein An-
spruch bejaht werden kann. Damit kénnen die Leistungen der Schnellen Hilfen unbi-
rokratisch und zuigig zur Verfliigung gestellt werden.

— Im Bereich der Krankenbehandlung wird bei der Versorgung mit Hilfsmitteln kein ei-
genstandiges System mehr vorgehalten. Die Versorgung mit Hilfsmitteln erfolgt kiinf-
tig nach dem Recht der gesetzlichen Unfallversicherung und wird von den Unfallkas-
sen der Lander gegen Kostenerstattung erbracht. Damit wird der Aufbau von Paral-
lelstrukturen vermieden und gleichzeitig ein weiterhin hohes Versorgungsniveau (,mit
allen geeigneten Mitteln“) sichergestellt.

— Pauschalierungen und Vereinfachungen bei den Geldleistungen erleichtern und be-
schleunigen das Verwaltungsverfahren. Die Zahl der laufenden Geldleistungen der
Sozialen Entschadigung wird auf zwei Leistungen (Entschadigungszahlungen an Ge-
schadigte und Hinterbliebene; Berufsschadensausgleich) fokussiert. Zudem wird mit
dem Berufsschadensausgleich nur noch eine Geldleistung individuell berechnet, was
wiederum in einer stark vereinfachten Weise erfolgt. Schlie3lich fihrt auch die Einfuh-
rung von Abfindungszahlungen dazu, dass Verfahrensablaufe vereinfacht werden
und viele Einzelfalle schneller abgeschlossen und nicht mehr tber Jahre hinweg be-
arbeitet werden missen.

— Durch die Herauslésung der Teilhabeleistungen aus dem Flrsorgesystem werden
Teilhabeleistungen grundséatzlich ohne den Einsatz von Einkommen und Vermégen
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erbracht. Dies stellt eine Verbesserung fur die Betroffenen dar. Auch die Verwaltung
wird entlastet, da oftmals aufwendige Berechnungen sowie Einkommens- und Ver-
mdogensprifungen und damit verbundene Nachweise kiinftig weitgehend entbehrlich
sind.

— Zudem wird die Anwendung der Vorschriften zur Einkommens- und Vermdgensan-
rechnung vereinfacht.
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2. Nachhaltigkeitsaspekte und demografische Auswirkungen

Die Anderungen tragen zu einer nachhaltigen Entwicklung bei. Die Managementregeln
und Indikatoren der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wurden gepruft. Betroffen ist die
Managementregel Starkung des sozialen Zusammenhalts. Die Neuordnung und Neuaus-
richtung der Sozialen Entschadigung wirkt gegen Armut und Ausgrenzung und unterstiitzt
die Beteiligung der Berechtigten der Sozialen Entschadigung am gesellschaftlichen Le-
ben. Der Personenkreis der Empfangerinnen und Empfanger von Leistungen der Sozialen
Entschadigung wird kunftig auch unter Berticksichtigung einer Zunahme der Opfer einer
Gewalttat insgesamt weiter abnehmen. Demografische Risiken sind nicht erkennbar.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungs-
rechts auf die Trager der Sozialen Entschadigung ergeben sich aus den folgenden Uber-
sichten:

1. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 1 - Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch - Soziale
Entschadigung - (SGB XIV)

Die Regelungen in Artikel 1 des Gesetzentwurfs fihren im Bundeshaushalt zu Ausgaben
von bis zu 495 Millionen Euro im Jahr 2024, die bis 2028 auf 367 Millionen Euro im Jahr
sinken. Gegengerechnet werden mussen die Minderausgaben, die durch die Aufhebung
des bisherigen Rechts entstehen. Saldiert entstehen fiir den Bund Mehrausgaben im Ver-
gleich zur vorherigen Rechtslage in H6he von 61 Millionen Euro im Jahr 2024, die in den
folgenden Jahren sinken. 2028 werden Minderausgaben des Bundes in H6he von rund
60 Millionen Euro erwartet. In den Landerhaushalten kommt es zu Ausgaben von bis zu
448 Millionen Euro im Jahr 2024, die bis 2028 auf bis zu 518 Millionen Euro steigen. Ge-
gengerechnet werden mussen auch hier die Minderausgaben, die durch die Aufhebung
des bisherigen Rechts entstehen. Saldiert entstehen fur die Lander zunéchst Minderaus-
gaben im Vergleich zur vorherigen Rechtslage, im Jahr 2022 in H6he von 12 Millionen
Euro. Im Jahr 2028 werden erstmals Mehrausgaben von rund 1 Million Euro erwartet.

2024 2025 2026 2027 2028
Gesamtausgaben Bund und L&n-
der
Bund in Millionen Euro
1.) Art. 1: SGB XIV - Inlandsfalle 10,0 15,3 21,7 28,2 34,8
2) Art. 1: SGB XIV - Gewalttaten 1.4 2.8 4.7 6.7 8.7
im Ausland
Art. 1: SGB XIV - Leistungen
an Berechtigte mit Wohnsitz
3) oder gewohnlichem Aufent- 0.6 0.9 13 18 2.2
halt im Ausland
4 At 1: SGB XIV - Vorschriften 483.4|  4396| 3947| 3549 321,0
zu Besitzstanden
Summe Ausgaben des Bundes 4954 458,7 422,4 3915 366,8

Lander/Gemeinden in Millionen Euro
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1.) Art. 1: SGB XIV - Inlandsfélle 19,5 36,0 57,4 79,5 102,7
9y At 1. SGB XIV - Vorschriften 428,9|  430,5|  4284| 4212 415,6
Zu Besitzstanden

Summe Ausgaben der Lander 448,4 466,6 485,8 500,8 518,3
Summe Ausgaben Bund und 943,8 925,2 908,2 892,2 885,1
Lander

Aufhebung bisherigen Rechts* -895,3 -907,7 -921,1 -936,6 -952,4
Mehr-__/ Minderausgaben Bund 485 175 12,9 44.4 67.3
und Lander

* Bund: nach fortgeschriebener Finanzplanung, Lander: nach prognostizierten Ist-Ausgaben

Der Berechnung werden die Ausgaben fur Leistungen an Opfer von Gewalttaten, Opfer
von Kriegsauswirkungen beider Weltkriege, Geschadigte durch Ereignisse im Zusam-
menhang mit der Ableistung des Zivildienstes, Geschadigte durch Schutzimpfungen oder
andere MalRnahmen der spezifischen Prophylaxe, Geschéadigte durch rechtsstaatswidrige
Verwaltungsentscheidungen oder StrafverfolgungsmalRnahmen im Beitrittsgebiet und an
Geschéadigte, die aus politischen Grinden aufRerhalb der Bundesrepublik Deutschland in
Gewahrsam genommen wurden, sowie deren Familienangehdrige und Hinterbliebene,
also an die bisher nach dem OEG, dem BVG, dem ZDG, dem IfSG, dem VwRehaG, dem
StrRehaG und dem HHG Berechtigten, unter Berticksichtigung der geltenden Regelungen
zur Kostentragung von Bund und Landern zu Grunde gelegt.

Die Prognose der zu erwartenden Fallzahlen berechtigter Personen basiert grundséatzlich
auf der Hochrechnung der Entwicklung der Zahl versorgungsberechtigter Personen nach
den jeweiligen Gesetzen in den Jahren 2012 bis 2018.

Auf Grund des steigenden Bekanntheitsgrades sowie der Ausweitung des leistungsbe-
rechtigten Personenkreises mit Inkrafttreten des SGB XIV zum 1. Januar 2024 wird im
Bereich der Opfer von Gewalttaten von einer Steigerung der Antragszahlen um 15 Pro-
zent im Vergleich zum bisherigen OEG ausgegangen.

Fur das bis zum 31. Dezember 2023 geltende OEG wird aufgrund bisheriger Verwal-
tungserfahrung davon ausgegangen, dass 40 Prozent der Antrage im Jahr der Antragstel-
lung, 40 Prozent im Folgejahr und 20 Prozent im zweiten Jahr nach Antragstellung ent-
schieden werden. Fir die Antragsbearbeitung nach dem SGB XIV sind ahnliche Verfah-
rensschritte, vor allem bezlglich der Feststellung des GdS, erforderlich. Daher werden
diese Erledigungsquoten auch fiur die Ausgabenschatzung zum SGB XIV fiur Opfer von
Gewalttaten, Geschadigte durch Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableistung des
Zivildienstes und Geschadigte durch Schutzimpfungen oder andere MalBhahmen der spe-
zifischen Prophylaxe Gbernommen.

Gleiches gilt fur das bis zum 31. Dezember 2023 geltende BVG. Hier wird davon ausge-
gangen, dass 80 Prozent der Antrage im Jahr der Antragstellung und 20 Prozent im
Folgejahr nach Antragstellung entschieden werden. Entsprechend werden diese Erledi-
gungsquoten fir Opfer von Kriegsauswirkungen beider Weltkriege, Geschadigte durch
rechtsstaatswidrige Verwaltungsentscheidungen oder StrafverfolgungsmafRhahmen im
Beitrittsgebiet und Geschéadigte, die aus politischen Griinden aul3erhalb der Bundesrepub-
lik Deutschland in Gewahrsam genommen wurden, tibernommen.

Der dargestellte Betrachtungszeitraum vom Jahr 2024 bis zum Jahr 2028 umfasst wie die
mittelfristige Finanzplanung des Bundeshaushalts einen Zeitraum von funf Jahren.




-173 - Drucksache 351/19

Daruber hinaus werden geringe, nicht naher bezifferbare Mehrausgaben in anderen Sozi-
alsystemen entstehen, da das SGB XIV einzelne Personengruppen auf deren Leistungen
verweist. Diese werden unmittelbar, finanziell und stellenmafiig vollstandig und dauerhaft
im Rahmen der bestehenden Haushaltsansatze der jeweils betroffenen Ressorts gegenfi-
nanziert. Es ist weder prognostizierbar, welche Personengruppen kinftig Voraussetzun-
gen zum Bezug dieser Leistungen erfillen werden, noch wann, wie lange und in welchem
Umfang sie welche dieser Leistungen in Anspruch nehmen werden.

Die Aufgliederung der Gesamtausgaben auf den jeweils zu tragenden Anteil des Bundes
und der Lander und Gemeinden erfolgt anhand der Regelungen zur Kostentragung nach
bisherigem Recht.
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2. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 2 und 3 - Anderung des Bundesversorgungsge-
setzes und des Opferentschadigungsgesetzes

ab Juli
2018 2019 2020 2021 2022 2023
Gesamtausgaben R
- in Millionen Euro
Bund und Lander
Erstattung der Kosten von
Uberfiihrung und Bestattung 2.1 3.7 3.2 2.8 2.4 2.1
Erhdhung der Waisenrenten 55 10,6 10,3 9.8 9,6 9,3
Ausweitung des Berechtigten-
kreises auf Personen ohne
gewohnlichen Aufenthalt in 31 6.5 6.9 "3 8 8.0
Deutschland
Summe 10,8 20,9 20,4 19,8 19,7 19,5
davon Bund 5,3 10,2 9,7 9,2 9,0 8,7
davon Lander 5.4 10,8 10,7 10,6 10,7 10,7

Die Berechnung umfasst die Mehrausgaben des Bundes und der Lander auf Grund der
Anderungen im BVG und im OEG unter Bericksichtigung der geltenden Regelungen zur
Kostentragung.

3. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 14 — Anderung des Gesetzes (ber den Auswarti-
gen Dienst

Durch die Einbeziehung von Ereignissen nach § 13 und § 14 Vierzehntes Buch Sozialge-
setzbuch in den Anwendungsbereich von § 16 Absatz 2 GAD werden dem Bund voraus-
sichtlich Mehrausgaben in Hohe von 10 000 Euro pro Jahr entstehen, die aus dem Ein-
zelplan 05 bestritten werden.

4. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 25 - Anderung des Dienstbeschadigungsaus-
gleichsgesetzes

Durch den Verweis auf die monatlichen Entschadigungszahlungen nach § 83 SGB XIV in
8§ 2 Absatz 1 des Dienstbeschadigungsausgleichsgesetzes werden dem Bund voraus-
sichtlich Mehrausgaben in Hohe von rund 10 Millionen Euro pro Jahr entstehen. Fir die
Lander werden Mehrausgaben von rund 4 Millionen Euro jahrlich erwartet.
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3.1 Bund

Die Gesamtausgaben des Bundes fir die Leistungen nach Artikel 1 bis 3 ergeben sich
aus den Ausgaben fur die in den nachstehenden Tabellen aufgefiihrten Leistungen.

1. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 1 — Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch - Soziale
Entschadigung — (SGB XIV)

Bund in Millionen Euro
1.) Art. 1: SGB XIV - Inlandsfalle 10,0 15,3 21,7 28,2 34,8
Leistungen der Traumaambu- 11 11 11 11 11
lanz
Krankenbehandlung 0,6 1,8 34 5,0 6,7
Leistungen zur Teilhabe 0,3 0,9 1,7 2,4 3,2
Leistungen bei Pflegebedurftlg'- 43 43 4.3 4.4 46
keit
Leistungen bei Blindheit 0,01 0,04 0,1 0,1 0,1
Entschadigungszahlungen 2,2 5,5 9,2 12,9 16,5
Berufsschadensausgleich 0,1 0.4 0,7 1,1 1,5
Besondere Lelsturjgen im 0,04 0.1 0.2 0.3 0.4
Einzelfall
Leistungen bei Uberflihrung 13 11 1.0 0.9 0.8
und Bestattung
Ubersetzungskosten 0,04 0,04 0,04 0,05 0,05
2) Art. 1: SGB XIV - Gewalttaten 1.4 28 47 6.7 8.7
im Ausland
Art. 1: SGB XIV - Leistungen
an Berechtigte mit Wohnsitz
3) oder gewohnlichem Aufenthalt 0.6 0.9 13 18 2.2
im Ausland
Ay i 5 SIS NN o VSN IET 483,4|  439.6| 394,7|  3549| 3210
zu Besitzstanden
Summe Ausgaben des Bundes 495,4 458,7 422,4 391,5 366,8
Aufhebung bisherigen Rechts * -434,7 -434,7 -434,7 -434,7 -434,7
Mehr- / Minderausgaben Bund 60,7 24,0 -12,3 -43,2 -67,9

* nach fortgeschriebener Finanzplanung
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Die prognostizierten Ausgaben fiir die Neufélle nach dem SGB XIV stellen grundsatzlich
das Produkt aus den in den Jahren 2024 bis 2028 erwarteten Fallzahlen dar, also der
Anzahl der Berechtigten und den Ausgaben je Berechtigter / Berechtigtem.

Bei den Leistungen in den Traumaambulanzen bleiben die Ausgaben in H6he von jahrlich
rund 1 Million Euro im Betrachtungszeitraum nahezu konstant. Hinsichtlich dieser Leis-
tungen ist bei den Opfern von Gewalttaten von einer gleichbleibenden Antragszahl aus-
zugehen. Bei den weiteren Berechtigtengruppen wird eine Inanspruchnahme der
Traumaambulanzen nur in seltenen Einzelfallen zu erwarten sein. Es wird angenommen,
dass 25 Prozent der Personen, die einen Antrag auf Anerkennung als Opfer einer Gewalt-
tat stellen, Leistungen in Traumaambulanzen in Anspruch nehmen. Antrage auf Leistun-
gen in den Traumaambulanzen werden auf Grund des vereinfachten Verwaltungsverfah-
rens zu 100 Prozent im Jahr der Antragstellung entschieden. Nach den Ergebnissen des
vom Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (BMAS) geforderten Projekts "Verbesser-
ter Zugang zu Traumaambulanzen durch aktiven Einbezug der Versorgungsamter sowie
primérer Anlaufstellen und Evaluationen der Effektivitdt von Sofortinterventionen® der Uni-
versitdt Ulm, benétigen Opfer von Gewalttaten durchschnittlich 5,22 Sitzungen in einer
Traumaambulanz, so dass von einer durchschnittlichen Inanspruchnahme von sechs Sit-
zungen je Fall ausgegangen wird. Fur die Berechnung der Ausgaben wurden nach Ruck-
meldung einzelner Lander 100 Euro als Verglitungssatz pro Sitzung, 100 Euro als fallbe-
zogene einmalige Pauschale und 100 Euro als Pauschale fir eine Nachuntersuchung
angesetzt. Weitere Ausgaben entstehen durch die Erstattung der Fahrkosten zur
Traumaambulanz fur Betroffene und ggf. ihre Begleitpersonen.

Die Ausgaben fir die Leistungen der Krankenbehandlung steigen im Betrachtungszeit-
raum auf insgesamt rund 6,7 Millionen Euro im Jahr 2028. Hinsichtlich der Fallzahlen wird
davon ausgegangen, dass Geschéadigte, die Entschadigungszahlungen erhalten, auch
Leistungen der Krankenbehandlung in Anspruch nehmen. Die durchschnittlichen Ge-
samtausgaben je Geschadigter / Geschadigtem werden anhand der Ist-Ausgaben des
Bundes fiir Heil- und Krankenbehandlung in den Jahren 2014 bis 2017 und der Anzahl
der geschadigten Versorgungsberechtigten zum 1. Januar des jeweiligen Jahres ermittelt.
Diese Kosten werden mit der durchschnittlichen Kostensteigerungsrate der Jahre 2014
bis 2017 multipliziert und so die erwarteten Gesamtkosten flir Leistungen an die Gescha-
digten, die in dem jeweiligen Jahr sowie in den Vorjahren Entschadigungszahlungen er-
halten haben, fir den Zeitraum der Jahre 2024 bis 2028 ermittelt. Erfasst sind Ausgaben
fur Leistungen der Krankenbehandlung, die von der zusténdigen Verwaltungsbehorde
erbracht werden (z. B. ergénzende Leistungen, Beihilfen). Berlcksichtigt sind auch die
Ausgaben, die anfallen, weil den Kranken- und Pflegekassen sowie den Unfallkassen der
Lander fur die Erbringung von Leistungen der Krankenbehandlung Aufwendungen zu er-
statten sind.

Die Ausgaben fur die Leistungen zur Teilhabe (Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben,
unterhaltssichernde und andere ergdnzende Leistungen, Leistungen zur Teilhabe an Bil-
dung sowie Leistungen zur Sozialen Teilhabe) steigen im Betrachtungszeitraum insge-
samt auf rund 3,2 Millionen Euro im Jahr 2028 an. Es wird erwartet, dass in den ersten
funf Jahren ab Inkrafttreten des SGB XIV die Neufélle des jeweiligen Jahres zu den Fall-
zahlen des jeweils vorangegangenen Jahres hinzukommen, die Fallzahlen sich also auf-
addieren. Fur die Fallzahlen zu den Leistungen zur Sozialen Teilhabe nach dem SGB XIV
wird im Wesentlichen die Entwicklung im bisherigen Recht zu Grunde gelegt. Beriicksich-
tigt wurden auch Bezieherinnen und Bezieher der bisherigen Wohnungshilfe (§ 27c BVG),
da diese Leistung im zukinftigen Recht als Leistung zur Sozialen Teilhabe erbracht wird.
Die Kosten je Berechtigter / Berechtigtem wurden anhand der Statistiken zur Kriegsopfer-
fursorge fur die Jahre 2010, 2012, 2014 und 2016 ermittelt und auf die Jahre 2024 bis
2028 unter Berticksichtigung eines Risikozuschlags in Hohe von 30 Prozent hochgerech-
net. Dieser Risikozuschlag hat seinen Grund darin, dass die Leistungen zur Sozialen Teil-
habe nach dem bisherigen Recht im Rahmen der Leistungen der Eingliederungshilfe fur
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Menschen mit Behinderungen und daher bei nicht ausschlie3lich schadigungsbedingtem
Bedarf unter Einsatz von Einkommen und Vermdégen erbracht wurden.

Die Ausgaben fir die Leistungen bei Pflegebedurftigkeit steigen im Betrachtungszeitraum
geringfugig auf rund 4,6 Millionen Euro im Jahr 2028 an. Der Ermittlung der Fallzahlen
und Kosten liegt die Entwicklung der Fallzahlen von Bezieherinnen und Beziehern einer
Pflegezulage nach bisherigem Recht (8 35 Absatz 1 BVG) und der Haushaltsausgaben
fur diese Leistungen sowie fiir die Hilfe zur Pflege nach § 26 ¢ BVG, jeweils im Januar der
Jahre 2013 bis 2018, zu Grunde. Zuséatzlich wurden sowohl die Kosten bericksichtigt, die
bislang durch die Pflegeversicherung getragen wurden, als auch die Kosten, die durch die
Offnung der Beschaftigung von Ehegatten oder Eltern bei der hauslichen Pflege im Ar-
beitgebermodell entstehen werden. Der sich daraus ergebende durchschnittliche jahrliche
Anstieg wurde auf das SGB XIV Ubertragen. Die Ausgaben fir Pflegeleistungen nach dem
SGB XIV beinhalten zudem einen Risikozuschlag in H6he von 30 Prozent (zur Begriun-
dung dieses Zuschlages siehe die obigen Ausfluhrungen zu den Teilhabeleistungen; auch
fur die Hilfe zur Pflege nach bisherigem Recht waren bei nicht ausschlie3lich schadi-
gungsbedingtem Bedarf Einkommen und Vermdgen einzusetzen).

Bei den Leistungen bei Blindheit wird im Betrachtungszeitraum nach anfanglichem An-
stieg ebenfalls von konstanten Ausgaben im Betrachtungszeitraum ausgegangen. Im Jahr
2028 werden sich diese auf rund 130 000 Euro belaufen. Die Ausgaben wurden anhand
der Fallzahlen flur Leistungen zum Unterhalt eines Blindenfihrhundes nach bisherigem
Recht (§ 14 BVG) in den Jahren 2012 bis 2017 berechnet, da diese Leistung eine schadi-
gungsbedingte Blindheit erfordert. Die Schadigungsbedingtheit ist auch Voraussetzung fir
den Bezug von Leistungen bei Blindheit nach dem SGB XIV. Fir die Berechnung der Kos-
ten wurde das Doppelte des monatlichen Zahlbetrages fir blinde Menschen, die das 18.
Lebensjahr vollendet haben, nach § 72 Absatz 2 SGB XlI (héchster moglicher Zahlbetrag)
angesetzt. Die HOhe der monatlichen Leistung wurde entsprechend des durchschnittli-
chen jahrlichen Anstiegs in den Jahren 2003 bis 2016 auf die Jahre 2024 bis 2028 hoch-
gerechnet.

Die Ausgaben fur Entschadigungszahlungen steigen fur den Bund von 2,2 Millionen Euro
im Jahr 2024 bis auf 16,5 Millionen Euro im Jahr 2028 an. Die Kosten wurden anhand der
im SGB XIV festgelegten Betrage errechnet. Der Betrag bei Inkrafttreten des SGB XIV
wird verhaltnismaRig niedrig angesetzt, da davon ausgegangen wird, dass bisherige Be-
zieherinnen und Bezieher von Rentenzahlungen sich Uberwiegend fir Besitzstandsleis-
tungen entscheiden werden. Die Zahl der Empfangerinnen und Empfanger von Entscha-
digungszahlungen nach dem SGB XIV wird ab 2024 jahrlich ansteigen. Weiter wird davon
ausgegangen, dass die Anzahl der antragstellenden Berechtigten jahrlich zunehmen wird.
Zudem werden die Betrage entsprechend dem Prozentsatz angepasst, um den sich die
Renten der gesetzlichen Rentenversicherung voraussichtlich verandern werden. Dieser
Prozentsatz wurde anhand der Entwicklung des gesetzlichen Rentenwertes West der Jah-
re 2012 bis 2019 ermittelt.

Die Ausgaben fir den Berufsschadensausgleich steigen von rund 117 000 Euro im Jahr
2024 auf rund 1,5 Millionen Euro im Jahr 2028 an. Bei den Fallzahlen wird davon ausge-
gangen, dass diese sich in gleicher Weise entwickeln wie im bisherigen Recht. Ferner
wird davon ausgegangen, dass sich beim Berufsschadensausgleich die Hoéhe der durch-
schnittlichen monatlichen Kosten je berechtigter Person auf einem vergleichbaren Niveau
bewegen werden wie beim bisherigen Berufsschadensausgleich nach dem BVG. Daher
wurden die anhand der Datenbank der Kriegsopferversorgung ersichtlichen durchschnittli-
chen monatlichen Ausgaben je Berechtigter / Berechtigtem der Jahre 2013 bis 2017 ent-
sprechend ihres durchschnittlichen jahrlichen Anstiegs auf die Jahre 2024 bis 2028 hoch-
gerechnet. Ab dem Jahr 2027 wird zudem die alle drei Jahre erfolgende Erhéhung des
Berufsschadensausgleichs beriicksichtigt.
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Die Ausgaben fur die Besonderen Leistungen im Einzelfall (Leistungen zum Lebensunter-
halt, Leistungen zur Foérderung einer Ausbildung, Leistungen zur Weiterfihrung des
Haushalts sowie Leistungen in sonstigen Lebenslagen) steigen von insgesamt rund
40 000 Euro im Jahr 2024 auf rund 400 000 Euro im Jahr 2028. Es wird angenommen,
dass die Entwicklung der Fallzahlen nach bisherigem Recht grundsatzlich auch auf die
Neubewilligungen nach dem SGB XIV Ubertragen werden kann. Es wird davon ausge-
gangen, dass sich die Fallzahlen zumindest in den ersten finf Jahren ab Inkrafttreten des
SGB XIV so entwickeln, dass die Bestandsfalle des vorangegangenen Jahres zu den
Neuféllen des jeweiligen Jahres addiert werden. Bei den Leistungen zur Férderung einer
Ausbildung wird davon ausgegangen, dass 10 Prozent der Leistungsberechtigten, die
derzeit Leistungen der Erziehungsbeihilfe nach § 27 BVG erhalten, Leistungen zur Forde-
rung einer Ausbildung erhalten werden. Fir die Kostenberechnung der Leistungen zum
Lebensunterhalt und die Leistungen zur Weiterfiihrung des Haushalts wurden die durch-
schnittlichen Ausgaben der Leistungen nach bisherigem Recht zu Grunde gelegt. Fir die
Leistungen zur Forderung einer Ausbildung wurden die Ausgaben auf Grundlage der voll-
standigen Rickzahlung des BAf6G-Darlehens berechnet. Bei der Ermittlung der Kosten
fur die Leistungen in sonstigen Lebenslagen wurde die Entwicklung der Jahre 2010 bis
2016 anhand der Statistik zur Kriegsopferfiirsorge zu Grunde gelegt.

Die Ausgaben fir die Kosteniibernahme bei Uberfiihrung und Bestattung von schadi-
gungsbedingt verstorbenen Geschadigten betragen im Jahr 2024 rund 1,3 Millionen Euro
und gehen jahrlich zurtick auf rund 800 000 Euro im Jahr 2028. Grund hierfir ist die stark
ricklaufige Zahl der Kriegsopfer. Die Berechnung der Fallzahlen basiert auf dem prozen-
tualen Anteil der jahrlich durch schadigungsbedingten Tod aus dem Leistungsbezug
scheidenden Beschadigten an der jeweiligen Gesamtzahl der Beschadigten im Durch-
schnitt der Jahre 2012 bis 2018. Unter Einbeziehung einer Risikokalkulation wird von ei-
ner Kostenibernahme jeweils mit dem Hochstbetrag fur die Bestattung ausgegangen. Fur
die Uberfiihrungskosten werden geschatzte Durchschnittskosten zu Grunde gelegt.

Die Ausgaben fur Ubersetzungs- und Dolmetscherdienstleistungen, fir Personen sowohl
mit Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt in Deutschland als auch im Ausland steigen
jahrlich von 40 000 Euro im Jahr 2024 auf 48 000 Euro im Jahr 2028 an. Die Kosten-
schatzung basiert auf den Ausgaben der Deutschen Unterstiitzungsbehérde (DUB) beim
BMAS fir Ubersetzungsdienstleistungen.

Die Ausgaben fur Leistungen an Opfer von Gewalttaten im Ausland steigen im Betrach-
tungszeitraum von rund 1,4 Millionen Euro im Jahr 2024 auf rund 8,7 Millionen Euro im
Jahr 2028 an. Der Bund tragt diese Ausgaben zu 100 Prozent. Der Schatzung fur die Kos-
ten der einzelnen Leistungen wird das Verhaltnis der ermittelten Fallzahlen fiir Gewaltta-
ten im Ausland zu den Inlandsfallen zu Grunde gelegt. Die Fallzahl betragt ca. 7 Prozent
der Inlandsfalle; unter Berlicksichtigung eines Risikozuschlages wird davon ausgegangen,
dass die Kosten der Leistungen, die an Opfer von Gewalttaten im Ausland erbracht wer-
den, bei 10 Prozent der flr die Inlandsfalle geschatzten Kosten liegen. Besitzstandsfalle
sind in den daflr ausgewiesenen Gesamtausgaben enthalten.

Die Ausgaben fir die Leistungen an Berechtigte mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufent-
halt im Ausland steigen im Betrachtungszeitraum von rund 593 000 Euro im Jahr 2024 auf
rund 2,2 Millionen Euro im Jahr 2028 an. Der Bund tragt diese Ausgaben zu 100 Prozent.
Der Schatzung fur die Kosten der einzelnen Leistungen wird das Verhaltnis der ermittelten
Fallzahlen fiir Leistungen an Berechtigte mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im
Ausland zu den Inlandsféallen zu Grunde gelegt. Die Fallzahl betragt circa 1 Prozent der
Inlandsfalle; unter Berlicksichtigung eines Risikozuschlages wird davon ausgegangen,
dass die Kosten der Leistungen, die an Opfer von Gewalttaten im Ausland erbracht wer-
den, bei 2 Prozent der fur die Inlandsfalle geschatzten Kosten liegen. Besitzstandsfélle
sind in den daflir ausgewiesenen Gesamtausgaben enthalten.
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Die Ausgaben fir die Besitzstandsleistungen sinken im Betrachtungszeitraum von rund
483,4 Millionen Euro im Jahr 2024 auf rund 321 Millionen Euro im Jahr 2028. Grund hier-
fur ist, dass die Anzahl der Kriegsopfer und ihrer Hinterbliebenen als grof3te Gruppe der
Leistungsempfangerinnen und Leistungsempfanger demografiebedingt stetig zuriickgeht.
Basis fur die Kostenermittlung sind die Ausgaben, die bei Weitergeltung des bisherigen
Rechts angefallen waren. Dabei wurde berlicksichtigt, dass die Regelungen zum Besitz-
stand nicht in allen Leistungsbereichen unverandert nach dem bisherigen Recht erbracht
werden. Der Bund tréagt wesentlich héhere Kosten fir den Besitzstand, da er auch ab dem
Jahr 2024 den grof3ten Anteil der Ausgaben fur die Kriegsopfer und ihre Hinterbliebenen
leistet. Von den rund 483,4 Millionen Euro, die der Bund im Jahr 2024 verausgaben wird,
entfallen rund 61,2 Millionen Euro auf Leistungen der Krankenbehandlung, rund 109 Milli-
onen Euro auf firsorgerische Leistungen. Der weitaus grof3te Teil der erwarteten Ausga-
ben wird fur Versorgungsleistungen aufgewendet werden; hierfir werden im Jahr 2024
rund 313,2 Millionen Euro verausgabt werden.

Artikel Euro Fir die Feststellung der finanziellen Auswirkungen der Aufhebung des bishe-
rigen Rechts wird die fortgeschriebene mittelfristige Finanzplanung des Bundes fir das
Kapitel 1103 zugrunde gelegt.

2. Finanzielle Auswirkungen der Artikel 2 und 3 - Anderung des Bundesversorgungsge-
setzes und des Opferentschadigungsgesetzes

agojl‘g” 2019 2020 2021 2022 2023
S;;%T;%Léigaben in Millionen Euro
Erhdhung der Waisenrenten 3,3 6,5 6,2 59 5,9 5,7
Aus_weitung des Berechtigten-
gewshmiichen Autonthal i 07| 18| 18| 16| 17 18
Deutschland
Summe 5,3 10,2 9,7 9,2 9,0 8,7

Hinsichtlich der Berechnung der Ausgaben fir die Leistungen bei Uberfiihrung und Be-
stattung wird auf die Ausfilhrungen zu den Berechnungen der Kosten dieser Leistungen
nach Artikel 1 verwiesen.

Die Ausgaben fur die Waisenrenten umfassen die Mehrausgaben gegentiber den unver-
anderten Rentenbetragen fir die erwartete Zahl berechtigter Personen. Fir die Berech-
nung der Fallzahlen wird auf die Erlauterungen grundlegender Annahmen zu Artikel 1
verwiesen.

Die geschéatzten Ausgaben auf Grund der Ausweitung des Berechtigtenkreises beruhen
auf den gleichen Annahmen wie fur die Ermittlung der Kosten fir Berechtigte mit Wohn-
sitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland nach Artikel 1.

3. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 14 — Anderung des Gesetzes (iber den Auswarti-
gen Dienst

Durch die Einbeziehung von Ereignissen nach § 13 und § 14 Vierzehntes Buch Sozialge-
setzbuch in den Anwendungsbereich von § 16 Absatz 2 GAD werden dem Bund voraus-
sichtlich Mehrausgaben in Hohe von 10 000 Euro pro Jahr entstehen, die aus dem Ein-
zelplan 05 bestritten werden.
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4. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 25 - Anderung des Dienstbeschadigungsaus-

gleichsgesetzes

Durch den Verweis auf die monatlichen Entschadigungszahlungen nach § 83 SGB XIV in
8 2 Absatz 1 des Dienstbeschadigungsausgleichsgesetzes werden dem Bund voraus-

sichtlich Mehrausgaben in Hohe von rund 10 Millionen Euro pro Jahr entstehen.

3.2. Lander und Gemeinden

Die Gesamtausgaben der Lander und Gemeinden fir die Leistungen nach Artikel 1 bis 3
ergeben sich aus den Ausgaben fir die in den nachstehenden Tabellen aufgeflhrten

Leistungen.

1. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 1 - Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch - Soziale

Entschadigung - (SGB XIV)

2024 2025 2026 2027 2028
Lander/Gemeinden in Millionen Euro
1.) Art. 1: SGB XIV - Inlandsfélle 19,5 36,0 57,4 79,5 102,7
Leistungen der Traumaambu- 3.9 3.9 4.0 4.0 40
lanz
Krankenbehandlung 2,2 6,8 12,7 19,0 25,5
Leistungen zur Teilhabe 1,1 3,4 6,3 9,1 12,0
Leistungen bei Pflegebgdurf_- 7.4 8.5 0.8 111 125
tigkeit
Leistungen bei Blindheit 0,03 0,1 0,2 0,3 0,3
Entschadigungszahlungen 35 10,8 20,3 30,2 40,6
Berufsschadensausgleich 0,4 1,4 2,6 4,0 55
Besondere Lelstungen im 0.1 0.4 0.7 1.0 1.4
Einzelfall
Leistungen bei Uberflihrung 0.6 0.6 0.7 0.7 0.7
und Bestattung
Ubersetzungskosten 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2
gy L 43 SIEIE XN o B BTIED 428,9 430,5 4284 4212 415,6
zu Besitzstanden
Summe Ausgaben der Lander 448,4 466,6 485,8 500,8 518,3
Aufhebung bisherigen Rechts * -460,6 -473,0 -486,4 -501,9 -517,7
Mehr- / Minderausgaben Lander -12,2 -6,4 -0,6 -1,2 0,6

* nach prognostizierten Ist-Ausgaben
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Hinsichtlich der Berechnung der Ausgaben fir die Lander wird auf die Ausfiihrungen zu
den Berechnungen der Ausgaben fir den Bund verwiesen. Fur die Lander gilt grundsatz-
lich die gleiche Entwicklung der Fallzahlen und Ausgaben fiir die einzelnen Leistungen
wie fur den Bund. Die unterschiedliche Hohe der Ausgaben ergibt sich aus der Kostenver-
teilung zwischen Bund und Landern. Dabei wurden die bisherigen Kostenteilungsquoten
auch fur die Berechnungen der Ausgaben nach dem SGB XIV zu Grunde gelegt. Bei Ge-
walttaten mit Auslandsbezug tragen die Lander keine Kosten. Die Gesamtausgaben der
Lander belaufen sich auf rund 448,4 Millionen Euro im Jahr 2024 und steigen bis zum
Jahr 2028 auf rund 518 Millionen Euro an.

Die darin enthaltenen Ausgaben fir die Besitzstandsleistungen sind im Betrachtungszeit-
raum ausgehend von rund 428,9 Millionen Euro im Jahr 2024 leicht ricklaufig. Basis fur
die Ermittlung der Ausgaben sind die Kosten, die bei Weitergeltung des bisherigen Rechts
bis zum Jahr 2028 angefallen waren. Von den rund 428,9 Millionen Euro, die die Lander
im Jahr 2024 verausgaben werden, entfallen rund 145,3 Millionen Euro auf Leistungen
der Krankenbehandlung, rund 66,2 Millionen Euro auf fursorgerische Leistungen. Der
groRere Teil der erwarteten Ausgaben wird auch von den Landern fir Versorgungsleis-
tungen aufgewendet werden; hierfir werden im Jahr 2024 rund 217,5 Millionen Euro ver-
ausgabt werden.

Fir die Feststellung der finanziellen Auswirkungen der Aufhebung des bisherigen Rechts
wurde dieselbe Berechnung wie fir die Berechtigten nach den betroffenen Gesetzen zu
deren Gesamtzahl ins Verhaltnis gesetzt und auf Basis der gemittelten Entwicklung von
Ausgaben und Zahl der berechtigten Personen im Zeitraum 2015 bis 2018 bis zum Jahr
2028 fortgeschrieben. Im Saldo ergebensich Minderausgaben der Lander von rund 12,2
Millionen Euro im Jahr 2022, die in den folgenden Jahren sinken. Im Jahr 2028 werden
Mehrausgaben von rund 600 000 Euro erwartet.

2. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 2 und 3 — Anderung des Bundesversorgungsge-
setzes und des Opferentschadigungsgesetzes

ab Juli
2018 2019 2020 2021 2022 2023

Gesamtausgaben in Millionen Euro
der Lander
Erstattung der Kosten von
Uberfiihrung und Bestattung 0.8 14 13 11 1.0 0.8
Erhéhung der Waisenrenten 2,1 4,2 4,0 3,8 3,8 3,7
Ausweitung des Berechtigten-
kreises auf Personen ohne ge-
wohnlichen Aufenthalt in 25 5.2 54 5.7 6.0 63
Deutschland
Summe 5,4 10,8 10,7 10,6 10,7 10,7

Hinsichtlich der Berechnung der Ausgaben fir die Lander wird auf die Ausfiihrungen zu
den Berechnungen der Ausgaben fur den Bund verwiesen.

3. Finanzielle Auswirkungen von Artikel 25 - Anderung des Dienstbeschadigungsaus-
gleichsgesetzes

Durch den Verweis auf die monatlichen Entschadigungszahlungen nach § 83 SGB XIV in
§ 2 Absatz 1 des Dienstbeschadigungsausgleichsgesetzes werden den Landern voraus-
sichtlich Mehrausgaben in Hohe von rund 4 Millionen Euro pro Jahr entstehen.
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4. Erfallungsaufwand

Der Erfullungsaufwand wurde mit Unterstiitzung des Statistischen Bundesamtes berech-
net. Grundlage dafir waren aus der Statistik der Kriegsopferfiirsorge und Statistiken des
BMAS zur Kriegsopferversorgung abgeleitete Prognosen zur kinftigen Entwicklung der
Fallzahlen sowie die beim Statistischen Bundesamt vorhandenen durchschnittlichen Kos-
tensatze und Erfahrungswerte. Zudem wurden durch Landerabfragen Daten u. a. zu An-
tragstellungen und -erledigungen erhoben und im fachlichen Austausch Angaben zur In-
anspruchnahme der Traumaambulanzen und des Fallmanagements ermittelt.

Der Erfullungsaufwand entsteht vor allem durch die Einfihrung und Ausweitung von Leis-
tungen der Sozialen Entschadigung, wie z. B. die Leistungen in Traumaambulanzen so-
wie des Fallmanagements, durch die die Hilfe fir die Betroffenen und deren Unterstit-
zung wesentlich verbessert werden.

Die Lander haben im Rahmen ihrer Beteiligung die ermittelten Aufwande fir die Einfiih-
rung einer bundeseinheitlichen IT, fir die voriibergehende Spitzabrechnung von Leistun-
gen der Krankenbehandlung und fur das Fallmanagement als zu gering kritisiert. Aufgrund
von Daten, die die Lander fur die Aufwandsschatzung zur Beschaffung der neuen IT zur
Verfligung stellen konnten, wurde die Schatzung in diesem Punkt angepasst. Fur die bei-
den anderen Kritikpunkte konnten die Lander keine weiteren Daten zur Verfiigung stellen,
so dass die Schatzung auf der urspringlichen Datenbasis beruht.

Der ermittelte Erfullungsaufwand kann den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.
Vorgaben mit erheblichen Auswirkungen sind in den sich anschlieRenden Texten naher
erlautert. Die Vorgaben entsprechen dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des
Erflllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung.
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Erfillungsaufwand fur
Burgerinnen und Birger

jahrlicher Aufwand

einmaliger Aufwand

. Sachauf- . Sachauf-
Zeitaufwand wand Zeitaufwand wand
Vorschrift Bezeichnung der Vorgabe in Tausend | . in Tausend | .
in Tausend in Tausend
Stunden Stunden
Euro Euro

887,14 Ausweitung des Berechtigten- 9,8 8,0 +0 +0
SGB XIV kreises
§18 Konkurrenzregelung Ver- 0,5 0,4 +0 +0
SGB XIV kehrsopferhilfe
§ 30 Inanspruchnahme von Leis- -4.9 -16,4 0 +0
SGB XIV tungen des Fallmanagements
§34 Antrag auf Leistungen in einer 0,7 6,9 +0 +0
SGB XIV Traumaambulanz
536 Antrag auf Erstattung der 0,7 6,9 0 +0
SGB XIV Fahrkosten zur Traumaambu-

lanz
§ 57 Abs. 3 | Auslibung des Wahlrechts der 0,0 0,1 +0 +0
SGB XIV Krankenkasse
88 62 ff. . . -0,0 +0 +0 +0
SGB X|V Antrag auf Teilhabeleistungen
8§71 Antrag auf Leistungen bei -0,0 -0,1 +0 +0
SGB XIV Pflegebediirftigkeit
§82 Antrag auf Leistungen bei +0 +0 +0 +0
SGB XIV Blindheit
§ 99 Antrag auf Erstattung von -0,1 -15 +0 +0
SGB XIV Uberfiihrungs- und Bestat-

tungskosten
§ 100 Hartefallantrag fur Leistungen -0,0 -0,2 +0 +0
SGB XIV der Krankenbehandlung
88 142 ff . N 0,2 1,9 0,2 1,9
SGB XIV Vorschriften zu Besitzstdnden
88 11 Abs. 2, Antrag auf Durchfiihrung einer -00 -02 0 0
12 Abs. 3 Badekur
BVG
8§ 26b, 26e, | Antrag auf Krankenhilfe, Al- -0,8 -8,2 +0 +0
27b BVG tenhilfe, Erholungshilfe
§ 37 BVG Antrag auf Auszahlung des -0,1 0 +0 +0

Sterbegeldes

Vertrautmachung mit den +0 +0 25,9 +0

neuen gesetzlichen Regelun-
gen
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Summe 5,8 -2,4 26,1 1,9

Fur die betroffenen Birgerinnen und Birger ergibt sich eine Belastung beim jahrlichen
Zeitaufwand von rund 5 800 Stunden und beim jahrlichen Sachaufwand eine Entlastung
von rund 2 400 Euro. Vorgaben, die in allen Tabellenfeldern mit £ 0 ausgewiesen sind,
verursachen geringfiigigen Aufwand von unter 500 Euro oder unter 30 Minuten.

Entlastend wirken vor allem die Leistungen des Fallmanagements, die fur die betroffenen
Burgerinnen und Birger durch umfangreiche Unterstlitzung erhebliche Vereinfachungen
in den Antragsverfahren mit sich bringen. Der jahrliche zeitliche Aufwand verringert sich
hier um rund 4 900 Stunden, der finanzielle Aufwand um rund 16 400 Euro. Weitere Ent-
lastungen bewirkt der Wegfall von mit der Antragstellung verbundenem Aufwand, einer-
seits durch vereinfachte Antragsverfahren und Wegfall von Prifungen von Einkommen
und Vermogen sowie andererseits durch die Reduzierung von Leistungsumfangen.

Belastungen entstehen vor allem flr diejenigen Birgerinnen und Birger, die auf Grund
der Ausweitung des Berechtigtenkreises als Antragsteller im Sozialen Entschadigungs-
recht hinzukommen. Der Erfilllungsaufwand umfasst einen jahrlichen Zeitaufwand von
rund 9 800 Stunden verbunden mit einem Sachaufwand in Héhe von 8 000 Euro. Glei-
ches gilt fur die Beantragung der Leistungen in Traumaambulanzen und des Fallmana-
gements mit jeweils 700 Stunden Zeitaufwand und Sachkosten in Hohe von 6 900 Euro
jahrlich.

Einmaliger Umstellungsaufwand entsteht durch die Vorschriften zu Besitzstanden fir die
nach bisherigem Recht Leistungsberechtigten aufgrund der Ausiibung des Wahlrechts
zwischen bisherigem und neuem Recht als Zeitaufwand von rund 200 Stunden und ein-
maliger Sachaufwand in Héhe von rund 1 900 Euro.

Personen, die kinftig einzelne Leistungen nicht mehr vom Trager der Sozialen Entscha-
digung erhalten und insoweit in die Ubrigen sozialen Sicherungssysteme verwiesen wer-
den, missen sich mit den nunmehr fir sie geltenden Regelungen vertraut machen.
Dadurch entsteht einmaliger Zeitaufwand von rund 25900 Stunden. Laufender Erfil-
lungsaufwand entsteht nicht, da ein Antragserfordernis unverdndert besteht.
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Erfullungsaufwand fur die Wirt-
schaft (in Tausend Euro)

jahrlicher Aufwand

einmaliger Aufwand

Vorschrift

Bezeichnung der
Vorgabe

Perso-
nalkos-
ten

Sachauf-
wand

Summe

Personal-
kosten

Sachauf-
wand

Summe

8§ 34 Abs. 3
SGB XIV

Traumaambulanz:
Mitteilung Uber wei-
teren Behandlungs-
bedarf in der
Traumaambulanz

14,4

52

19,6

0

=0

§ 35 Abs. 2
SGB XIV

Traumaambulanz:
Mitteilung Uber wei-
teren Behandlungs-
bedarf au3erhalb
der Traumaambu-
lanz

2,9

1,0

3,9

§37
SGB XIV

Traumaambulanz:
Vertragsabschluss
mit den zustandigen
Tragern der Sozia-
len Entschadigung

54

0,0

55

48,0

0,2

48,2

88 60, 61, 80,
81, 143 Abs.
5

SGB XIVSGB

Abrechnung der
erbrachten Leistun-
gen

§ 16g Abs. 4
BVG

Antrag des Arbeit-
gebers auf Erstat-
tung bei Lohnfort-
zahlung

-0,1

-0,0

-0,2

§ 26e BVG

Antrag auf Kosten-
erstattung fur Ver-
anstaltungen der
Altenhilfe

-95,2

-54

- 100,7

§ 8 VUbV

Versehrtenleibes-
Ubungen: Abschluss
eines Vertrages der
Sportorganisation
mit der Verwal-
tungsbehorde

-0,5

-0,0

-0,5

§10 Abs. 3
VUbV

Versehrtenleibes-
Ubungen: Vierteljahr-
liche Abrechnung
der den Sportge-
meinschaften ent-
standenen Aufwen-
dungen

-2,5

-0,1

-2,7

Summe

- 75,7

0,7

- 75,0

48,0

0,2

48,2
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Fur die Wirtschaft entstehen jahrliche Entlastungen von rund 75 000 Euro, einmaliger
Umstellungsaufwand entsteht in Hohe von rund 48 200 Euro. Samtliche Vorgaben umfas-
sen Informationspflichten. Im Sinne der ,One in one out'-Regel der Bundesregierung stellt
der jahrliche Erfullungsaufwand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein ,OUT*
von rund 75 000 Euro dar.

Fur die Einfihrung der Leistungen in Traumaambulanzen entsteht den Einrichtungen, die
diese Leistungen anbieten, Erfullungsaufwand fur ihre Anerkennung als Traumaambulanz
sowie fur die Vertragsschlusse mit den Tragern der Sozialen Entschadigung von einmalig
48 200 Euro und laufend 5 500 Euro jahrlich. DarUber hinaus entsteht fir die Anzeige
weitergehenden Behandlungsbedarfs innerhalb und auf3erhalb der Traumaambulanzen
jahrlicher Erfallungsaufwand von insgesamt 23 500 Euro.

Entlastend wirkt die Aufhebung der vierteljahrlichen Abrechnung der Sportgemeinschaften
fur die Versehrtenleibestibungen um jahrlich 2 700 Euro. Durch den Wegfall der Abrech-
nung von Kosten fir die Veranstaltungen der Altenhilfe entfallen jahrlich Personalkosten
und Sachaufwand von 100 700 Euro.
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Erfallungsaufwand der
Verwaltung (in Tausend Euro)

jahrlicher Aufwand

einmaliger Aufwand

Vorschrift Bezeichnung der Personal- | Sachauf- Summe Personal- | Sachauf- Summe
Vorgabe kosten wand kosten wand

Ausweitung des Be- 979,9 304,0 12839 0 0 +0
887,14 rechtigtenkreises
SGB XIV

- Lander -

Konkurrenzregelung 49,0 15,2 64,2 +0 +0 +0
§18 Verkehrsopferhilfe
SGB XIV

- Lander -

Betrieb eines Fall- 3590,4 1113,8 4704,2 +0 +0 +0
§30 managements
SGB XIV

- Lander -
536 Erstattung von Fahr- 61,1 18,9 80,0 +0 +0 +0
SGB XIV kosten zur

Traumaambulanz

Vertragsabschluss 9,2 2,3 11,5 81,4 20,3 101,7
§37 mit Traumaambulan-
seexiv %"

- Lander -

Antragsbearbeitung: -404,9 -125,6 - 530,5 0,1 +0 0,1

erganzende Leistun-
§43 gen der Krankenbe-
SGB XIV handlung

- Lander -

Abgabe aller Kran- 22,3 0 22,3 +0 +0 +0
§r572Ab5‘ 2 kengeldfalle an GKV
SGBXIV - Bund und Lander -

Widerspruchsbear- 75,1 23,3 98,4 +0 +0 +0
s - |belung et
SGB XIV

- Lander -

Erstattung von Auf- 99,8 13519 14517 7,8 2,4 10,2
88 60, 61, wendungen an Kran-
80, 81, 143 | ken-, Unfall- und
Abs. 5 Pflegekassen
SGB XIV

- Bund und Lander -
88 60, 61, Abrechnung der er- 9,5 2,8 12,3 16,1 4,8 20,9
80, 81, 143 | brachten Leistungen
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Abs. 5 n
SGB XIV - Bund und Lander -
Antragsbearbeitung: -4,0 -1,3 -53 0 0 +0
8§ 62 ff. Teilhabeleistungen
SGB XIV
- Lander -
Antragsbearbeitung: -3,6 -11 -4,7 +0 +0 +0
§71 Leistungen bei Pfle-
SGB XIV gebedirftigkeit
- Lander -
Antragsbearbeitung: -0,2 +0 -0,2 +0 +0 +0
§82 Leistungen bei Blind-
heit
SGB XIV
- Lander -
Entschadigungszah- - 558,5 -173,3 -731,8 +0 +0 +0
§ 83 lungen
SGB XIV
- Lander -
Antragsbearbeitung: -04 -0,1 -0,5 0 0 +0
Besondere Leistun-
E%QBZXTV gen im Einzelfall
- Lander -
Erstattung von Uber- - 28,7 -8,9 -37,6 +0 +0 +0
§99 fuhrungs- und Be-
SGB XIV stattungskosten
- Lander -
Antragsbearbeitung: -3,2 -0,9 -4,1 +0 +0 +0
Hartefalle in der
§ 100
SGB XIV Krankenbehandlung
- Lander -
Unterhaltung einer 813,3 222.8 1036,1 7,3 1,4 8,7
8§ 123 Bundesstelle fir So-
ziale Entschadigung
SGB XIV
- Bund -
Vorschriften zu Be- 2,5 0,8 3,3 671,2 208,1 879,3
8§ 142 ff. sitzstdénden
SGB XIV
- Lander -
Umsetzungsbeglei- 58,9 18,6 77,5 +0 +0 +0
§ 158 tung
SGB XIV
- Bund und Lander -
) Umstellung der In- +0 +0 +0 1297,7 6 783,8 8081,5
formationstechnik
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- Bund und Lander -

Schulungsaufwand +0 +0 +0 376,8 174,2
der Behérden

- Lander -

551,0

Ruckwirkende Erho- +0 +0 +0 119,5 43,8
hung der Waisenren-
Artikel 2 ten

- Lander -

163,3

Antragsbearbeitung: -173,5 - 53,8 -227,3 +0 +0
Alten-, Kranken- und

§8 26b, 26e, Erholungshilfe

27b BVG

- Lander -

Auszahlung des - 36,9 -115 -48,4 0 0

§ 37 BVG Sterbegeldes

- Lander -

Versehrtenleibes- -0,7 -2,0 -2,7 +0 +0
Ubungen: Abschluss
eines Vertrages der

Verwaltungsbehoérde
mit der Sportorgani-

sation

§ 8 VUbV

- Lander -

Versehrtenleibes- -3,0 -0,9 -39 +0 +0
Ubungen: Vierteljahr-
liche Abrechnung der
§ 10 Abs. 3 | den Sportgemein-
VUbV schaften entstande-
nen Aufwendungen

- Lander -

Summe 4 553,4 1374,0 5927,4 25779 7238,8

9 816,7

davon auf Bundesebene: 1201,5 335,7 1537,2 355,7 99,7

455,4

davon auf Landesebene: 3351,9 1038,3 4 390,2 22222 7 139,1

9361,3

Fur die Verwaltung der Lander entsteht ein zuséatzlicher jahrlicher Erflllungsaufwand von
rund 4,4 Millionen Euro und fur die Verwaltung des Bundes ein zusatzlicher jahrlicher Er-
fullungsaufwand von rund 1,5 Millionen Euro. Zudem entsteht ein einmaliger Erfullungs-
aufwand fir Personalkosten und Sachaufwand von 9,4 Millionen Euro fur die Verwaltung
der Lander und von rund 455 400 Euro fur die Verwaltung des Bundes.

Der laufende Erfullungsaufwand fir die Verwaltung der Lander entsteht vor allem durch
den Betrieb des Fallmanagements mit jahrlich 4,7 Millionen Euro an Personalkosten und
Sachaufwand, sowie durch das héhere Aufkommen an Antrdgen auf Grund der Auswei-
tung des Berechtigtenkreises in Héhe von 1,3 Millionen Euro jahrlich. Zudem verursacht
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die Konkurrenzregelung der Verkehrsopferhilfe fur tatliche Angriffe mit Kraftfahrzeugen
Erflllungsaufwand von rund 64 200 Euro pro Jahr. Des Weiteren wird laufender Erfiil-
lungsaufwand fur die Umsetzungsbegleitung entstehen, der die Verwaltung der Lander
mit jahrlich 68 700 Euro belastet. Darliber hinaus entsteht fir die Verwaltung der Lander
laufender Erfullungsaufwand von jahrlich130 600 Euro sowie einmaliger Umstellungsauf-
wand von 20 600 Euro fur die Abrechnung der erbrachten Leistungen sowie Erstattung
der Aufwendungen zwischen den Kranken-, Pflege- und Unfallkassen und den Tragern
der Sozialen Entschadigung.

Fur die Verwaltung des Bundes entsteht laufender Erfullungsaufwand vor allem durch die
Unterhaltung der Bundesstelle fiir Soziale Entschéadigung mit einem jahrlichen Aufwand
von rund 1,0 Million Euro. FUr die neue Aufgabe der Umsetzung des novellierten Sozialen
Entschadigungsrechts werden neue Verwaltungs- und Organisationsstrukturen in der
Bundesstelle flir Soziale Entschadigung zu schaffen sein. Daraus ergibt sich ein zusatzli-
cher Bedarf an Personalstellen in entsprechender Einstufung des héheren, gehobenen
und mittleren Dienstes sowie an Sachmitteln. Zudem wird die Verwaltung des Bundes
durch die Umsetzungsbegleitung jahrlich mit rund 8 700 Euro und durch die Abrechnung
der Aufwendungen der Kranken-, Pflege- und Unfallkassen mit rund 6 300 Euro belastet.

Die Ubertragung der Bearbeitung der Krankengeldleistungen an die Krankenversicherung
entlastet die Verwaltung der Lander um rund 457 700 Euro, da rund 60 Prozent der Kran-
kenkassen der Bundesverwaltung zuzurechnen sind. Dadurch entsteht fir die Verwaltung
des Bundes zusatzlicher laufender Erfullungsaufwand in H6he von rund 480 000 Euro.

Einmaliger Erfullungsaufwand entsteht fir die Verwaltung der Lander vor allem fir die
Durchfiihrung der Besitzstandsregelungen in Héhe von rund 879 300 Euro und die erfor-
derliche Umstellung der Informationstechnik sowie die Erweiterung der Bundesstatistik in
Hohe von rund 7,6 Millionen Euro. Fur Schulungen fur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Trager der Sozialen Entschadigung fallen zudem einmalig 471 000 Euro fir Personal-
kosten und Sachaufwand an. Zudem entsteht einmaliger Erflllungsaufwand in Héhe von
101 700 Euro durch den Vertragsabschluss mit den Tragern der Traumaambulanzen. Fir
die Verwaltung des Bundes entsteht einmaliger Erfullungsaufwand fir den Aufbau der
Bundesstelle fir Soziale Entschadigung in Hohe von rund 8 700 Euro sowie von rund
436 000 Euro fur die Beteiligung des Bundes an der Vorbereitung der Beschaffung einer
einheitlichen IT durch die Lander.

Laufende Entlastungen ergeben sich fur die Verwaltung der Lander durch den Wegfall der
Uberprifungen von Einkommen und Vermdgen bei den Teilhabeleistungen in Hohe von
5 300 Euro jahrlich sowie durch die Vereinfachungen des Leistungsrechts, u. a. die Ein-
fuhrung einmaliger Abfindungszahlungen in Héhe von 731 800 Euro.

Entlastend auf den laufenden Erfullungsaufwand fur die Verwaltung der Lander wirken
auch die Aufhebung einzelner Leistungen (z. B. Versehrtenleibesibungen, Badekuren)
bei der Krankenbehandlung und die Konzentration auf den Personenkreis, der schadi-
gungsbedingt Leistungen erhdlt. Die jahrliche Entlastung um 530 500 Euro entsteht durch
entsprechend verminderte Antragsbearbeitungen.

Zudem reduziert sich der laufende Erfullungsaufwand der Landesverwaltung durch den
Wegfall der Antragsbearbeitung fir die Kranken-, Alten- und Erholungshilfe um
227 400 Euro jahrlich sowie des Sterbegeldes um 48 400 Euro pro Jahr.

Antrage von Personen, die kiinftig einzelne Leistungen nicht mehr vom Trager der Sozia-
len Entschadigung erhalten und insoweit in die tbrigen sozialen Sicherungssysteme ver-
wiesen werden, verursachen Uber die dargestellten Betrage hinaus jahrlichen Erfullungs-
aufwand bei den zustandigen Tragern in Bund und La&ndern. Es ist jeweils von geringen,
nicht exakt zu beziffernden Betrdgen auszugehen.
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5. Weitere Kosten

Durch das Gesetz entstehen fir die Wirtschaft, insbesondere fiir mittelstandische Unter-
nehmen, keine weiteren Kosten.

Durch die Leistungsverbesserungen wird das verfiigbare Einkommen der betroffenen
Haushalte und dadurch mdglicherweise deren Konsumnachfrage erhéht. Auf Grund der
im Verhaltnis zur Gesamtbevélkerung geringen Zahl der Leistungsbezieher sind jedoch
keine Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau,
Zu erwarten.

6. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung

Der Gesetzentwurf wurde auf seine Gleichstellungsrelevanz Uberprift. Die Regelungen
beziehen sich in gleichem Mal3e auf Frauen und Manner.

VIIl.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der in dem Entwurf vorgeschlagenen Gesetze und Anderungen kommt
nicht in Betracht. Die Regelungen sind auf Dauer angelegt.

Das Soziale Entschadigungsrecht umfasst eine Vielzahl von Mal3nahmen, von denen das
BMAS diejenigen evaluieren wird, die den Uberwiegenden Anteil des Erfullungsaufwandes
fir die Verwaltung auslosen. Dies sind die Schnellen Hilfen, also die Leistungen in
Traumaambulanzen und das Fallmanagement, sowie die Einbeziehung psychischer Ge-
walttaten in den Entschadigungstatbestand. Die Reform des Sozialen Entschadigungs-
rechts wird vier Jahre nach Inkrafttreten evaluiert um festzustellen, ob und inwiefern die
Reform alle Zielgruppen des neuen SGB XIV erreicht, ob die Geschadigten Leistungen
schneller erhalten als im Vergleich zum geltendem Recht und ob bzw. inwiefern die Ver-
waltungsverfahren vereinfacht werden konnten.

Die erstmals gesetzlich geregelten Schnellen Hilfen haben zum Ziel, Betroffene nach dem
schadigenden Ereignis auf ihnrem Weg zuriick ins Leben rasch und unburokratisch zu un-
terstitzen. Kriterien fur die Messung der Zielerreichung sind

1. die Zahl der Betroffenen, die Leistungen der Schnellen Hilfen in Anspruch genommen
haben, und deren Entwicklung und,

2. der Anteil der Geschadigten je Grad der Schadigungsfolgen an der Gesamtzahl der
Geschadigten im Vergleich zum ...[einsetzen: Tag des AulBerkrafttretens des Bundesver-
sorgungsgesetzes] geltenden Recht.

Durch die Einbeziehung psychischer Gewalt in den Entschédigungstatbestand soll der
Zugang zu staatlicher Opferentschadigung fir Geschadigte ermoglicht werden, die bis-
lang aufgrund der fehlenden ,Korperlichkeit* des Angriffs von diesen Leistungen ausge-
schlossen waren. Kriterium fur die Messung der Zielerreichung ist die Zahl der Geschéa-
digten, die aufgrund einer psychischer Gewalttat Leistungen der Sozialen Entschadigung
erhalten.

Durch den Vergleich der Zahl der Antragserledigungen mit den Erledigungsquoten nach
dem bis zum ...[einsetzen: Tag des Aul3erkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes]
geltenden Recht wird das BMAS zudem die Praktikabilitdt der Ablaufe fur die Trager der
Sozialen Entschadigung evaluieren.

Die fiir die Evaluierung erforderlichen Daten werden als Bestandteil der von der Bundes-
stelle flr Soziale Entschadigung geflihrten amtlichen Statistik erhoben und vom BMAS



Drucksache 351/19 -192 -

ausgewertet. Die Ergebnisse der Evaluierung sollen vier Jahre nach dem Inkrafttreten des
Gesetzes vergffentlicht werden.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch - Soziale Entschadigung -)

Zu Kapitel 1 (Allgemeine Vorschriften)

Zu 8§ 1 (Aufgabe und Anwendungsbereich der Sozialen Entschadigung)

Die Vorschrift benennt Aufgabe und Anwendungsbereich der Sozialen Entschadigung.

Die Leistungen der Sozialen Entschadigung sind innerhalb des Systems der Sozialleis-
tungen durch eine Sonderstellung gekennzeichnet. Sie sind nicht primar auf die Behe-
bung einer sozialen Notlage ausgerichtet, sondern dienen der Entschadigung, dem an-
gemessenen Ausgleich und der Abgeltung auch der immateriellen Nachteile nach einem
schadigenden Ereignis, fur das die staatliche Gemeinschaft eine besondere Verantwor-
tung tragt.

Personen, die eine gesundheitliche Schadigung erlitten haben, fur den die staatliche Ge-
meinschaft einzutreten hat, sollen angemessene und ihren Bedlrfnissen entsprechende
Leistungen erhalten. Die Leistungen der Sozialen Entschadigung sollen die Folgen des
schadigenden Ereignisses, soweit dies moglich ist, beheben oder lindern. Eine vollige
Schadlosstellung der Berechtigten wird nicht angestrebt, sondern eine unter sozialen Ge-
sichtspunkten ausgestaltete Entschadigung.

Voraussetzungen fir alle Leistungsanspriiche des Sozialen Entschadigungsrechts sind
eine gesundheitliche Schadigung oder der Tod des Geschadigten durch das schadigende
Ereignis. Aus der gesundheitlichen Schadigung missen gesundheitliche oder wirtschaftli-
che Beeintrachtigungen folgen. Werden nur Sachen oder das Vermdgen beschadigt, zer-
stort oder gemindert, besteht kein Anspruch auf Entschadigungsleistungen nach dem
SGB XIV.

Absatz 1 enthalt den Kausalitdtsgrundsatz als tragende und unverzichtbare Sé&ule der
Sozialen Entschadigung. Fur die Erbringung einer staatlichen Entschadigung ist die ur-
sachliche Verbindung sowohl zwischen schadigendem Ereignis und gesundheitlicher
Schadigung als auch zwischen gesundheitlicher Schadigung und Schadigungsfolge un-
abdingbar. Die besondere Verantwortung der staatlichen Gemeinschaft im Sinne des § 5
SGB | besteht nur fir auf diese Weise begriindete Schadigungsfolgen.

Das SGB XIV regelt die Entschadigung von Opfern einer Gewalttat, von kinftigen mogli-
chen Kriegsopfern der beiden Weltkriege und von Entschadigungsberechtigten nach dem
Infektionsschutzgesetz. Die Struktur des Gesetzes ermdglicht eine Erweiterung um weite-
re Entschadigungstatbestande.

Absatz 2 definiert das schadigende Ereignis als Grundlage jeglicher Entschadigung nach
diesem Buch. Dabei wird durch Satz 2 klargestellt, dass nicht zwingend ein einmaliges
Ereignis erforderlich ist. Vielmehr gelten auch mehrere aufeinander folgende Ereignisse,
die sich in ihrer Gesamtheit schadigend auswirken, wie z. B. bei der Nachstellung oder im
Bereich des Menschenhandels, aber auch anhaltende Situationen, wie z. B. wahrend ei-
ner Gefangenschaft, als ein Ereignis im Sinne dieses Buches. Die in Betracht kommen-
den schadigenden Ereignisse unterscheiden sich je nach den Voraussetzungen der ver-
schiedenen Anspruchsnormen der Sozialen Entschadigung.
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Absatz 3 fuhrt die relevanten schadigenden Ereignisse auf, die Grundlage fur Leistungen
der Sozialen Entschadigung sein kdnnen.

Zu § 2 (Berechtigte der Sozialen Entschadigung)

Die Regelung definiert unterschiedliche Gruppen von Berechtigten der Sozialen Entscha-
digung, weil sich aus der Gruppenzugehdrigkeit unterschiedliche Anspriiche auf Leistun-
gen ergeben. Es handelt sich um Personengruppen, die grundsétzlich bei allen Entscha-
digungstatbestdnden anspruchsberechtigt sein kdnnen. Soweit bei einzelnen Entschadi-
gungstatbestanden weitere Personengruppen anspruchsberechtigt sein kénnen, ergibt
sich dies aus den Sonderregelungen in Kapitel 2 Abschnitt 2.

Nach Absatz 2 werden die unmittelbar durch ein schadigendes Ereignis betroffenen Per-
sonen einheitlich als Geschadigte bezeichnet. Im Bereich der Opferentschadigung kdnnen
als Sonderfall auch Personen Geschadigte sein, die einen sogenannten Schockschaden
erlitten haben (8§ 14 Absatz 2).

In den Absatzen 3 bis 5 werden weitere berechtigte Personengruppen bestimmt. Angeho-
rige nach Absatz 3 sind Ehegatten, Kinder und Eltern einer noch lebenden geschadigten
Person, wobei definiert wird, wer als Kind gilt. Die Regelungen fur Ehegatten gelten auch
flr eingetragene Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner. Diese Gleichstellung von Le-
benspartnerschaften mit Ehen ergibt sich aus § 21 Lebenspartnerschaftsgesetz (LPartG)
als Generalklausel fir alle Regelungen, die nach dem 22. Dezember 2018 in Kraft treten.
Eine ausdrickliche Gleichstellung im SGB XIV ist daher nicht erforderlich. Durch die
Gleichstellung gelten Kinder von eingetragenen Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern
als Stiefkinder der geschadigten eingetragenen Lebenspartnerin bzw. des geschadigten
eingetragenen Lebenspartners.

Berechtigte nach Absatz 4 sind Witwen oder Witwer sowie Waisen, wenn die geschadigte
Person an den Folgen der Schadigung verstorben ist. Aus der Gleichstellung von Leben-
spartnerschaften mit Ehen in 8 21 LPartG folgt, dass die Regelung fir Witwen und Witwer
entsprechend fur hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner gilt.
Waisen sind nach der Definition in Absatz 3 Satz 2 Kinder von getdteten Personen. Be-
rechtigte nach Absatz 4 Nummer 2 sind Partner einer eheédhnlichen Lebensgemeinschatft,
wenn nach dem Tod des Partners die Betreuung eines gemeinsamen Kindes Ubernom-
men wird.

Im Absatz 5 wird die Personengruppe der Nahestehenden definiert. Dabei handelt es sich
um Geschwister einer geschadigten oder getdteten Person sowie Personen, die mit die-
ser in einem eheahnlichen Verhéltnis stehen. Bei der Einschatzung des eheahnlichen
Verhaltnisses ist eine gewisse, einer Ehe ahnliche Stabilitat der Paarbeziehung erforder-
lich. Es ist auf die Umsténde der Partnerschaft abzustellen; eine reine Wohngemeinschaft
reicht nicht aus. Die verstarkte Einbeziehung des persdnlichen Umfelds der geschadigten
Person in den Kreis der Berechtigten des Sozialen Entschadigungsrechts berlcksichtigt,
dass eine Gewalttat oder ein anderes schadigendes Ereignis im Sinne dieses Gesetzes
auch Uber die unmittelbar betroffene Person hinaus einen Einschnitt im Leben dieser Per-
son darstellt. Daher wird auch Personen im Umfeld der oder des Geschadigten Zugang zu
Schnellen Hilfen ermdglicht.

Welche Leistungen den Berechtigten jeweils zustehen kdnnen, ergibt sich aus den einzel-
nen Regelungen in den Kapiteln 4 bis 15.

Zu 8 3 (Leistungen der Sozialen Entschadigung)
Die Vorschrift fihrt abschlieRend die in Betracht kommenden Leistungen der Sozialen

Entschadigung auf. Sie konkretisiert die in 8 5 SGB | und in 8 24 Absatz 1 SGB | benann-
ten Sozialleistungen.
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Zu Kapitel 2 (Anspruch auf Leistungen der Sozialen Entschadigung)
Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Voraussetzungen)
Zu 8 4 (Anspruch auf Leistungen fur Geschadigte)

Die Vorschrift greift in Absatz 1 Satz 1 nochmals das Kausalitatsprinzip als tragende S&u-
le der Sozialen Entschadigung auf und macht deutlich, dass ein Anspruch auf staatliche
Entschadigung fir kausal verursachte Schadigungsfolgen besteht. Satz 2 regelt, dass der
Grundbescheid tber das Vorliegen der Voraussetzungen eines Anspruchs auf Leistungen
der Sozialen Entschadigung nach Satz 1 nur dann erlassen wird, wenn dies ausdrtcklich
beantragt wurde.

Nach Absatz 2 Nummer 1 besteht ein Leistungsanspruch von Geschadigten auch bei ge-
sundheitlichen Schadigungen anlasslich oder auf dem Weg zu einer Leistung nach die-
sem Buch. Nummer 2 begriindet einen Anspruch fir eine Begleitperson, wenn die Beglei-
tung in den Fallen nach Nummer 1 notwendig war.

Absatz 3 kniupft an die Regelung des 8§ 8b BVG an. Der Leistungsanspruch wird aus-
nahmsweise auf Sachschaden ausgedehnt. Er wird erweitert auf Beschadigungen und
Verlust von im oder am Korper getragenen Hilfsmitteln. Hierzu gehdren auch Brillen, Kon-
taktlinsen und Zahnersatz. Die Vorschrift zielt darauf ab, dass auch schadigungsunab-
hangig getragene Hilfsmittel, die durch ein schadigendes Ereignis beschadigt oder ab-
handen gekommen sind, nach den Vorschriften des Kapitels 5 wiederhergestellt oder er-
setzt werden. Nach entschadigungsrechtlichen Grundsatzen wird der Zustand vor dem
schadigenden Ereignis wiederhergestellt.

Absatz 4 regelt den MaRRstab fur den ursachlichen Zusammenhang. Hierflr gentigt ent-
schadigungsrechtlich die (einfache) Wahrscheinlichkeit. Sie ist gegeben, wenn nach dem
aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft mehr flr als gegen einen ursachlichen
Zusammenhang spricht. Es ist nicht ausreichend, wenn ein ursachlicher Zusammenhang
nur maglich ist. Haben konkurrierende Vorgéange zur primaren Gesundheitsstérung beige-
tragen, von denen einem dieser Vorgdnge gegenlber der Gesamtheit der anderen eine
mindestens gleichwertige Bedeutung zukommt, ist dieser Vorgang Ursache im entschadi-
gungsrechtlichen Sinn.

Der Beweismal3stab der Wahrscheinlichkeit gilt fir die Bewertung des kausalen Zusam-
menhangs. Davon zu unterscheiden ist die Ermittlung von Tatsachen. Bei der Tatsa-
chenermittlung ist grundsatzlich ein Vollbeweis erforderlich. Es besteht jedoch die Moég-
lichkeit der Glaubhaftmachung gemaf § 117. Der kausale Zusammenhang ist dagegen
eine Wertung, die nicht glaubhaft gemacht werden kann.

Durch das Einfiuihren einer widerlegbaren Vermutung in Absatz 5 wird der wesentliche
Inhalt des Urteils des Bundessozialgerichtes (BSG) vom 12. Juni 2003 (B 9 VG 1/02 R) in
den Gesetzestext Ubernommen Diesem Urteil hatte sich auch das BMAS mit Rundschrei-
ben vom 9. Mai 2006 (IVc 2 - 47035/3) an die Lander angeschlossen und im Interesse
einer gleichmafigen Durchfuhrung des OEG um Beachtung und Anwendung gebeten. Die
Vermutung bezieht sich auf psychische Gesundheitsstérungen. Das BSG hatte dazu in
seiner 0.g. Entscheidung ausgefihrt: ,Insbesondere bei Krankheiten, die auf seelischen
Einwirkungen beruhen, bestehen - anders als bei Verletzungsfolgen - regelmafiig erhebli-
che Schwierigkeiten, den rechtlich nach den jeweiligen Entschadigungsgesetzen ent-
scheidenden Vorgang - also das die Entschadigungspflicht auslésende Ereignis - als die
wesentliche medizinische Ursache festzustellen. Es verbleibt meistens die Unsicherheit,
ob nicht andere wesentlich mitwirkende Bedingungen, etwa eine bereits vorbestehende
Anlage von Krankheitswert, flr die Ausbildung einer seelischen Dauererkrankung (des
seelischen Dauerschadens) vorhanden sind. Dieses bedeutet, dass im Regelfall zahlrei-
che Mdoglichkeiten des Ursachenzusammenhanges bestehen. Wenn jedoch ein Vorgang
nach den medizinischen Erkenntnissen - etwa fuRend auf dem Erfahrungswissen der Arz-
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te - in signifikant erhéhtem Mal3e geeignet ist, eine bestimmte Erkrankung hervorzurufen,
liegt die Wahrscheinlichkeit nahe, dass sich bei einem hiervon Betroffenen im Einzelfall
die Gefahr einer Schadigung auch tatséchlich verwirklicht hat; die Mdglichkeit verdichtet
sich dann zur Wahrscheinlichkeit.”

Absatz 6 regelt die sogenannte Kann-Versorgung in der Sozialen Entschadigung. In Aus-
nahmefallen kann hierbei eine Gesundheitsstérung als Schadigungsfolge anerkannt wer-
den, wenn die zur Anerkennung einer Gesundheitsstorung als Folge einer Schadigung
erforderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, weil Gber die Ursache der
festgestellten Gesundheitsstorung in der medizinischen Wissenschaft Ungewissheit be-
steht.

Eine Kann-Versorgung kommt nur dann in Betracht, wenn die einer Gesundheitsstérung
zu Grunde liegende Ursache (Atiologie) nicht durch den aktuellen Stand der medizini-
schen Wissenschaft gesichert ist und fundierte wissenschaftliche Arbeitshypothesen ei-
nen ursachlichen Zusammenhang begriinden. Eine von der medizinischen Wissenschaft
abweichende personliche Auffassung ist nicht mit Ungewissheit in der medizinischen Wis-
senschaft gleichzusetzen.

Zu 8 5 (Grad der Schadigungsfolgen, Verordnungsermachtigung)

Die Norm regelt den BeurteilungsmafRstab flr den GdS und enthélt eine Verordnungser-
méachtigung.

Absatz 1 definiert, dass als Schadigungsfolge die korperliche, seelische, geistige oder
Sinnesbeeintrachtigung anzusehen ist, die kausal aus der durch das schadigende Ereig-
nis verursachten Gesundheitsstérung entstanden ist. Diese Definition einer Beeintrachti-
gung in ihrer Auswirkung auf alle Lebensbereiche ist im Ergebnis identisch mit der Defini-
tion in 8 2 SGB IX, sie unterscheidet sich lediglich dadurch, dass fir sie ein Ursachlicher
Zusammenhang mit einem schadigenden Ereignis festgestellt wurde. Damit ist keine
rechtliche oder fachliche Neugestaltung des Begriffes der Schadigungsfolge im Vergleich
zum BVG gegeben. Die Neuformulierung tragt jedoch insbesondere dem gewandelten
Verstandnis von Teilhabe und Behinderung, auch im Zuge der Umsetzung der UN-BRK,
Rechnung. Die Einteilung in korperliche, geistige, seelische oder Sinnesbeeintrachtigung
ist - entsprechend den aktuellen Anderungen im SGB IX und im Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BGG) - eine sprachliche Angleichung an die UN-BRK. Die Satze 2 bis 4 ent-
sprechen dem Recht nach dem BVG. Satz 5 regelt den Fall, dass sich eine Beeintrachti-
gung fur Erwachsene weniger gravierend auswirkt als fur Kinder. In diesem Falle ist die
Beeintrachtigung nicht nach den Malf3staben fir Erwachsene, sondern nach der individuel-
len Auswirkung fir das Kind zu beurteilen.

Absatz 2 enthélt die neue Verordnungserméachtigung, die an die Stelle der bisherigen
Verordnungsermachtigung nach § 30 Absatz 16 BVG tritt. Die Verordnung zur Durchfiih-
rung des § 1 Absatz 1 und 3, des § 30 Absatz 1 und des § 35 Absatz 1 des Bundesver-
sorgungsgesetzes (Versorgungsmedizin-Verordnung - VersMedV), die zugleich gemar
§ 153 Absatz 2 SGB IX auch fur die Bewertung des Grades der Behinderung anzuwenden
ist, bleibt erhalten. Sie kann im Hinblick auf Beurteilungsmafistabe, die fir die Soziale
Entschadigung relevant sind, auf Grund der hier neu formulierten Ermachtigung fortge-
schrieben und geandert werden. Damit ist wie bisher die einheitliche Beurteilung von Be-
eintrachtigungen der Teilhabe im Schwerbehindertenrecht und im Sozialen Entschadi-
gungsrecht in einer Rechtsverordnung zu finden. Die auf Grund der bis zum Inkrafttreten
dieses Gesetzes giiltigen Ermachtigungsgrundlage in § 30 Absatz 16 BVG erlassenen
Regelungen gelten weiter, soweit und solange sie nicht von neuen Regelungen auf Grund
dieses Gesetzes abgeldst werden. Eine gesamte oder teilweise Neuverkiindung der Ver-
ordnung ist nicht erforderlich.
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Zu 8 6 (Anspruch auf Leistungen fir Angehdrige, Hinterbliebene und
Nahestehende)

Die Vorschrift legt fest, welche Leistungen Personen erhalten kdnnen, die selbst nicht
Geschéadigte sind.

Zu 8 7 (Anspruch auf Leistungen fur Auslanderinnen und Auslander)

Die Vorschrift legt fest, dass Auslanderinnen und Auslander ohne Rucksicht auf ihren auf-
enthaltsrechtlichen Status dieselben Anspriiche auf Leistungen nach diesem Buch haben
wie deutsche Staatsangehdrige.

Fur Staatsangehdrige von Mitgliedstaaten der Europaischen Union (EU) und von Staaten,
fur die Rechtsvorschriften der Européischen Union eine Gleichbehandlung mit Deutschen
erforderlich machen, ist eine solche Regelung zwingend. Dartber hinaus sind aber auch
alle anderen geschadigten Auslanderinnen und Auslander ungeachtet ihres aufenthalts-
rechtlichen Status in den Schutzbereich dieses Buches einzubeziehen. Denn die Pflicht
des deutschen Staates, Personen auf seinem Territorium vor bestimmten Gefahren, die
im Sozialen Entschadigungsrecht abgebildet sind, zu schitzen, ist nicht vom Aufenthalts-
status dieser Personen abhadngig. Gerade Personen mit unsicherem Aufenthaltsstatus
kénnen besonders gefahrdet sein, z. B. Opfer von Gewalttaten zu werden. Zu bertcksich-
tigen ist ferner, dass auch Straftaten, die an Auslanderinnen und Auslandern mit illegalem
Aufenthalt veriibt werden, strafrechtlich verfolgt werden. Daher ist es folgerichtig, auch
diesen Personen den Zugang zu Leistungen der Sozialen Entschadigung zu eréffnen.
Umfasst sind davon ebenfalls die Fallkonstellationen, in denen Menschen nicht freiwillig in
das Bundesgebiet eingereist sind oder gerade wegen des schadigenden Ereignisses kei-
ne Mdglichkeit hatten, einen legalen Aufenthalt zu begriinden, wie z. B. in Féllen des
Menschenhandels.

Die Anspruchsberechtigung auf Leistungen der Sozialen Entschadigung &ndert nichts am
aufenthaltsrechtlichen Status, insbesondere bleibt eine bestehende Ausreisepflicht erhal-
ten.

Die Uberlegungen zu geschadigten Auslanderinnen und Auslandern gelten entsprechend
auch fir deren Hinterbliebene, Angehdrige und Nahestehende.

Zu 8 8 (Konkurrenz von Anspriichen)

Absatz 1 beschrankt die Anspriiche der Berechtigten, die sie auf Grund eines schadigen-
den Ereignisses gegen den Bund oder die Lander haben, auf Leistungen der Sozialen
Entschadigung.

Haben Personen einen Antrag auf Leistungen der Sozialen Entschadigung nach § 10 ge-
stellt und sind ihnen auf Grund dessen Leistungen bewilligt worden, so sind ihre Anspri-
che hierauf beschrankt. Damit sind Uber diese Leistungen hinausgehende Anspriiche,
beispielsweise Amtshaftungsanspriiche, grundsatzlich ausgeschlossen. Eine Ausnahme
gilt lediglich fur Anspriiche nach den Vorschriften der beamtenrechtlichen Unfallfiirsorge.
Diese Anspriiche stehen neben dem Anspruch auf Leistungen nach diesem Buch.

Absatz 2 Satz 1 regelt den Fall, dass Anspriche bestehen, die auf unterschiedlichen
schadigenden Ereignissen nach 8 1 Absatz 3 beruhen. In Anlehnung an 8 3 Absatz 1
OEG qilt dies nach Satz 2 auch, wenn Anspriche aus dem SGB XIV mit Anspriichen aus
anderen Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des SGB XIV vorsehen, zusam-
mentreffen.

Fir die Bildung des Gesamt-GdS gelten die MaRRstédbe nach Teil A Nummer 3 der Versor-
gungsmedizinischen Grundsatze. Wird ein Gesamt-GdS von mindestens 30 erreicht, hat
dies auch die Festsetzung einer einheitlichen monatlichen Entschadigungszahlung zur
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Folge. Fir die Festsetzung ist nach 8§ 113 Absatz 3 das Land zusténdig, das tber die An-
spriche aus dem letzten schadigenden Ereignis entscheidet. In Anlehnung an § 4 Ab-
satz 4 OEG regelt § 136 die Kostenteilung der betroffenen Leistungstrager.

Absatz 3 regelt den Nachrang und das Ruhen von Leistungen nach diesem Buch bei ei-
nem Zusammentreffen mit Anspriichen aus anderen Versorgungssystemen.

Zu 8 9 (Ausschluss der Pfandbarkeit von Ansprichen)

Die Vorschrift regelt den Schutz der Entschadigungszahlungen der Sozialen Entschadi-
gung gegenuber Pfandungen. Durch die Regelung wird klargestellt, dass die Entschadi-
gungszahlungen wegen ihrer Zweckbindung nicht der Pfandung unterworfen sind und
Glaubiger nicht darauf zugreifen kénnen. Im Ubrigen gelten die Vorschriften des Ersten
Buches. So kann die oder der Berechtigte im Rahmen des 8 53 SGB | nach wie vor Uber
die Entschadigungszahlungen verfligen und sie zur Erfallung von Verbindlichkeiten oder
zur Absicherung einer Finanzierung einsetzen.

Zu 8 10 (Antragserfordernis)

Die Vorschrift regelt den im Sozialen Entschadigungsrecht geltenden Grundsatz des An-
tragserfordernisses und die hiervon bestehenden Ausnahmen.

Absatz 1 stellt klar, dass fir Leistungen der Sozialen Entschadigung grundséatzlich ein
Antragserfordernis besteht. Die Berechtigten kdnnen entscheiden, ob und wenn ja welche
Leistungen sie in Anspruch nehmen mdchten. Fur die Antragstellung gilt der Grundsatz
der Formfreiheit. Der Antrag ist grundsatzlich nicht fristgebunden, da die Berechtigten
selbst entscheiden sollen, wann sie bereit sind, sich im Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht
mit dem schadigenden Ereignis auseinander zu setzen.

Absatz 2 bestimmt, dass abweichend vom Antragsprinzip nach Absatz 1 Besondere Leis-
tungen im Einzelfall von Amts wegen zu erbringen sind. Die Regelung entspricht im We-
sentlichen dem bisherigen 8 54 der Verordnung zur Kriegsopferfursorge (KFursV) und
tragt damit dem flursorgerischen Gedanken der Besonderen Leistungen im Einzelfall
Rechnung. Eine Ausnahme besteht fiir die Leistung zur Férderung einer Ausbildung nach
8 94. Die im dortigen Absatz 3 geregelte Antragsfrist soll dem Tréger der Sozialen Ent-
schadigung eine zeitnahe Prifung der Anspruchsberechtigung ermdéglichen.

Absatz 3 enthalt Abweichungen vom Antragsprinzip des Absatzes 1. Nach Nummer 1
kénnen aus Grinden der Fursorge Leistungen der Krankenbehandlung auch von Amts
wegen erbracht werden. Werden der zustandigen Verwaltungsbehdrde unmittelbar oder
durch Information einer Krankenkasse Umstande bekannt, die darauf schlie3en lassen,
dass ein Anspruch auf Krankenbehandlung besteht, so soll sie im Hinblick auf die Mog-
lichkeit, Leistungen von Amts wegen zu erbringen, den Sachverhalt aufklaren. Nummer 2
und 3 regeln, dass Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, Leistungen zur Teilhabe an
Bildung und Leistungen zur Sozialen Teilhabe auch von Amts wegen erbracht werden
kénnen. Damit soll sichergestellt werden, dass Bedarfe, die fir eine Teilhabe erforderlich
sind, unabhangig von einem Antrag erbracht werden kénnen. Die Leistungserbringung
erfolgt im Einvernehmen mit den Berechtigten.

Absatz 4 dient der Verfahrensvereinfachung und stellt fir Geschadigte, die gesetzlich
krankenversichert sind, eine Erleichterung dar. Da sich die Ursache einer Behandlungs-
bedirftigkeit haufig nicht einfach und schnell feststellen lasst, werden Geschadigte nicht
mit der Entscheidung belastet, ob fir die begehrten Leistungen die Krankenkasse oder
die Verwaltungsbehotrde zustandig ist. Bedeutsam ist dies insbesondere in den Fallen, in
denen die Abgrenzung von Schadigungsfolgen und Nichtschadigungsfolgen in Frage
steht.
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Der Begriff der ,entsprechenden Leistung” ist ausgehend vom Zweck der Norm weit aus-
zulegen. Eine Gleichartigkeit der Leistung ist nicht erforderlich.

Nach Absatz 5 geniigt es bei den Schnellen Hilfen, wenn der Antrag unverziglich, also
ohne schuldhaftes Zégern, nach der zweiten Sitzung in der Traumaambulanz bezie-
hungsweise nach der Kontaktaufnahme des Fallmanagements gestellt wird. Grund ist,
dass die Berechtigten mdglichst rasch und unbirokratisch von den Schnellen Hilfen Ge-
brauch machen kdnnen sollen. Verzégerungen durch eine vorherige Antragstellungspflicht
sollen vermieden werden.

Werden Personen mit Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt in einem anderen Mit-
gliedstaat der EU Opfer einer Gewalttat in Deutschland im Sinne der §§ 13 ff., so kdnnen
sie nach Absatz 6 gemal der Richtlinie 2004/80/EG ihren Antrag Uber eine Unterstit-
zungsbehdrde in ihrem Aufenthaltsstaat stellen. Der Antrag wird dann nach dem in der
Richtlinie geregelten Verfahren an die deutsche Behorde weitergeleitet, die fir die Ent-
schadigung zustéandig ist. Dies wird in Absatz 6 klargestellt.

Zu 8§ 11 (Beginn der Leistungserbringung, Kostenregelung fir die erste
Inanspruchnahme Schneller Hilfen)

Die Leistungserbringung knlpft nach Absatz 1 an das Vorliegen der Leistungsvorausset-
zungen sowie des Antrags an bzw. nach Absatz 3 an das Bekanntwerden der der Leis-
tung zugrundeliegenden Tatsachen.

Die ruckwirkende Leistungserbringung unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 stellt
einen Anreiz fir Berechtigte dar, den Antrag moglichst innerhalb eines Jahres nach dem
schadigenden Ereignis zu stellen, denn bei einem langer zurtickliegenden schadigenden
Ereignis kann die Sachverhaltsaufklarung erschwert sein. Ein méglichst friihes Einsetzen
der Leistungen der Sozialen Entschadigung kann sich positiv fur die Berechtigten auswir-
ken.

Absatz 4 stellt einerseits klar, dass das Antragserfordernis auch fur die Schnellen Hilfen
gilt. Andererseits wird verdeutlicht, dass hier Leistungen auch vor Antragstellung erbracht
werden kdnnen, wenn der Antrag, wie in § 10 Absatz 5 vorgesehen, unverzlglich nach
den ersten beiden Sitzungen in der Traumaambulanz oder nach Kontaktaufnahme durch
das Fallmanagement gestellt wird.

Absatz 5 stellt sicher, dass Berechtigte nicht aus Furcht vor Erstattungsanspriichen von
der ziigigen Inanspruchnahme Schneller Hilfen abgehalten werden. Dies wirde der Kon-
zeption der Schnellen Hilfen widersprechen.

Zu § 12_(Ubernahme der Aufwendungen fir Dolmetscherinnen und Dolmetscher
sowie Ubersetzerinnen und Ubersetzer)

Absatz 1 regelt, dass bei der Ausfiihrung von Leistungen nach diesem Buch (8 17 SGB 1)
und im Verwaltungsverfahren notwendige Aufwendungen fiir Dolmetscher- und Uberset-
zungsleistungen fur berechtigte oder antragstellende Personen innerhalb der ersten finf
Jahre des gewdhnlichen Aufenthalts in Deutschland von dem Trager der Sozialen Ent-
schadigung getragen werden. Fir Ubersetzungsleistungen im Verwaltungsverfahren gel-
ten die allgemeinen Regelungen des § 19 Absatz 2 SGB X, die grundsatzlich ein gestuf-
tes Verfahren vorsehen, fur auslandische Berechtigte des Sozialen Entschadigungs-
rechts, die ihren gewohnlichen Aufenthalt seit weniger als funf Jahren im Geltungsbereich
dieses Buches haben, nicht. Insofern handelt es sich hier um eine abweichende Sonder-
regelung im Sinne des § 37 SGB I.

Der Zeitraum von funf Jahren entspricht der allgemeinen Frist bis zu einer moglichen Nie-
derlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt. In diesem Zeitraum geht
der Gesetzgeber daher regelmaRig von einer erfolgreichen Integrationsleistung aus.
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Absatz 2 regelt abweichend von Absatz 1 und 8 30 Absatz 1 SGB I, dass notwendige
Aufwendungen fiir Ubersetzungsleistungen fur Personen, die ihren gewohnlichen Aufent-
halt nicht in Deutschland haben, von dem Trager der Sozialen Entschadigung getragen
werden. Dies gilt aber nur im Rahmen der Antragstellung. Erfasst werden hierdurch ins-
besondere Touristinnen und Touristen aus dem Ausland, die im Inland Opfer eines schéa-
digenden Ereignisses werden.

Fur die Kostentragung nach den Absatzen 1 und 2 ist Voraussetzung, dass die Dolmet-
scher- bzw. Ubersetzungsleistung notwendig ist. Dies ist nicht gegeben, wenn der Leis-
tungstrager auf andere Weise in der Lage ist, die Antrdge oder Dokumente zu verstehen
(etwa auf Grund von Sprachkenntnissen eigener Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) oder
wenn die antragstellende oder berechtigte Person von einer deutsch sprechenden Person
begleitet wird oder von einer solchen Person Ubersetzte Dokumente vorlegt. Eine Not-
wendigkeit kann auch entfallen, wenn die antragstellende oder berechtigte Person selbst
Uiber ausreichende Deutschkenntnisse verflgt.

Zu Abschnitt 2 (Entschadigungstatbestande)
Zu Unterabschnitt 1 (Gewalttaten)

Dieser Unterabschnitt enthalt Vorschriften zur Entschadigung der Opfer von Gewalttaten.
Es ist nicht davon auszugehen, dass die Zahl der Antrédge auf Leistungen der Sozialen
Entschadigung fur Opfer von Gewalttaten abnehmen wird. Durch neue Leistungsangebote
im Sozialen Entschadigungsrecht wird der bisherigen erheblichen Diskrepanz zwischen
der Anzahl der angezeigten Gewaltdelikte und der gestellten Antréage auf Leistungen der
Opferentschadigung Rechnung getragen. Ziel des neuen Sozialen Entschadigungsrechts
ist es, moglichst alle Opfer von Gewalttaten durch das niedrigschwellige Angebot der
Schnellen Hilfen zu erreichen. Es werden auch Personengruppen erfasst, die nach dem
OEG nicht leistungsberechtigt waren, indem nunmehr auch Opfer psychischer Gewaltta-
ten als Opfer einer Gewalttat anerkannt werden.

Zu § 13 (Opfer von Gewalttaten)

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen, unter denen Opfer von Gewalttaten - bei Vor-
liegen der sonstigen Voraussetzungen dieses Buches - Leistungen der Sozialen Entschéa-
digung erhalten kénnen.

Taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung gegen Minderjahrige gelten grundsatzlich als
Entschadigungstatbestande nach § 13, auch wenn die Taten auRRerlich gewaltlos erschei-
nen.

Absatz 1 Nummer 1 Ubernimmt im Wesentlichen die in § 1 Absatz 1 Satz 1 OEG enthal-
tene Definition. Unter einem rechtswidrigen, unmittelbar gegen eine Person gerichteten
tatlichen Angriff ist wie nach bisherigem Recht eine unmittelbar auf den Képer eines Men-
schen zielende feindselige Einwirkung zu verstehen, fur die kein Rechtfertigungsgrund
vorliegt. Unerheblich ist, ob die angreifende Person schuldhaft gehandelt hat.

Die gesundheitliche Schadigung durch einen gegen eine andere Person gerichteten An-
griff (aberratio ictus) ist nunmehr in § 14 Absatz 1 Nummer 2 geregelt. Der Angriff in der
irrtimlichen Annahme des Vorliegens eines Rechtfertigungsgrundes ist in § 14 Absatz 1
Nummer 3 normiert. Seit Einfuhrung des OEG im Jahre 1976 wurden neue Erkenntnisse
im Bereich der psychischen Gewalt gewonnen. Dementsprechend sieht der Koalitionsver-
trag der Regierungsfraktionen flr die 19. Legislaturperiode vor, dass bei der Neuordnung
des Sozialen Entschadigungsrechts veranderten gesellschaftlichen Entwicklungen und
Erkenntnissen auch im Bereich psychischer Gewalt Rechnung getragen werden soll.
Nicht nur ein tatlicher Angriff, sondern auch eine psychische Gewalttat kann zu einer ge-
sundheitlichen Schadigung des Opfers flhren. In anderen Rechtsgebieten wurde diesen
Erkenntnissen bereits Rechnung getragen. So wurde die Nachstellung als Straftatbestand
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ins Strafgesetzbuch (StGB) aufgenommen (8§ 238 StGB) und das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz definiert in seinem § 3 Absatz 3 die ,Beléstigung® als Sonderform der
Benachteiligung. Zudem wird mit der Einfihrung des Tatbestandes der psychischen Ge-
walt eine Verpflichtung aus dem Ubereinkommen des Europarates zur Verhiitung und
Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt (Istanbul-Konvention) vom
11. Mai 2011 (BGBI. 2017 1l S. 1027) erfillt. Das am 12. Oktober 2017 von der Bundesre-
publik Deutschland ratifizierte Ubereinkommen zielt u. a. darauf ab, umfassende MaR-
nahmen zum Schutz und zur Unterstitzung aller Opfer von Gewalt gegen Frauen zu ent-
werfen (vgl. Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe ¢ des Ubereinkommens). Zu den von den Un-
terzeichnerstaaten zu treffenden MaRnahmen gehért die Gewadhrung einer angemesse-
nen staatlichen Entschadigung fir diejenigen, die eine schwere Korperverletzung oder
Gesundheitsschadigung erlitten haben (Artikel 30 Absatz 2 des Ubereinkommens). Dabei
findet das Ubereinkommen auf alle Formen von Gewalt gegen Frauen Anwendung (Arti-
kel 2 Absatz 1 des Ubereinkommens), somit auch auf psychische Gewalt. Diese Form der
Gewalt ist in Artikel 33 des Ubereinkommens explizit als eine zu sanktionierende Gewalt-
form aufgefihrt.

Das neue Soziale Entschadigungsrecht erkennt als Opfer einer Gewalttat nunmehr auch
solche Personen an, die durch eine psychische Gewalttat eine gesundheitliche Schadi-
gung erlitten haben. Allerdings soll nicht jegliches unerlaubte Verhalten als psychische
Gewalttat eingestuft werden, anderenfalls wiirde der Tatbestand uferlos. Erfasst ist daher
nur ein schwerwiegendes Verhalten, das durch Beispiele naher konkretisiert wird. Hierbei
handelt es sich um Falle, in denen die psychische Gewalt in der Regel schwerwiegend ist.
Beim Menschenhandel etwa werden nunmehr auch diejenigen Personen als Opfer von
Gewalttaten erfasst, die selbst keine kérperliche Gewalt erfahren haben, deren freie Wil-
lensentscheidung stattdessen durch Androhung von Gewalt, etwa gegen im Heimatland
verbliebene Angehorige, eingeschrankt wird.

Die Einfuhrung der Nummer 2 war auch im Hinblick auf die Rechtsprechung des BSG
(Urteil vom 16.12.2014, B 9 V 1/13 R) erforderlich. Das Gericht hat entgegen seiner vo-
rangegangenen langjahrigen Rechtsprechung die Bedrohung mit einer ungeladenen, tau-
schend echt aussehenden Schreckschusspistole nicht als ,tatlichen Angriff im Sinne des
8 1 OEG angesehen. Damit in diesem Bereich keine Licke im Entschadigungsrecht ver-
bleibt, wird ausdricklich klargestellt, dass die rauberische Erpressung nach 8§ 255 StGB
ein schwerwiegendes Verhalten im Sinne der Definition der psychischen Gewalttat dar-
stellt.

Die Aufzahlung in 8 13 Absatz 2 ist nicht abschlieend. Hierdurch soll die Praxis die M6g-
lichkeit erhalten, in den Fallen von mindestens vergleichbarer Schwere, wie den explizit
genannten, Betroffene als Opfer von Gewalttaten anzuerkennen. Von vergleichbarer
Schwere wie die genannten Beispielsfalle konnen im Einzelfall etwa eine Nachstellung im
Sinne des § 238 Absatz 1 StGB oder erhebliche, gegen die geschéadigte Person gerichte-
te Verhaltensweisen im Internet sein.

Zu § 14 (Gleichstellungen)

Nummer 1 und 4 des Absatzes 1 entsprechen dem bisherigen 8§ 1 Absatz 2 OEG. Num-
mer 3 entspricht dem bisherigen § 1 Absatz 1 Satz 2 OEG.

Bei Nummer 2 des Absatzes 1 handelt es sich um den bisher in 8§ 1 Absatz 1 Satz 1 OEG
normierten Angriff gegen eine andere Person. Zugleich wird verdeutlicht, dass damit aus-
schlie3lich die aberratio ictus, also der Fall, dass der Angriff auf eine Person fehlgeht und
stattdessen eine andere Person als die anvisierte getroffen wird, erfasst wird. Dies ent-
sprach bereits bei Erlass des OEG dem gesetzgeberischen Willen. Nummer 2 erfasst
auch den Fall, dass durch den Angriff iber die anvisierte Person hinaus weitere Personen
eine gesundheitliche Schadigung erlitten haben.
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Nummer 5 enthalt eine ausdriickliche Regelung der Falle, in denen in der Praxis bisher
schon oft Leistungen nach dem OEG erbracht wurden. Zur Klarstellung wurde diese Fall-
gruppe nunmehr ausdricklich aufgenommen. Gemeint sind Falle, in denen die Sorgebe-
rechtigten einem Kind keine unmittelbare kérperliche Gewalt antun, sie jedoch nicht fur
sein korperliches und psychisches Wohl sorgen, es sich selbst Uberlassen, so dass das
Kind erheblichen korperlichen oder psychischen Schaden nimmt. Erfasst sind kérperliche
Vernachlassigungen wie unzureichende Erndhrung und Verhinderung medizinisch not-
wendiger Hilfe. Ebenso erfasst ist psychische Vernachlassigung, sofern sie als dauerhaf-
tes, ausgepragtes Fehlverhalten der Sorgeberechtigten in Erscheinung tritt. Die Vernach-
lassigung muss erheblich und als eindeutig falsches Erziehungsverhalten zu werten sein.
So genlgt etwa das Alleinelassen des Kindes fur kurze Zeit nicht, um eine erhebliche
Vernachlassigung zu begrunden.

Nummer 6 schliel3t eine Licke im Bereich der Kinderpornografie. Die in § 184b Absatz 1
Nummer 1 Buchstabe a des Strafgesetzbuchs genannte Vornahme sexueller Handlungen
ist zwar bereits durch § 13 Absatz 1 Nummer 1 erfasst. Allerdings kann sich eine dartber
hinausgehende Schadigung durch die weiteren in der Norm genannten Handlungen im
Zusammenhang mit Kinderpornografie ergeben. Kinder und Jugendliche kénnen durch
die Herstellung, offentliche Zuganglichmachung etc. von Kinderpornografie schwerste
Schaden erleiden, auch wenn diese Handlungen nicht den Tatbestand der Gewalttat
i. S. d. § 13 erflillen. Daher ist es sachgerecht, diese Fallkonstellationen denjenigen des
§ 13 gleichzustellen. Um Liicken im Bereich der Entschadigung zu vermeiden, werden die
Nummern 1, 3 und 4 des § 184b Absatz 1 in ihrer Ganze aufgenommen.

Absatz 2 Satz 1 erfasst Personen, die die Tat unmittelbar miterlebt oder das Opfer aufge-
funden haben. Das BSG hatte bereits Uber die gesetzgeberische Intention hinaus den
Anwendungsbereich des OEG auch auf die Opfer sogenannter Schockschaden ausge-
dehnt. In den Schockschadensfallen tritt die gesundheitliche Schadigung dadurch ein,
dass die geschadigte Person eine Gewalttat oder ihr gleichgestellte Tat miterlebt hat, ein
Opfer im Sinne des 8§ 13 oder § 14 Absatz 1 (Primaropfer) aufgefunden hat oder ihr die
Nachricht vom Tode oder der Verletzung eines Priméaropfers tberbracht wurde. Diese
sogenannten Sekundaropfer haben die gesundheitliche Schadigung also nicht durch eine
unmittelbar gegen sie gerichtete Gewalttat erlitten und werden folglich nicht von § 13 oder
von Absatz 1 erfasst. Daher bedarf es einer ausdriicklichen Regelung dieser Falle, die
hier in Absatz 2 erfolgt ist.

Um den Tatbestand nicht uferlos auszuweiten, wird, der bisherigen Rechtsprechung ent-
sprechend, bei der Uberbringung der Nachricht vom Tode oder der schwerwiegenden
Verletzung des Opfers eine enge emotionale Beziehung zwischen Primar- und Sekundar-
opfer verlangt. Nur in diesen Fallen ist es gerechtfertigt, fur die eingetretene gesundheitli-
che Schadigung erforderlichenfalls dasselbe Leistungsspektrum wie Primaropfern zu er-
bringen. Das Kriterium der engen emotionalen Beziehung ist ebenso auszulegen wie das
entsprechende Erfordernis in der zu Schockschaden ergangenen Rechtsprechung (vgl.
dazu etwa BSG, Urteil vom 12.6.2003, B 9 VG 1/02 R; Rundschreiben des Bundesminis-
teriums fur Gesundheit und Soziales vom 26. November 2002, 1Vc2-62039/3). In den in
Absatz 2 Satz 3 genannten Féllen liegt eine enge emotionale Beziehung in der Regel vor.
In anderen Féllen ist zu prifen, ob die Beziehung zwischen Priméar- und Sekundaropfer
vergleichbar stark durch Nahe und Zuneigung gepragt war wie in den Fallen des Ab-
satz 2 Satz 3.

In den Fallen, in denen es an einer solchen engen emotionalen Beziehung fehlt, erhalten
die Sekundaropfer Leistungen unter den Voraussetzungen des § 16.

Zu 8 15 (Anspruch auf Leistungen bei Gewalttaten im Ausland)

Die Norm sieht einen Ausgleich fir Personen vor, die au3erhalb des Geltungsbereichs
dieses Buches Opfer von Gewalttaten werden. Anders als in den Fallen der 88 13 und 14
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trifft bei Taten im Ausland den deutschen Staat keine besondere Verantwortung. Die
Pflicht zur Entschadigung von Opfern trifft daher primar den Staat, in dem die Gewalttat
begangen wurde (so auch Artikel 2 der Richtlinie 2004/80/EG). Da ausléndische Systeme
der Opferentschadigung aber derzeit noch sehr liickenhaft sind und oft nicht zu befriedi-
genden Ergebnissen fihren, schafft die Norm hier einen Ausgleich fur den Fall, dass die
Betroffenen anderweitig keine Hilfe oder zu wenig Hilfe erhalten.

Berechtigt sind nach Nummer 1 Deutsche, Auslanderinnen und Auslander, die einen
Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt (§ 30 SGB I) im Inland haben. Der Begriff des
rechtmafigen Aufenthalts entspricht dabei dem des Auslander- und Aufenthaltsrechts.

AulRerdem besteht nach Nummer 2 der Anspruch nur, wenn die Geschadigten sich nur
voriibergehend im Ausland aufhalten, z. B. auf einer Urlaubs- oder Geschéaftsreise. Aus-
schlaggebend ist die Absicht, sich voriibergehend im Ausland aufzuhalten. So besteht der
Anspruch nicht bei einer Person, die dauerhaft ins Ausland verzieht, auch nicht fir die
ersten sechs Monate. Andererseits kann eine Person anspruchsberechtigt sein, die z. B.
im Ausland Opfer einer Entfihrung wird und daher langer als sechs Monate dort verbleibt.

Der Umfang der Leistungen bestimmt sich nach § 102.
Zu 8 16 (Ausschluss von Ansprichen und Leistungen)

Die Vorschrift enthalt in Absatz 1 einen Anspruchsausschluss fir Personen, die das scha-
digende Ereignis in vorwerfbarer Weise verursacht haben. Die Norm entspricht weitge-
hend dem bisherigen § 2 Absatz 1 Satz 1, 1. Halbsatz OEG. Die Verursachung ist im Sin-
ne der Kausaltheorie der wesentlichen Bedingung zu verstehen, die geschadigte Person
muss also eine wesentliche Bedingung fiir das schadigende Ereignis gesetzt haben. Da-
bei gentgt nicht jegliche Bedingung. Vielmehr muss die geschadigte Person ein Schuld-
vorwurf hinsichtlich der Setzung der Bedingung treffen. Dies ist beispielsweise dann der
Fall, wenn sie den Angriff selbst herausgefordert hat oder wenn sie Opfer einer Schlagerei
geworden ist, in die sie nicht ohne eigenes Verschulden hereingezogen worden ist.

Absatz 2 ist Ausdruck des Grundsatzes, dass nach diesem Buch diejenigen entschadigt
werden sollen, die durch das schadigende Ereignis einen gesundheitlichen oder wirt-
schaftlichen Nachteil erlitten haben. Dieser Grundsatz wirde ins Gegenteil verkehrt, wenn
die Leistungen den Personen, die das schadigende Ereignis verursacht haben, zu Gute
kamen. Uberdies kann Absatz 2 ein Grund fiir das Opfer sein, sich aus dem Einflussbe-
reich der schadigenden Person zu entfernen und so etwaige neue Schadigungen zu ver-
meiden. Zu prifen ist, inwieweit die jeweilige Leistung wirtschaftlich tatsachlich dem Tater
oder der Taterin zu Gute kdme und wenn ja, ob dies durch geeignete MalRhahmen ausge-
schlossen werden kann. Von der Leistungserbringung nicht grundséatzlich ausgeschlossen
sind Opfer von héauslicher Gewalt oder Partnerschaftsgewalt, die sich entscheiden in ihr
hausliches Umfeld und damit zum Téater oder zur Taterin zurtickkehren. Hier ist jeweils
eine Einzelfallprifung vorzunehmen. Dabei ist bei der Prifung, ob eine leichtfertige
Selbstgefahrdung vorliegt, ein individueller SorgfaltsmalRstab anzulegen. Die Verwal-
tungshoheit der fur die Gesetzesdurchfihrung zusténdigen Lander wird durch diese ge-
setzlichen Vorgaben nicht berthrt.

Zu 8 17 (Versagung von Leistungen)

Die Vorschrift regelt Falle, in denen Leistungen der Sozialen Entschadigung zu versagen
sind oder versagt werden kdnnen.

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 2 Absatz 1 Satz 1, 2. Halbsatz OEG. Leistungen
sind auch weiterhin zu versagen, wenn ihre Erbringung mit Ricksicht auf das eigene Ver-
halten der antragstellenden Person unbillig ware. Es genigt ein mittelbarer Zusammen-
hang zwischen dem Verhalten der geschéadigten Person und dem schadigenden Ereignis.
Die geschadigte Person muss nicht selbst eine wesentliche Bedingung fir den Eintritt der
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Schadigung gesetzt haben. Die Norm erfasst etwa den Fall, dass die Gewalttat veriibt
wird, wahrend die geschadigte Person selbst eine Straftat begeht. Erfasst werden auch
sogenannte ,Milieu-Taten”, also Falle, in denen sich die geschadigte Person als Zuhalter,
Rauschgifthandler oder sonst in krimineller Weise betétigt und dabei Opfer einer Tat wird,
fur die auf solchen Gebieten ein besonderes Risiko besteht, etwa einer Gewalttat, die der
Rivalitat unter Konkurrenten entspringt. Eine Versagung von Leistungen kommt zudem in
Betracht, wenn das Opfer sich bewusst selbst gefahrdet hat, z. B. durch Reisen in gefahr-
liche Gebiete im Ausland, inshesondere wenn dort Krieg, Blrgerkrieg oder vergleichbare
Zustande herrschen. Ein auf einer Erkrankung, etwa einer Alkoholabhangigkeit, beruhen-
des Verhalten vermag die Unbilligkeit nicht zu begrunden.

Die in 8 2 Absatz 1 Satz 2 OEG genannten Falle der Leistungsversagung werden vom
allgemeinen Begriff der Unbilligkeit erfasst.

Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 2 Absatz 2 OEG. Im Sozialen Entschadigungsrecht
gilt der Amtsermittlungsgrundsatz. Dabei stiitzen sich die zustandigen Behérden auf die
Ergebnisse polizeilicher Ermittlungen. Deshalb soll die antragstellende Person grundsatz-
lich an der Sachverhaltsaufklarung mitwirken und das ihr Mogliche und Zumutbare zur
Verfolgung der Taterin oder des Taters beitragen. Damit soll zudem den Strafverfol-
gungsbehdrden ermdglicht werden, den Téater strafrechtlich zur Rechenschaft ziehen zu
kénnen, dem staatlichen Strafverfolgungsinteresse Gentge zu tun und zukinftiges Un-
recht zu verhindern. Die Leistungsversagung ist jedoch keine zwingende Rechtsfolge,
vielmehr hat die zustandige Verwaltungsbehdrde ein Ermessen auszuliben. Sie kann den
Besonderheiten des Einzelfalls Rechnung tragen und trotz fehlender Mitwirkung Leistun-
gen erbringen, wenn die Mitwirkung dem Opfer nicht zumutbar ist. Dies kommt beispiels-
weise bei einer verwandtschaftlichen, ehelichen oder eheahnlichen Beziehung zum Tater
oder zur Téaterin in Betracht. Unzumutbarkeit kann auch gegeben sein, wenn beispiels-
weise eine Anzeige fur die antragstellende Person zu belastend ist oder wenn die Person
minderjahrig ist.

Zu 8§ 18 (Anspriche bei Gebrauch eines Kraftfahrzeugs)

Das bisherige Recht enthielt in 8§ 1 Absatz 11 OEG einen Ausschluss von Leistungen
nach dem OEG bei einem tatlichen Angriff durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder
eines Anhangers, wenn Anspriiche gegen den Entschadigungsfonds fir Schaden aus
Kraftfahrzeugunfallen nach § 12 Pflichtversicherungsgesetz (Entschadigungsfonds) be-
standen. Aufgabe des Entschadigungsfonds ist es u. a., die Deckung der im Stral3enver-
kehr durch Vorsatztaten entstehenden Schaden zu Ubernehmen (8§ 12 Absatz 1 Satz 1
Nummer 4 PfIVG; zur Begriindung vgl. Bundestags-Drs. 7/2506; S 18).

Auch das neue Recht erkennt den Vorrang der Anspriiche gegen den Entschadigungs-
fonds an. Allerdings ist zu berticksichtigen, dass die dort zur Verfigung stehenden finan-
Ziellen Leistungen auf einen Hochstbetrag begrenzt sind; der Entschadigungsfonds leistet
im Rahmen der Mindestversicherungssummen - 7,5 Millionen Euro bei Personenscha-
den, 1,22 Millionen Euro bei Sachschaden. Dies fuhrt insbesondere in den Fallen zu nicht
sachgerechten Ergebnissen, in denen auf Grund der groRen Anzahl der Opfer die zu er-
setzenden Schaden den Hochstbetrag Ubersteigen, so dass der Einzelne keinen vollen
Schadenersatz erhélt. Zudem enthélt das Recht der Sozialen Entschadigung auch ande-
re, vom Entschadigungsfonds nicht gewahrte Leistungen (der Entschadigungsfonds leistet
nach Schadensersatzrecht). Sachliche Griinde, diese Leistungen Opfern auf Grund des
Tatmittels Kraftfahrzeug vorzuenthalten, sind nicht ersichtlich. Daher soll auch durch ei-
nen tatlichen Angriff mit einem Kraftfahrzeug oder Anhénger geschadigten Personen das
volle Leistungsspektrum der Sozialen Entschadigung zur Verfugung stehen. Der primaren
Einstandspflicht des Entschadigungsfonds wird dadurch Rechnung getragen, dass die
Anspriche der geschadigten Person gegen den Entschadigungsfonds auf den Trager der
Sozialen Entschadigung Ubergehen, soweit der Trager Leistungen erbracht hat, die nach
Art und Umfang den Leistungen nach Schadensersatzrecht entsprechen. Durch den in
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§ 120 geregelten Anspruchsiuibergang wird zudem sichergestellt, dass etwaige Uneinigkei-
ten zwischen dem Trager des Sozialen Entschadigungsrechts und dem Entschadigungs-
fonds bezlglich der von ihnen jeweils zu erbringenden Leistungen nicht zu Lasten der
geschadigten Person gehen.

Zu 8 19 (Ausschluss von Anspriichen und Leistungen fir Angehdrige,
Hinterbliebene und Nahestehende, Konkurrenzen)

Die Vorschrift regelt, in welchen Fallen andere Personen als die primér geschéadigte Per-
son von Ansprichen und Leistungen nach diesem Buch ausgeschlossen sind. Zu beach-
ten ist, dass Angehdrige etc. in den Fallen des § 14 Abs. 2 selbst Geschadigte sind. Ihr
Anspruch ergibt sich aufgrund der eigenen Gesundheitsschadigung durch das Miterleben
der Tat bzw. die Uberbringung der Nachricht vom Tod oder der schweren Verletzung. lhr
Anspruch ist in diesen Fallen - wie sich aus der gesetzlichen Gleichstellung ergibt - ein
eigenstandiger Anspruch. Daher kommt es dabei auch nur darauf an, ob in ihrer Person
ein Ausschlussgrund vorliegt.

Absatz 1 regelt mit dem Verweis auf 8 16 Absatz 1 den Leistungsausschluss fur den Fall,
dass die geschadigte oder die antragstellende Person das schadigende Ereignis verur-
sacht hat. In beiden Fallen ware eine Leistungserbringung nicht sachgerecht. Das Vorlie-
gen eines Leistungsausschlusses nach dieser Norm ist sorgfaltig zu prifen. Dabei ist die
zur Vorgangerregelung des 82 Abs. 1 OEG ergangene hdchstrichterliche Rechtspre-
chung weiterhin einschlagig. Es ist stets eine konkrete Betrachtung des Einzelfalls vorzu-
nehmen (vgl. etwa zur Putativhotwehr BSG, 25.3.1999, B 9 VG 1/98 R; zur Selbstgefahr-
dung durch Provokation des Taters vgl. BSG, 18.4.2001, B 9 VG 3/00 R).

Mit dem Verweis auf § 16 Absatz 2 wird geregelt, dass auch die Leistungen der Sozialen
Entschadigung fur Angehorige, Hinterbliebene und Nahestehende nicht der Person zu
Gute kommen sollen, die das schadigende Ereignis verursacht hat.

Absatz 2 stellt klar, dass die Regelung des 8§ 18 zum Verhdltnis der Anspriiche nach die-
sem Buch und nach der Kraftfahrzeug-Unfallhilfe auch flr Angehérige, Hinterbliebene und
Nahestehende gilt.

Zu § 20 (Versagung von Leistungen fur Angehorige, Hinterbliebene und
Nahestehende)

Die Vorschrift Ubertragt die fur Geschadigte geltenden Versagungsgriinde aus § 17 auf
Angehdrige, Hinterbliebene und Nahestehende. Die Ausflihrungen in der Begriindung zu
§ 17 gelten entsprechend.

Absatz 1 betrifft den Fall, dass eine Leistungserbringung aus Grinden, die in der Person
der Geschadigten oder der Angehdrigen, Hinterbliebenen oder Nahestehende liegen, un-
billig wéare. Es lage eine sachgrundlose Ungleichbehandlung vor, wenn in den Fallen der
Unbilligkeit nur der unmittelbar Geschadigte keine Leistungen erhielte, Angehdrige, Hin-
terbliebene und Nahestehende jedoch Leistungen nach diesem Buch bekamen.

Absatz 2 stellt sicher, dass eine vollstédndige oder teilweise Leistungsversagung maglich
ist, wenn Geschadigte oder Angehdrige, Hinterbliebene oder Nahestehende nicht das
ihnen Mdogliche und Zumutbare tun, um zur Sachverhaltsaufklarung und Taterverfolgung
beizutragen. Dabei ist zu beachten, dass Falle denkbar sind, in denen gerade der nicht
unmittelbar geschadigten Person ein entsprechendes Verhalten moglich und zumutbar ist,
der geschadigten Person jedoch nicht.
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Zu Unterabschnitt 2 (Kriegsauswirkungen beider Weltkriege)
Zu 8 21 (Opfer von Kriegsauswirkungen beider Weltkriege)

Es ist immer noch moglich, dass Personen gesundheitliche Schadigungen beispielsweise
im Zusammenhang mit bislang noch nicht geborgenen oder entdeckten Minen, Granaten
oder Bomben (sogenannte Blindganger) aus den beiden Weltkriegen erleiden oder trotz
einer erlittenen gesundheitlichen Schadigung noch keinen Antrag auf Leistungen gestellt
haben. Aller Voraussicht nach werden diese Entschadigungstatbestande nur in wenigen
Einzelfallen gegeben sein. Die Vorschrift bezieht diese Entschadigungstatbestéande in den
Geltungsbereich dieses Buches ein.

Angehorige, Hinterbliebene und Nahestehende erhalten Leistungen nach § 6.

§ 21 stellt keine Regelung zur Kostentragung fur die Beseitigung von Kampfmitteln dar.
Die bestehende Staatspraxis zur Kostentragung fir die Beseitigung von Kampfmitteln
durch den Bund und die Lander nach Artikel 120 Absatz 1 Satz 3 Grundgesetz bleibt
durch 8§ 21 unberhrt.

Zu § 22 (Versagung, Entziehung und Minderung der Leistung)

Die Vorschrift entspricht 8 1a BVG. Sie enthalt zwei Ausschlussregelungen, denen das
Vorliegen eines VerstoRes gegen die Grundsatze der Menschlichkeit oder Rechtsstaat-
lichkeit wahrend des NS-Regimes gemeinsam ist. Absatz 1 greift ein, wenn Leistungen
erstmalig beantragt werden, wéahrend sich Absatz 2 auf laufende Leistungen bezieht.
Wahrend die Versagung nach Absatz 1 einen Leistungsanspruch zwingend vollstandig
ausschlief3t, eréffnet Absatz 2 die Mdéglichkeit, beim Umfang des Leistungsausschlusses
unter Abwagung der konkreten Umstande des Einzelfalles zu differenzieren. Diese Diffe-
renzierungsmoglichkeit entspricht den vom BSG in seinem Urteil vom 30. September
2009 (B 9 V 1/08 R) dargelegten Grundsatzen zum Vertrauensschutz beim Entzug von
Leistungen.

Absatz 3 schafft die Moglichkeit, die vollstandige oder teilweise Entziehung der Leistun-
gen erst nach einer angemessenen Ubergangszeit eintreten zu lassen, wenn ansonsten
eine unbillige Harte gegeben wére. Eine derartige Ubergangsfrist kann insbesondere bei
Leistungen angezeigt sein, die dem Ausgleich schadigungsbedingter Mehraufwendungen
dienen. Die Entscheidung iiber die Einraumung einer Ubergangsfrist trifft die zustandige
Verwaltungsbehdrde.

Absatz 4 weitet den Geltungsbereich der Vorschrift auf Leistungen an Hinterbliebene aus.

Zu Unterabschnitt 3 (Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableistung des
Zivildienstes)

Zu § 23 (Geschadigte durch Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableistung des
Zivildienstes)

Die Vorschrift regelt in Absatz 1 die Voraussetzungen, unter denen Zivildienstgeschadigte
- bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen dieses Buches - Leistungen der Sozialen
Entschadigung erhalten konnen. Sie knupft an die Tatbestande des 8§ 47 ZDG in der bis
...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Buches] geltenden Fassung an.

Absatz 2 regelt die Berlcksichtigung von Wegeunféllen, knupft an die Regelungen des
8 47 Absatz 5 ZDG in der bis ...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Buches] gelten-
den Fassung an und ist angelehnt an § 8 Absatz 2 SGB VII.

Absatz 3 regelt die Beriicksichtigung von Schadigungen im Zusammenhang mit der Be-
handlung oder dem Bezug von Leistungen fur eine Zivildienstschadigung und knupft an
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die Regelungen des § 47 Absatz 3 Nummer 2 und des 8§ 47b Absatz 1 ZDG in der bis
...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Buches] geltenden Fassung an.

Zu Unterabschnitt 4 (Schutzimpfungen oder andere MaRnahmen der spezifischen
Prophylaxe)

Zu 8 24 (Geschadigte durch Schutzimpfungen oder andere MaRnahmen der
spezifischen Prophylaxe)

§ 24 regelt den Entschadigungstatbestand fir eine Uber das Ubliche Ausmal einer Reak-
tion auf eine Schutzimpfung oder andere MalRnahme der spezifischen Prophylaxe hinaus-
gehende gesundheitliche Schadigung und tritt an die Stelle des bisherigen 8§ 60 des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG).

Wie bisher nach 8 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 IfSG sind von einer zustandigen Lan-
desbehérde nach § 20 Absatz 3 IfSG empfohlene Schutzimpfungen und andere Malf3-
nahmen der spezifischen Prophylaxe erfasst, die in ihrem Bereich vorgenommen wurden
(8 24 Satz 1 Nummer 1).

Erganzend sollen kunftig Schutzimpfungen und andere Mal3nahmen der spezifischen
Prophylaxe erfasst werden, soweit Versicherte nach § 20i SGB V einen gesetzlichen An-
spruch auf sie haben und soweit sie im Inland vorgenommen wurden (8§ 24 Satz 1 Num-
mer 2). Versicherte haben insbesondere nach § 20i Absatz 1 Satz 1 SGB V Anspruch auf
Leistungen fir Schutzimpfungen im Sinne des 82 Nr. 9 IfSG. Gemall § 20i Ab-
satz 1 Satz 3 SGB V bestimmt der Gemeinsame Bundesausschuss in Richtlinien nach
8§92 SGB YV Einzelheiten zu Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen fir
Schutzimpfungen auf der Grundlage der Empfehlungen der Standigen Impfkommission
beim Robert Koch-Institut gemanR § 20 Absatz 2 des IfSG unter besonderer Beriicksichti-
gung der Bedeutung der Schutzimpfungen fir die 6ffentliche Gesundheit. Es handelt sich
daher um eine bundesweit gtiltige Richtlinie zu Schutzimpfungen, die gewissermal3en fur
gesetzlich Versicherte eine Basisversorgung mit Schutzimpfungen gewéhrleistet. Trotz
unterschiedlicher Empfehlungen in den Landern nach § 20 Absatz 3 IfSG wird auf diesem
Wege kinftig eine bundesweit einheitliche Soziale Entschadigung in Impfschadensfallen
sichergestellt. Ausgeschlossen bleiben hiervon nach 8§ 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V Schutz-
impfungen, die wegen eines erhdhten Gesundheitsrisikos durch einen Auslandsaufenthalt
indiziert sind, es sei denn, der Auslandsaufenthalt ist beruflich oder durch eine Ausbildung
bedingt oder wenn zum Schutz der 6ffentlichen Gesundheit ein besonderes Interesse
daran besteht, der Einschleppung einer Ubertragbaren Krankheit in die Bundesrepublik
Deutschland vorzubeugen. Des Weiteren haben Versicherte nach § 20i Absatz 3 Satz 2
SGB V einen Anspruch auf Leistungen fur diese Schutzimpfungen oder fur diese anderen
MalRnahmen der spezifischen Prophylaxe, sofern das Bundesministerium fiir Gesundheit
durch Rechtsverordnung nach 8§ 20i Absatz 3 Satz 1 SGB V festgelegt hat, dass die Kos-
ten fur bestimmte Schutzimpfungen oder fir bestimmte andere Malinahmen der spezifi-
schen Prophylaxe von den Tragern der Krankenversicherung getragen werden mussen.
Der Entschadigungstatbestand greift unabhangig davon ein, ob die geschéadigte Person
tatsachlich gesetzlich krankenversichert war.

Ebenso sollen ergdnzend die Félle erfasst werden, in denen von Gesundheitsamtern nach
§ 20 Absatz 5 IfSG Schutzimpfungen oder andere Maflinahmen der spezifischen Prophy-
laxe unentgeltlich durchgefuhrt wurden (8 24 Satz 1 Nummer 3). Es ist folgerichtig, diese
Falle nicht anders zu behandeln, als die von der zustandigen Landesbehdrde empfohle-
nen Schutzimpfungen oder anderen MaRnahmen der spezifischen Prophylaxe.

Schliel3lich sieht § 24 Satz 1 Nummer 4 eine Entschadigung auch in den Fallen vor, in
denen die Schutzimpfung oder MalRBhahme der spezifischen Prophylaxe nach § 20 Ab-
satz 6 oder 7 IfSG angeordnet wurde oder sonst auf Grund eines Gesetzes vorgeschrie-
ben war, diese Regelung ersetzt insoweit § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 IfSG.
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§ 24 Satz 2 dient der Klarstellung und schlief3t insbesondere an die bisherige Definition
eines Impfschadens in 8§ 2 Nummer 11 IfSG an.

Zu Kapitel 3 (Leistungsgrundsatze)
Zu § 25 (Voraussetzungen)

Die Soziale Entschadigung fokussiert sich auf den Ausgleich schadigungsbedingter Be-
darfe. Nach 8§ 1 Absatz 1 ist der Entschadigungsanspruch von dem Vorliegen von Kausal-
zusammenhangen abhangig. Zum einen werden Leistungen der Sozialen Entschadigung
nur demjenigen gewahrt, der durch einen der in 8 1 Absatz 2 enumerierten Tatbestande
eine gesundheitliche Schadigung erlitten hat und zum anderen, wenn diese gesundheitli-
che Schadigung gesundheitliche und wirtschaftliche Folgen zeigt. Nur diese Folgen sind
Zu entschéadigen. Voraussetzung der Sozialen Entschadigung ist mithin eine mehrgliedri-
ge Kausalkette, vgl. 8 4. Das schadigende Ereignis verbindet die haftungsbegrindende
Kausalitdt mit der durch dieses hervorgerufenen gesundheitlichen Schadigung (Primar-
schaden). Die Verbindung zwischen der gesundheitlichen Schadigung sowie den gesund-
heitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schadigung ist der haftungsausfillenden Kau-
salitét zuzuordnen.

Zu 8 26 (Leistungsformen)

Das SGB XIV sieht als Leistungsformen in Absatz 1 Geld-, Sach- und Dienstleistungen
vor. Zu den Geldleistungen als Einmalzahlungen nach Absatz 2 zahlen auch Abfindun-
gen.

Nach Absatz 3 der Vorschrift kdnnen die in den Nummern 1 bis 4 genannten Leistungen
auch durch ein Persotnliches Budget ausgefihrt werden, wenn die Berechtigten dies be-
antragen. Das Personliche Budget stellt eine Alternative zum Sachleistungsprinzip dar. Es
soll Berechtigten erméglichen, selbstbestimmter und flexibler dariiber zu entscheiden, wie
ihre Bedarfe gedeckt werden.

Zu 8§ 27 (Vorrang von Leistungen zur Teilhabe)

Die Vorschrift ist eine Fortentwicklung des dem bisherigen § 29 BVG zugrundeliegenden
Gedankens ,Rehabilitation vor Rente®. Ankniipfend an die Ziele des Sozialen Entschadi-
gunsrechts sind bei Vorliegen einer gesundheitlichen Schadigung alle Angebote und
Chancen zu positiven Entwicklungsprozessen aktiv durch Inanspruchnahme von Leistun-
gen zur medizinischen Rehabilitation und von Leistungen zur Teilhabe zu nutzen. In erster
Linie sollen die Gesundheitsstérungen gebessert sowie die Teilhabe am Arbeitsleben er-
mdglicht oder gesichert werden. Ein Berufsschadensausgleich nach Kapitel 10 wird als
einkommensabhangige Leistung nur erbracht, falls RehabilitationsmaRnahmen weder
erfolgversprechend noch zumutbar sind. Erganzend gelten die Regelungen des 89
SGB IX.

Zu 8 28 (Verhdltnis zu Leistungen anderer Trager)

Absatz 1 der Vorschrift stellt klar, dass grundsétzlich dann, wenn gesetzliche Leistungs-
anspriche wegen eines schadigenden Ereignisses nach diesem Buch gegeniber ande-
ren Sozialleistungstragern bestehen, die Leistungen der Sozialen Entschadigung vorran-
gig sind. Damit werden Doppelleistungen ebenso wie aufwandige Anrechnungen vermie-
den.

In Absatz 2 wird festgelegt, dass Entschadigungszahlungen - ebenso wie die Grundrenten
nach fritherem Recht - beim Bezug von Sozialleistungen nicht als Einkommen oder Ver-
mdgen angerechnet werden durfen. Diese Freistellung erfolgt in Anerkennung des von
den Betroffenen erlittenen Sonderopfers. Bisherige Sonderregelungen in anderen Sozial-
leistungssystemen (insbesondere dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB Il) und dem
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Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB ll)), die bisher einzelgesetzlich eine Nichtanrech-
nung vorsahen, sind daher nicht langer notwendig. Klarstellungshalber wird auch die
Nichtanrechnung von Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9 auch fur Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) ausdriicklich geregelt, weil Leistungen nach
dem AsylbLG nicht vom Begriff der Sozialleistungen nach 8§ 11 Satz 1 SGB | erfasst wer-
den.

Absatz 3 ist Ausdruck des Gedankens, dass sich die auf eigene Kosten erfolgte private
Absicherung im Rahmen der Sozialen Entschadigung nicht zum Nachteil des Betroffenen
auswirken soll. Entsprechende Leistungen werden daher auf die nach dem SGB XIV er-
brachten Leistungen nicht angerechnet.

Nach Absatz 4 gelten die Grundsatze, soweit in diesem Buch nichts Abweichendes gere-
gelt ist. Abweichende Regelungen enthalten z. B. 8 8 Absatz 3 im Hinblick auf Anspriiche
nach dem SGB VII, dem Soldatenversorgungsgesetz oder nach der beamtenrechtlichen
Unfallfiirsorge.

Zu Kapitel 4 (Schnelle Hilfen)
Zu Abschnitt 1 (Leistungen der Schnellen Hilfen)
Zu 8§ 29 (Leistungen und Leistungsart)

Absatz 1 stellt klar, welche Leistungen Gegenstand der Schnellen Hilfen sind. Nur diesbe-
zuglich kann ein Leistungsanspruch bzw. ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Ent-
scheidung bestehen. Auch das erleichterte Verfahren (§ 115) bezieht sich nur auf diese
Leistungen. Die ebenfalls in diesem Kapitel geregelten Kooperationsvereinbarungen stel-
len hingegen keine Leistung der Schnellen Hilfe dar. Es ist jedoch mdglich, zu vereinba-
ren, dass die Leistungen, die Gegenstand der Kooperationsvereinbarungen sind, eben-
falls ztigig und niedrigschwellig erbracht werden, noch vor einer Entscheidung Uber den
Antrag auf Leistungen nach dem SGB XIV.

Absatz 2 hebt den eigenstandigen Charakter der Leistungen der Schnellen Hilfen hervor
und stellt damit auch klar, dass sie keine Teilhabeleistungen darstellen. Vielmehr handelt
es sich um Leistungen eigener Art, fir die auch eine spezielle Verfahrensvorschrift in
§ 115 vorgesehen wurde.

Zu Abschnitt 2 (Fallmanagement)
Zu 8 30 (Leistungen des Fallmanagements)
Das Fallmanagement wird als neue Leistung der Sozialen Entschadigung eingefiihrt.

Das Fallmanagement ist eine eigenstandige Sachleistung, ist also nicht identisch mit der
von den Sozialleistungstragern nach den 88 13 bis 15 SGB | zu erbringenden Aufklarung,
Beratung und Auskunft. Sie wird in enger Kommunikation mit den Leistungsberechtigten
erbracht. Das Fallmanagement kann von derselben Behdrde durchgefuhrt werden, die
auch die Antrage bearbeitet, aber auch von einer anderen Stelle, die zu den in dieser
Norm beschriebenen Aufgaben (z. B. Kommunikation mit anderen Sozialleistungstragern
und Teilnahme an Fallkonferenzen im Namen des Tragers der Sozialen Entschadigung)
berechtigt ist. In den Fallen, in denen ein Teilhabeplanverfahren durchgefiihrt wird, ist
dieses nach § 7 des Neunten Buches vorrangig; das Fallmanagement kommt dann er-
ganzend zur Anwendung.

Zum Kreis der Personen, die ein Fallmanagement erhalten kbnnen, gehoren alle Berech-
tigten nach § 2, also neben den Geschadigten auch Angehorige, Hinterbliebene und Na-
hestehende. Bei einigen dieser Personengruppen kommen weitere Leistungen des Sozia-
len Entschadigungsrechts tber die Schnellen Hilfen hinaus nicht in Betracht. Das Fallma-
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nagement soll sie aber dabei unterstitzen, andere Sozialleistungen, die sie insbesondere
wegen des schadigenden Ereignisses oder dessen Wechselwirkung mit ihrer Lebenssitu-
ation bendtigen, in Anspruch zu nehmen. Das Fallmanagement leistet Hilfe bei der An-
tragstellung bei anderen Tragern und wirkt darauf hin, dass deren Leistungen erbracht
werden.

Das Fallmanagement wird grundsatzlich erbracht, so lange ein Bedarf an dieser Leistung
besteht.

Nach der Definition in Absatz 1 soll das Fallmanagement Personen, die Anspriiche nach
diesem Buch haben oder haben kdnnten, von behdrdlicher Seite durch das Antragsver-
fahren begleiten und ihnen helfen, auch dartber hinaus einen einfachen Zugang zu ande-
ren Sozialleistungen zu erhalten, die den Zielen der Selbstbestimmung und gleichwertigen
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft dienen.

Absatz 2 stellt klar, dass die Selbstbestimmung der Berechtigten im Vordergrund steht.
Berechtigte missen kein Fallmanagement in Anspruch nehmen. Wenn sie es in Anspruch
nehmen, ist dies schriftlich zu dokumentieren. Dies dient der Rechtssicherheit und hat
gleich eine Warnfunktion gegenuber den Berechtigten, die Klarheit Gber Funktion und
Durchfuihrung des Fallmanagements erhalten. Alle Schritte, die das Fallmanagement un-
ternimmt, insbesondere die Kontaktaufnahme mit anderen Sozialleistungstragern, werden
mit den Berechtigten abgesprochen. Die Berechtigten kdnnen auch entscheiden, dass sie
ein Fallmanagement nur im Hinblick auf einen bestimmten Verfahrensschritt oder auf eine
bestimmte Sozialleistung in Anspruch nehmen wollen. Die fehlende Einwilligung von Be-
rechtigten zur Erbringung eines Fallmanagements ist nicht als fehlende Mitwirkung im
Sinne der 88 60 ff. SGB | anzusehen, die Verpflichtung zur Mitwirkung nach diesen Nor-
men bleibt aber unverdndert. Aus datenschutzrechtlichen Grinden umfasst die Einwilli-
gung auch die Erhebung der erforderlichen Daten, die z. B. zur Ermittlung des Hilfebe-
darfs erforderlich sind.

Nach Absatz 3 entscheidet die zustandige Verwaltungsbehérde im Rahmen des Erleich-
terten Verfahrens nach 8§ 115 nach pflichtgemaRem Ermessen, welche Antragstellerin
oder welcher Antragsteller ein Fallmanagement erhalten soll. Das wird in der Regel der
Fall sein bei Personen, die erkennbar unterstiitzungsbedurftig sind, z. B., weil sie schwere
traumatisierende Erlebnisse geltend machen oder weil sie aus personlichen Griinden,
z. B. wegen einer Behinderung oder wegen sprachlicher Hindernisse, kommunikative
Probleme haben. Ebenso kann dies der Fall sein, wenn zu erwarten ist, dass schwere
Schadigungsfolgen eintreten und umfassende Leistungen aus verschiedenen Bereichen
erforderlich sein werden.

In den in Absatz 4 aufgefuhrten Fallen soll ein Fallmanagement erbracht werden. Bei den
aufgefiihrten Fallgestaltungen wird regelmafig angenommen, dass hierfur ein Bedarf be-
steht.

Im Absatz 5 werden die Leistungen beschrieben, die das Fallmanagement im Hinblick auf
das Leistungssystem des Sozialen Entschadigungsrechts und im Hinblick auf andere So-
zialleistungssysteme erbringt. Die Aufzahlung ist nicht abschlielend. Weitere mdgliche
Leistungen des Fallmanagements kénnen z. B. sein die Begleitung des weiteren Verfah-
rens, die Uberprifung des Verfahrensstandes, die Erstellung eines Hilfeplans fiir den Be-
reich der Sozialen Entschadigung und die Sicherstellung zilgiger und aufeinander abge-
stimmter Leistungen im Rahmen der Zustandigkeit der Sozialen Entschadigung. Dariiber
hinaus kann das Fallmanagement die Unterstiitzung der Berechtigten bei der Antragstel-
lung bei anderen Tragern und die Kooperation mit anderen Tragern von Sozialleistungen,
insbesondere bei Verfahren zur Ermittlung des Teilhabebedarfs sowie bei der Erstellung
von Teilhabe- und anderen Hilfeplanen und von trageriibergreifenden persénlichen Bud-
gets, umfassen.
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Nicht alle aufgefuhrten Leistungen des Fallmanagements sind in jedem Fall erforderlich.
Fallmanager sind persdnliche Ansprechpartner, die den Berechtigten fur alle Fragen zum
Sozialen Entschadigungsrecht zur Verfiugung stehen und sie aktiv ansprechen, beraten
und Uber aktuelle Entwicklungen ihres Verfahrens informieren. Eine wichtige Aufgabe des
Fallmanagements ist beispielsweise die Abstimmung mit der Traumaambulanz, insbeson-
dere wenn erkennbar wird, dass eine langfristige Psychotherapie notwendig ist. Der Fall-
manager oder die Fallmanagerin tauschen sich regelmafig mit Traumaambulanzen und
anderen Akteuren (z. B. Polizei, Organisationen der Opferhilfe) aus.

Das Fallmanagement ist das ,Gesicht* der Behdrde gegeniber den Berechtigten und
wirkt intern darauf hin, dass keine Schnittstellenprobleme entstehen.

Bei der Information der Berechtigten tber die in Betracht kommenden Sozialleistungen
und Uber ihre Rechte in den jeweiligen Antragsverfahren tbernimmt das Fallmanagement
keine anwaltlichen Aufgaben, insbesondere leistet es keine Rechtsberatung im Rahmen
von Widerspruchs- und Klageverfahren.

Bei den Téatigkeiten des Fallmanagements im Hinblick auf andere Sozialleistungstrager
sind verschiedene Konstellationen denkbar. Zum einen werden Leistungen des Sozialen
Entschadigungsrechts auch durch andere Sozialleistungstrager, z. B. in der Krankenbe-
handlung oder zur Teilhabe am Arbeitsleben, erbracht. In diesem Fall unterstiitzt das
Fallmanagement Berechtigte bei der Stellung von Antrégen und kommuniziert mit den
Sozialleistungstragern, um eine zlgige und abgestimmte Leistungserbringung zu errei-
chen.

Zum anderen wird das Fallmanagement auch fir Hinterbliebene, Angehérige und Nahe-
stehende erbracht, die nicht Anspruch auf das volle Leistungsspektrum des Sozialen Ent-
schadigungsrechts haben, die aber im Zusammenhang mit dem schadigenden Ereignis
Sozialleistungen bendtigen. Das Fallmanagement unterstiitzt auch diese Personen beim
Stellen von Antragen und wirkt bei anderen Tragern auf eine bedarfsgerechte Erbringung
von Leistungen hin.

Das Fallmanagement soll sich auch an Koordinierungsaktivitdten beteiligen, die im Rah-
men anderer Sozialgesetzblicher vorgesehen sind, z. B. bei Mechanismen der einheitli-
chen Bedarfsfeststellung, bei der Erstellung von Hilfe- und Teilhabeplanen und trager-
Ubergreifenden personlichen Budgets. Ferner wirkt es bei ortlichen und Uberregionalen
Koordinierungsgremien wie z. B. den Runden Tischen gegen Gewalt mit, ggf. gemeinsam
mit Vertretern der Traumaambulanzen.

Gemal} Absatz 6 kann das Fallmanagement auch Kontakt mit Personen aufnehmen, die
ihrerseits noch keinen Kontakt mit den Behdrden aufgenommen haben. Das bietet sich
insbesondere dann an, wenn den ausfihrenden Behorden Ereignisse bekannt werden,
die fur die Soziale Entschadigung relevant sind, wie z. B. schwere Gewalttaten oder Ter-
roranschlage.

Das Fallmanagement ist eine Leistung eigener Art. Da ein Teil der Leistungen jedoch mit
dem Teilhabeplanverfahren nach dem SGB IX identisch ist, soll der Vorrang des Teilha-
beplanverfahrens auch beziiglich des Fallmanagements gelten. Wird ein Teilhabeplanver-
fahren durchgefuihrt, kommt das Fallmanagement nur bezuglich derjenigen Leistungen zur
Anwendung, die nicht bereits Gegenstand des Teilhabeplanverfahrens sind.

Zu Abschnitt 3 (Traumaambulanz)

Seit Erlass des OEG im Jahre 1976 wurden viele Erkenntnisse im Bereich der psychi-
schen Folgen von schadigenden Ereignissen, insbesondere Gewalttaten, gewonnen.
Auch wenn die korperlichen Folgen der Tat langst verheilt sind, kdnnen die Betroffenen
noch unter den psychischen Auswirkungen leiden, etwa in Form einer posttraumatischen
Belastungsstérung. Vor diesem Hintergrund haben die Regierungsfraktionen im Koaliti-
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onsvertrag der 19. Legislaturperiode beschlossen, dass Betroffene schnellen und unbiro-
kratischen Zugang zu Sofortmalinahmen, etwa Traumaambulanzen, erhalten sollen.

Den positiven Effekt einer Frihintervention in einer Traumaambulanz bestétigte die bis
Ende 2014 vom Universitatsklinikum Ulm im Auftrag des Bundesministeriums fur Arbeit
und Soziales durchgefiihrte Studie ,Verbesserter Zugang zu Traumaambulanzen durch
aktiven Einbezug der Versorgungsbehérden sowie primarer Anlaufstellen und Evaluation
der Effektivitdt von Sofortinterventionen“ (TRAVESI). Die Ergebnisse der Studie wurden
online publiziert (Miriam Rassenhofer et al., ,Effektivitdt der Frihintervention in
Traumaambulanzen®, Psychotherapeut vom 11. Dezember 2015, DOI 10.1007/s00278-
015-0073-0). Die Studie hat ergeben, dass nach der Frihintervention die Besserung der
Traumabelastung hochsignifikant und klinisch bedeutsam war. Die depressive Symptoma-
tik hat sich ebenfalls signifikant gebessert. Eine vergleichbare Verbesserung gab es in der
Kontrollgruppe nicht, obwohl die Mehrheit der Betroffenen sich dort ebenfalls in Behand-
lung begeben hatte, jedoch im Rahmen der Regelversorgung. Diese war oft mit den Ubli-
chen Wartezeiten verbunden und die Therapeuten verfligten tber die tblich vorhandene
Traumaexpertise. Eine statistisch signifikante, im Bereich der posttraumatischen Stress-
symptomatik sogar klinisch relevante Reduktion der Belastungen gab es nur nach Inan-
spruchnahme der Leistungen der Traumaambulanz. Im Bereich der subjektiv empfunde-
nen Sicherheit zeigte sich nach der Inanspruchnahme der Traumaambulanz eine positive
Tendenz, wahrend die diesbeziglichen Werte in den Kontrollgruppen gleichblieben. Fir
eine Besserung des Befindens durch die Inanspruchnahme der Traumaambulanzen
spricht zudem, dass die Mehrzahl der dort behandelten Studienteilnehmer danach keine
weiterfuhrende Behandlung in Anspruch genommen hat. Nach alledem hat die TRAVESI-
Studie ergeben, dass durch eine Frihintervention in einer Traumaambulanz die Belastung
nach potenziell traumatischen Erfahrungen reduziert wird, zudem kann hierdurch die
Chronifizierung der posttraumatischen Stresssymptomatik verhindert werden. Die schnel-
le, niedrigschwellige Intervention durch traumatologisch spezialisierte Mitarbeiter einer
Traumaambulanz ist der Behandlung im Rahmen der Regelversorgung tberlegen.

Auch wenn die Mehrzahl der Bundeslander bereits ber Traumaambulanzen verflgt, ist
es Ziel dieses Gesetzes, diese Einrichtungen flachendeckend im gesamten Bundesgebiet
einzufihren. Dabei ist auch den speziellen Bedirfnissen von Kindern und Jugendlichen
Rechnung zu tragen: denn in diesem Bereich bestehen noch besondere Defizite, wie
auch die TRAVESI-Studie festgestellt hat. Zwar gibt es mittlerweile mehr Traumaambu-
lanzen fir Kinder und Jugendliche, das Angebot ist aber immer noch nicht flachende-
ckend. Mit den weiteren Vorschriften dieses Abschnitts wird diesen Zielsetzungen Rech-
nung getragen.

Zu 8 31 (Leistungen in einer Traumaambulanz)

Die Vorschrift beschreibt die in einer Traumaambulanz zu erbringende Leistung und deren
Zweck. Zudem wird klargestellt, dass eine Traumaambulanz im Sinne dieses Buches
ausschlieBlich eine solche ist, mit der eine Vereinbarung nach § 37 besteht, auch wenn
andere Einrichtungen ebenfalls diese Bezeichnung flhren sollten.

Zu § 32 (Psychotherapeutische Friuhintervention)

Die Vorschrift regelt, dass Berechtigte psychotherapeutische Frihintervention in einer
Traumaambulanz erhalten sollen, wenn die erste Sitzung innerhalb von zwdlf Monaten
nach dem schadigenden Ereignis bzw. Kenntnis der berechtigten Person hiervon erfolgt.
Geschéadigte erhalten im Regelfall die psychotherapeutische Frihintervention nach dieser
Norm, der Zugang kann nur in Ausnahmefallen verneint werden.

Der zwoélfmonatige Zeitraum wurde gewahlt, weil sich aus wissenschaftlichen Untersu-
chungen und Gesprachen mit Experten ergeben hat, dass es wichtig ist, Betroffene mog-
lichst friihzeitig psychotherapeutisch zu betreuen. Eine schnelle Hilfe, also mdglichst friih-
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zeitige Inanspruchnahme der Traumaambulanz ist am besten geeignet, um den Eintritt
einer psychischen Gesundheitsstérung oder deren Chronifizierung zu verhindern. Warten
Betroffene zu lange mit der Inanspruchnahme einer Traumaambulanz, kann der damit
verfolgte Zweck meist nicht mehr erreicht werden. Diese Personen bendtigen dann keine
Schnellen Hilfen mehr, vielmehr erhalten sie regulare psychotherapeutische Leistungen.
Da sich die psychischen Folgen der Tat oft nicht unmittelbar nach dem schadigenden Er-
eignis, sondern teilweise auch bis zu einem Jahr danach zeigen, wird den Betroffenen
nach der Tat bzw. der Kenntniserlangung hiervon eine Jahresfrist eingerdumt, um die
Leistungen der Traumaambulanz in Anspruch zu nehmen. Auf die Kenntniserlangung ist
bei Geschadigten etwa dann abzustellen, wenn sie durch die Tat in einen komatdsen Zu-
stand fallen. In den Féllen des Absatz 2 kénnen Tat und Information hiertber zeitlich -
erheblich - auseinanderfallen, etwa wenn bei einer verschollenen Person erst lange nach
ihrer Tétung Gewissheit Uber ihr Ableben besteht oder deren Hinterbliebene erst viel spa-
ter ausfindig gemacht werden kénnen.

Zu 8 33 (Psychotherapeutische Intervention in anderen Fallen)

Die Vorschrift erdffnet den Zugang zu den Traumaambulanzen auch fir Personen, die
das schadigende Ereignis zunachst - oft flr Jahre oder gar Jahrzehnte - verdrangt haben,
aber eine aktuelle psychische Belastung erleben. Diese Konstellation kann z. B. bei Per-
sonen auftreten, die in ihrer Kindheit sexuell missbraucht worden sind.

Zu 8 34 (Leistungsvoraussetzungen und Leistungsumfang)

Die Vorschrift regelt den Umfang der in der Traumaambulanz erbrachten Leistungen. Es
steht den Trégern der Sozialen Entschadigung frei, Uber die hier genannten Leistungen
hinaus die Erbringung weiterer Leistungen durch die Traumaambulanz zu vereinbaren.

Berechtigte haben nach Absatz 1 Anspruch auf bis zu 15 Sitzungen. Dieser Anspruch
setzt voraus, dass die zustandige Verwaltungsbehédrde die Voraussetzungen auf eine
Intervention nach § 32 oder 8§ 33 geprift und nach einer dieser Vorschriften einen An-
spruch auf Leistungen der Traumaambulanz dem Grunde nach bejaht hat. Hat die Behor-
de ihr im Rahmen der 88 32 und 33 zustehendes Ermessen dahingehend ausgelbt, dass
der Zugang zur Traumaambulanz eréffnet ist, besteht ein Anspruch auf erforderliche Leis-
tungen in der Traumaambulanz, maximal auf 15 Sitzungen.

Nach Absatz 2 dienen die ersten funf Sitzungen vor allem dazu, die Behandlungsbeduirf-
tigkeit abzuklaren, eine Diagnose zu erstellen und die erforderlichen AkutmafRnahmen
durchzufihren.

Um Berechtigten einen schnellen Zugang zu den Traumaambulanzen zu ermdglichen, ist
fur die Inanspruchnahme der ersten finf Sitzungen keine positive Entscheidung der zu-
stéandigen Behorde erforderlich, auch nicht im Erleichterten Verfahren nach 8§ 115. Dieses
sogenannte ,5+10“-Modell wird in den bereits existierenden Traumaambulanzen der Lan-
der praktiziert und hat sich bewahrt. Sollte die Behérde bis zum Ablauf der ersten funf
Sitzungen keine Entscheidung getroffen haben, geht dies nicht zu Lasten der berechtigten
Person.Erforderlichenfalls kbnnen nach Absatz 3 bis zu zehn weitere Sitzungen erbracht
werden.

Zu 8 35 (Weiterer Bedarf nach Betreuung in der Traumaambulanz)

Die Regelung soll sicherstellen, dass in den Fallen, in denen nach der Betreuung in der
Traumaambulanz weiterer psychologischer Betreuungsbedarf besteht, die Berechtigten
unmittelbar im Anschluss entsprechende Angebote auf3erhalb der Traumaambulanz er-
halten kdnnen. Lange Wartezeiten sollen verhindert werden. Anderenfalls besteht die Ge-
fahr, dass in der Traumaambulanz erzielte Erfolge zunichte gemacht werden
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Nach Absatz 1 unterstitzen die Trager der Sozialen Entschadigung Berechtigte, die Uber
die Betreuung in der Traumaambulanz hinaus psychotherapeutischen Behandlungsbedarf
haben, méglichst ziigig die Leistungen nach Kapitel 5 zu erhalten. In diesen Féllen sollen
den Berechtigten unmittelbar im Anschluss entsprechende Angebote aufierhalb der
Traumaambulanz zur Verfligung stehen.

Absatz 2 regelt, dass die frihzeitige Information der zustandigen Behérde nach der flnf-
ten Sitzung dieser ermdglichen soll, der berechtigten Person moglichst nahtlos die an-
schlieBende Behandlung auf3erhalb der Traumaambulanz zu ermdéglichen. Lange Warte-
zeiten sollen verhindert werden. Anderenfalls bestinde die Gefahr, dass in der
Traumaambulanz erzielte Erfolge zunichte gemacht wirden.

Die Regelung der Sanktionierung des Verstol3es gegen die friihzeitige Informationspflicht
wird den zustandigen Tragern der Sozialen Entschadigung tberlassen. Auf diese Weise
kénnen auf den jeweiligen Vertragspartner und die Schwere des Verstol3es angepasste
Regelungen im einzelnen Vertrag getroffen werden.

Zu § 36 (Fahrkosten)

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen fiir die Ubernahme von Fahrkosten. Berechtigte
sollen nicht durch die fiir sie und erforderlichenfalls eine Begleitperson anfallenden Fahr-
kosten faktisch gehindert werden, die Leistungen der Traumaambulanz in Anspruch zu
nehmen. Gleiches gilt im Hinblick auf Betreuungskosten, die wegen des Besuchs der
Traumaambulanz entstehen, diese werden daher, soweit sie notwendig sind, ebenfalls
ubernommen. Die nachstgelegene Traumaambulanz ist diejenige, die fur die jeweils be-
troffene Person das altersspezifische Angebot anbietet, also flr Erwachsene die nachste
Traumaambulanz mit Angeboten fir Erwachsene, fur Kinder und Jugendliche die nachste
Traumaambulanz mit Angeboten fur Kinder und Jugendliche. Verfigt die ndchstgelegene
Traumaambulanz nicht Uber freie Kapazitaten gilt als nachstgelegen diejenige
Traumaambulanz mit freien Kapazitaten, zu der die betroffene Person die kirzeste An-
fahrt hat.

Zu 8 37 (Vereinbarungen mit Traumaambulanzen)

Um die Anspriiche berechtigter Personen auf Leistungen der Traumaambulanz erfillen zu
kénnen, schlieBen nach Absatz 1 die zustandigen Trager der Sozialen Entschadigung
entsprechende Vereinbarungen. Satz 1 der Vorschrift stellt klar, dass dabei nur mit sol-
chen Traumaambulanzen kontrahiert werden darf, die die Voraussetzungen nach diesem
Buch erfillen. Satz 2 stellt klar, dass im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Buches noch
laufende Vereinbarungen mit Traumaambulanzen unberihrt bleiben. Damit soll sicherge-
stellt werden, dass bereits vor Inkrafttreten dieses Buches Leistungen der Traumaambu-
lanz angeboten und dabei auch Vertragslaufzeiten tber den ...[einsetzen: Tag des Inkraft-
tretens] vereinbart werden kdnnen, ohne beflirchten zu missen, laufende Vertrage fristlos
kundigen zu miussen und mdglicherweise schadensersatzpflichtig zu werden.

Absatz 2 beschreibt den Mindestinhalt der Vereinbarung. Auf diese Weise soll sicherge-
stellt werden, dass Berechtigte die ihnen nach diesem Buch in der Traumaambulanz zu-
stehenden Leistungen tatsachlich erhalten. Uber den nach dieser Vorschrift zwingenden
Inhalt hinaus besteht ein Ermessen des zustdndigen Trégers bei der Ausgestaltung der
Vereinbarung. Hierdurch soll die Gewinnung geeigneter Traumaambulanzen erleichtert
werden.

Zu § 38 (Verordnungserméachtigung)

Ein Grof3teil der Bundeslander verfugt bereits Uber Traumaambulanzen. Mit der Veranke-
rung im SGB XIV wird nicht nur deren flachendeckende Verfligbarkeit sichergestellt, viel-
mehr werden auch bundeseinheitliche Qualitatsstandards festgelegt. Diese Qualitatskrite-
rien sowie die zu beachtenden datenschutzrechtlichen Regelungen werden in einer auf
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Grundlage der vorliegenden Ermachtigung zu erlassenden Rechtsverordnung festgelegt.
Fur die Qualitat der Leistungen der Traumaambulanz ist die Qualifikation der Personen,
die die Sitzungen durchfuhren, von herausragender Bedeutung. Bei der Festlegung der
erforderlichen Qualifikation ist darauf zu achten, dass diese auch im Hinblick auf die psy-
chotherapeutische Intervention bei Kindern und Jugendlichen gegeben ist.

Zu Abschnitt 4 (Kooperationsvereinbarungen)
Zu 8§ 39 (Kooperationsvereinbarungen fur Beratungs- und Begleitangebote)

Diese Vorschrift ermoglicht es, Kooperationsvereinbarungen mit Organisationen zu
schliel3en. In vielen Stadten und Regionen bestehen beispielsweise bereits heute Bera-
tungsstellen und Einrichtungen, die im Bereich der Opferentschadigung, aber auch in wei-
teren Bereichen der Opferhilfe tétig sind. Dabei sind ihre jeweilige Rechtsform (z. B. Ver-
ein, Stiftung) und Organisationsform (bundesweit, regional, lokal) ebenso unterschiedlich
wie die Art ihres Tatigwerdens (ehrenamtlich oder hauptamtlich) und ihr jeweiliges Betéti-
gungsfeld (umfassende Opferhilfe, spezialisierte Fachberatungsstellen z. B. flir Opfer se-
xueller oder h&uslicher Gewalt, psychosoziale Prozessbegleitung). Oft wird dabei ein
ganzheitlicher Ansatz verfolgt, um den Betroffenen Hilfe in allen Situationen und bei allen
Lebensentscheidungen, z. B. im Zusammenhang mit einer Gewalttat, anzubieten. Die
Tatigkeit solcher Beratungsstellen kann somit eine wertvolle Erganzung zur Arbeit der fur
die Soziale Entschadigung zustdndigen Behorden darstellen. Im Interesse der Berechtig-
ten ist daher eine Zusammenarbeit staatlicher Stellen mit beratenden und unterstitzen-
den Organisationen sinnvoll. Ob und wie diese ausgestaltet wird, ist jeweils von den ortli-
chen Gegebenheiten abhangig. Vielerorts bestehen bereits Kooperationsvereinbarungen.
Diese erhalten durch § 39 nunmehr eine gesetzliche Grundlage.

Zu 8 40 (Verordnungsermachtigung)

In einer auf Grundlage der vorliegenden Erméchtigung zu erlassenden Rechtsverordnung
werden die Mindestanforderungen an die Qualifikation der Organisationen, mit denen Ko-
operationsvereinbarungen geschlossen werden kénnen, festgelegt.

Zu Kapitel 5 (Krankenbehandlung der Sozialen Entschéadigung)
Zu Abschnitt 1 (Leistungen und Nachweispflicht)

Zu § 41 (Anspruch auf Leistungen der Krankenbehandlung der Sozialen
Entschadigung)

Absatz 1 regelt den Grundsatz, dass Geschéadigte fur anerkannte Schadigungsfolgen An-
spruch auf Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung haben.

Absatz 2 erweitert diesen Grundsatz durch Einbeziehung auch des Teils der Gesund-
heitsstorung, der keine anerkannte Schadigungsfolge ist. Dies stellt eine Abkehr von der
Kausaltheorie der wesentlichen Bedingung dar. Der anerkannte Verschlimmerungsanteil
hat auf den behandlungsbedurftigen Gesundheitszustand Einfluss, wenn er wenigstens
eine Bedingung fur die Behandlungsbedurftigkeit der gesamten Gesundheitsstérung, das
heil3t, auch des schadigungsunabhdngigen Grundleidens ist. Hingegen ist der anerkannte
Verschlimmerungsanteil nicht Bedingung fir die Behandlungsbedurftigkeit, wenn diese
auch ohne ihn im gleichen Umfang bestehen wirde.

Zu 8§ 42 (Krankenbehandlung)

Absatz 1 Satz 1 regelt Art und Umfang der Krankenbehandlung Geschéadigter, unabhan-
gig davon, ob sie gesetzlich krankenversichert sind oder nicht. Das Leistungsspektrum
bestimmt sich nach den in Bezug genommenen Vorschriften des SGB V und den in Be-
zug genommenen Satzungsbestimmungen der nach 8§ 57 Absatz 2 oder Absatz 3 zustan-
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digen Krankenkasse. Erfasst sind dabei auch Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
nach § 11 Absatz 2 SGB V in Verbindung mit 88 40 ff. SGB V. Leistungen kraft Satzung
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 sind aus dem Katalog des 8 11 Absatz 6 SGB V Leis-
tungen im Bereich der medizinischen Rehabilitation, der kinstlichen Befruchtung, der
zahnarztlichen Behandlung ohne die Versorgung mit Zahnersatz, die Versorgung mit nicht
verschreibungspflichtigen apothekenpflichtigen Arzneimitteln, mit Heilmitteln, im Bereich
der hauslichen Krankenpflege und der Haushaltshilfe sowie Leistungen von nicht zuge-
lassenen Leistungserbringern. Zu den Grundséatzen der Leistungserbringung der gesetzli-
chen Krankenversicherung nach Absatz 1 Satz 2 zdhlen z. B. die Leistungserbringung
grundsatzlich nur durch zugelassene Leistungserbringer, das Wirtschaftlichkeitsgebot, die
freie Arztwahl und die Beachtung der Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses.

Die Absétze 2 bis 4 treffen Regelungen fir den Ausnahmefall, dass Geschadigte mit ei-
nem Grad der Schadigungsfolgen von 50 oder héher, ihre Angehorigen oder Naheste-
henden sowie Hinterbliebene von Geschadigten trotz gesetzlicher Verpflichtung keine
Absicherung im Krankheitsfall haben. Eine anderweitige Absicherung im Krankheitsfall ist
insbesondere ein bestehendes Versicherungsverhéltnis in der gesetzlichen oder privaten
Krankenversicherung. Die Verpflichtung zur Versicherung nach 8 5 Absatz 1 Nummer 13
SGB V oder nach 8 193 Absatz 3 VVG stellt keine anderweitige Absicherung im Krank-
heitsfall dar. Aus Fursorgegriinden wird von dem Grundsatz, dass Leistungen der Sozia-
len Entschadigung grundsatzlich nur fiir anerkannte Schadigungsfolgen erbracht werden,
abgewichen. Die Berechtigten werden so gestellt, als waren sie nach den Vorschriften des
SGB V als gesetzlich Krankenversicherte leistungsberechtigt.

Die Ermessensentscheidung im Einzelfall, ob eine unbillige Harte vorliegt, obliegt der zu-
standigen Verwaltungsbehdrde. Bei der Abwagung sind zum Beispiel Gesichtspunkte wie
Einkommen des Geschadigten bzw. der Leistungsempfanger zu bericksichtigen. Die
Maoglichkeit des Bezugs von Sozialleistungen schlief3t eine unbillige Harte nicht grundsatz-
lich aus. Der Anspruch nach den Absétzen 2 bis 4 kann auch zeitlich begrenzt sein.

Nach Absatz 5 gilt Absatz 1 nur, soweit dieses Buch keine Sonderregelungen trifft. Um
Sonderregelungen in diesem Sinne handelt es sich u. a. bei der Hilfsmittelversorgung, die
vollstdndig im Rahmen der Versorgung nach § 46 sichergestellt wird, sodass eine Leis-
tungserbringung durch die Krankenkasse in Anwendung des 8§ 33 SGB V sowie diesbe-
zuglicher Satzungsregelungen nach § 11 Abs. 6 SGB V nicht in Frage kommt, sowie bei
der Regelung des § 44 Absatz 2, wonach Geschadigte Sachleistungen ohne Beteiligung
an den Kosten erhalten, sodass die Regelung des § 43c SGB V keine Anwendung findet.

Zu § 43 (Erganzende Leistungen der Krankenbehandlung)

Die Vorschrift regelt Anspriiche auf Leistungen, die nicht oder nicht nach Art und Héhe im
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung enthalten sind. Daher werden die
Leistungen als ,besondere” Leistungen ausgewiesen.

Nach Absatz 1 Satz 1 werden bei der Entscheidung Uber die Leistungserbringung die per-
sonlichen Bedarfe der Berechtigten und die sonstigen sich aus dem Umfeld ergebenden
besonderen Umstande bericksichtigt. Der Hinweis auf das Antragserfordernis dient der
Klarstellung. Die Mitteilungen der Krankenkassen nach Absatz 1 Satz 2 sollen dazu bei-
tragen, dass Geschadigte alle schadigungsbedingt erforderlichen Leistungen erhalten und
keine Versorgungsdefizite verbleiben.

Absatz 2 fihrt mit den Nummern 1 bis 5 einen Katalog der in Betracht kommenden ergan-
zenden Leistungen der Krankenbehandlung auf. Es handelt sich um die Leistungen, die
unter Geltung des BVG bei den Verwaltungsbehérden der Lander haufig nachgefragt
wurden und Gegenstand von Harteausgleichen waren.

Zu den erganzenden Leistungen gehtéren nach Nummer 1 besondere psychotherapeuti-
sche Leistungen.
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Nach Buchstabe a wird mit der Ausweitung des Behandlungsangebotes Uber die nach der
Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses Uber die Durchfiihrung der Psychothe-
rapie (Psychotherapie-Richtlinie) anerkannten Verfahren hinaus Geschadigten ein Zugang
zu alternativen Therapieformen ertffnet, um alle Moéglichkeiten auszuschépfen, die psy-
chische Befindlichkeit mit der Vielfalt der zur Verfugung stehenden Behandlungsmaf3-
nahmen zu bessern. Hierzu zéhlen beispielsweise die Gestalttherapie, die Musiktherapie
und das Psychodrama. Voraussetzung fur die Erbringung dieser Leistung ist, dass eine
fur das angestrebte Behandlungsverfahren zu erwartende spirbar positive Einwirkung zu
erwarten ist. Es ist in halbjahrlichen Abstanden zu Uberprifen, ob sich diese einstellt oder
absehen lasst. Von einer positiven Einwirkung kann im Einzelfall auch ausgegangen wer-
den, wenn sich die psychische Beeintrachtigung des Geschadigten nicht weiter ver-
schlechtert hat.

Im Einzelfall ist nach Buchstabe b eine Ausweitung der erforderlichen Therapiestunden
und der Behandlungsfrequenz Uber die nach der Psychotherapie-Richtlinie zulassige
Hochstgrenze moglich.

Nach Buchstabe c ist auch eine Behandlung durch Personen mdglich, die nicht an der
vertragsarztlichen Versorgung teilnehmen, aber zur Auslibung von Psychotherapie be-
rechtigt sind. Hierzu zahlen zum einen psychotherapeutisch tatige Arztinnen und Arzte,
oder Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten ohne Kassenzulassung; zum ande-
ren aber auch Personen mit einer Heilpraktikererlaubnis, die eine Qualifizierung im Be-
reich der Psychotherapie nachweisen. Die Uberpriifung dieser erforderlichen Qualifikation
obliegt der zustandigen Verwaltungsbehdrde.

Zu den ergdnzenden Leistungen gehdren nach Nummer 2 besondere zahnarztliche, im-
plantologische, kieferchirurgische und kieferorthopadische Leistungen sowie Mehrleistun-
gen fur Zahnersatz.

Zur zahnérztlichen Behandlung nach Vollendung des 18. Lebensjahres zahlen nach
SGB V in der Regel nicht funktionsanalytische und funktionstherapeutische MaRnahmen
sowie implantologische, kieferchirugische und kieferorthopadische Leistungen. Funktions-
analytische und funktionstherapeutische Mal3hahmen werden in Zusammenhang mit einer
Zahnbehandlung oder ZahnersatzmalRnahme zur exakten Bewertung der individuellen
Mund- und Kiefersituation durchgefiihrt und dienen insbesondere der Diagnostizierung
von Stérungen im Zusammenspiel von Zahnen, Gelenken und Muskulatur sowie dem
langfristigen Erhalt von Zahnersatz. Nummer 2 stellt u. a. sicher, dass Geschadigte auch
nach Vollendung des 18. Lebensjahres einen Anspruch auf kieferchirurgische und kiefer-
orthopadische Behandlung haben, wenn die Schadigungsfolge das Kauen, Beil3en, Spre-
chen oder Atmen erheblich beeintrachtigt oder zu beeintrachtigen droht. Die Versorgung
mit Zahnersatz erstreckt sich auf festsitzenden Zahnersatz wie Zahnkronen, Briicken und
Suprakonstruktionen sowie auf herausnehmbaren Zahnersatz wie Teil- und Vollprothe-
sen. Fir diese Leistungen werden nach SGB V Festzuschiisse zur Regelversorgung ge-
zahlt, deren HOhe vom jeweiligen zahnmedizinischen Befund und von der regelméRigen
Inanspruchnahme zahnérztlicher Vorsorgeuntersuchungen abhangig ist.

Zu den erganzenden Leistungen nach Nummer 3 gehoren besondere heilpadagogische
Leistungen. Die Besonderheit gegenlber den Leistungen nach dem SGB V liegt darin,
dass diese auch nach Vollendung des 18. Lebensjahres erbracht werden. Die Leistungen
umfassen insbesondere Malinahmen zur Entwicklung, Erziehung, Bildung und Forderung.
Eine arztliche Stellungnahme lber die Notwendigkeit und die Eignung der heilpadagogi-
schen MalRhahme sollte vorliegen. Um sicherzustellen, dass die heilpadagogischen Leis-
tungserbringer Uber ein hinreichendes Qualitatsniveau verfiigen, sollten diese in der Re-
gel eine Ausbildung zur staatlich anerkannten Heilpddagogin / zum staatlich anerkannten
Heilpadagogen aufweisen.
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Unter besondere Arzneimittel nach Nummer 4 fallen beispielsweise verschreibungspflich-
tige Arzneimittel mit einem Preis oberhalb des Festbetrags sowie Arzneimittel, bei deren
Anwendung eine Erhéhung der Lebensqualitdt oder eine Verbesserung der kdrperlichen
Leistungsfahigkeit im Vordergrund stehen. Ein Nutzen im jeweiligen Anwendungsgebiet
muss zu erwarten sein. Um eine fachkundige Beratung sicherzustellen, wird Apotheken-
pflicht verlangt.

Zu den Leistungen nach Nummer 5 zahlen Wahlleistungen im Bereich der Unterkunft so-
wie arztliche und weitere medizinische Wahlleistungen (z. B. durch Physiotherapeuten),
sofern sie nicht bereits als allgemeine Krankenhausleistungen erbracht werden. Zu diesen
besonderen Leistungen gehoéren insbesondere die Unterbringung in einem Einbettzimmer,
die Mitaufnahme einer oder eines Angehdérigen, die Chefarztbehandlung sowie besondere
medizinische Behandlungsmaflinahmen wéahrend des stationdren Aufenthaltes wie bei-
spielsweise Massagen oder homdopathische Verfahren. Die Verwaltungsbehérde pruft,
ob diese Wabhlleistungen in Anbetracht der Art und Schwere der Erkrankung gerechtfertigt
sind. Abweichend von den Regelungen der gesetzlichen Krankenversicherung haben Ge-
schadigte fur Wahlleistungen nicht in Vorleistung zu treten. Diese werden von den zu-
standigen Verwaltungsbehoérden direkt mit dem Leistungserbringer abgerechnet.

Wie an dem Wort ,insbesondere” deutlich wird, ist der Katalog der ergdnzenden Leistun-
gen nicht abschlielend. Absatz 3 stellt klar, dass Mehrkosten fir besondere zahnarztli-
che, implantologische, kieferchirurgische und kieferorthopadische Leistungen sowie Mehr-
leistungen fur Zahnersatz, die medizinisch nicht begriindet sind, nicht erstattungsfahig
sind. Da eine schwere Schadigung nicht nur die psychische Gesundheit und Lebensfiih-
rung der Geschadigten selbst, sondern auch die der Angehdrigen, Hinterbliebenen und
Nahestehenden beeintréchtigen kann, kommen nach Absatz 4 Leistungen entsprechend
Absatz 2 Nummer 1 je nach Ausmald der psychischen Folgen auch fir diese Personen-
gruppen in Betracht. Es handelt sich um eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass nur
Geschadigte Anspruch auf Krankenbehandlung haben kénnen. Der Anspruch von Be-
rechtigten nach Absatz 4 erganzt deren bestehende individuelle Absicherung im Krank-
heitsfall. Dabei kann es sich sowohl um eine gesetzliche als auch eine private Absiche-
rung handeln.

Zu 8 44 (Sachleistungsprinzip, Kostenbeteiligung)

Absatz 1 legt als Grundsatz der Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung das
Sachleistungsprinzip fest.

Absatz 2 regelt, dass Geschadigte abweichend vom Recht der gesetzlichen Krankenver-
sicherung Sachleistungen ohne Beteiligung an den Kosten erhalten, d. h. es fallen keine
Eigenbeteiligungen oder Zuzahlungen an. Beispielweise haben Geschadigte keine Zuzah-
lungen fur Arznei- und Verbandmittel nach 8§ 31 Absatz 3 Satz 1 und 3 SGB V, fur Heilmit-
tel nach 8§ 32 Absatz 2 SGB V, fir Haushaltshilfen nach § 38 Absatz 5 SGB V einschliel3-
lich selbstbeschaffter Haushaltshilfen (8 38 Absatz 4 SGB V) und fiir stationare Kranken-
hausbehandlungen nach 8 39 Absatz 4 SGB V zu leisten. Kosten fir MalRnahmen der
kinstlichen Befruchtung nach 8§ 27a SGB V werden vollstandig Glbernommen. Entgegen
§ 27a Absatz 3 Satz 3 SGB V hat der Geschadigte keinen Eigenanteil zu tragen. Geschéa-
digte werden daher nicht mit schadigungsbedingten Kosten wirtschaftlich belastet.

Zu 8§ 45 (Nachweispflicht)

Ausfluss des im Bereich der Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung grundsétz-
lich geltenden Sachleistungsprinzips ist es, dass Berechtigte ihre Anspruchsberechtigung
gegenlber Arzten, Zahnarzten etc. nachzuweisen haben.

Damit auch Berechtigte, die Uber keine elektronische Gesundheitskarte nach § 291
SGB V verfugen, ihrer Nachweispflicht entsprechend § 15 SGB V nachkommen kdnnen,
erhalten sie eine technisch kompatible Karte, so dass die technischen Schnittstellen der
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bereits vorhandenen Telematikinfrastruktur vollstandig genutzt werden kénnen. Gescha-
digte, die eine elektronische Gesundheitskarte nach § 291 SGB V besitzen, legitimieren
sich mit dieser Karte. Uber die Telematikinfrastruktur sind unter Nutzung dieser Karte als
Authentisierungs- und Autorisierungsmittel Dienste anzubieten, die eine Differenzierung
zwischen schadigungsbedingt und nicht schadigungsbedingt erforderlichen Behandlungen
zulassen. Ohne eine solche Differenzierung waren die Erstattungsanspriche der Kran-
kenkassen nach § 60 nicht bezifferbar. Sofern fur die Inanspruchnahme bestimmter Leis-
tungen Berechtigungsscheine erforderlich sind, sind Berechtigten diese auszustellen.

Zu 8 46 (Versorgung mit Hilfsmitteln)

Die Hilfsmittelversorgung erfolgt in entsprechender Anwendung der Regelungen des
SGB VII. Durch den Verweis des Absatzes 1 Satz 1 auf § 31 Absatz 1 SGB VIl wird die
Definition fur Hilfsmittel tbernommen. Um den Sachzusammmenhang zwischen zahnarzt-
lichen Leistungen und Zahnersatz nicht zu durchbrechen und ein Auseinanderfallen der
Leistungstrager zu verhindern, gilt Zahnersatz nach Absatz 1 Satz 2 nicht als Hilfsmittel.
Zahnersatz wird ebenso wie die zahnarztliche und kieferorthopadische Behandlung ent-
sprechend den Vorschriften des Finften Buches und erganzend nach 8§ 43 Absatz 2
Nummer 2 erbracht.

Absatz 2 Satz 1 benennt die Rechtsquellen im Bereich der gesetzlichen Unfallversiche-
rung, nach denen sich Art und Umfang der Hilfsmittel auch fur den Bereich der Sozialen
Entschadigung bestimmen. Zu den Grundsatzen der Leistungserbringung des Rechts der
Gesetzlichen Unfallversicherung nach Absatz 2 Satz 2 gehért u. a. der in § 26 SGB VI
verankerte Grundsatz ,mit allen geeigneten Mitteln“. Die Hilfsmittelversorgung nach die-
sem Malistab stellt eine angemessene Versorgung dar, um Geschadigten die notwendi-
gen Verrichtungen des taglichen Lebens zu erleichtern und ihnen die selbstbestimmte
Soziale Teilhabe und die Teilhabe am Arbeitsleben zu ermdglichen.

Zu 8§ 47 (Krankengeld der Sozialen Entschadigung)

Das Krankengeld der Sozialen Entschadigung dient wie das Krankengeld der gesetzli-
chen Krankenversicherung dem Ersatz von Arbeitsentgelt oder sonstigem Erwerbsein-
kommen. Durch die Leistung soll ein Ausgleich fur eine Minderung der Erwerbseinkiinfte
geschaffen werden, die auf eine schadigungsbedingt verursachte Arbeitsunfahigkeit oder
eine schadigungsbedingt erforderliche stationdre Behandlung in einem Krankenhaus oder
einer Rehabilitationseinrichtung zurtickzufuhren ist. Auch wenn nur eine Verschlimmerung
einer Gesundheitsstérung als Schadigungsfolge anerkannt ist, findet dennoch die gesam-
te Gesundheitsstérung Berticksichtigung. Dies gilt nicht, wenn die als Schadigungsfolge
anerkannte Gesundheitsstérung auf die Arbeitsunfahigkeit oder die erforderliche stationa-
re Behandlung keinen Einfluss hat. Ein Anspruch auf Krankengeld der Sozialen Entscha-
digung steht auch Geschadigten zu, die nicht gesetzlich krankenversichert sind.

Die Vorschrift erklart die Regelungen des Krankengeldes nach SGB V fiur entsprechend
anwendbar, sieht in den Absatzen 2 bis 9 aber einige beglinstigende Sonderregelungen
vor. Damit kommt die staatliche Gemeinschaft ihrer besonderen Verantwortung gegen-
Uber Geschadigten nach.

Absatz 2 erweitert den Kreis der Anspruchsberechtigten um die darin genannten Perso-
nengruppen. Deren fehlende Anspruchsberechtigung nach SGB V hat Grinde, die im
Sozialen Entschadigungsrecht nicht zum Tragen kommen kénnen.

Absatz 3 sieht Berechnungsgrundlagen vor, die dazu fihren, dass das Krankengeld der
Sozialen Entschadigung im Vergleich zum Krankengeld nach SGB V hoher ausfallt. Bei
geringflgig Beschatftigten entspricht das der Berechnung des Krankengeldes der Sozialen
Entschadigung zugrundezulegende Regelentgelt dem Nettoentgelt. Bei Geschadigten, die
nicht gesetzlich krankenversichert sind, wird das Krankengeld der Sozialen Entschadi-
gung auf Grundlage der Einnahmen berechnet, die beitragspflichtig wéaren, wenn die Per-
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son gesetzlich krankenversichert ware. Die HOohe der tatsdchlichen Einnahmen haben
nicht gesetzlich krankenversicherte Geschadigte gegenlber der Krankenkasse nachzu-
weisen.

Absatz 4 schafft die Grundlage dafiir, dass Geschadigte, die nicht arbeitsunféahig im Sinne
des 8 44 SGB V sind, aber wegen einer MaRnahme der Krankenbehandlung keiner ganz-
tagigen Erwerbstatigkeit nachgehen kénnen, zum Ausgleich entgangenen Arbeitsentgelts
Krankengeld der Sozialen Entschadigung erhalten konnen.

Absatz 5 sieht zu Gunsten der genannten Personengruppen von einer Karenzzeit ab. Die
Regelung des SGB V wird als nicht interessengerecht fir Geschadigte angesehen. We-
gen des fehlenden Lohnfortzahlungsanspruchs soll der Anspruch auf Krankengeld der
Sozialen Entschéadigung zu den in 8 46 Satz 1 SGB V genannten Zeitpunkten entstehen.

Absatz 6 sieht zu Gunsten der genannten Personengruppe von einem sechswochigen
Ruhen des Anspruchs ab. Auch hier wird der besonderen Situation Geschadigter Rech-
nung getragen.

Absatz 7 stellt zu Gunsten Geschadigter sicher, dass entgegen § 48 Absatz 1 Satz 1
SGB V das Krankengeld der Sozialen Entschadigung fur Geschéadigte, die sich in statio-
narer Behandlung befinden, nicht endet, wenn die Arbeitsunfahigkeit wegen derselben
Krankheit bereits langer als achtundsiebzig Wochen andauert.

Mit der Regelung zu Absatz 8 wird vermieden, dass Geschadigte wahrend der genannten
Zwischenzeitraume finanziell unversorgt bleiben und mit Nachteilen beim Ubergangsgeld
zu rechnen haben. Die Erforderlichkeit einer weiteren rehabilitativen MalRnahme
nach Satz 1 Nummer 1 muss bereits bei Abschluss der ersten MaRnahme feststehen. Nur
dann ist ein innerer Zusammenhang zwischen beiden MalRnahmen gewahrt. Geschadigte
haben nach Satz 1 Nummer 2 die Verzégerung nicht zu vertreten, wenn die Ursachen
hierfur aul3erhalb ihrer Sphére liegen oder sie ihnen nicht vorwerfbar sind. Zu vertreten
haben sie eine Verzdgerung insbesondere dann, wenn sie die Durchflihrung einer Folge-
mafinahme bewusst verhindert oder die Teilnahme verweigert haben. Die Zumutbarkeit
einer Beschaftigung nach Satz 2 beurteilt sich nach § 140 SGB Il

Nach 8§ 45 SGB V wird Krankengeld unter bestimmten Voraussetzungen auch bei Erkran-
kung des eigenen Kindes gezahlt.

Absatz 9 modifiziert diese Regelung fir den Bereich der Sozialen Entschadigung dahin-
gehend, dass das wegen anerkannter Schadigungsfolgen erkrankte Kind flir den betreu-
enden Elternteil Anspruch auf Krankengeld der Sozialen Entschadigung hat. Die nach
845 SGB V geltenden Voraussetzungen, z. B. der erweiterte Begriff des Kindes nach
§ 10 Abs. 4 SGB V und die Altersgrenzen sowie die Beschrankungen finden Anwendung.
Bei der Berechnung des Krankengeldes der Sozialen Entschadigung regeln die Nummern
1 bis 3 zugunsten der Berechtigten Abweichungen. Der Anspruch auf Krankengeld der
Sozialen Entschadigung ist aufgrund der nur entsprechenden Anwendung des § 45
SGB V nicht daran geknupft, dass das Kind und der betreuende Elternteil gesetzlich kran-
kenversichert sind. Insofern bleibt auch kein Raum fur die Anwendung des 8 44 Abs. 2
SGB V.

Zu § 48 (Beihilfe bei erheblicher Beeintrachtigung der Erwerbsgrundlage)

Beihilfe kann neben dem Krankengeld der Sozialen Entschadigung gezahlt werden. Der
Anspruch auf Beihilfe setzt voraus, dass Geschadigte wahrend einer ambulanten Behand-
lung wegen der Folgen einer Schadigung arbeitsunféahig sind oder sich in stationarer Be-
handlung befinden. Hierdurch bedingt muss es nach Absatz 1 zu einer erheblichen Beein-
trachtigung der Erwerbsgrundlage kommen oder der notwendige Lebensunterhalt muss
nach Absatz 2 infolge bestehender unabwendbarer finanzieller Verpflichtungen nicht mehr
sichergestellt sein.
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Beihilfe nach Absatz 1 kommt fir selbstandig Erwerbstétige in Betracht. Ob eine Beein-
trachtigung der Erwerbsgrundlage vorliegt, beurteilt sich nach den Gesamtumstanden des
Einzelfalles. Eine erhebliche Beeintrachtigung der Erwerbsgrundlage mit Auswirkungen in
der Zukunft geht Uber den zeitweiligen blof3en Einkommensverlust bei unverandert anfal-
lenden Betriebskosten hinaus. Erforderlich ist, dass die berufliche Existenz des Gescha-
digten infolge fehlender Geschéftseinnahmen geféhrdet ist. Dies betrifft vor allem den
Fall, dass der Betrieb nicht fortgefiihrt werden kann, unabwendbare Zahlungsverpflichtun-
gen jedoch fortbestehen und zu erflillen sind. Bei der Beurteilung des Einzelfalles sind
beispielsweise die gesamtwirtschaftliche Lage des Geschadigten, die Dauer der Arbeits-
unfahigkeit, die Hohe des entgangenen Gewinns und andere Leistungen zum Ausgleich
von Einkommensverlusten zu bertcksichtigen. Bei Behandlungsmaf3nahmen von kurzer
Dauer wird in der Regel eine erhebliche Beeintrachtigung der Erwerbsgrundlage nicht
anzunehmen sein.

Beihilfe nach Absatz 2 kommt sowohl firr selbstandig Erwerbstatige als auch fir Perso-
nen, die Einkinfte aus nichtselbstandiger Tatigkeit beziehen, in Betracht. Der in Ab-
satz 2 Satz 1 geregelte Tatbestand stellt entscheidend auf das Verhaltnis zwischen Ein-
kiinften und Bedarf ab. Fur den Begriff des notwendigen Lebensunterhaltes ist die Be-
griffsbestimmung im SGB XII ma3gebend. Die unabwendbaren finanziellen Verpflichtun-
gen missen bereits vor Beginn der Behandlungsmaflihahmen begriindet worden sein.
Nach dem Versagungsgrund des Absatz 2 Satz 2 sind die Grundsatze der wirtschaftlichen
Lebensfiihrung verletzt, wenn bereits bei Eingehung der finanziellen Verpflichtungen da-
mit zu rechnen war, dass die Einkiinfte unter Bericksichtigung der bestehenden und der
vorhersehbaren Verpflichtungen auch ohne die Arbeitsunfahigkeit nicht ausreichen, den
notwendigen Lebensunterhalt zu bestreiten.

Nach Absatz 3 Satz 2 ist eine Beihilfe pro Tag bis zur Hohe des 720. Teils der jahrlichen
BezugsgréRe nach § 18 Absatz 1 SGB IV angemessen. Mit Anderung dieser Bezugsgro-
Be erfolgt automatisch eine Anpassung des Hochstbetrages der Beihilfe.

Absatz 4 begrenzt die Bezugsdauer der Beihilfe und unterscheidet dabei zwischen den
Fallkonstellationen, dass gleichzeitig Krankengeld der Sozialen Entschadigung oder kein
Krankengeld der Sozialen Entschadigung bezogen wird.

Zu 8§ 49 (Zuschusse bei Zahnersatz)

Die Vorschrift stellt eine Abweichung vom Sachleistungsprinzip nach 8§ 44 Absatz 1 dar.
Sie regelt die Voraussetzungen, unter denen Geschadigte anstelle einer Versorgung mit
Zahnersatz flr die Beschaffung eines Zahnersatzes wegen Schadigungsfolgen einen Zu-
schuss in angemessener Hohe erhalten kdnnen.

Bei einem erweiterten Zahnersatz liegt eine ,nicht teilbare Leistung“ nach Nummer 2 ins-
besondere dann vor, wenn eine sachliche oder rechnerische Abgrenzung nicht méglich
ist.

Zu 8 50 (Erstattung von Kosten bei selbst beschaffter Krankenbehandlung)

Die Vorschrift durchbricht das Sachleistungsprinzip nach § 44 Absatz 1. Es werden darin
abschlie3end Sachverhalte geregelt, in denen die Kosten fir selbst beschaffte Leistungen
erstattet werden. Die Notwendigkeit der Behandlung ist gleichbedeutend mit dem ,Maf3
des Notwendigen® im Sinne des 8§ 12 Absatz 1 SGB V, d. h. die Behandlung muss zur
Erreichung der Ziele der Krankenbehandlung erforderlich, ausreichend, zweckmafig und
wirtschaftlich sein.

Absatz 1 regelt die Kostenfolge, wenn Geschadigte die notwendige Krankenbehandlung
nach Antragstellung und vor Anerkennung des Anspruchs nach § 4 Absatz 1 selbst be-
schafft haben. Ihnen sind die angemessenen Kosten zu erstatten, d. h. sie sind in der
Regel finanziell so zu stellen, als hatten sie die Sachleistung in Anspruch genommen.
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Absatz 2 regelt die Kostenfolge, wenn die notwendige Krankenbehandlung vor Geltend-
machung des Anspruchs nach 8 4 Absatz 1 von Geschadigten selbst beschafft wurde. Es
erfolgt eine Erstattung in Hohe der tatsachlich entstandenen Aufwendungen. Umstande
nach Absatz 2 Satz 2 liegen z. B. vor, wenn Geschadigte wegen einer Erkrankung den
Ursachenzusammenhang zwischen Gesundheitsstérung und Schadigung nicht erkennen
konnten oder wegen der Art und Schwere der Erkrankung nicht fahig waren, Willenserkla-
rungen abzugeben oder hiermit einen Dritten zu beauftragen.

Absatz 3 Satz 1 regelt die Kostenfolge, wenn Geschadigte die notwendige Krankenbe-
handlung nach Anerkennung des Anspruchs nach 8 4 Absatz 1 selbst beschafft haben.
Es erfolgt auch hier eine Erstattung in Hohe der tatséchlich entstandenen Aufwendungen.

Eine Leistung im Sinne von Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 ist unaufschiebbar, wenn sie im
Zeitpunkt ihrer tatsachlichen Durchfiihrung so dringlich war, dass aus medizinischer Sicht
eine unverzigliche Behandlung erfolgen musste und keine Moglichkeit eines nennens-
werten zeitlichen Aufschubs bestand. Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 setzt zudem voraus,
dass die Krankenkasse, die Unfallkasse des Landes oder die zustandige Verwaltungsbe-
horde nicht in der Lage war, die unaufschiebbare Mal3nahme rechtzeitig zu erbringen. Der
Verwaltungsbehorde ist grundsatzlich die Mdglichkeit zur Uberpriifung des Leistungsbe-
gehrens einzurdumen, bevor Geschadigte sich die bendtigte Leistung abweichend vom
Sachleistungsprinzip selbst beschaffen kénnen. Fingiert werden kann die Unfahigkeit zur
rechtzeitigen Leistungserbringung, wenn eine vorherige Einschaltung der Kassen oder der
zustandigen Verwaltungsbehoérde nach den Umstanden des Falles nicht verlangt werden
kann, z. B. aus Zeitgrinden oder weil der Gesundheitszustand des Geschadigten dies
nicht zulasst. Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 setzt voraus, dass die zustandige Krankenkas-
se, die zustandige Unfallkasse des Landes oder die zustandige Verwaltungsbehdrde eine
von den Geschadigten beantragte und ihnen rechtlich zustehende Leistung objektiv
rechtswidrig verweigert.

Absatz 4 verweist hinsichtlich der Erstattung der Kosten selbst beschaffter Leistungen zur
medizinischen Rehabilitation auf das SGB IX. Fir diese Leistungen gilt § 18 SGB IX ge-
malR § 7 Absatz 2 Satz 1 SGB IX als spezielle Erstattungsvorschrift.

Absatz 5 stellt klar, dass auch bei Kostenerstattung nach Absatz 1 bis 4 bei Vorliegen der
Voraussetzungen Anspruch auf Krankengeld der Sozialen Entschadigung besteht.

Zu § 51 (Erstattung von Kosten fir Krankenbehandlung bei voribergehendem
Auslandsaufenthalt)

Die Vorschrift ergénzt die 88 15, 101 und 102. Es handelt sich ebenso wie bei 88 49 und
50 um eine Ausnahme vom Sachleistungsprinzip.

Fur den Begriff des voribergehenden Aufenthalts in Absatz 1 Satz 1 werden die Bestim-
mungen des § 30 Absatz 3 SGB | zum Wohnsitz und gewohnlichen Aufenthalt herange-
zogen. Mal3geblich ist die beabsichtigte Dauer des Aufenthalts vor Antritt des Auslands-
aufenthalts. Die Notwendigkeit der Behandlung ist gleichbedeutend mit ,MalR des Not-
wendigen® im Sinne des § 12 Absatz 1 SGB V. Absatz 1 Satz 2 begrenzt den Umfang des
Erstattungsanspruchs auf die Héhe der Vergitung, die die Krankenkassen bei der Erbrin-
gung als Sachleistung im Inland zu tragen hatten.

Da besondere Umstande vorliegen, kdnnen abweichend von Absatz 1 in den Fallen nach
Absatz 2 Nummer 1 und 2 die Kosten der Auslandsbehandlung bis zur vollen Héhe der
tatsachlich entstandenen Aufwendungen erstattet werden.

Die Ubernahme weiterer Kosten der Auslandsbehandlung nach Absatz 3, die im Zusam-
menhang mit der Krankenbehandlung entstehen, liegt im Ermessen der zusténdigen Ver-
waltungsbehdorde. Hierunter kbnnen Reise-, Unterbringungs- und Telefonkosten der oder
des Geschadigten fallen. Entsprechende Kosten einer Begleitperson kdnnen tbernom-
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men werden, wenn diese fiur den Behandlungserfolg medizinisch erforderlich sind. Kran-
kentransportkosten der oder des Geschadigten kdnnen bei medizinischer Notwendigkeit
im Ausnahmefall tGbernommen werden.

Absatz 4 stellt klar, dass auch bei einer Auslandsbehandlung bei Vorliegen der Voraus-
setzungen Anspruch auf Krankengeld der Sozialen Entschadigung besteht.

Unter ,rechtzeitig” in Absatz 5 ist ein medizinisch vertretbarer Zeitraum zu verstehen. Die
erforderliche Zustimmung kann in den Fallen einer unaufschiebbaren Behandlung nach-
traglich eingeholt und erklart werden. Hinsichtlich der Unaufschiebbarkeit gelten die Mal3-
stédbe des 8§ 50 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1. Die Zustimmung erfolgt dem Grunde nach.
Die Hbhe des Kostenerstattungsanspruchs richtet sich nach den Regelungen des Absat-
zes 1 Satz 2 und Absatz 2.

Zu 8§ 52 (Beitrage zur Arbeitsforderung, zur gesetzlichen Rentenversicherung und
zur Alterssicherung)

Mit der Regelung werden Nachteile in der Altersvorsorge auf Grund des Bezugs von
Krankengeld der Sozialen Entschadigung vermieden und die Absicherung gegen das Ri-
siko der Arbeitslosigkeit wird aufrechterhalten.

Geschadigte, die Krankengeld der Sozialen Entschadigung beziehen, sind nach
§ 3 Satz 1 Nummer 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der gesetzli-
chen Rentenversicherung versicherungspflichtig. Auch sind sie gemal3 § 26 Absatz 2
Nummer 1 SGB Il in der Arbeitslosenversicherung versicherungspflichtig, wenn sie unmit-
telbar vor Beginn der Krankengeldzahlung versicherungspflichtig waren oder Anspruch
auf eine laufende Entgeltersatzleistung nach dem SGB Il hatten. Da die Krankengeldzah-
lung schadigungsbedingt erfolgt, werden nach Absatz 1 Nummer 1 fir Geschadigte die
Beitrage zur Arbeitsforderung und nach Absatz 1 Nummer 2 die Beitrage zur gesetzlichen
Rentenversicherung fir die Zeiten des Bezugs von Krankengeld der Sozialen Entschéadi-
gung entrichtet.

Fur nicht rentenversicherungspflichtige oder von der Rentenversicherungspflicht befreite
Geschadigte besteht keine Beitragspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung. Sie
missen sich im Hinblick auf ihre Altersvorsorge anderweitig absichern. Diesem Perso-
nenkreis werden nach Absatz 2 auf Antrag die nachgewiesenen Aufwendungen bis zur
Hohe der Beitrage, die nach Absatz 1 Nummer 2 zu entrichten waren, erstattet.

Aufwendungen fir die Alterssicherung sind nach Absatz 2 Satz 3 insbesondere freiwillige
Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung, Beitrdge zu offentlich-rechtlichen berufs-
standischen Versicherungs- und Versorgungseinrichtungen sowie Beitrdge zu 6ffentlichen
oder privaten Versicherungsunternehmen auf Grund von Lebensversicherungsvertragen.

Die wahrend des Bezugs von Krankengeld der Sozialen Entschadigung anfallenden Bei-
trdge an die gesetzliche Krankenversicherung und soziale Pflegeversicherung werden
nach § 251 Absatz 1 SGB V und 8§ 59 Absatz 1 und Absatz 4 Satz 2 SGB Xl getragen.

Die Regelung in Absatz 3 tragt der besonderen Situation Rechnung, dass nach 8§ 47 Ab-
satz 9 das Krankengeld der Sozialen Entschadigung dem geschadigten Kind fur den be-
treuenden Elternteil zusteht.

Zu 8 53 (Reisekosten)

Absatz 1 stimmt im Wesentlichen mit § 24 Absatz 1 BVG (iberein. Die Ubernahme der
Reisekosten stellt eine akzessorische Nebenleistung zu Behandlungsleistungen der Kran-
kenbehandlung als Hauptleistung dar. Reisekosten sind Fahrkosten bei Inanspruchnahme
von ambulanten und stationaren MalRnahmen, Nebenkosten und Kosten fur Unterkunft
und Verpflegung. Dem besonderen Charakter des Sozialen Entschadigungsrechts ent-
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spricht es, dass die Ubernahme von Reisekosten uber die Ubernahme von Fahrkosten
nach § 60 Absatz 2 bis 4 SGB V hinausgeht. Die Notwendigkeit von Reisekosten beurteilt
sich nach den Verhéltnissen des konkreten Einzelfalls. Eine Begleitung ist notwendig,
wenn Geschadigte den Weg von der Wohnung zum Behandlungsort und zuriick aus ge-
sundheitlichen - auch schadigungsunabhangigen - Griinden nicht allein zurticklegen koén-
nen oder wenn sich ihre- auch schadigungsunabhéangige Behinderung - so stark auswirkt,
dass ohne eine Begleitung der Erfolg der BehandlungsmalRnahme geféhrdet ist. Aus-
dricklich gesetzlich geregelt ist, dass Maf3stab fir die Angemessenheit von Reisekosten
das Bundesreisekostengesetz ist. Ein zwingender Grund im Sinne von Absatz 1 Satz 4
liegt beispielweise bei einer Erkrankung eines Familienangehdrigen vor.

Im Unterschied zu den Leistungen nach Absatz 1 handelt es sich bei der Ubernahme von
Reisekosten fur Familienheimfahrten oder Besuchsreisen von Familienangehdrigen nach
Absatz 2 um Ermessensleistungen. Die Ermessensentscheidung erfolgt anhand der kon-
kreten Umsténde des Einzelfalls. Die familiare Situation und Zumutbarkeitsgesichtspunkte
finden dabei besondere Beriicksichtigung. Insoweit wird an die bisherige Rechtspraxis
angeknupft. Reisekosten fir Besuchsreisen von Familienangehorigen kénnen nur fur ei-
nen angemessenen Zeitraum Ubernommen werden. Je nach Dauer der Anreise liegt die
Grenze bei maximal drei bis vier Tagen.

Fuhrt die notwendige Begleitung einer oder eines Berechtigten bei der Begleitperson zu
einem Verdienstausfall, wird nach Absatz 3 der oder dem Berechtigen Ersatz geleistet,
wenn sie oder er der Begleitperson zur Erstattung verpflichtet ist. Die Regelung betrifft nur
den Ersatz von Verdienstausfallen unentgeltlich tatiger Begleitpersonen, die beispielswei-
se unbezahlten Urlaub nehmen, um eine Begleitung zu ermdglichen. Die oder der Berech-
tigte hat ihre oder seine Erstattungspflicht gegentiber der Begleitperson der zustandigen
Stelle nachzuweisen. Entgangener Arbeitsverdienst wird in der Regel in Hohe des Net-
toarbeitsentgelts ersetzt. Bei Begleitpersonen, die selbsténdig erwerbstatig sind, wird auf
den tatsachlichen Ausfall an Arbeitsverdienst abgestellt. Der Berechnung ist grundséatzlich
das durch den Einkommensteuerbescheid nachgewiesene Jahreseinkommen zugrunde
zu legen.

Der Ausfall von Arbeitsverdienst, der bei der oder dem Berechtigen selbst aufgrund der
Inanspruchnahme von Leistungen der Krankenbehandlung entsteht, wird unter den Vo-
raussetzungen des 8§ 47 durch das Krankengeld der Sozialen Entschadigung als Lohner-
satzleistung ausgeglichen.

Zu Abschnitt 2 (Vergutung der Leistungserbringer)

Zu 8§ 54 (Vergutung fur Leistungen der Krankenbehandlung)

Die Vorschrift regelt den Umfang des Vergitungsanspruchs von Leistungserbringern fir
Leistungen der Krankenbehandlung nach § 42.

Absatz 1 begrenzt den Vergutungsanspruch auf die fur Versicherte der gesetzlichen
Krankenkassen zu zahlende Vergitung. Die einschlagigen Vergitungsvertrédge und Ver-
gutungsbestimmungen fur die Leistungserbringung nach SGB V sind somit maf3geblich.
Absatz 2 dient der Klarstellung.

Zu 8§ 55 (Vergutung fur ergédnzende Leistungen)

Absatz 1 dient der Klarstellung.

Die Absatze 2 bis 7 regeln Art und Umfang der Vergitung von Erbringern erganzender

Leistungen der Krankenbehandlung nach 8§ 43. Es wird auf bestehende Regelungen und
Verordnungen verwiesen.
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Fur psychotherapeutische Leistungen wird nach Absatz 2 auf Gebihrenordnungen ver-
wiesen, die fur die Abrechnung mit Privatpatienten gelten. Die Hohe der Gebihr bemisst
sich in Abhangigkeit vom Schwierigkeitsgrad und Zeitaufwand der einzelnen Leistung.
Dies gilt auch nach Absatz 3 fir besondere zahnérztliche, implantologische, kieferchirur-
gische und kieferorthopéadische Leistungen sowie fir Mehrleistungen flr Zahnersatz nach
8§ 43 Absatz 2 Nummer 2. Da die Gebuhrenordnung fir Zahnérzte keine Preisregelung fur
zahntechnische Leistungen enthalt, wird zu deren Vergitung auf die Bundeseinheitliche
Benennungsliste fir zahntechnische Leistungen (BEB) verwiesen.

Arztliche und nichtarztliche Leistungen, die in den Gebiihrenordnungen nicht erfasst sind,
werden nach Absatz 4 entsprechend einer nach Art, Kosten- und Zeitaufwand gleichwer-
tigen Leistung in Anlehnung an bestehende Geblhrenordnungen berechnet.

Die Vergutung fur heilpadagogische Leistungen nach Vollendung des 18. Lebensjahres ist
angemessen, wenn sie den ortsiblichen Mal3stéaben fur nach Art, Inhalt und Umfang ver-
gleichbaren Leistungen entspricht.

Fur die Abgabe verschreibungspflichtiger Arzneimittel gilt bundesweit ein einheitlicher
Apothekenverkaufspreis. Dieser richtet sich nach der Arzneimittelpreisverordnung. Nicht
verschreibungspflichtige Arzneimittel sind von dieser Verordnung nicht erfasst und unter-
liegen nicht der Preisbindung. Die Vergutung fir besondere nicht verschreibungspflichtige
Arzneimittel und Arzneimittel, bei denen der Festbetrag Uberschritten wird, erfolgt in Héhe
der tatséchlich entstandenen Kosten.

Fur die Vergltung fur Wahlleistungen gilt 8 17 des Gesetzes uber die Entgelte fir voll-
und teilstationare Krankenhausleistungen.

Zu 8 56 (Vergutung fur die Versorgung mit Hilfsmitteln)

Fur die Vergltung der Hilfsmittelversorgung gelten nach Absatz 1 die Vergltungsvertrage
und Vergutungsbestimmungen fur die Leistungserbringung nach SGB VII. Zu den Leis-
tungserbringern nach SGB VIl z&hlen insbesondere Vertragséarztinnen und -arzte, Durch-
gangsarztinnen und -arzte sowie Krankenhausarztinnen und -arzte.

Absatz 2 dient der Klarstellung.
Zu Abschnitt 3 (Zustandigkeit und Dateniibermittlung)
Zu 8 57 (Zustandigkeit)

Die Vorschrift differenziert zwischen der Durchfiihrung und der Erbringung von Leistungen
der Krankenbehandlung. Die Durchfihrung betrifft die rechtliche Verantwortlichkeit und
die Erbringung die tatséchliche Bereitstellung der Leistung.

Nach Absatz 1 liegt die Zustandigkeit fur die Durchfihrung bei der zustandigen Verwal-
tungsbehdrde. Diese trifft die Entscheidung Uber die Leistungsgewahrung dem Grunde
nach.

Die Erbringung der Leistungen obliegt, abhéngig von der Art der Leistung, den Kranken-
kassen, den Unfallkassen der Lander oder den Verwaltungsbehdrden.

Nach Absatz 2 und 3 erbringen die Krankenkassen auf Grund gesetzlichen Auftrags die
Leistungen nach § 42 und Gbernehmen als akzessorische Nebenleistung die Reisekosten
nach 8§ 53. Sie erbringen auch das Krankengeld der Sozialen Entschadigung nach § 47,
da von einigen Besonderheiten abgesehen hier die Regelungen des Krankengeldes nach
SGB V entsprechend gelten.
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Geschéadigte, die nicht gesetzlich krankenversichert sind, kdnnen nach Absatz 3 die fiur
sie zustandige Krankenkasse wahlen. Nach Absatz 4 gilt dies auch fur Angehoérige, Hin-
terbliebene und Nahestehende, die Leistungen nach 8§ 42 Absatz 3 oder 4 erhalten.

Um eine zigige Krankenbehandlung sicherzustellen, ist nach Absatz 3 Satz 2 das Wahl-
recht innerhalb einer Zweiwochenfrist auszuliben, anderenfalls gilt nach Absatz 3 Satz 3
das Verfahren nach 8 175 Absatz 3 Satz 2 SGB V entsprechend. Die zur Meldung ver-
pflichtete Stelle ist in diesem Falle die zustandige Verwaltungsbehdrde. Die Ausnahme
nach Absatz 3 Satz 4 und 5 verhindert, dass fur eine Person verschiedene Krankenkas-
sen zustandig werden.

Nach Absatz 5 erfolgt die Versorgung mit Hilfsmitteln und als akzessorische Nebenleis-
tung die Ubernahme von Reisekosten nach § 53 durch die Unfallkassen der Lander auf
Grund gesetzlichen Auftrags.

Leistungen, die nach Absatz 6 die Verwaltungsbehdrden selbst erbringen, sind die ergén-
zenden Leistungen nach § 43, die Beihilfe bei erheblicher Beeintrachtigung der Erwerbs-
grundlage nach 8 48, die Zuschisse bei Zahnersatz nach § 49, die Erstattung von Kosten
bei selbst beschaffter Krankenbehandlung nach 8§ 50, die Erstattung von Kosten fir Kran-
kenbehandlung bei voribergehendem Auslandsaufenthalt nach § 51, die Zahlung von
Beitragen zur Arbeitsforderung, zur gesetzlichen Rentenversicherung und zur Alterssiche-
rung nach § 52, die Ubernahme von Reisekosten nach § 53, sofern die Verwaltungsbe-
horde fur die Hauptleistung zustandig ist, sowie die Erstattung der Aufwendungen und
Verwaltungskosten an die Krankenkassen nach § 60 Absatz 1 und 2 und an die Unfall-
kassen der Lander nach § 61 Absatz 1 und 2. Satz 2 steht in Zusammenhang mit § 50
Absatz 4. Die Zustandigkeiten nach § 18 Absatz 6 Satz 2 und 3 SGB IX sind nach § 7
Absatz 2 SGB IX unabdingbar.

Zu 8§ 58 (Zustandigkeit zur Entscheidung Uber Widerspriiche)

Die Regelung ist notwendig, weil nach § 85 Absatz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
die Widerspruchsstellen der Krankenkassen und der Unfallkassen der Lander nur in An-
gelegenheiten der Sozialversicherung, nicht aber in Angelegenheiten des Sozialen Ent-
schadigungsrechts, die kraft gesetzlichen Auftrags wahrgenommen werden, entscheiden
konnen.

Zu 8§ 59 (Datenubermittiung)

Die Vorschrift ist notwendig, da eine Einschréankung des Rechts der Geschadigten auf
informationelle Selbstbestimmung einer gesetzlichen Grundlage bedarf. Absatz 1 ver-
pflichtet die Leistungserbringer der Krankenbehandlung der zustandigen Krankenkasse
oder der zustandigen Verwaltungsbehorde die bezeichneten Daten zu Ubermitteln, soweit
die Informationen fir deren jeweilige Aufgabenerfillung erforderlich sind.

Die Befugnis des jeweiligen Leistungserbringers zur Ubermittlung von Daten an die zu-
standige Krankenkasse bzw. die zustandige Verwaltungsbehérde im Einzelfall ergibt sich
aus den in Bezug genommenen Vorschriften des SGB V. Die Datentbermittlung ist bei-
spielsweise zu Zwecken der Abrechnung erforderlich; dazu gehéren auch die Weiterlei-
tung von Befunden oder die Mitteilung tUber Art und Datum der jeweiligen Behandlung.

Absatz 2 regelt eine entsprechende Verpflichtung der Leistungserbringer der Krankenbe-
handlung zur Ubermittlung von bezeichneten Daten an die zusténdige Unfallkasse des
Landes.



Drucksache 351/19 - 226 -

Zu Abschnitt 4 (Erstattungen von Aufwendungen und Verwaltungskosten)
Zu 8 60 (Erstattung an Krankenkassen)

Der Staat kommt mit dem Sozialen Entschadigungsrecht einer gesamtgesellschaftlichen
Verantwortung nach. Daher diurfen Aufwendungen und Verwaltungskosten der Kranken-
kassen im Bereich der Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung nicht zu Lasten
der Beitragszahler der gesetzlichen Krankenversicherung gehen.

Absatz 1 regelt daher die Erstattung von Aufwendungen fir Leistungen, die den Kranken-
kassen auf Grund des gesetzlichen Auftragsverhéaltnisses nach 8 57 Absatz 2, 3 und 4
entstehen. Die Abrechnung erfolgt halbjahrlich, um den Verwaltungsaufwand bei den
Krankenkassen und den Verwaltungsbehoérden in Grenzen zu halten.

Absatz 2 sieht halbjéhrlich eine Erstattung von Verwaltungskosten vor. Eine Erstattung in
Hoéhe von 5 Prozent des halbjahrlichen Erstattungsbetrages fur Aufwendungen nach Ab-
satz 1 ist angemessen.

Die Zahlung angemessener Vorschisse, d. h. von Abschlagszahlungen fiir Erstattungs-
anspruche nach Absatz 1 und 2, ist Uber § 91 Absatz 3 SGB X hinaus auch auf Verlangen
der Verwaltungsbehorde maoglich.

Zur Verwaltungsvereinfachung werden nach Absatz 3 Satz 1 den Krankenkassen ab dem
1. Januar des dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Artikel 59 Absatz 6 fol-
genden Kalenderjahres die Aufwendungen pauschal erstattet. Ab diesem Zeitpunkt ist
davon auszugehen, dass eine hinreichend valide Datenbasis fur eine Pauschalierung vor-
liegt.

Nach Absatz 3 Satz 2 richtet sich die Hohe der an die Krankenkassen zu erstattenden
Verwaltungskosten ab 1. Januar des dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes nach
Artikel 59 Absatz 6 folgenden Kalenderjahres nach dem pauschalen Erstattungsbetrag.
Hier sind 5 Prozent angemessen.

Einzelheiten der durch Verwaltungsvereinbarung nach Absatz 3 Satz 3 zu regelnden Pau-
schalerstattung betreffen u. a. die Grundlagen der Bemessung des pauschalen Erstat-
tungsbetrages fur Aufwendungen der Krankenbehandlung sowie Verfahrensregelungen,
etwa zu den Zeitabstanden, in denen die Grundlagen der Pauschalabgeltung von den
Vereinbarungspartnern regelmafig Uberprift werden. Die Bundesstelle fur Soziale Ent-
schadigung und der Spitzenverband Bund der Krankenkassen kdnnen in der Verwal-
tungsvereinbarung auch eine vorlaufige Regelung treffen, etwa fir den Fall, dass wider
Erwarten fir eine abschlieRende Regelung noch keine ausreichende Datenbasis vorliegt.

Auf Grund der nicht unerheblichen finanziellen Auswirkungen bedarf nach Absatz 3 Satz 5
die Verwaltungsvereinbarung der Zustimmung des BMAS und des BMG. Dies gilt auch fur
spatere Anderungen.

Absatz 4 enthalt einen Konfliktlidsungsmechanismus fir den Fall, dass keine Verwal-
tungsvereinbarung zustande kommt. In diesem Fall entscheidet eine Schiedsstelle.

Absatz 5 regelt einen Anspruch auf Ersatz von Auslagen, die aufgrund der Ausiibung des
Ehrenamts anfallen, sowie die Unabhéangigkeit der Mitglieder der Schiedsstelle, die Ein-
zelheiten des Abstimmungsverfahrens und die Rechtsaufsicht. Auslagen, die den Mitglie-
dern der Schiedsstelle entstehen, werden in entsprechender Anwendung des Bundesrei-
sekostengesetzes ersetzt.

Absatz 6 sieht vor, dass bis zur Entscheidung der Schiedsstelle weiterhin Spitzabrech-
nungen erfolgen.
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Zu § 61 (Erstattung an Unfallkassen der Lander)

Absatz 1 regelt die Erstattung von Aufwendungen fur Leistungen, die den Unfallkassen
der Lander auf Grund des gesetzlichen Auftragsverhaltnisses nach § 57 Absatz 5 entste-
hen. Die Abrechnung erfolgt halbjahrlich, um den Verwaltungsaufwand bei den Unfallkas-
sen und den Verwaltungsbehorden in Grenzen zu halten.

Absatz 2 sieht ebenfalls halbjahrlich eine Erstattung von Verwaltungskosten vor. Eine
Erstattung in Hohe von 5 Prozent des halbjahrlichen Erstattungsbetrages fur Aufwendun-
gen nach Absatz 1 ist angemessen.

Die Zahlung angemessener Vorschisse, d. h. von Abschlagszahlungen fur Erstattungs-
anspriche nach Absatz 1 und 2, ist tber § 91 Absatz 3 SGB X hinaus auch auf Verlangen
der Verwaltungsbehorde méglich.

Zu Kapitel 6 (Leistungen zur Teilhabe)

Im SGB XIV wird der Teilhabegedanke deutlich und transparent herausgestellt. Teilhabe-
leistungen werden kiinftig grundsatzlich ohne den Einsatz von Einkommen und Vermdgen
erbracht. Anders als im bisherigen BVG gilt dies damit auch fur die Leistungen zur Sozia-
len Teilhabe. Hierzu werden die Teilhabeleistungen aus den flrsorgerischen Leistungen
des bisherigen BVG herausgel6st und in einem eigenen Kapitel geregelt. Die bisher in
88 26, 26a BVG und § 27d Absatz 1 Nummer 3, Absatz 3 Satz 1 BVG in Verbindung mit
Teil 2 Kapitel 1 bis 7 des SGB IX vorgesehenen Leistungen sind nun in den Leistungen
nach Kapitel 6 aufgegangen.

Fur Geschadigte werden Leistungen zur Teilhabe erbracht, wenn der Bedarf schadi-
gungsbedingt ist (8 5 Absatz 1 und § 27). Die Teilhabeleistungen sind nicht von dem Be-
zug von Entschadigungszahlungen abhangig. Vielmehr reicht es fir diese Leistungen aus,
dass das Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen im Sinne des 8§ 4 Absatz 1 festgestellt
ist. Dies ist eine Anderung im Vergleich zum bisherigen Recht, in dem ein Bezug von
Grundrente oder ein Anspruch auf Heilbehandlung bestehen musste.

Zu 8 62 (Leistungsumfang)

Satz 1 enthalt eine Ubersicht, welche Leistungen zur Teilhabe nach dem SGB XIV er-
bracht werden.

Satz 2 stellt klar, dass die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation abweichend hier-
von auf der Grundlage der Regelungen des Kapitels 5 zur Krankenbehandlung erbracht
werden.

Zu 8 63 (Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben)

Die Vorschrift entspricht in Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 im Wesentlichen dem bisherigen
Recht in § 26 Absatz 1 BVG, indem auf die bewéhrte Bandbreite méglicher Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben des SGB IX verwiesen wird. Hierbei handelt es sich um ei-
nen Rechtsfolgenverweis, so dass fur den Bezug von beruflichen Teilhabeleistungen nicht
erforderlich ist, dass es sich bei den Geschadigten um Menschen mit (drohenden) Behin-
derungen im Sinne des § 2 Absatz 1 SGB IX handelt. Liegen die Anspruchsvorausset-
zungen nach dem SGB XIV vor, sind die in den 88 50 bhis 56 und den 88 58 und 61
SGB IX genannten Leistungen zu erbringen. Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
sind im Sozialen Entschadigungsrecht darauf auszurichten, durch Hilfen zur Erhaltung
oder Erlangung einer der Eignung, Neigung und bisherigen Tatigkeit des Geschadigten
entsprechenden beruflichen Téatigkeit die Folgen der Schadigung angemessen auszuglei-
chen oder zu mildern.
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Die weiterhin am Schadensausgleich orientierte erstmalige Eingliederung oder Wieder-
eingliederung der Geschadigten in den Arbeitsmarkt findet ihren besonderen Ausdruck
zusatzlich im Individualisierungsgrundsatz des § 70, wonach sich Art, Ausmalfi und Dauer
der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach der Besonderheit des Einzelfalles so-
wie der Art des Bedarfes richtet. Daneben ist fur die Gestaltung der Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben das Wunsch- und Wabhlrecht in § 69 in besonderer Weise zu be-
achten. Der sich daraus ergebende Beurteilungsspielraum ist im Interesse der Sicherung
der beruflichen Eingliederung weitestgehend auszuschopfen. Diese Bandbreite an Leis-
tungen und die anzulegenden Mafl3stabe decken die bisherigen Regelungen des Abschnitt
1 der KFlrsV ab. So soll die berufliche Ausbildung den Geschadigten die notwendigen
Fertigkeiten und Kenntnisse fur die Ausiibung einer ihren Kréften und Fahigkeiten ange-
messenen qualifizierten beruflichen Tatigkeit vermitteln. Die berufliche Weiterbildung soll
Geschadigten mit abgeschlossener Berufsausbildung oder angemessener Berufserfah-
rung dazu verhelfen, berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten festzustellen, zu erhalten
oder zu erweitern. Auch erhalten Geschadigte weiterhin Leistungen zur beruflichen Wei-
terbildung, wenn und solange sie infolge der Schadigung in der Ausitibung des erlernten
oder ausgeibten Berufs so beeintrachtigt sind, dass sie sich am Arbeitsplatz und im
Wettbewerb mit Nichtgeschadigten nicht behaupten kénnen.

§ 63 Absatz 1 Nummer 1 SGB XIV in Verbindung mit 8 49 SGB IX beinhaltet dabei keinen
abschlielenden Leistungskatalog. Vielmehr lasst sich aus 8§ 49 Absatz 3 SGB IX (,insbe-
sondere") schlieRen, dass Uber die dort ausdriicklich genannten Leistungen hinaus weite-
re nicht ausdricklich benannte Leistungen nach § 49 Absatz 1 SGB IX zu erbringen sind,
die unter Berlicksichtigung von Art und Schwere der Schadigung erforderlich sind, um das
Ziel der Rehabilitation zu erreichen oder zu sichern. Einer der des § 26 Absatz 4 Num-
mer 4 BVG entsprechenden Regelung bedarf es daher nicht mehr. Moglich ist beispiels-
weise nicht nur die Forderung der Aufnahme oder der Erhalt einer abhangigen Beschéfti-
gung, sondern nach wie vor auch die Erbringung von Leistungen an Geschadigte, die eine
selbsténdige Tatigkeit aufnehmen oder erhalten wollen. Dies ergibt sich aus § 63 Absatz 1
Nummer 1 SGB XIV in Verbindung mit § 49 Absatz 3 Nummer 6 und 7 SGB IX. Zu den
Leistungen gehort auch die Ubernahme der erforderlichen Kosten fur Unterkunft und Ver-
pflegung, wenn fir die Ausfiihrung einer Leistung eine Unterbringung der Geschadigten
au3erhalb des eigenen oder elterlichen Haushalts zur Sicherung des Erfolgs der Teilhabe
am Arbeitsleben notwendig ist. Dies ergibt sich aus § 63 Absatz 1 Nummer 1 SGB XIV in
Verbindung mit § 49 Absatz 7 Nummer 1 SGB IX. Dies gilt unabhangig davon, ob die Ge-
schadigten in einer Einrichtung der beruflichen Rehabilitation untergebracht sind oder
anderweitig aufRerhalb des eigenen oder des elterlichen Haushalts. Die bisherige Fall-
konstellation des § 26 Absatz 2 BVG wird somit ebenfalls von dieser Regelung umfasst.
Zudem konnen auch weiterhin Leistungen an Arbeitgeber, also Ausbildungs- und Einglie-
derungszuschiisse, erbracht werden. Dies ergibt sich aus § 63 Absatz1 Nummer 1
SGB XIV in Verbindung mit § 50 SGB IX.

Des Weiteren kénnen nach Absatz 1 Nummer 2 Leistungen im Eingangsverfahren und im
Berufsbildungsbereich der Werkstétten fur behinderte Menschen erbracht werden.

Zusatzlich aufgenommen sind in Absatz 1 Nummer 3 die Leistungen im Arbeitsbereich
der Werkstatten fur behinderte Menschen, die im Rahmen der Eingliederungshilfe fir be-
hinderte Menschen nach § 27d Absatz 1 Nummer 3, Absatz 3 Satz 1 BVG in Verbindung
mit Teil 2 Kapitel 4 des SGB IX erbracht wurden. Die neue Verortung entspricht der Sys-
tematik der 88 49 ff. SGB IX. AuRerdem erhalten die Werkstatten fir behinderte Men-
schen ein Arbeitsforderungsgeld nach § 59 SGB IX.

Nach Absatz 1 Nummer 4 kdnnen Geschadigte Leistungen nach Absatz 1 Nummer 2 und
3 in Verbindung mit den 88 57, 58 SGB IX auch bei einem anderen Leistungsanbieter
nach § 60 SGB IX in Anspruch nehmen.
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Nach Absatz 1 Nummer 5 erhalten Geschadigte zudem ein Budget fur Arbeit nach § 61
SGB IX.

Nach Absatz 2 kbénnen Geschadigte bestimmte Leistungen im Zusammenhang mit dem
Betrieb eines notwendigen Kraftfahrzeugs erhalten, wenn dies infolge der Schadigung fir
die Teilhabe am Arbeitsleben erforderlich ist. Diese Regelung ist angelehnt an die Rege-
lung in 8 10 Absatz 2 Satz 1 KFursV und erweitert die Leistungen nach § 49 SGB IX zur
Kraftfahrzeughilfe um Leistungen zum Betrieb, Unterhalt, Unterstellen und Abstellen eines
Kraftfahrzeuges. Die weiteren in § 10 Absatz 2 KFirsV genannten Leistungen (Hilfen zur
Beschaffung, zur schadigungsbedingten Zusatzausstattung sowie zur Erlangung der
Fahrerlaubnis) sind bereits durch den Verweis des § 63 Absatz 1 Nummer 1 SGB XIV auf
§ 49 Absatz 8 Nummer 1 SGB IX und die Kraftfahrzeughilfe-Verordnung erfasst.

Nach Absatz 3 erhalten Hinterbliebene Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, soweit
der Antrag innerhalb eines Zeitraums von finf Jahren nach dem Tod des oder der Ge-
schadigten gestellt wird. Dadurch soll Hinterbliebenen ein angemessener Zeitraum nach
dem schéadigungsbedingten Tod des oder der Geschéadigten eingeraumt werden, um wie-
der in den Arbeitsmarkt integriert werden zu kdénnen. Das Vorliegen einer (drohenden)
Behinderung ist bei Hinterbliebenen nicht Leistungsvoraussetzung. Wurde eine Mal3nah-
me zur Teilhabe am Arbeitsleben innerhalb von funf Jahren nach dem Tod des oder der
Geschéadigten beantragt, so kann diese bis zu ihrem Abschluss durchgefihrt werden.

Zu 8 64 (Unterhaltssichernde und andere erganzende Leistungen)

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 63 werden flankiert durch unterhaltssi-
chernde und andere erganzende Leistungen nach 8 64. Die Vorschrift Ubernimmt fir Ge-
schadigte im Wesentlichen den Katalog des § 26 Absatz 4 BVG. Dieser Katalog wird
sprachlich gestrafft. Eine inhaltliche Reduzierung des Leistungsspektrums ist damit nicht
verbunden. Nicht ausdriicklich ibernommen wird insbesondere § 26 Absatz 4 Nummer 4
BVG. Denn die dort genannten sonstigen Leistungen werden nach 8§ 63 SGB XIV in Ver-
bindung mit § 49 Absatz 3 Nummer 7 SGB IX erbracht. Fir Hinterbliebene werden die
unterhaltssichernden und anderen erganzenden Leistungen kiinftig anders als nach § 26
Absatz 6 BVG nicht lediglich in begrindeten Féllen erbracht, sondern immer dann, wenn
Hinterbliebene Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten.

Absatz 1 entspricht § 26 Absatz 4 Nummer 1, 3 und 5 BVG, fur Hinterbliebene nach den
vorgenannten Regelungen in Verbindung mit 8§ 26 Absatz 6 BVG. Hiernach erhalten Ge-
schadigte und Hinterbliebene wéhrend der Erbringung von Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben die einschlagigen in den 88 64 ff. SGB IX geregelten ergéanzenden Leistun-
gen wie Ubergangsgeld, die Erstattung von Reise- und Kinderbetreuungskosten sowie
Haushaltshilfe.

Absatz 2 bestimmt zur Berechnung des Ubergangsgeldes die Leistungsbemessungsgren-
ze fUr das Soziale Entschadigungsrecht, wenn Geschadigte oder Hinterbliebene Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten. Die Regelung entspricht dem bisherigen
Recht im BVG. Firr die Hohe des Ubergangsgeldes im Sozialen Entschadigungsrecht gilt
§ 66 Absatz 1 Satz 4 SGB IX.

Als Besonderheit im Recht der Sozialen Entschadigung wird in Absatz 3 ein Anspruch auf
Unterhaltsbeihilfe geregelt. Nach Satz 1 wird die Unterhaltsbeihilfe erbracht, wenn Ge-
schadigte und Hinterbliebene vor dem Beginn der Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben
nicht erwerbstatig gewesen sind. Die Unterhaltsbeihilfe wird grundsatzlich fur die Zeit er-
bracht, in der Geschadigte oder Hinterbliebene tatséchlich Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben in Anspruch nehmen. Durch Satz 2 wird der Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe
auf weitere Fallgestaltungen ausgedehnt. Zum einen betrifft dies nach Satz 2 in Verbin-
dung mit 8 71 Absatz 3 SGB IX Falle, in denen Geschadigte und Hinterbliebene Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben allein aus gesundheitlichen Grinden nicht mehr, aber
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voraussichtlich wieder in Anspruch nehmen. In diesen Fallen wird die Unterhaltsbeilhilfe
bis zum vorgesehenen Ende dieser Leistungen, héchstens bis zu sechs Wochen weiter-
gezahlt. Zum anderen begriindet Satz 2 in Verbindung mit § 71 Absatz 4 SGB IX einen
Weiterzahlungsanspruch, wenn Geschadigte und Hinterbliebene im Anschluss an eine
abgeschlossene Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben arbeitslos sind. In diesen Féllen
wird die Unterhaltsbeihilfe wahrend der Arbeitslosigkeit bis zu drei Monate weitergezabhilt,
wenn sich die Geschéadigten und Hinterbliebenen bei der Agentur fur Arbeit arbeitslos
gemeldet haben und einen Anspruch auf Arbeitslosengeld von mindestens drei Monaten
nicht geltend machen kdnnen. Die Anspruchsdauer von drei Monaten vermindert sich um
die Anzahl von Tagen, fur die Geschadigte und Hinterbliebene im Anschluss an eine ab-
geschlossene Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben einen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld geltend machen kénnen. Die Unterhaltsbeihilfe berechnet sich nach Satz 3 entspre-
chend den Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93.

Fur nicht rentenversicherungspflichtige oder von der Rentenversicherungspflicht befreite
Geschadigte und Hinterbliebene besteht keine Beitragspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung. Sie missen sich im Hinblick auf ihre Altersvorsorge anderweitig absichern.
Diesem Personenkreis werden nach Absatz 4 auf Antrag die nachgewiesenen Aufwen-
dungen bis zur Hbhe der Beitrage, die zur gesetzlichen Rentenversicherung fir Zeiten
des Bezugs von Ubergangsgeld zu entrichten waren, erstattet. Aufwendungen fiir die Al-
terssicherung im Sinne des Absatzes 4 sind insbesondere freiwillige Beitrage zur gesetzli-
chen Rentenversicherung, Beitrdge zu offentlich-rechtlichen berufsstandischen Versiche-
rungs- und Versorgungseinrichtungen sowie Beitrdge zu offentlichen oder privaten Versi-
cherungsunternehmen auf Grund von Lebensversicherungsvertragen. Die Regelung ent-
spricht insoweit § 26 Absatz 4 Nummer 2 BVG.

Soweit dariiber hinaus in § 26 Absatz 4 Nummer 2 BVG die Entrichtung von Beitrdgen zur
gesetzlichen Rentenversicherung fiir Zeiten des Bezugs von Ubergangsgeld geregelt war,
ist eine Regelung im SGB XIV entbehrlich. Denn dies ergibt sich bereits aus dem SGB VI.
Nach § 3 Satz 1 Nummer 3 SGB VI besteht fiir Personen, die Ubergangsgeld erhalten,
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung. In diesen Fallen werden die
Beitrdge nach § 170 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b SGB VI von den Leistungstragern
getragen, vorliegend also vom Trager der Sozialen Entschadigung.

Absatz 5 regelt durch den Verweis auf § 64 Absatz 2 Satz 1 SGB IX, dass auch im Sozia-
len Entschadigungsrecht in den Fallen, in denen der Schutz von Geschadigten oder Hin-
terbliebenen bei Krankheit oder Pflege wahrend der Teilnahme an Leistungen zur Teilha-
be am Arbeitsleben nicht anderweitig sichergestellt ist, die Beitrage fur eine freiwillige
Krankenversicherung ohne Anspruch auf Krankengeld und zur Pflegeversicherung bei
einem Trager der gesetzlichen Kranken- oder Pflegeversicherung oder, wenn dort im Ein-
zelfall ein Schutz nicht gewaéhrleistet ist, die Beitrdge zu einem privaten Krankenversiche-
rungsunternehmen erbracht werden kénnen. Hierbei handelt es sich um eine Ermessens-
leistung.

Im Ubrigen ist eine gesonderte Bestimmung zur Tragung von Beitragen zur gesetzlichen
Krankenversicherung entbehrlich. Denn auf Grund der Neuregelung des 8 5 Absatz 1
Nummer 6 SGB V sind Teilnehmer an Malinahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben auch
dann nach 8 5 Absatz 1 Nummer 6 SGB V versicherungspflichtig, wenn diese Mal3nah-
men nach dem SGB XIV erbracht werden. Nach § 251 Absatz 1 SGB V tragt in diesen
Fallen der zustandige Rehabilitationstréager, vorliegend also der Trager der Sozialen Ent-
schadigung, die Beitrage.

Auch eine besondere Bestimmung tber den Unfallschutz von Teilnehmern an Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben ertbrigt sich, weil dieser bereits durch die in § 4 Absatz 2
Nummer 1 Buchstabe a und b enthaltene Regelung sichergestellt ist.
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Nach § 20 Absatz 1 Satz 1 SGB Xl besteht zudem eine Versicherungspflicht in der sozia-
len Pflegeversicherung. Dies wird durch 8§ 20 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 SGB XI aus-
driicklich klargestellt. Die Beitrdge zur sozialen Pflegeversicherung tragt nach § 59 Ab-
satz 1 Satz 1 SGB Xl in entsprechender Anwendung von § 251 Absatz 1 SGB V der zu-
standige Rehabilitationstrager, vorliegend also der Trager der Sozialen Entschadigung.

Einer gesonderten Bestimmung zur Tragung der Beitrage zur Arbeitsférderung bedarf es
nicht, weil durch den Bezug von Ubergangsgeld oder Unterhaltsbeihilfe bei berufsfordern-
den Leistungen kein Versicherungsverhaltnis begrindet wird. Dies entspricht der gelten-
den Rechtslage, die durch die Einordnung der Arbeitsforderung in das Sozialgesetzbuch
begrindet wurde (vgl. BT-Drucksache 13/4941, Seite 251).

Zu 8 65 (Leistungen zur Teilhabe an Bildung)

Die in der Vorschrift genannten Geschadigten erhalten Leistungen zur Teilhabe an Bil-
dung entsprechend Teil 2 Kapitel 5 SGB IX. Bisher waren diese Leistungen mit zahlrei-
chen anderen Leistungen unter der ,Hilfe in besonderen Lebenslagen“ nach § 27d BVG
und dort unter den Eingliederungshilfeleistungen nach 8§ 27d Absatz 1 Nummer 3 BVG
zusammengefasst. Mit der eigenstandigen Regelung wird der Teilhabegedanke deutlich
und transparent herausgestellt. Der bisherige Charakter der Leistungen zur Teilhabe an
Bildung als Leistungen der Eingliederungshilfe fir Menschen mit Behinderungen wird in-
sofern gewabhrt, als auch weiterhin Voraussetzung flr den Bezug dieser Leistungen ist,
dass eine Behinderung im Ausmalf der Zugangsvoraussetzungen fir Leistungen der Ein-
gliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX vorliegen oder drohen muss. Diese Behinderung
muss auf der Schadigung beruhen. Im Ubrigen kommen die Regelungen des Eingliede-
rungshilferechts hingegen nicht zur Anwendung. Liegen die Anspruchsvoraussetzungen
nach dem SGB XIV vor, sind die in Teil 2 Kapitel 5 SGB IX genannten Leistungen zu er-
bringen. Zu den Leistungen zur Teilhabe an Bildung gehéren nach 8 112 Absatz 1 Satz 1
SGB IX zum einen Hilfen zu einer Schulbildung, insbesondere im Rahmen der allgemei-
nen Schulpflicht einschlieBlich der Vorbereitung hierzu, zum anderen Hilfen zur schuli-
schen oder hochschulischen Ausbildung oder Weiterbildung fur einen Beruf.

Zu 8§ 66 (Leistungen zur Sozialen Teilhabe)

Nach Absatz 1 erhalten die in der Vorschrift genannten Geschadigten Leistungen zur So-
zialen Teilhabe entsprechend Teil 2 Kapitel 6 SGB IX. Bisher waren diese Leistungen, wie
die Leistungen zur Teilhabe an Bildung nach 8§ 65, unter der ,Hilfe in besonderen Lebens-
lagen® nach 8 27d BVG und dort unter den Eingliederungshilfeleistungen nach § 27d Ab-
satz 1 Nummer 3 BVG zusammengefasst. Mit dieser eigenstandigen Regelung wird der
Teilhabegedanke deutlich und transparent herausgestellt. Der bisherige Charakter der
Leistungen zur Sozialen Teilhabe als Leistungen der Eingliederungshilfe fir Menschen mit
Behinderungen wird insofern gewahrt, als auch weiterhin Voraussetzung fiir den Bezug
dieser Leistungen ist, dass eine Behinderung im Ausmald der Zugangsvoraussetzungen
fur Leistungen der Eingliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX vorliegen oder drohen
muss. Diese Behinderung muss auf der Schadigung beruhen. Die Regelungen des Ein-
gliederungshilferechts kommen nicht zur Anwendung. Liegen die Anspruchsvorausset-
zungen nach dem SGB XIV vor, sind die in Teil 2 Kapitel 6 SGB IX genannten Leistungen
zu erbringen. Zu den Leistungen zahlen u. a. die Versorgung mit Hilfsmitteln, heilpadago-
gische Leistungen fur noch nicht eingeschulte Kinder und Leistungen zur Férderung der
Verstandigung. Auch werden nach dieser Vorschrift Aufwendungen fir Wohnraum ober-
halb der Angemessenheitsgrenze nach § 42a SGB Xll erstattet, soweit wegen des Um-
fangs von Assistenzleistungen ein gesteigerter Wohnraumbedarf besteht. Leben die in der
Vorschrift genannten Geschadigten in der Wohnform des § 42a Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 und Satz 3 SGB Xll und Ubersteigen die tatsachlichen Aufwendungen die Ange-
messenheitsgrenze nach § 42a Absatz 5 Satz 4 SGB XIl um mehr als 25 Prozent, umfas-
sen die Leistungen nach dieser Vorschrift auch diese Aufwendungen. Erbracht werden
auch Leistungen fur die Beschaffung, den Umbau, die Ausstattung und die Erhaltung der
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Wohnung. Letztgenannte Leistungen entsprechen den Leistungen der Wohnungshilfe in
§ 27¢c BVG. Als Folge dieser Neustrukturierung missen Geschadigte fir diese Leistungen
kein Einkommen und Vermdégen einsetzen.

Nach Absatz 2 kénnen Geschadigte Leistungen zur Mobilitdt erhalten, wenn dies infolge
der Schadigung fur die Soziale Teilhabe erforderlich ist. Diese Leistungen zur Mobilitat
nach § 83 SGB IX umfassen zum einen Leistungen zur Beférderung nach § 83 Absatz 1
Nummer 1 SGB IX, zum anderen Leistungen fur ein Kraftfahrzeug nach § 83 Absatz 1
Nummer 2 SGB IX. Die Leistungen fur ein Kraftfahrzeug orientieren sich nach § 83 Ab-
satz 3 Satz 2 SGB IX an der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung. Diese werden durch Ab-
satz 2 Satz 2 um Leistungen zum Betrieb, Unterhalt, Unterstellen und Abstellen eines
Kraftfahrzeuges erweitert.

Zu 8§ 67 (Zusammentreffen von Teilhabeleistungen mit Pflegeleistungen in
Einrichtungen oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a des Elften Buches in
Verbindung mit 8§ 71 Absatz 4 des Elften Buches)

Die Vorschrift trifft neben § 68 eine Sonderregelung fir das Zusammentreffen von Teilha-
beleistungen mit Pflegeleistungen. Soweit die 88 67 und 68 keine Sonderregelungen ent-
halten, werden bei schadigungsbedingten Pflegebedarfen Leistungen bei Pflegebedurftig-
keit nach Kapitel 7 erbracht, bei nicht schadigungsbedingten Pflegebedarfen Leistungen
nach dem SGB Xl bzw. Leistungen der privaten Pflege-Pflichtversicherung und bei Bedarf
erganzend Leistungen nach dem Siebten Kapitel des SGB XII.

Die Vorschrift ist fiir die Leistungen zur Teilhabe nach § 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3 in An-
lehnung an die Regelung des 8 103 Absatz 1 SGB IX formuliert. In den erfassten Fallen
werden Pflegeleistungen - anders als Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII -
ohne Einsatz von Einkommen und Vermdgen erbracht.

Durch die Vorschrift wird sichergestellt, dass in den Féllen, in denen die Teilhabeleistun-
gen nach 8 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3 in einer vollstationdren Einrichtung im Sinne des
§ 43a SGB XI erbracht werden, die Leistungen auch die in der Einrichtung erbrachten
Pflegeleistungen umfassen. MaRRgeblich ist, dass der Teilhabebedarf schadigungsbedingt
ist. Unerheblich ist, ob die Pflegeleistungen schadigungsbedingt oder nicht schadigungs-
bedingt erforderlich sind. Durch diese Vorschrift wird erreicht, dass Leistungen zur Teilha-
be nach § 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Pflegeleistungen aus einer Hand erbracht wer-
den. Um die durch diese Vorschrift bezweckte Konzentrationswirkung herbeizufiihren,
wird an dieser Stelle vom Grundsatz der Sozialen Entschadigung abgewichen, wonach
Leistungen nach diesem Buch nur fiir schadigungsbedingte Bedarfe erbracht werden. Bei
den vollstationdren Einrichtungen im Sinne des § 43a SGB Xl handelt es sich nach § 71
Absatz 4 SGB Xl nicht um stationare Pflegeeinrichtungen. Deshalb ibernimmt die Pflege-
kasse in diesen Fallen nicht die pauschalen Leistungsbetrdge nach 8§ 43 Absatz 2
SGB XI. Ungeachtet dessen werden auch in diesen vollstationdren Einrichtungen unter
Umstanden Pflegeleistungen erforderlich. Durch die Satze 1 und 2 werden diese Pflege-
leistungen als Bestandteil der Teilhabeleistungen erbracht. Satz 3 bewirkt in den Fallen
des §43a SGB Xl (Pflege in Einrichtungen oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a
SGB Xl in Verbindung mit § 71 Absatz 4 SGB Xl) die Kosteniibernahme durch den Trager
der Sozialen Entschadigung in Héhe von 15 Prozent der vereinbarten Vergitung ohne
Deckelung auf den Hdochstbetrag von 266 Euro je Kalendermonat. Die Séatze 3 bis 4 re-
geln das Verfahren, wenn die Pflege in der vollstationédren Einrichtung im Sinne des § 43a
SGB Xl nicht sichergestellt werden kann. Soweit Satz 4 von berechtigten Wuinschen
spricht, impliziert dies auch eine gewisse Angemessenheit im Sinne von Wirtschaftlichkeit.
Berechtigte Winsche sind solche Winsche, die sich innerhalb des jeweiligen gesetzli-
chen Leistungsrechts bewegen und zugleich unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit noch
angemessen sind.
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Zu 8 68 (Zusammentreffen von Teilhabeleistungen mit Pflegeleistungen aul3erhalb
von Einrichtungen oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a des Elften Buches in
Verbindung mit 8 71 Absatz 4 des Elften Buches)

Die Vorschrift trifft neben § 67 eine Sonderregelung fur das Zusammentreffen von Teilha-
beleistungen mit Pflegeleistungen. Soweit die 88 67 und 68 keine Sonderregelungen ent-
halten, werden bei schadigungsbedingten Pflegebedarfen Leistungen bei Pflegebedurftig-
keit nach Kapitel 7 erbracht, bei nicht schadigungsbedingten Pflegebedarfen Leistungen
nach dem SGB Xl bzw. Leistungen der privaten Pflege-Pflichtversicherung und bei Bedarf
erganzend Leistungen nach dem Siebten Kapitel des SGB XII.

Absatz 1 bestimmt, dass in den Féllen, in denen aufRerhalb von Einrichtungen oder Raum-
lichkeiten im Sinne des Absatzes 1 Leistungen zur Teilhabe nach 8§ 62 Satz 1 Nummer 1
bis 3 mit Leistungen der sozialen Pflegeversicherung zusammentreffen, der zusténdige
Trager der Sozialen Entschadigung und die zustandige Pflegekasse mit Zustimmung der
leistungsberechtigten Person eine Vereinbarung Uber die Erbringung der Leistungen zu
treffen haben. Eine entsprechende Regelung enthélt § 13 Absatz 4 Satz 1 bis 3 und Ab-
satz 4a SGB XI fur das Verhaltnis zwischen dem zustandigen Trager der Eingliederungs-
hilfe und der zustandigen Pflegekasse. Die Regelung in Absatz 2 ist erforderlich, weil das
Zusammentreffen von Teilhabeleistungen nach diesem Buch und Leistungen der Pflege-
versicherung anders als das Zusammentreffen der Eingliederungshilfe mit Leistungen der
Pflegeversicherung bislang nicht geregelt ist.

Absatz 2 ist fur die Leistungen zur Teilhabe nach § 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3 in Anleh-
nung an die Regelung in 8 103 Absatz 2 SGB IX formuliert. Satz 1 bestimmt, dass in den
Fallen, in denen auf3erhalb von Einrichtungen oder Raumlichkeiten im Sinne des Absat-
zes 1 neben einem Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe nach § 62 Satz 1 Nummer 1 bis
3 ein Anspruch auf Leistungen der hauslichen Pflege nach den 88 64a bis 64f, 64i und 66
SGB XII besteht, die Leistungen zur Teilhabe nach § 62 Satz 1 Nummer 1 bis 3 auch die-
se Leistungen der hauslichen Pflege nach dem SGB XII umfassen. Voraussetzung ist,
dass die Teilhabeziele erreicht werden kénnen. Entsprechendes gilt hach Satz 2 in den
Fallen, in denen Berechtigte voriibergehend Leistungen nach den 88 64g und 64h
SGB Xll in Anspruch nehmen. Durch Satz 1 und 2 wird bewirkt, dass die genannten Leis-
tungen nach dem Siebten Kapitel des SGB Xl ohne Einsatz von Einkommen und Vermo-
gen erbracht werden. Damit werden Berechtigte nach dem SGB XIV gegenliber Bezie-
hern von Eingliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX bessergestellt. Ohne diese Sonder-
regelung wiirde demgegentber eine Schlechterstellung der nach dem SGB XIV Berech-
tigte gegenuber Beziehern von Eingliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX eintreten, weil
sich fur letztgenannten Personenkreis der Einsatz von Einkommen und Vermdgen hin-
sichtlich der Leistungen der hauslichen Pflege nicht nach dem SGB Xl richtet, sondern
nach den fur Betroffene glnstigeren Vorschriften des Teils 2 des SGB IX. Satz 3 ordnet
an, dass Satz 1 und 2 nicht gilt, wenn die Berechtigten erst nach Vollendung der Regelal-
tersgrenze erstmals Teilhabeleistungen in Anspruch nehmen. Dies entspricht § 103 Ab-
satz 2 Satz 1 2. Halbsatz SGB IX. Um Nachteile fir Personen zu vermeiden, bei denen
das schadigende Ereignis erst nach Vollendung der Regelaltersgrenze eingetreten ist,
wird im Bereich des Sozialen Entschadigungsrechts in derartigen Fallkonstellationen von
§ 103 Absatz 2 Satz 1 2. Halbsatz SGB IX abgewichen mit der Folge, dass die genannten
Leistungen der hauslichen Pflege als Leistungen zur Teilhabe erbracht werden.

Zu 8 69 (Wunsch- und Wahlrecht)

Das Wunsch- und Wahlrecht nach § 33 SGB | und nach § 8 SGB IX gilt im Sozialen Ent-
schadigungsrecht bei der Entscheidung Uber Leistungen zur Teilhabe und bei ihrer Aus-
fuhrung. Hierbei ist besonders auf Art und Schwere der Schadigung, Gesundheitszustand
und Lebensalter Riicksicht zu nehmen.
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Zu 8 70 (Besonderheiten der Leistungsbemessung)

Die Vorschrift enthalt den Individualisierungsgrundsatz, der fur die Teilhabeleistungen gilt.
Das heildt, dass diese Leistungen den individuellen Erfordernissen des Einzelfalls anzu-
passen sind.

Zu Kapitel 7 (Leistungen bei Pflegebedirftigkeit)

Das Kapitel regelt die Anspriche auf Leistungen bei Pflegebeddrftigkeit fur den Fall, dass
Geschéadigte als Folge der gesundheitlichen Schadigung nach diesem Gesetz pflegebe-
dirftig werden. Leistungen fiir nicht schadigungsbedingte Pflegebeduirftigkeit werden
durch andere soziale Sicherungssysteme erbracht.

Zu Abschnitt 1 (Anspruch und Pflegebedurftigkeit)
Zu 8 71 (Anspruch auf Leistungen bei Pflegebedurftigkeit)

Die Norm enthalt die Anspruchsvoraussetzungen fir Leistungen bei Pflegebedurftigkeit im
Sozialen Entschadigungsrecht.

Nach Absatz 1 besteht ein Anspruch bei Pflegebedurftigkeit, die kausal auf die Schadi-
gungsfolge im Sinne von § 4 (Beeintrachtigung als Folge einer gesundheitlichen Schadi-
gung wegen eines nach diesem Buch erfassten schadigenden Ereignisses) zurlickzufuh-
ren ist.

Die Pflegebedurftigkeit muss nach Absatz 2 nicht ausschlief3lich schadigungsbedingt sein,
es reicht aus, wenn der schadigungsbedingte Anteil annahernd gleichwertig dem nicht
schadigungsbedingten Anteil ist.

Zu 8§ 72 (Pflegebedirftigkeit und Pflegegrad)

Der Begriff der Pflegebedurftigkeit in der Sozialen Entschadigung stimmt mit dem des
SGB Xl Uberein. Eigene Kriterien gibt es nicht. Die Einstufung in Pflegegrade erfolgt nach
den Regelungen des SGB Xl. Fir einen Leistungsanspruch muss zusatzlich zu der Ein-
stufung in einen Pflegegrad auch die Kausalitat der Pflegebedurftigkeit im Sinne des § 71
vorliegen.

Absatz 2 bestimmt, dass die Entscheidung der Pflegekasse Uber den Pflegegrad auch fir
die Soziale Entschadigung bindend ist.

Nach Absatz 3 ermittelt die zustandige Verwaltungsbehodrde den Grad der Pflegebedirf-
tigkeit, wenn keine Versicherung bei der sozialen oder privaten Pflegeversicherung be-
steht; dabei bedient sie sich in der Regel des Medizinischen Dienstes der Krankenversi-
cherung.

Zu § 73 (Kostenlbernahme vor Pflegebedurftigkeit im Sinne des Elften Buches)

Die Vorschrift gilt fir Geschadigte, bei denen schadigungsbedingt ein Bedarf an pflegeri-
schen Leistungen vorliegt, jedoch wegen geringer Dauer des Bedarfs eine Pflegebeduirf-
tigkeit im Sinne des SGB Xl nicht gegeben ist. Dem Grundgedanken der Sozialen Ent-
schadigung folgend, kénnen fir diese Geschadigten die schadigungsbedingten Mehrauf-
wendungen erstattet werden. Ebenso wie bei den Leistungen der hauslichen Pflege wer-
den auch hier Kosten der Beschaftigung von Ehegatten sowie Eltern nicht erstattet.
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Zu Abschnitt 2 (Umfang der Leistungen bei Pflegebediirftigkeit)
Zu 8 74 (Leistungen bei Pflegebedurftigkeit)

Die Norm fuhrt die nach diesem Buch moglichen Leistungen bei schadigungsbedingter
Pflegebedurftigkeit auf. Berechtigte erhalten sowohl die nach dem SGB Xl vorgesehenen
Leistungen als auch die in den Nummern 2 und 3 aufgefihrten besonderen Leistungen
der Sozialen Entschadigung. Leistungen bei Pflegebedurftigkeit der Sozialen Entschadi-
gung sind (wie die frihere Pflegezulage nach § 35 BVG) unabhangig von Einkommen und
Vermogen zu erbringen.

Zu 8 75 (Ergénzende Leistungen bei Pflegebedirftigkeit)

Reichen die Leistungen des SGB Xl nicht aus, um die schadigungsbedingten Bedarfe
vollstandig zu decken, werden erganzende Leistungen bei Pflegebedurftigkeit erbracht.
Dies betrifft insbesondere Leistungsbereiche, in denen nach dem SGB Xl eine Hochst-
grenze flr Leistungen - insbesondere bei der ambulanten und stationaren Pflegesachleis-
tung - besteht. Hier erstattet der Trager der Sozialen Entschadigung den Geschadigten
die tatsachlich entstandenen Kosten fir schadigungsbedingte Pflegeleistungen, soweit sie
angemessen sind. Die Leistungen, bei denen dies in Betracht kommt, sind in Ab-
satz 1 Satz 2 abschlieRend aufgefihrt.

Absatz 2 regelt, wie bei der Kombination von Sachleistung und Pflegegeld zu verfahren
ist.

Gemald Absatz 3 ist in den Féllen des § 43a SGB Xl (Pflege in Einrichtungen oder Raum-
lichkeiten im Sinne des § 43a SGB Xl in Verbindung mit § 71 Absatz 4 SGB Xl) die Kos-
tentbernahme nicht auf einen Hochstbetrag gedeckelt, wenn der Pflegebedarf schadi-
gungsbedingt ist, d. h. der Trager der Sozialen Entschadigung Gbernimmt 15 Prozent der
vereinbarten Vergutung.

Absatz 4 regelt die Ubernahme der Beitrage zur Pflegeversicherung durch den Trager der
Sozialen Entschadigung.

Absatz 5 trifft eine Regelung fur den Fall, dass Geschédigte nicht in der sozialen Pflege-
versicherung versichert sind. Es gilt auch hier der Grundsatz, dass nur fur schadigungs-
bedingte Pflegebedarfe geleistet und die Leistung ohne Einsatz von Einkommen und
Vermogen erbracht wird.

Zu 8 76 (Hausliche Pflege im Arbeitgebermodell)

In der Sozialen Entschadigung ist auch die Erstattung von Kosten fir eine Pflegekraft o-
der mehrere Pflegekréfte moglich, die die geschadigte Person selbst als Arbeitgeber be-
schaftigt (Arbeitgebermodell). Da in diesem Fall keine Leistung des SGB XI unmittelbar
greift, werden hier die angemessenen Kosten voll erstattet, das Pflegegeld nach dem
SGB Xl wird jedoch angerechnet. Die Ergebnisse der Pflegebegutachtung nach dem
SGB Xl sind auch hier zu beachten. Die Trager der Sozialen Entschadigung entscheiden
nach pflichtgemalRem Ermessen tber den Umfang der erforderlichen Pflege. Kosten eines
Arbeitsvertrags mit Ehegatten oder Eltern sind dann erstattungsfahig, wenn in diesen Fal-
len die fachgerechte Pflege des oder der Geschadigten gewaéhrleistet ist.

Bei den besonderen Pflegekraften kann es sich um examinierte Pflegekrafte handeln, dies
ist aber nicht Voraussetzung. Die Gestaltung des Arbeitsvertrages richtet sich nach den
Bedarfen der geschadigten Person.

Absatz 2 enthalt eine Regelung, die sicherstellt, dass die Kosten fir angestellte besonde-
re Pflegekrafte fir einen voriibergehenden Zeitraum weiter erstattet werden, damit eine
kontinuierliche Pflege auch nach einem stationaren Aufenthalt gewahrleistet werden kann.
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In Einzelfdllen kann die Erstattung auch Uber den Zeitraum von drei Monaten hinausge-
hen.

Absatz 3 stellt klar, dass auch die auf das Arbeitsentgelt entfallenden Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberbeitrdge zur Sozialversicherung und zur Arbeitsférderung (8 1 Absatz 1
SGB V) als angemessene Kosten im Sinne des Absatzes 4 erstattet werden.

Gemal3 Absatz 4 werden regelmaRig Kosten in Héhe von bis zu 35 Euro monatlich fir die
Erflllung von Arbeitgeberpflichten iGbernommen, z. B. fir die Beauftragung von Dritten zur
Lohnabrechnung und Versteuerung. Erstattungsfahig sind die Kosten auch dann, wenn
die Pflege durch die vorgenannten Angehérigen unter Berlcksichtigung der gesundheitli-
chen und famili&ren Situation des Geschadigten fachgerecht erbracht werden kann.

Zu Abschnitt 3 (Zustandigkeit und Erstattung)
Zu 8 77 (Zustandigkeit)

Die Norm regelt die Zustandigkeit fur die Erbringung der Leistungen bei Pflegebedurftig-
keit. Die im SGB Xl vorgesehenen Leistungen werden von der Pflegekasse, in der Be-
rechtigte Mitglied sind oder die bei der Krankenkasse besteht, die sie gemal § 56 gewahlt
haben, fir die zustéandige Verwaltungsbehdrde erbracht. Pflegehilfsmittel und wohnum-
feldverbessernde Maflinahmen werden von der zustandigen Landesunfallkasse fir die
Verwaltungsbehorde erbracht. Alle anderen Leistungen bei Pflegebedurftigkeit erbringt die
zustandige Verwaltungsbehdrde selbst.

Zu 8§ 78 (Widerspriche)

Uber Widerspriiche gegen Entscheidungen der Pflegekasse oder der Unfallkasse tber
Leistungen bei Pflegebedurftigkeit entscheidet, wie bereits bislang, die fur die Verwal-
tungsbehdrde zustandige Widerspruchsbehorde. Dies ist Folge sowohl der Finanzverant-
wortung als auch der Ausiibung einer Steuerungsfunktion der Lander.

Zu 8§ 79 (Datenubermittiung)

Die Vorschrift ist notwendig, da eine Einschrankung des Rechts der Geschadigten auf
informationelle Selbstbestimmung einer gesetzlichen Grundlage bedarf.

Absatz 1 verpflichtet die Leistungserbringer bei Pflegebedurftigkeit, der zustandigen Pfle-
gekasse oder der zustandigen Verwaltungsbehorde die bezeichneten Daten zu Ubermit-
teln, soweit die Informationen fur deren jeweilige Aufgabenerfillung erforderlich sind.

Die Befugnis des jeweiligen Leistungserbringers zur Ubermittlung von Daten an die zu-
standige Pflegekasse bzw. die zustdndige Verwaltungsbehdrde im Einzelfall ergibt sich
aus den in Bezug genommenen Vorschriften des SGB V. Die Dateniibermittlung ist bei-
spielsweise zu Zwecken der Abrechnung erforderlich; dazu gehoéren auch die Weiterlei-
tung von Befunden oder die Mitteilung tber Art und Datum der jeweiligen Behandlung.

Absatz 2 regelt eine entsprechende Verpflichtung der Leistungserbringer bei Pflegebe-
durftigkeit zur Ubermittlung von bezeichneten Daten an die zustdndige Unfallkasse des
Landes.

Zu Abschnitt 4 (Erstattungen von Aufwendungen und Verwaltungskosten)

Zu 8§ 80 (Erstattung an Pflegekassen)

Der Staat kommt mit dem Sozialen Entschadigungsrecht einer gesamtgesellschaftlichen
Verantwortung nach. Daher durfen Aufwendungen und Verwaltungskosten der Pflegekas-
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sen im Bereich der Leistungen bei Pflegebedirftigkeit im Rahmen der Sozialen Entscha-
digung nicht zu Lasten der Beitragszahler der Pflegeversicherung gehen.

Die Norm sieht deshalb in Absatz 1 eine halbjahrlich erfolgende Erstattung der Aufwen-
dungen vor, die den Pflegekassen durch die Erbringung von Leistungen der Sozialen Ent-
schadigung bei Pflegebedurftigkeit entstehen. Die Abrechnung erfolgt zunéchst in Hohe
der in jedem Einzelfall konkret erbrachten Aufwendungen.

Absatz 2 sieht halbjéhrlich eine Erstattung von Verwaltungskosten vor. Eine Erstattung in
Hohe von 5 Prozent des halbjahrlichen Erstattungsbetrages fur Aufwendungen nach Ab-
satz 1 ist angemessen.

Die Zahlung angemessener Vorschisse, d. h. von Abschlagszahlungen fir Erstattungs-
anspriche nach Absatz 1 und 2, ist tiber 8 91 Absatz 3 SGB X hinaus auch auf Verlangen
der Verwaltungsbehdrde maoglich.

Zur Verwaltungsvereinfachung werden nach Absatz 3 Satz 1 den Pflegekassen ab dem
1. Januar des dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Artikel 59 Absatz 6 fol-
genden Kalenderjahres die Aufwendungen pauschal erstattet. Ab diesem Zeitpunkt ist
davon auszugehen, dass eine hinreichend valide Datenbasis fur eine Pauschalierung vor-
liegt.

Nach Absatz 3 Satz 2 richtet sich die Hohe der an die Pflegekassen zu erstattenden Ver-
waltungskosten ab 1. Januar des dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Arti-
kel 59 Absatz 6 folgenden Kalenderjahres nach dem pauschalen Erstattungsbetrag. Auch
hier sind 5 Prozent angemessen.

Einzelheiten der durch Verwaltungsvereinbarung nach Absatz 3 Satz 3 zu regelnden Pau-
schalerstattung betreffen u. a. die Grundlagen der Bemessung des pauschalen Erstat-
tungsbetrages fir Aufwendungen fir Leistungen bei Pflegebediirftigkeit sowie Verfahrens-
regelungen, etwa zu den Zeitabstanden, in denen die Grundlagen der Pauschalabgeltung
von den Vereinbarungspartnern regelmafig tberpruft werden. Die Bundesstelle fir Sozia-
le Entschadigung und der Spitzenverband Bund der Pflegekassen kénnen in der Verwal-
tungsvereinbarung auch eine vorlaufige Regelung treffen, etwa fir den Fall, dass wider
Erwarten fUr eine abschlieRende Regelung noch keine ausreichende Datenbasis vorliegt.

Auf Grund der nicht unerheblichen finanziellen Auswirkungen bedarf nach Absatz 3 Satz 5
die Verwaltungsvereinbarung der Zustimmung des BMAS und des BMG. Dies gilt auch far
spatere Anderungen.

Absatz 4 enthalt einen Konfliktibsungsmechanismus fiir den Fall, dass eine Verwaltungs-
vereinbarung nicht zustande kommt. In diesem Fall entscheidet eine Schiedsstelle.

Absatz 5 regelt einen Anspruch auf Ersatz von Auslagen, die aufgrund der Ausiibung des
Ehrenamts anfallen, sowie die Unabhangigkeit der Mitglieder der Schiedsstelle, die Ein-
zelheiten des Abstimmungsverfahrens und die Rechtsaufsicht. Auslagen, die den Mitglie-
dern der Schiedsstelle entstehen, werden in entsprechender Anwendung des Bundesrei-
sekostengesetzes ersetzt.

Absatz 6 sieht vor, dass bis zur Entscheidung der Schiedsstelle weiterhin Spitzabrech-
nungen erfolgen.

Zu § 81 (Erstattung an Unfallkassen der Lander)

Absatz 1 regelt die Erstattung von Aufwendungen fur Leistungen, die den Unfallkassen
der Lander auf Grund des gesetzlichen Auftragsverhaltnisses nach § 77 Absatz 4 entste-
hen. Die Abrechnung erfolgt halbjéahrlich, um den Verwaltungsaufwand bei den Unfallkas-
sen und den Verwaltungsbehdrden in Grenzen zu halten.
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Absatz 2 sieht ebenfalls halbjahrlich eine Erstattung von Verwaltungskosten vor. Eine
Erstattung in Hohe von 5 Prozent des halbjahrlichen Erstattungsbetrages fir Aufwendun-
gen nach Absatz 1 ist angemessen.

Die Zahlung angemessener Vorschisse, d. h. von Abschlagszahlungen fir Erstattungs-
anspriche nach Absatz 1 und 2, ist Gber § 91 Absatz 3 SGB X hinaus auch auf Verlangen
der Verwaltungsbehérde maoglich.

Zu Kapitel 8 (Leistungen bei hochgradiger Sehbehinderung, Blindheit und
Taubblindheit)

Zu 8 82 (Anspruch und Umfang)

Geschéadigte, die schadigungsbedingt hochgradig sehbehindert, erblindet oder taubblind
sind, erhalten Leistungen nach 8 82. Diese Leistung ist eine eigenstandige Geldleistung
der Sozialen Entschadigung. Sie ist einkommensunabhangig. In der Hohe orientiert sie
sich am Betrag nach § 72 SGB XII, wobei wie im bisherigen Recht abweichend von § 72
SGB Xl keine unterschiedlichen Betrage fiir Kinder und Erwachsene gezahlt werden.
Zudem wird in Ankniupfung an die bisherige Rechtslage bei Taubblindheit eine erhdhte
Leistung erbracht. Die Ubrigen Regelungen des § 72 SGB XIllI, inshesondere zur Anrech-
nung auf Leistungen zur Pflege, finden keine Anwendung.

Absatz 4 regelt, dass die Leistungen nach den Absatzen 1 bis 3 vorrangig sind gegenuber
landesrechtlichen Leistungen fur Aufwendungen bei hochgradiger Sehbehinderung,
Blindheit und Taubblindheit.

Zu Kapitel 9 (Entschadigungszahlungen)

Zu Abschnitt 1 (Entschadigungszahlungen an Geschadigte)

Zu § 83 (Monatliche Entschadigungszahlung)

In dieser Vorschrift werden die Entschadigungszahlungen fiir Geschadigte geregelt.

Fir den Personenkreis nach Absatz 1 werden monatliche Geldzahlungen in finf Stufen
gezahlt, die sich am GdS orientieren. Diese Leistung stellt einerseits eine Anerkennung
der durch die erlittene gesundheitliche Schadigung verlorenen gesundheitlichen Integritat
dar und hat somit einen stark immateriellen Charakter. Andererseits soll sie dabei helfen,
die Mehrbelastungen durch das schéadigende Ereignis auszugleichen, die ein gesunder
Mensch nicht hat. Die monatlichen Entschadigungszahlungen werden unbefristet er-
bracht.

Absatz 2 sieht eine Erhéhung der monatlichen Entschadigungszahlung fur Geschadigte
mit einem GdS von 100 und schwersten Schéadigungsfolgen vor, die gesundheitlich zu
einer aufRergewohnlichen Betroffenheit fihren. Im konkreten Einzelfall handelt es sich
aufgrund der allgemeinen Lebenserfahrung unter Berlcksichtigung aller in Betracht kom-
menden Umstande um Schwerstbeschadigte, bei denen ein auRergewdhnlicher Leidens-
zustand vorliegt, der eine Erhéhung der Entschadigungszahlung rechtfertigt.

Absatz 3 regelt, in welchen Fallen schwerste Schadigungsfolgen vorliegen.Die Regelbei-
spiele Satz machen deutlich, dass eine Erh6éhung der monatlichen Entschéadigungszah-
lung nur in Betracht kommt bei einer Kombination schwerster Schadigungsfolgen, die zu-
dem in einem ungunstigen Wechselverhaltnis zueinander stehen. Dies besteht zwar auch
bei Taubblinden. Deren besonderer Situation wird aber durch die Hohe der Leistung des
§ 82 Absatz 2 Rechnung getragen. Eine zuséatzliche Erhéhung der monatlichen Entsché-
digungszahlung kommt daher nicht in Betracht
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Zu 8§ 84 (Abfindung)

Diese Vorschrift gibt Geschadigten die Moglichkeit, sich die Entschadigungszahlung nach
§ 83 in einer Summe auszahlen zu lassen. Eine besondere Begriindung ist dafiir nicht
erforderlich.

Die Abfindungen werden in vier Stufen, die sich am GdS nach § 83 Absatz 1 Nummer 1
bis 4 orientieren, gezahlt. Die Entscheidung, ob eine Abfindung angesichts der persoénli-
chen Situation des Geschadigten angebracht oder sinnvoll ist, liegt allein in dessen Ver-
antwortung, wobei auch im Rahmen des Fallmanagements eine Beratungsmdglichkeit
besteht. Angesichts des Schadigungsausmalles und auch aus Grinden der Fursorge ist
eine Abfindung bei einem GdS von 100 nicht méglich.

Zu Abschnitt 2 (Entschadigungszahlungen an Hinterbliebene)

Zu § 85 (Monatliche Entschadigungszahlung an Witwen und Witwer sowie an
Partner einer ehedhnlichen Gemeinschaft)

Die Einstandspflicht der staatlichen Gemeinschaft im Sinne des 8§ 5 SGB | umfasst nicht
nur die Geschadigten, sondern auch deren nahe Angehdrige. Daher erhalten Witwen und
Witwer ebenfalls eine monatliche Entschadigungszahlung. Diese soll eine immaterielle
Anerkennung fur das erbrachte Opfer darstellen, das oftmals auch die Familie von Ge-
schadigten trifft. Zudem soll sie einen Beitrag dazu leisten, dass Hinterbliebene sich nach
dem Tod des Ehepartners auf die neue Lebenssituation einstellen kénnen.

Nach Absatz 1 Satz 2 erhoht sich die monatliche Entschadigungszahlung nach Satz 1 um
einen Betrag in H6he von 50 Euro monatlich fiir jedes minderjahrige Kind, das im Haus-
halt der Witwe oder des Witwers lebt. Damit soll dem Umstand Rechnung getragen wer-
den, dass die Witwe oder der Witwer alleine fiir die Kinder verantwortlich ist. Dies gilt so-
wohl im Hinblick auf die finanzielle Sorge als auch auf die Betreuung, wodurch auch die
berufliche Erwerbstatigkeit der Witwe oder des Witwers eingeschrénkt sein kann.

Absatz 2 enthéalt - wie das bisherige Recht - einen Anspruch auf eine monatliche Entschéa-
digungszahlung fiir Betreuungsunterhaltsberechtigte, der auf die ersten drei Lebensjahre
des gemeinsamen Kindes beschrankt ist. Eine ehedhnliche Gemeinschaft liegt vor, wenn
die Verbindung auf Dauer angelegt ist, daneben keine weitere Lebensgemeinschaft zu-
lasst und sich durch innere Bindungen auszeichnet, die ein gegenseitiges Einstehen der
Partner in den Not- und Wechselféllen des Lebens begriinden. Erforderlich ist zudem das
Zusammenleben in einer Wohnung.

Wenn die oder der Hinterbliebene eine neue Ehe eingeht, besteht kein Erfordernis mehr
fur weitere Enzschadigungszahlungen. Unter leistungsrechtlichen Gesichtspunkten endet
dann der Bezug zwischen Entschadigungszahlung und schadigendem Ereignis, welches
den Tod herbeigefiihrt hat bzw. der Bezug zum Tod des oder der Geschadigten. Damit
endet auch die Einstandspflicht der staatlichen Gemeinschaft und der Anspruch auf die
Entschadigungszahlung erlischt.

Zu § 86 (Abfindung fur Witwen und Witwer )

Diese Vorschrift gibt Hinterbliebenen eine Wahlmdéglichkeit und erhdht damit ihre Ent-
scheidungsfreiheit. Sie kbnnen statt der monatlichen Entschadigungszahlung eine Abfin-
dung wahlen, mit der dann allerdings auch alle Anspriiche nach § 85 abgegolten sind. Als
Hohe dieser Abfindung erscheint ein Betrag in Hohe des zehnfachen Jahresbetrags einer
Entschadigungszahlung nach § 85 unter Berucksichtigung des Leistungszwecks als an-
gemessen. Eine besondere Begrindung fir die Wahl der Abfindung ist ebenso wenig
erforderlich wie die Erflllung bestimmter Voraussetzungen. Die Entscheidung, ob eine
Abfindung angesichts der personlichen Situation des oder der Hinterbliebenen angebracht
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oder sinnvoll ist, liegt allein in seiner oder ihrer Verantwortung, wobei auch im Rahmen
des Fallmanagements eine Beratung hierzu stattfinden kann.

Zu § 87 (Monatliche Entschadigungszahlung an Waisen)

Diese Vorschrift regelt monatliche Entschadigungszahlungen an Waisen. Diese werden
grundsétzlich bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres und langstens bis zur Vollendung
des 27. Lebensjahres erbracht. Dies entspricht ebenso wie die Voraussetzung fir eine
Zahlung an volljahrige Waisen der Rechtslage in anderen Bereichen des Sozialrechts.
Zum Schutz der Waisen kann diese Entschadigungszahlung nicht abgefunden werden.

Zu 8 88 (Monatliche Entschadigungszahlung an hinterbliebene Eltern)

§ 88 enthalt Regelungen fir eine monatliche Entschadigungszahlung an Eltern von sché-
digungsbedingt verstorbenen Kindern und diesen gleichgestellten Personen. Die Ent-
schadigungszahlung hat im Hinblick auf den erlittenen Verlust vor allem immateriellen
Charakter. An die Regelungen zur Elternrente nach dem Bundesversorgungsgesetz an-
knupfend, erhalten Elternteile nur einen geringfiigig geringeren monatlichen Betrag als
Elternpaare.

Zu Kapitel 10 (Berufsschadensausgleich)

Die Regelungen des Kapitels 10 betreffen den Ausgleich eines durch Schadigungsfolgen
bedingten Verlustes an Erwerbseinkommen. Damit wird an ein seit Jahrzehnten bewahr-
tes Instrument des Sozialen Entschadigungsrechts zum Ausgleich beruflicher Schaden in
pauschalierter Form angeknupft.

Zu 8§ 89 (Voraussetzung und Hohe)

Die Regelungen zum Berufsschadensausgleich nach dem BVG werden im Wesentlichen
Ubernommen.

Absatz 1 der Vorschrift stellt zunachst klar, dass - wie bislang - in Umsetzung des Grund-
satzes ,Rehabilitation vor Rente” die Zahlung eines Berufsschadensausgleichs erst dann
in Betracht kommt, wenn RehabilitationsmalRhahmen abgeschlossen wurden oder aus
den aufgefiihrten Griinden nicht mehr durchgefiihrt werden kénnen und mindestens ein
GdS von 30 gegeben ist.

Der Einkommensverlust wird nach Absatz 2 durch einen Vergleich zwischen dem derzei-
tigen monatlichen Einkommen und dem hoéheren Vergleichseinkommen ermittelt, wobei
die Nettoberechnung fortgefiihrt wird, die bisher schon im BVG fir den Berufsschaden-
sausgleich galt.

Absatz 3 regelt die Ermittlung des Vergleichseinkommens. Wie bislang orientiert sich die-
ses an den Einkommen der Bundesbeamten.

Absatz 4 regelt, dass der Berufsschadensausgleich aus den Nettobetragen ermittelt wird.

Absatz 5 beschreibt die Festsetzung des Nettobetrags des Vergleichseinkommens in
pauschalierter Form.

Absatz 6 beschreibt die Festsetzung des Nettobetrags des Einkommens aus derzeitiger
oder friherer Erwerbstatigkeit in pauschalierter Form.

Absatz 7 bestimmt die Voraussetzungen fiir die Beruicksichtigung einer Rentenminderung.

Absatz 8 regelt die Berechnung des derzeitigen Einkommens beim Hinzutreten einer
nachtraglichen schadigungsunabhéngigen Gesundheitsstorung.
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Absatz 9 regelt die Berechnung des Berufsschadensausgleichs, wenn der oder die Ge-
schadigte keine Erwerbstatigkeit ausgetbt, sondern den Haushalt gefihrt hat.

Zu 8 90 (Feststellung)

Absatz 1 legt in Satz 1 und 2 fest, wann der Berufsschadensausgleich endgultig oder le-
diglich vorlaufig festgestellt wird. Satz 3 enthalt aus verwaltungsékonomischen Grinden
eine Bagatellgrenze fir die Neufeststellung des Einkommensverlustes.

Absatz 2 enthalt die Definition des monatlich feststehenden Einkommens, dessen Vorlie-
gen Voraussetzung fur eine endglltige Feststellung des Einkommensverlustes ist.

Absatz 3 legt fest, dass Sonderleistungen im Monat ihrer Zahlung zu bericksichtigen sind.
Zu 8 91 (Verordnungsermachtigung)

Diese Regelung enthalt die Ermé&chtigung fur das BMAS, die Einzelheiten zur Berechnung
und Feststellung des Berufsschadensausgleichs durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrats zu regeln.

Zu Kapitel 11 (Besondere Leistungen im Einzelfall)
Die Besonderen Leistungen im Einzelfall werden in einem eigenen Kapitel geregelt.
Zu 8§ 92 (Anspruch und Umfang)

Absatz 1 nennt die Voraussetzungen fir ihre Inanspruchnahme. Geschéadigte haben An-
spruch auf Besondere Leistungen im Einzelfall, wenn der Bedarf schadigungsbedingt ist
(84 Absatz 1 und § 25). Diese Leistungen sind nicht von dem Bezug von Entschadi-
gungszahlungen abhéngig. Vielmehr reicht es aus, dass ein Grundbescheid besteht, der
die Schadigungsfolge und ggf. deren Grad feststellt. Dies ist eine Anderung im Vergleich
zum bisherigen Recht, in dem ein Bezug von Grundrente oder ein Anspruch auf Heilbe-
handlung bestehen musste. Zudem legt Absatz 1 fest, dass Geschadigte - wie bei den
bisherigen Leistungen der Kriegsopferfiirsorge - finanziell hilfebedirftig sein mussen. Ein-
kommen und Vermdgen sind daher grundsétzlich einzusetzen. Dies gilt nach § 105 Ab-
satz 3 nicht, wenn der Bedarf ausschlie3lich auf den Schéadigungsfolgen beruht. Zudem
muss die Hilfebedurftigkeit auf den Schadigungsfolgen beruhen (wirtschaftliche Kausali-
tat). Hierdurch wird der erganzende Charakter dieser Leistungen bestimmt.

Absatz 2 verweist zur Feststellung der Hilfebedurftigkeit auf die Bestimmungen des Kapi-
tels 16.

Absatz 3 enthalt zur Feststellung der wirtschaftlichen Kausalitat eine Vermutungsregelung
sowie eine Fiktion und entspricht im Wesentlichen der Regelung des § 25a Absatz 2 BVG.
Neu aufgenommen ist eine Fiktionsregelung fir minderjahrige Geschadigte, wonach bei
ihnen die wirtschaftliche Kausalitat stets vorliegt. Die Fiktion gilt, weil bei Minderjahrigen in
der Regel keine konkreten Berufsaussichten bestehen oder bestanden haben und somit
auch keine Prognose uber den weiteren beruflichen Lebensweg gestellt werden kann.

Absatz 4 enthalt den abschlieRenden Leistungskatalog der Besonderen Leistungen im
Einzelfall.

Im Interesse der Betroffenen regelt Absatz 5, dass Besondere Leistungen im Einzelfall
dann als Darlehen erbracht werden kénnen, wenn die Voraussetzungen fir eine Beihilfe
nicht oder nicht in voller Hohe vorliegen, gleichwohl aber im Einzelfall eine zumindest dar-
lehensweise Leistungserbringung geboten erscheint. Ein Darlehen kann beispielsweise in
Betracht kommen, wenn eine Beihilfe auf Grund des einzusetzenden Einkommens und
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Vermoégens nicht moglich oder der Héhe nach begrenzt ist oder wenn die Voraussetzun-
gen fur eine Beihilfe nicht vorliegen.

Durch die Regelung in Absatz 6 erhalten auch Hinterbliebene die Leistungen zum Le-
bensunterhalt und die Leistung zur Fdrderung einer Ausbildung, wenn sie hilfebeddrftig
sind und die Hilfebedurftigkeit durch den Tod der oder des Geschadigten entstanden ist.
Auch hier gelten eine Vermutungsregelung sowie eine Fiktion fir voll Erwerbsgeminderte.

Zu 8 93 (Leistungen zum Lebensunterhalt)

Nach Absatz 1 Satz 1 erhalten Geschadigte die zum Lebensunterhalt benétigten Leistun-
gen. Durch die Regelung in Satz 2 erhalten auch Hinterbliebene Leistungen zum Lebens-
unterhalt. Hinterbliebene kdnnen abweichend vom Grundsatz, dass im SGB XIV nur
schadigungsbedingte Bedarfe gedeckt werden, die Leistungen zum Lebensunterhalt nach
diesem Buch erhalten. Anders als im BVG werden die Leistungen zum Lebensunterhalt
an Hinterbliebene flur einen Zeitraum von bis zu funf Jahren nach dem Tod der oder des
Geschadigten gezahlt. Damit wird dem Gedanken Rechnung getragen, dass Hinterblie-
benen nach dem Tod der oder des Geschadigten ein hinreichender Zeitraum eingeraumt
wird, um sich auf die veranderte (wirtschaftliche) Situation einzustellen und ihren Lebens-
unterhalt wieder selbst sichern zu kénnen. Den Umfang der Leistungen bestimmt Satz 3.
Danach sind die Leistungen - wie nach dem BVG - im Wesentlichen am notwendigen Be-
darf nach dem Dritten und Vierten Kapitel des SGB Xll ausgerichtet. Bedarfe fur Unter-
kunft und Heizung werden als Leistungen zum Lebensunterhalt bis zu einer Angemes-
senheitsgrenze erstattet, die sich nach § 35 SGB XII sowie abhangig von der jeweiligen
Wohnform, in der Geschéadigte oder Hinterbliebene leben, nach § 42 Nummer 4 Buchsta-
be b SGB Xl und nach § 42a SGB XIlI richtet. Soweit Bedarfe fir Unterkunft und Heizung
als Leistungen zum Lebensunterhalt erstattet werden, sind Einkommen und Vermdgen
einzusetzen. Zu trennen sind derartige lebensunterhaltssichernde Leistungen von schadi-
gungsbedingten Fachleistungen, die als Leistungen zur Sozialen Teilhabe nach 8 66 und
damit ohne Einsatz von Einkommen und Vermdgen zu erstatten sind. Die Abgrenzung
zwischen lebensunterhaltssichernden Leistungen und schadigungsbedingten Fachleis-
tungen ist im Sozialen Entschadigungsrecht in gleicher Weise vorzunehmen wie die Ab-
grenzung zwischen lebensunterhaltssichernden Leistungen nach dem SGB XII und Ein-
gliederungshilfeleistungen nach Teil 2 des SGB IX. Lebt eine Berechtigte oder ein Berech-
tigter in einer Wohnform nach § 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 SGB Xll, kénnen Auf-
wendungen fir Unterkunft und Heizung, die die Angemessenheitsgrenze nach § 42a Ab-
satz 5 Satz 4 SGB Xll um mehr als 25 Prozent Ubersteigen, nur als Fachleistung erbracht
werden. Bei Geschadigten und Hinterbliebenen, die in einer Wohnung nach § 42a Ab-
satz 2 Satz1 Nummer 1 SGB Xll leben, werden Aufwendungen fur Flachen, die auf
Grund des Umfangs schadigungsbedingt erforderlicher Assistenzleistungen bendtigt wer-
den, nicht als Bedarfe fur Unterkunft und Heizung im Rahmen der Leistungen zum Le-
bensunterhalt, sondern als Bedarfe im Rahmen der Leistungen zur Sozialen Teilhabe
nach § 66 anerkannt.

In Abgrenzung zum SGB XII wird durch die Formulierung in Satz 3 die besondere Lage im
Sozialen Entschadigungsrecht bertcksichtigt. Satz 4 entspricht der bisherigen Rechtslage
in § 27a Satz 1 BVG.

Absatz 2 beruht darauf, dass fiur die Leistungen zur Erziehung die Jugendhilfetrdger nach
dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) zusténdig sind. Das SGB VIl sieht Leis-
tungen zum Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen nach § 39 vor, wenn sich Kinder
oder Jugendliche wéahrend des Bezugs von Leistungen zur Erziehung auf3erhalb des el-
terlichen Haushalts, d. h. im Rahmen einer teil- oder vollstationaren Hilfe, befinden. Durch
Absatz 2 ist sichergestellt, dass auch Kinder oder Jugendliche, die wahrend des Bezugs
von Leistungen zur Erziehung im elterlichen Haushalt untergebracht sind, Leistungen zum
Lebensunterhalt nach dem SGB XIV erhalten.
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Die Regelung in Absatz 3 Satz 1 statuiert den generellen Anwendungsvorrang des BAf6G
fir unterhaltssichernde Leistungen zur Férderung einer nach dem BAf6G férderungsfahi-
gen Ausbildung. Absatz 3 Satz 2 ermoglicht, dass der Tréager der Sozialen Entschadigung
neben den Leistungen nach dem BAfOG weitere Leistungen zum Lebensunterhalt an Ge-
schadigte erbringt, sofern hierfur ein schadigungsbedingter Mehrbedarf besteht.

Zu 8 94 (Leistung zur Forderung einer Ausbildung)

Die unterhaltssichernde Leistung zur Forderung einer schulischen Ausbildung bzw. einer
Hochschulausbildung wird vorrangig durch die Trager nach dem BAf6G erbracht. Ab-
satz 1 regelt daher, dass in den Fallen, in denen Geschadigte und Waisen schadigungs-
bedingt eine Férderung nach dem BAf6G als Darlehen erhalten haben, das Darlehen
durch den Trager der Sozialen Entschadigung zuriickgezahlt wird. Durch den Wortlaut
Ubernahme wird deutlich gemacht, dass das Bedarfsdeckungsprinzip gilt. Die Leistungs-
gewahrung entfallt somit, soweit der BAf6G-Empfanger bereits selbst Raten zuriickge-
zahlt hat. § 94 erfasst keine Erstattungen.

Mafgeblich fiir die Ubernahme der Riickzahlungsverpflichtung ist der schadigungsbeding-
te Férderungsbedarf nach BAf6G. Auf den Bedarf fur die Befriedigung der Riickzahlungs-
verpflichtung nach Abschluss der Férderung kommt es nicht an. Daher kommt eine Uber-
nahme der Rickzahlung des Darlehens durch den Trager der Sozialen Entschadigung
nicht in Betracht, wenn die Schadigung nach abgeschlossener BAf6G-Forderung in der
Ruckzahlungsphase eintritt. Tritt die Schadigung wahrend der BAf6G-Fdrderung ein und
verlangert sich dadurch die Ausbildung, ist der Férderungsbedarf nach BAfoG fir die Zeit
der Verlangerung durch die Schadigungsfolgen entstanden. Der Trager der Sozialen Ent-
schadigung hat die Rickzahlung des Darlehens in diesem Fall ab dem Zeitpunkt des
schadigenden Ereignisses zu Ubernehmen. Eine Rickzahlungsverpflichtung kommt auch
in Betracht, wenn sich der Forderungsbedarf schadigungsbedingt erhdht, zum Beispiel,
wenn Auszubildende aufgrund ihrer Schadigung nicht mehr bei ihren Eltern wohnen kon-
nen bzw. EinkommenseinbulRen erleiden. Auch dann Ubernimmt der Trager der Sozialen
Entschadigung die Darlehensverpflichtungen, die nach dem schadigenden Ereignis ent-
standen sind, in voller Hohe.

Absatz 2 trifft eine Sonderregelung flr Waisen. Tritt der Tod eines oder beider Elternteile
wahrend der Ausbildung ein, ist der bis dahin erfolgte Darlehensbezug nicht schadi-
gungsbedingt. Satz 1 Nummer 1 regelt zusammen mit Satz 2, dass der Darlehensbezug
ab dem Tod eines Elternteils oder beider Elternteile als schadigungsbedingt gilt. Erst ab
diesem Zeitpunkt Gbernimmt der Trager der Sozialen Entschadigung die Riickzahlung des
Darlehens.

Der Ursachenzusammenhang zwischen Tod und Forderungsbedarf wird nach Satz 1
Nummer 2 auch unterstellt, wenn die Ausbildung innerhalb von finf Jahren nach dem Tod
eines oder beider Elternteile beginnt. Damit sind allerdings Fallgestaltungen nicht ausge-
schlossen, in denen der Tod eines Elternteils oder beider Elternteile langer als funf Jahre
zurlckliegt. Hier erfolgt eine Einzelfallprifung durch den Trager der Sozialen Entschadi-

gung.

Die in Absatz 3 geregelte dreimonatige Antragsfrist erméglicht dem Trager der Sozialen
Entschadigung eine zeitnahe Prifung der Anspruchsberechtigung. Die Frist beginnt ge-
mafR Absatz 3 Satz 1 bei nach 8§ 17 Absatz 2 BAfOG geleisteten Darlehen mit der Be-
kanntgabe des Bescheides des Bundesverwaltungsamtes nach § 18 Absatz 5a BAfOG.
Bei nach 817 Absatz3 BAf6G geleisteten Darlehen beginnt die Frist gemaR Ab-
satz 3 Satz 2 mit Zugang der Mitteilung der Kreditanstalt fir Wiederaufbau nach § 18 Ab-
satz 8 BAf6G. Absatz 4 Satz 3 dient der Beschleunigung des Verwaltungsverfahrens.

Besteht ein Anspruch auf Leistungen zur Férderung einer Ausbildung knipft die Riickzah-
lung ausweislich Absatz 4 Satz 1 an die Unanfechtbarkeit des Bescheides nach § 18 Ab-
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satz 5a BAf6G an. Dies wird im Regelfall der Feststellungs- und Rickzahlungsbescheid
nach 8§ 18 Absatz 5a Satz 1 BAf6G, kann aber auch ein Ergdnzungsbescheid nach § 18
Absatz 5a Satz 3 BAf6G sein. Absatz 4 Satz 2 stellt klar, dass der Trager der Sozialen
Entschadigung die zu dbernehmende Darlehensschuld vollstandig zurtickzahlt ohne
Nachlassmdoglichkeit, die das BAf6G bei Rickzahlung in einer Summe einraumt. Die
Rickzahlung nach § 17 Absatz 3 BAfoG geleisteter Darlehen knipft nach Absatz 4 Satz 3
an den Zugang der Mitteilung nach § 18 Absatz 8 BAfOG an.

Zu 8 95 (Leistungen zur Weiterfiihrung des Haushalts)
Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen der Regelung des § 26d BVG.

Hinsichtlich der Leistungsberechtigung und des Umfangs orientiert sie sich an § 70
SGB XII. Abweichend von 8§ 26d BVG ist in Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 ein weiterer Fall
genannt, in dem die Leistungen unbefristet erbracht werden sollen.

Zu 8 96 (Leistungen in sonstigen Lebenslagen)

Mit dieser Vorschrift kbnnen atypische Bedarfe gedeckt werden, d. h. solche, die nicht
bereits durch andere Leistungen dieses Buches erfasst sind.

Es handelt sich um einen Auffangtatbestand. Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen
dem § 27d Absatz 2 BVG sowie dem 8§ 73 Satz 1 SGB XII.

Zu den atypischen Bedarfen gehdren z. B. Aufwendungen fur einen Wohnungswechsel,
insbesondere Umzugskosten oder Kosten fir Einrichtungsgegenstande, wenn aus der
Situation der Geschadigten dieser Bedarf erforderlich ist.

Aus der Vergangenheit sind folgende Beispiele bekannt, die unter diese Vorschrift fallen
kénnen: Kosten fiir den Besuch von Selbsthilfegruppen, praventive Sicherungsmafinah-
men an Haustlren von weiterhin gefahrdeten Geschadigten oder Kosten fiir Namenséan-
derungen nach einer Gewalttat.

Zu 8§ 97 (Wunsch- und Wahlrecht)

Das Wunsch- und Wahlrecht nach § 33 SGB | gilt im Sozialen Entschadigungsrecht bei
der Entscheidung tber die Besonderen Leistungen im Einzelfall und bei ihrer Ausfiihrung.
Hierbei ist besonders auf Art und Schwere der Schadigung, Gesundheitszustand und Le-
bensalter Ricksicht zu nehmen. Das unmittelbar nur fur Teilhabeleistungen im Sinne des
8§ 5 SGB IX geltende Wunsch- und Wahlrecht nach § 8 SGB IX wird nach Satz 3 fur die
Besonderen Leistungen im Einzelfall fiir entsprechend anwendbar erklart.

Zu 8§ 98 (Besonderheiten der Leistungsbemessung)

Die Vorschrift enthalt den Individualisierungsgrundsatz, der fur die Besonderen Leistun-
gen im Einzelfall gilt. Das heil3t, dass diese Leistungen den individuellen Erfordernissen
des Einzelfalls anzupassen sind.

Zu Kapitel 12 (Uberfiihrung und Bestattung)
Zu 8 99 (Leistungen bei Uberfihrung und Bestattung)

Die Vorschrift regelt in Absatz 1, dass der Trager der Sozialen Entschadigung die Kosten
der Uberfuihrung einer oder eines Geschadigten gegeniiber der Person iibernimmt, die
diese Kosten tatsachlich getragen hat. Es ist nicht erforderlich, dass diese Person mit der
oder dem Geschéadigten in einem familidren oder verwandtschaftlichen Verhaltnis stand.
Ubernommen werden die tatséachlichen Uberfiihrungskosten, soweit diese erforderlich und
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angemessen sind. Kosten der Uberfiihrung sind die Kosten, die durch den Transport des
Leichnams vom Ort, an dem der Tod eingetreten ist, zum Ort der Bestattung entstehen.

Nach Absatz 2 werden die Kosten der Bestattung bernommen bis zur H6he eines Sieb-
tels der im Zeitpunkt des Todes geltenden jahrlichen Bezugsgrof3e nach § 18 Absatz 1
SGB IV. Hierdurch wird sichergestellt, dass der Hochstbetrag der Gbernahmefahigen Be-
stattungskosten regelmaRig dynamisiert wird, ohne dass eine gesetzliche Anderung erfor-
derlich ist.

Voraussetzung fur die Kostenibernahme ist nach Absatz 1 und 2, dass der Tod schadi-
gungsbedingt eingetreten ist. Nach Absatz 3 wird dies unwiderleglich vermutet, wenn Ge-
schéadigte an einer anerkannten Schadigungsfolge gestorben sind.

Absatz 4 regelt, dass bestimmte einmalige Leistungen auf den Ubernahmefahigen Betrag
nach Absatz 1 und 2 angerechnet werden. Hierzu zéhlen beispielsweise das in der ge-
setzlichen Unfallversicherung zu erbringende Sterbegeld sowie das Sterbegeld nach § 18
Absatz 2 Nummer 2 des Beamtenversorgungsgesetzes oder nach entsprechenden lan-
desrechtlichen Vorschriften, soweit es die Kosten der Uberfiihrung und Bestattung erset-
zen soll.

Durch Absatz 5 wird sichergestellt, dass Kosten der Uberfiihrung und Bestattung nicht
ubernommen werden, wenn ein Ausschlussgrund nach 8§ 16 oder ein Versagungsgrund
nach § 17 Absatz 1 in der Person der oder des Gettteten oder derjenigen Person vorliegt,
die die Ubernahme geltend macht.

Durch Absatz 6 wird die Ermessensregelung des 8 17 Absatz 2 auf die Falle der Leistung
bei Uberfihrung und Bestattung erstreckt.

Zu Kapitel 13 (Hartefallregelung)
Zu 8§ 100 (Ausgleich in Hartefallen)

Die Regelung fihrt das im Sozialen Entschadigungsrecht seit Jahrzehnten bewdahrte In-
strument eines Ausgleichs in Hartefallen auch fir das SGB XIV weiter. Dies gibt in den
Fallen nach Kapitel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 der jeweils zustandigen obersten Bun-
desbehdrde oder in den Fallen nach Kapitel 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 und Unterab-
schnitt 3 der jeweils zustandigen Landesbehérde die Moglichkeit, einer Leistungserbrin-
gung zuzustimmen, wenn nach den Umstanden des Einzelfalles der Ausschluss von der
Leistung unbillig ware. Treten vergleichbare oder gleichgelagerte Fallkonstellationen ofter
auf, kann die zustandige oberste Bundes- oder Landesbehtrde einem Ausgleich auch
allgemein zustimmen, sodass eine gesonderte Prifung eines unbilligen Leistungsaus-
schlusses im Einzelfall nicht mehr notwendig ist. Moglich ist nach dem Wortlaut der Rege-
lung sowohl ein Ausgleich im vollen als auch im abgesenkten Umfang der Regelleistung.
Die Entscheidung darUber wird die zustandige Verwaltungsbehdrde anhand der konkreten
Umstande des Einzelfalles zu treffen haben.

Zu Kapitel 14 (Regelungen bei Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland)
Zu 8§ 101 (Leistungen bei Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland)

Die Norm regelt den Fall, dass Berechtigte, die Anspruch auf Leistungen nach diesem
Buch haben, ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt (8§ 30 SGB I) auBerhalb des
Geltungsbereiches dieses Buches haben. Erfasst sind Personen, die nach dem schadi-
genden Ereignis ins Ausland gezogen sind, aber auch Personen, die nie einen Wohnsitz
oder gewohnlichen Aufenthalt im Inland hatten, z. B. eine Person, die als Tourist in
Deutschland Opfer einer Gewalttat war, oder eine im Ausland lebende hinterbliebene Per-
son eines im Inland Verstorbenen. Insbesondere bei der Abgrenzung zu Leistungen der
Krankenbehandlung bei voriibergehendem Aufenthalt im Ausland (8§ 51) kommt es nicht
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auf die Dauer des tatsachlichen Aufenthaltes im Zeitpunkt des Entstehens des Bedarfes
an, sondern auf die Absicht des Berechtigten, sich entweder nur voribergehend im Aus-
land aufhalten oder sich dort dauerhaft niederzulassen. Die Vorschrift erfasst nicht den
Sonderfall der Personen, die Opfer einer Gewalttat im Ausland geworden sind (§ 15), fur
diese gelten zum Leistungsumfang ausschlief3lich die Regelungen des § 102.

Die Vorschrift tragt der Tatsache Rechnung, dass bestimmte Leistungen von den zustan-
digen deutschen Behdrden oder Leistungstréagern nicht im Ausland erbracht werden kén-
nen. Dies gilt insbesondere fur die Schnellen Hilfen, weil die dafur erforderlichen organisa-
torischen Strukturen nur im Inland bestehen. Dies gilt auch fir die Besonderen Leistungen
im Einzelfall, soweit es sich nicht um Leistungen nach den 88 93 und 94 handelt. Die Vor-
schrift beriicksichtigt auch, dass es auf Grund der zum Teil betrachtlichen Unterschiede in
den Lebensumstanden in verschiedenen Staaten sehr schwierig ist, die erforderlichen
Daten zur Berechnung von Leistungen, z. B. zur Berechnung des Berufsschadensaus-
gleichs, zu ermitteln bzw. verwertbare Daten Uberhaupt zu erlangen. Zudem ist bei derar-
tigen Leistungen, wie auch Erfahrungen aus der Vergangenheit gezeigt haben, die Miss-
brauchsgefahr besonders hoch, weil der deutsche Staat im Ausland keine Kontrollmdg-
lichkeiten durch eigene Strukturen hat, die die Einhaltung der erforderlichen Qualitats- und
Verfahrensanforderungen sicherstellen kdnnten.

Nach Absatz 1 werden Leistungen im Ausland ausschlieR3lich im Umfang der nachfolgen-
den Absatze erbracht. Das bedeutet:

Die Schnellen Hilfen werden nur im Inland erbracht.

— Die Kosten fir Krankenbehandlung werden nach MaRRgabe des Absatzes 3 Uber-
nommen.

— Bei Pflegebedurftigkeit kann gemal Absatz 4 ein Pflegegeld geleistet werden. Dar-
Uber hinaus kénnen Kosten fir weitere Pflegeleistungen erstattet werden, wenn es
diese auch im Staat des Wohnsitzes gibt.

— Nach Absatz 5 werden Leistungen bei Blindheit in vollem Umfang erbracht.

— Entschadigungszahlungen (Kapitel 9) werden nach MalRgabe des Absatzes 6 er-
bracht.

— Berufsschadensausgleich (Kapitel 10) wird bei Fortzug als Abfindung in Héhe der 30-
fachen monatlichen Leistung ausgezabhilt.

— Nach Absatz 8 kdnnen Leistungen zum Lebensunterhalt erbracht werden.

Nach Absatz 9 kann die Leistung zur Forderung einer Ausbildung erbracht werden.

Leistungen bei Uberfiihrung und Bestattung nach Kapitel 12 miissen in § 101 nicht gere-
gelt werden, weil diese nicht nur an Berechtigte im Sinne von 8 2 erbracht werden, son-
dern unabhangig vom Wohnort oder gewohnlichen Aufenthalt an diejenige Person, die die
Kosten tatsachlich getragen hat.

Leistungen zur Teilhabe werden nicht erbracht. Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben dienen der Integration in den deutschen Arbeitsmarkt, weshalb eine gewisse Ver-
bindung zum deutschen Arbeitsmarkt erforderlich ist. Im Allgemeinen wéare eine Vorhal-
tung von Leistungen zur Teilhabe im Ausland teilweise praktisch unmdglich und wiirde in
die Zustandigkeit anderer Staaten eingreifen.

Zu berucksichtigen ist, dass neben den aufgefiihrten Leistungen auch immer noch im Ein-
zelfall ein Harteausgleich nach Kapitel 13 moglich ist, wenn die Anwendung des § 101 far
den oder die Betroffenen eine Harte darstellen wirde.
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Die Anspruchsvoraussetzungen miissen im Ubrigen vorliegen, also bei Inanspruchnahme
der Traumaambulanz eine Entscheidung im Erleichterten Verfahren, bei allen anderen
Leistungen eine Anerkennung dem Grunde nach. Vorlaufige Entscheidungen (8§ 119) sind
maglich.

Nach Absatz 2 werden Leistungen der Schnellen Hilfen im Inland erbracht. Diese Leistun-
gen kdnnen nicht exportiert werden, da deutsche Behdrden im Ausland keine Strukturen
zum Fallmanagement vorhalten kénnen und dort auch keine Traumaambulanzen im Sin-
ne des SGB XIV existieren, die den Anforderungen dieses Buches entsprechen bzw. dies
von deutschen Behdrden nicht Gberprift werden kann. Berechtigte konnen jedoch auch
aus dem Ausland anreisen. Erstattet werden die Fahrkosten, soweit sie erforderlich und
angemessen sind.

Absatz 3 regelt die Krankenbehandlung fiir Schadigungsfolgen im Ausland. Kosten der
Aufwendungen fir Krankenbehandlung, die nicht von einer Krankenversicherung oder
einem vergleichbaren (z. B. steuerfinanzierten) System im Ausland abgedeckt sind, wer-
den erstattet, wenn sie den Leistungen, die nach Kapitel 5 im Inland erbracht werden,
vergleichbar sind und wenn sie medizinisch notwendig und angemessen sind. Der Erstat-
tungsbetrag darf grundséatzlich das Zweifache der im Inland Ublichen Vergltung nicht
Ubersteigen. In Ausnahmeféllen kénnen auch die tatséchlichen Kosten erstattet werden,
die daruiber hinausgehen. Nach Satz 3 ist auch die Ubernahme der Kosten einer Kran-
kenbehandlung im Inland mdglich, die aus medizinischen Grinden notwendig, aber im
Aufenthaltsstaat nicht oder nicht rechtzeitig oder nicht in ausreichender Qualitat zu erlan-
gen ist. In diesem Fall bleiben wirtschaftliche Griinde auBer Betracht. Die Ubernahme der
Kosten ist auch dann mdoglich, wenn die Behandlung im Aufenthaltsstaat teurer als im
Inland wéare. Fahrkosten konnen in diesen Fallen erbracht werden. Sie missen dann aber
bei der Betrachtung der Wirtschaftlichkeit mit bertcksichtigt werden. Der letzte Satz sieht
vor, dass die dort aufgefiihrten Leistungen ausnahmsweise wie im Inland erbracht wer-
den, wenn diese im Staat des Wohnsitzes nicht zu erhalten sind.

Im Falle eines dauerhaften Auslandsaufenthaltes begibt sich eine Person auch dauerhaft
in das soziale Sicherungssystem des Aufenthaltsstaates. Daher sind entgegen der Rege-
lung in 8 28 Absatz 1 und 3 alle anderweitig bestehenden Anspriiche vorrangig. Dabei ist
darauf abzustellen, dass auf Grund der Vorrangigkeit der im Wohnsitzstaat bestehenden
Anspriche nur die Leistungen fur die Bedarfe ausgeschlossen sind, die fur die Gescha-
digten auch tatsachlich im Wohnsitzstaat zu realisieren sind. Es gelten fur den Geschadig-
ten bei der Realisierung dieser vorrangigen Anspriche die Mitwirkungspflichten, die auch
bei Leistungen im Inland nach den 88 60 ff. SGB | bestehen. Bestehen keine realisierba-
ren Anspriche aus anderen Absicherungssystemen, sind in diesem Fall sémtliche Kosten
der Behandlung wegen einer Schadigungsfolge vom Kostenerstattungsanspruch nach
Absatz 3 umfasst.

Leistungen zur Pflege werden nach Absatz 4 nur als Pflegegeld in Hohe der Leistung
nach § 37 SGB Xl erbracht. Eine Erbringung weiterer Pflegeleistungen erfolgt nur dann,
wenn diese Leistungen im Staat des Wohnsitzes ebenfalls vorgesehen sind.

Nach Absatz 5 werden Leistungen bei Blindheit nach 8§ 82 wie im Inland erbracht.

Entschadigungszahlungen fir Geschadigte und Hinterbliebene werden nach Absatz 6 in
gleicher Hohe wie im Inland auch an Berechtigte im Ausland erbracht, allerdings nur in-
soweit, als sie nicht auf Sozialleistungen im Aufenthaltsstaat, z. B. dortige Alters- oder
Erwerbsunféahigkeitsrenten, angerechnet werden, denn auch hier gilt die Regel, dass der
Aufenthaltsstaat nicht von Anspriichen der Berechtigten nach SGB XIV profitieren soll.
Mit Satz 3 wird klargestellt, dass damit nicht die Verpflichtung aus der Richtlinie
2004/80/EG gemeint ist, wonach jeder Mitgliedstaat vorrangig fir die Entschéadigung von
Gewalttaten in seinem Einflussbereich aufkommen muss. Wurde also eine Person in
Deutschland z. B. Opfer einer Gewalttat und sieht der Heimatstaat Leistungen subsidiar
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auch fir Gewalttaten in anderen Staaten vor, so sind Entschadigungszahlungen nach
diesem Buch zu erbringen.

Grundsatzlich entfallt der Anspruch auf Leistungen des Berufsschadensausgleichs bei
Fortzug ins Ausland. Geschadigte, die ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt ins
Ausland verlegen, missen sich auf das Leistungs- und Absicherungsniveau des neuen
Wohnsitzstaates verweisen lassen. Der Berufsschadensausgleich ist grundsatzlich nicht
exportierbar, da den Tragern der Sozialen Entschadigung Daten zur Berechnung des Be-
rufsschadensausgleichs nicht oder nur unter erschwerten Bedingungen zugéanglich sind
(vgl. dazu Einleitung der Begriindung zu § 101).

Um einen gewissen Ersatz fir den Berufsschadensausgleich bei Fortzug zu gewdéhren,
hat sich der Gesetzgeber entschieden, denjenigen, die bisher als Inlandsberechtigte be-
reits Uber festgestellte monatliche Anspriiche auf Berufsschadensausgleich verfiigen, auf
Antrag eine Abfindung zu erbringen. Die Abfindung, die einmalig erfolgt und auf Antrag,
der spatestens - im Rahmen einer Notfrist - drei Monate nach dem Fortzug bei dem Tréa-
ger der Sozialen Entschadigung vorliegen muss, betragt das 30-fache des bisherigen mo-
natlichen Berufsschadensausgleiches. Mit Zahlung dieser Abfindung sind alle weiteren,
zuklnftigen Anspriche auf Berufsschadensausgleich nach Kapitel 10, auch bei Ruickkehr
nach Deutschland, abgegolten. Zur Abwendung von Notlagen kénnen Geschadigte nach
Absatz 8 grundséatzlich Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 erhalten. Da jedoch
das Flrsorgesystem des Aufenthaltsstaates nicht von dem Anspruch berechtigter Perso-
nen auf Leistungen zum Lebensunterhalt gegen den Trager der Sozialen Entschadigung
profitieren soll, wird die Leistung nach Bertcksichtigung solcher Firsorgesysteme ggf. nur
aufstockend erbracht.

Nach Absatz 9 wird die Leistung zur Foérderung einer Ausbildung nach § 94 wie im Inland
erbracht.

Weitere Besondere Leistungen im Einzelfall (Leistungen zur Weiterfihrung des Haus-
halts, Leistungen in besonderen Lebenslagen) sowie Teilhabeleistungen nach Kapitel 6
werden nicht erbracht, weil bei ihnen jeweils eine intensive Einzelfallpriifung unter Einbe-
ziehung auch des jeweiligen Umfeldes erforderlich ware, fir die im Ausland nicht die er-
forderlichen Strukturen vorgehalten werden kénnen und die vom Inland aus nicht zu leis-
ten ist. Dies entspricht zudem dem in § 30 SGB | geregelten Territorialitatsprinzip.

Zu Kapitel 15 (Besonderheiten der Leistungserbringung fir einzelne
Entschadigungstatbestande)

Zu 8 102 (Leistungen bei Gewalttaten im Ausland)

Nach dieser Vorschrift werden eingeschrankte Leistungen erbracht, da die staatliche Ge-
meinschaft fur Opfer von Gewalttaten im Ausland eine geringere Verantwortung als fur
Opfer von Gewalttaten in Deutschland hat. Erforderlich fir die Anspruchsberechtigung ist,
dass der oder die Geschadigte einen rechtmafligen Aufenthalt in Deutschland hat und
sich nur fur einen voriibergehenden Zeitraum im Ausland aufgehalten hat. Nur in dieser
Konstellation ist noch eine enge Verbindung mit Deutschland gegeben, die Leistungen
aus fursorgerischen Gesichtspunkten rechtfertigt.

Absatz 1 umschreibt den anspruchsberechtigten Personenkreis.

Geschadigte erhalten gemal3 Absatz 2 Leistungen der Schnellen Hilfen im Inland. Die
zustandigen Versorgungsbehorden der Lander kénnen jedoch im Rahmen des Fallmana-
gements, dessen Aufgaben sehr weit gefasst sind, aus dem Inland MalRnahmen zur Ver-
mittlung von im Tatland ansassigen Therapeuten ergreifen. Hierzu konnen die Behdrden
Uber das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales und das Auswartige Amt die Koope-
ration mit den jeweiligen deutschen Auslandsvertretungen suchen. Die Leistungen nach
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diesem Buch bleiben durch die Hilfe von Krisenstaben, etwa des Auswartigen Amtes, un-
beruhrt.

Werden Leistungen der Schnellen Hilfen im Inland in Anspruch genommen, werden Fahr-
kosten nur fur im Inland zuriickgelegte Wegstrecken erbracht. Fahrkosten fur im Ausland
zurlickgelegte Wegstrecken werden nicht erbracht. Leistungen, fur die nach Ab-
satz 3 Satz 2 in Verbindung mit 8 51 die Kosten ibernommen werden kdnnen, umfassen
auch psychotherapeutische Angebote.

In Absatz 3 wird der Umfang der Krankenbehandlung fir Geschadigte geregelt. Leistun-
gen werden grundsatzlich im Inland erbracht. Bei akutem Behandlungsbedarf wére es
jedoch nicht sachgerecht, Geschadigte darauf zu verweisen, die Kosten fur die notwendi-
ge Behandlung selbst zu tragen. Daher erméglicht Satz 2 eine Kostentibernahme nach
§ 51.

Nach Absatz 4 erhalten Geschadigte Einmalzahlungen, deren Hoéhe sich nach der Hohe
der festgestellten Schadigungsfolgen richtet. Die Hohe der Entschadigungszahlungen
orientiert sich an den Stufen der Entschéadigungszahlungen im Inland (Kapitel 9).

Absatz 5 regelt die Hohe der Leistungen fur Hinterbliebene.

In Absatz 6 wird der Zugang von Angehdrigen, Hinterbliebenen und Nahestehenden zu
Leistungen der Schnellen Hilfen geregelt. Kosten der Uberfilhrung und Bestattung werden
der Person erstattet, die diese getragen hat.

Absatz 7 regelt den Vorrang anderer Leistungssysteme. Zu nennen sind dabei insbeson-
dere Leistungen von inlandischen und auslandischen Kranken-, Unfall- oder Berufsunfa-
higkeitsversicherungen. Vorrangig sind auf3erdem staatliche Entschéadigungsleistungen
aus dem Land, in dem die Tat geschehen ist.

Absatz 8 stellt klar, dass in dem Fall, in dem eine staatliche Entschadigungsleistung aus
dem Tatland in Betracht kommt, die Entscheidung der ausléndischen Behorde Uber diese
Leistung nicht abgewartet werden soll. Schnelle Hilfen sind in jedem Fall nach den Rege-
lungen des Erleichterten Verfahrens zu erbringen. Ein Antrag im Ausland sollte in jedem
Fall gestellt werden, wenn der Antrag nicht von vornherein als offensichtlich aussichtslos
erscheint. Die Unterstitzungsbehdrde gemaf § 124 Absatz 2 Nummer 3 leistet dabei Hil-
fe. Die Leistungen aus 8§ 102 bis auf die Schnellen Hilfen kénnen ganz oder teilweise ver-
sagt werden, wenn antragstellende Personen es unterlassen, einen Antrag im Ausland zu
stellen. Diese Falle sind entsprechend den Fallen der fehlenden Mitwirkung in den 88 66
und 67 SGB | zu behandeln.

Zu 8§ 103 (Leistungen fur Zivildienstgeschadigte und Hinterbliebene)

Die Vorschrift regelt, ab welchem Zeitpunkt Zivildienstbeschadigte Leistungen der Sozia-
len Entschadigung erhalten konnen. Nummer 2 entspricht dem Regelungsgehalt des § 50
Absatz 1 ZDG, wonach Zivildienstgeschadigte bereits wahrend des Dienstverhaltnisses
gewisse Leistungen nach dem BVG erhalten haben.

Zu 8§ 104 (Krankengeld der Sozialen Entschadigung fur Zivildienstgeschadigte)

Die Regelung greift § 49 ZDG in der bis ...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Bu-
ches] geltenden Fassung auf.
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Zu Kapitel 16 (Einsatz von Einkommen und Vermdgen)
Zu 8 105 (Grundséatze)

Die Vorschrift bestimmt die Grundsatze fir den Einsatz von Einkommen und Vermogen
bei Leistungen des Sozialen Entschadigungsrechts, deren Erbringung eine finanzielle
Hilfebedurftigkeit voraussetzen.

Absatz 1 regelt, dass Einkommen und Vermdgen nur bei den Besonderen Leistungen im
Einzelfall nach Kapitel 11 einzusetzen sind. Der letzte Halbsatz regelt eine Abweichung
von dem Grundsatz, dass die Besonderen Leistungen im Einzelfall nach Kapitel 11 ein-
kommens- und vermégensabhangig sind. Die Abweichung gilt allein fir die Leistung zur
Forderung einer Ausbildung nach § 94, der die Rickzahlung des Darlehensanteils des
BAfoG betrifft. Voraussetzung fiir die Ubernahme durch den Trager der Sozialen Ent-
schadigung ist, dass die Berechtigten schadigungsbedingt auf BAf6G angewiesen waren.
Auf die Einkommens- und Vermoégensverhaltnisse nach Ende des BAf6G-Bezuges kommt
es nicht an.

Nach Absatz 2 sind fur den Begriff und den Einsatz von Einkommen und Vermdgen sowie
die Verpflichtungen anderer grundséatzlich die Bestimmungen des Elften Kapitels des
SGB Xl sowie der hierzu erlassenen Verordnungen entsprechend anzuwenden. Dies
bezieht sich zum einen auf sdmtliche Regelungen des Elften Kapitels des SGB XIl, ein-
schlieRlich derjenigen zu dem Ubergang von Anspriichen nach 88 93 und 94 SGB XI,
und zum anderen auf die Regelungen der Verordnung zur Durchfiihrung des § 82
SGB Xl sowie der Verordnung zur Durchfihrung des § 90 Absatz 2 Nummer 9 SGB XII.
Diese Regelungen sind bei den einkommens- und vermdgensabhéngigen Leistungen des
Sozialen Entschadigungsrechts grundsatzlich entsprechend heranzuziehen, soweit sich
aus den Bestimmungen des Kapitels 16 nichts Abweichendes ergibt. Der Grund fiir die
entsprechende Anwendung der Regelungen des Sozialhilferechts liegt darin, dass die
einkommens- und vermdgensabhangigen Leistungen des Sozialen Entschadigungsrechts
im Wesentlichen mit sozialhilferechtlichen Leistungen vergleichbar sind. Dies gilt flr die
lebensunterhaltssichernden Leistungen nach § 64 Absatz 3 und nach § 93, fur die Leis-
tungen zur Weiterfihrung des Haushalts nach § 95 sowie fir die Leistungen in sonstigen
Lebenslagen nach § 96.

Absatz 3 enthélt den bislang in der Kriegsopferflrsorge geltenden Grundsatz, dass bei
ausschlie3lich schadigungsbedingtem Bedarf, d. h. bei einem Bedarf, der ausschlie3lich
auf der gesundheitlichen Schadigung bzw. den Schadigungsfolgen beruht, Einkommen
und Vermdgen nicht einzusetzen sind. Ein ausschlie3lich schadigungsbedingter Bedarf in
diesem Sinne liegt vor, wenn der Zusammenhang zwischen der anerkannten Schadi-
gungsfolge und dem geltend gemachten Bedarf besonders eng ist, so dass der Bedarf
ohne die Schadigungsfolge nicht notwendig ware. Hierfiir geniigt es daher nicht, dass die
Schadigungsfolge nur annahernd gleichwertige Bedeutung fiir das Entstehen des Bedarfs
hat. Es ist auch nicht ausreichend, dass die Schadigungsfolge gleichwertig zu anderen
zur Entstehung des Bedarfs filhrenden Griinden ist. Andere gesundheitliche Faktoren im
Sinne bedarfsmitbegriindender Ursachen missen entweder fehlen oder doch von so ge-
ringem Gewicht sein, dass sie auf’er Betracht bleiben kdnnen. Andererseits ist aus-
schlie3lich schadigungsbedingt nicht nur der Bedarf, der ohne die bestehende Schadi-
gungsfolge Uberhaupt nicht denkbar wére. Hierzu gehort vielmehr auch ein Bedarf, der
bezogen auf die konkrete Situation des Betroffenen in besonderer Weise auf Grund der
Schadigungsfolge besteht. Der Begriff ,ausschlie3lich schadigungsbedingter Bedarf* ist
somit in gleicher Weise wie in § 25¢c Absatz 3 Satz 2 BVG auszulegen.

Absatz 4 enthalt eine Bestimmung, wonach Einkommen und Vermdgen nicht einzusetzen
sind, soweit dies im Einzelfall unbillig wéare. Diese Hartefallregelung ist § 25¢ Ab-
satz 3 Satz1 und §25f Absatz 1 Satz3 BVG nachempfunden. Eine Anderung der
Rechtslage nach dem BVG ist damit nicht verbunden.
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Zu 8 106 (Berucksichtigung von Einkommen)

Diese Vorschrift regelt, welches Einkommen abweichend von den 88 82 his 84 SGB XIlI
zu bertcksichtigen bzw. nicht zu berticksichtigen ist.

Nicht zu berticksichtigen sind nach Absatz 1 Nummer 1 die Leistungen nach diesem Buch
mit Ausnahme von Leistungen, die dem Ersatz von Einkommen dienen. Nicht als Ein-
kommen zu bertcksichtigen sind u. a. die Entschadigungszahlungen, die Leistungen zur
Teilhabe sowie die Besonderen Leistungen im Einzelfall. Die Entschadigungszahlung
stellt eine Entschadigung fir den durch die erlittene gesundheitliche Schadigung und die
hierdurch verlorene gesundheitliche Integritdt entstandenen immateriellen Schaden dar
und hat somit eine stark immaterielle Komponente. Zudem soll sie dazu dienen, kurzfristig
die Mehrbelastungen durch das schadigende Ereignis, die ein gesunder Mensch nicht hat,
auszugleichen. Dies begrindet die Nichtbericksichtigung der Entschadigungszahlung als
Einkommen. Dass die Besonderen Leistungen im Einzelfall und grundsatzlich auch die
Leistungen zur Teilhabe nicht als Einkommen zu berlcksichtigen sind, entspricht dem
Recht des BVG. Dem Ersatz von Einkommen dienen das Krankengeld der Sozialen Ent-
schadigung nach 8 47 und der Berufsschadensausgleich nach Kapitel 10. Diese Leistun-
gen sind somit als Einkommen zu berticksichtigen.

Absatz 1 Nummer 2 bestimmt ausdrticklich, dass das Hinterbliebenengeld nach § 844
Absatz 3 des Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB) im Sozialen Entschadigungsrecht nicht als
Einkommen zu berticksichtigen ist. Es handelt sich hierbei um eine rein deklaratorische
Regelung. Das Hinterbliebenengeld ist in 8 83 SGB XIl, anders als das Schmerzensgeld
nach § 253 Absatz 2 BGB, nicht ausdricklich als nicht als Einkommen zu bericksichti-
gende Leistung genannt. Beim Hinterbliebenengeld handelt es sich allerdings ebenso wie
beim Schmerzensgeld um eine Entschadigung wegen eines Schadens, der nicht Vermo-
gensschaden ist. Hinterbliebene sollen im Sinne einer Anerkennung ihres seelischen
Leids wegen der Totung eines ihnen besonders nahestehenden Menschen von dem hier-
fur Verantwortlichen eine Entschadigung verlangen kdnnen (BT-Drucksache 18/11397,
Seite 1). Eine rechtliche Gleichbehandlung des Hinterbliebenengeldes mit dem Schmer-
zensgeld war deshalb bereits nach bisherigem Recht geboten. Diese gebotene rechtliche
Gleichbehandlung wird nunmehr ausdrticklich gesetzlich geregelt. Daneben sind auch die
Ubrigen in den 88 83, 84 SGB XIlI genannten Leistungen nicht bzw. nur unter den im
SGB XII genannten Voraussetzungen als Einkommen zu berticksichtigen. Dies ergibt sich
aus dem Verweis in 8§ 105 Absatz 2 auf das Elfte Kapitel des SGB XII. Eine ausdruckliche
Regelung im SGB XIV ist somit insoweit entbehrlich.

Absatz 2 enthalt eine Ausnahme vom Grundsatz des Absatzes 1 Nummer 1, wonach
Leistungen nach diesem Buch nicht als Einkommen zu bertcksichtigen sind. Demnach
gelten Ubergangsgeld und Unterhaltsbeihilfe unter den in Absatz 2 genannten Vorausset-
zungen als Einkommen. Absatz 2 ist § 26a Absatz 4 BVG nachgebildet. Ubergangsgeld
und Unterhaltsbeihilfe sind jetzt aber nur noch dann als Einkommen zu bertcksichtigen,
wenn neben diesen Leistungen Besondere Leistungen im Einzelfall in Betracht kommen.
Besondere Leistungen im Einzelfall kommen in diesem Sinne in Betracht, wenn bei Be-
rechtigten ein Bedarf besteht, zu dessen Deckung die Leistungen nach Kapitel 11 be-
stimmt sind. Ob und in welcher Hohe Berechtigte im Einzelfall einen Anspruch auf Beson-
dere Leistungen haben, hangt davon ab, inwieweit ihr Bedarf durch einzusetzendes Ein-
kommen und Vermégen gedeckt wird. Als Einkommen einzusetzen sind dabei auch
Ubergangsgeld und Unterhaltsbeihilfe.

Die Regelungen des Absatzes 3 entsprechen im Wesentlichen § 25d Absatz 2 und § 25e
Absatz 2 Satz 1 BVG. Erweitert wird dieser Personenkreis um Personen, die mit Berech-
tigten eine Lebensgemeinschaft fihren, die der Ehe ahnlich ist. Die Aufnahme dieses
Personenkreises ist erforderlich, weil es sachgerecht ist, ihn den Ehegatten gleichzustel-
len. Satz 3 Ubernimmt die in § 19 Absatz4 SGB XIl sowie in §27 Absatz 2 Satz 3
SGB XlI in Verbindung mit § 39 Satz 3 Nummer 1 SGB Xll genannte Regelung fir das
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Soziale Entschadigungsrecht. Danach ist bei Schwangeren und bei Personen, die ein
leibliches Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres betreuen, das Einkommen
der Eltern nicht zu beriicksichtigen.

Zu 8§ 107 (Einkommensgrenze)

Diese Vorschrift regelt, welche Einkommensgrenze abweichend von den 88§ 85 bis 89
SGB Xl gilt. Durch die Berlcksichtigung einer Einkommensgrenze wird gewahrleistet,
dass den Berechtigten ausreichende finanzielle Mittel zur Sicherung des Lebensunterhalts
verbleiben.

Absatz 1 bestimmt die Einkommensgrenze, die bei Einkommen der Berechtigten zu be-
achten ist. Diese setzt sich wie in § 85 Absatz 1 SGB Xll aus einem Grundbetrag, den
Aufwendungen fur die Unterkunft sowie einem Familienzuschlag zusammen. Um dem
Sonderopfer der Bezieher von Leistungen des Sozialen Entschadigungsrechts auch wei-
terhin angemessen Rechnung zu tragen, ist der Grundbetrag im Vergleich zu § 85 Ab-
satz 1 Nummer 1 SGB XlI erhéht worden. Zudem ist wie bisher die Berucksichtigung der
Aufwendungen fur die Unterkunft nicht auf den angemessenen Umfang beschrankt. Fer-
ner wird als Familienzuschlag ein Betrag in Hohe von 90 Prozent der Regelbedarfsstufe 1
fir nicht getrennt lebende Ehegatten berlcksichtigt. Auch fir jede Person, die von Be-
rechtigten oder deren nicht getrennt lebenden Ehegatten Gberwiegend unterhalten wird,
wird der Familienzuschlag in Héhe von 90 Prozent der Regelbedarfsstufe 1 beriicksichtigt.
Dies stellt damit eine Besserstellung im Vergleich zu § 85 Absatz 1 Nummer 3 SGB XI|
dar. In Absatz 1 Satz 3 wird wie im BVG ein Hdchstbetrag fiir die Einkommensgrenze be-
stimmt, der ebenfalls angemessen erhéht wird.

Absatz 2 regelt den Einsatz von Einkommen minderjahriger unverheirateter Berechtigter
und ihrer Eltern oder eines Elternteils. Satz 1 bestimmt, dass abweichend von § 85 Ab-
satz 2 SGB XII diese Einkommen getrennt voneinander betrachtet werden. Nach Satz 2
gilt fur das Einkommen der minderjahrigen unverheirateten Berechtigten die Einkom-
mensgrenze nach Absatz 1. Nach Satz 3 ist fir das Einkommen der Eltern oder eines
Elternteils die Einkommensgrenze nach § 85 Absatz 2 SGB Xll unter Berlcksichtigung
der in Absatz 1 genannten Betrdge zu beachten. Diese Regelungen stellen insgesamt
eine Besserstellung gegeniiber dem Recht der Sozialhilfe dar. Fir die Félle, in denen so-
wohl die Einkommensgrenze der Berechtigten als auch die Einkommensgrenze der Eltern
oder des Elternteils Uberschritten ist, sieht Satz 4 ein Vorrang-Nachrang-Verhaltnis zum
Einkommenseinsatz vor. Vorrangig ist das Einkommen der Berechtigten einzusetzen,
nachrangig das Einkommen der Eltern oder des Elternteils.

Nach Absatz 3 ist die Einkommensgrenze wie im bisherigen Recht bei Leistungen zum
Lebensunterhalt nicht zu berilicksichtigen.

Zu 8§ 108 (Berucksichtigung von Vermdgen)

Diese Vorschrift bestimmt, welches Vermégen abweichend von den 88 90 und 91 SGB XII
einzusetzen und zu verwerten ist.

Nach Absatz 1 sind wie im bisherigen Recht auch Ansparungen aus Leistungen nach die-
sem Buch als Vermdgen einzusetzen. Dies gilt auch flr Ansparungen aus Entschadi-
gungszahlungen trotz ihres Charakters als immaterielle und schadigungsbedingte Mehr-
belastungen ausgleichende Leistung. Der besonderen Stellung der Betroffenen wird
dadurch entsprochen, dass im Sozialen Entschadigungsrecht im Vergleich zum SGB XlI
hohere Vermdgensschonbetrage gelten.

Die Regelung in Absatz 2 dient dem Schutz von Berechtigten, die Nachzahlungen von
Entschadigungszahlungen erhalten. Diese Nachzahlungen bilden zwar Vermdégen, wer-
den aber fUr den Zeitraum von bis zu einem Jahr geschutzt. Dies entspricht dem bisheri-
gen Recht in § 25f Absatz 1 Satz 5 BVG.
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Die Vorschrift in Absatz 3 dient dem Schutz von Wohneigentum der Berechtigten unab-
hangig davon, ob sie dieses allein oder gemeinsam mit ihren Angehdérigen bewohnen.

Nach Absatz 4 ist bei Leistungen an minderjahrige unverheiratete Berechtigte grundsatz-
lich auch Vermogen der Eltern oder eines Elternteils einzusetzen oder zu verwerten. Dies
gilt nicht, solange Berechtigte schwanger sind oder mindestens ein Kind, zu dem sie in
einem rechtlichen Eltern-Kind-Verhéltnis stehen, bis zur Vollendung seines sechsten Le-
bensjahres betreuen. Eine Anderung zum bisherigen Recht ist mit dieser Regelung nicht
verbunden.

Zu 8 109 (Verordnungsermachtigung)

Die Vorschrift kntpft inhaltlich an 8 27f BVG an, ist jedoch im Hinblick auf die Anforderun-
gen von Artikel 80 GG konkretisiert. Die Ermé&chtigung betrifft die Ermittlung des zu be-
ricksichtigenden Einkommens und des zu schonenden Vermdogens. Aufgrund der finanzi-
ellen Tragweite hat das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales im Rahmen der Ver-
ordnungsermachtigung das Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen her-
zustellen.

Zu Kapitel 17 (Anpassung)
Zu 8 110 (H6he und Zeitpunkt der Anpassung, Verordnungserméchtigung)

Die Vorschrift regelt die Anpassungen der Geldleistungen im Rahmen der Sozialen Ent-
schadigung. Durch diesen im Sozialen Entschadigungsrecht seit Jahrzehnten bewéhrten
»LAnpassungsverbund“ mit der gesetzlichen Rentenversicherung werden die Geldleistun-
gen zum selben Zeitpunkt und entsprechend dem Prozentsatz angepasst, um den sich
der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversicherung verandert. Bis zur An-
gleichung der aktuellen Rentenwerte in der gesetzlichen Rentenversicherung zum 1. Juli
2024 ist durch die in § 110 gewéhlte Formulierung fir die Anpassung der Geldleistungen
im Rahmen der Sozialen Entschadigung der fir die alten Lander mal3gebende aktuelle
Rentenwert und ab 2024 der bundeseinheitlich geltende aktuelle Rentenwert in der ge-
setzlichen Rentenversicherung mafRgebend. Der Faktor fir die Anpassung der Geldleis-
tungen im Rahmen des Sozialen Entschadigungsrechts ergibt sich aus dem Anpassungs-
satz des aktuellen Rentenwerts in der gesetzlichen Rentenversicherung. Absatz 2 enthalt
eine Rundungsregelung.

Die Regelung enthalt in Absatz 3 die Ermachtigung des BMAS, die Anpassung durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats vorzunehmen.

Zu Kapitel 18 (Organisation, Durchfihrung und Verfahren)

Zu Abschnitt 1 (Organisation und Durchfihrung)

Zu § 111 (Trager der Sozialen Entschadigung)

Trager der Sozialen Entschadigung sind wie bisher die Lander.

Zu 8§ 112 (Sachliche Zustéandigkeit)

Die Vorschrift regelt die sachliche Zustandigkeit. Grundsatzlich regeln die Lander, welche
Behorden auf ihrem Gebiet das Soziale Entschadigungsrecht ausfuhren. Eine Ubertra-
gung auf andere Trager ist moglich.

Zu § 113 (Ortliche Zustandigkeit)

Die Bestimmungen Uber die 0Ortliche Zustandigkeit im Einzelnen treffen nach Absatz 1 die
Lander.
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Fur die Gewaltopferentschadigung sieht Absatz 2 im Interesse der Berechtigten eine ge-
sonderte Zustandigkeit des Landes vor, in dem die antragstellende Person ihren Wohnsitz
oder gewohnlichen Aufenthalt hat.

Treffen Anspriche zusammen, die entweder auf unterschiedlichen schadigenden Ereig-
nissen nach 8 1 Absatz 3 oder auf dem SGB XIV und auf anderen Gesetzen, die eine
entsprechende Anwendung des SGB XIV vorsehen, beruhen, bestimmt Absatz 3, dass fur
die Festsetzung des einheitlichen GdS das Land zustandig ist, das uber die Anspriiche
aus dem letzten schadigenden Ereignis entscheidet. Dies entspricht der bisherigen
Rechtslage. Die anteilige Kostentragung der betroffenen Bundeslander ist in § 136 gere-
gelt.

Fur die Zivildienstgeschadigten sieht Absatz 4 eine Zusténdigkeit des Landes vor, in dem
die antragstellende Person zum Zeitpunkt des Dienstbeginns ihren Wohnsitz oder ge-
wohnlichen Aufenthalt hat.

Absatz 5 sieht anstelle des § 66 Absatz 2 IfSG bei der Entschadigung nach § 24 vor, dass
dasjenige Land zusténdig ist, in dem die urséchliche Schutzimpfung oder andere Malf3-
nahme der spezifischen Prophylaxe als ursachliches Ereignis vorgenommen wurde. Wur-
de die ursachliche Schutzimpfung oder andere MalRnahme der spezifischen Prophylaxe
im Ausland vorgenommen, ist dasjenige Land zustandig, in dem die Antragstellerin oder
der Antragsteller zum Zeitpunkt der Antragstellung ihren oder seinen Wohnsitz, bei Fehlen
eines Wohnsitzes ihren oder seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat.

Absatz 6 sieht eine Ermachtigungsgrundlage fur den Erlass einer Rechtsverordnung vor,
durch die die ortliche Zustandigkeit fir Personen, die ihren Wohnsitz oder gewohnlichen
Aufenthalt im Ausland haben, geregelt wird.

Zu § 114 (Aufgaben des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales)

Diese Vorschrift enthalt in Absatz 1 die Verpflichtung des BMAS, im Interesse der Be-
troffenen auf eine bundeseinheitliche Anwendung der Vorschriften dieses Buches hinzu-
wirken.

In Absatz 2 werden die Aufgaben benannt, die der Bund auf Grund seiner Verpflichtungen
aus internationalen Abkommen bernommen hat.

Zu Abschnitt 2 (Verfahren zur Prifung des Leistungsanspruchs)
Zu 8§ 115 (Erleichtertes Verfahren bei Leistungen der Schnellen Hilfen)

Mit den Leistungen nach Kapitel 4 sollen Berechtigte unbirokratisch und erforderlichen-
falls unmittelbar nach dem schadigenden Ereignis Hilfe erhalten. Eine genaue Sachver-
haltsermittlung und detaillierte Anspruchsprifung seitens der zustandigen Behérde wirde
zu Verzdgerungen fiihren, die die mit den Schnellen Hilfen verfolgten Ziele konterkarieren
konnen. Daher soll die zugige Inanspruchnahme Schneller Hilfen durch ein Erleichtertes
Verfahren ermdglicht werden.

Absatz 1 stellt klar, dass Leistungen der Schnellen Hilfen im Regelfall im erleichterten
Verfahren erbracht werden. Nur in einfach gelagerten, eindeutigen Ausnahmefallen, in
denen ohne zeitliche Verzdégerung insgesamt Uber die in Frage kommenden Anspriiche
der Sozialen Entschadigung entschieden werden kann, kann im reguléaren Verfahren auch
Uber die Leistungen der Schnellen Hilfen entschieden werden.

Im Erleichterten Verfahren wird nach Absatz 2 der vorgetragene Sachverhalt - sofern nicht
offensichtlich unrichtig - als wahr unterstellt und das Bestehen von Anspriichen nach die-
sem Buch nur summarisch gepruft. Ergibt die summarische Prufung, dass die antragstel-
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lende Person Leistungsanspriiche nach diesem Buch haben kann, hat sie einen Anspruch
auf Leistungen der Schnellen Hilfen.

Absatz 3 dient der Klarstellung. Das Erleichterte Verfahren betrifft ausschlieRlich den An-
spruch auf Schnelle Hilfen, es werden keine darliber hinausgehenden Feststellungen zu
anderen Leistungsanspriichen getroffen.

Der Widerrufsvorbehalt nach Absatz 4 erméglicht der zustandigen Behérde, den im Er-
leichterten Verfahren erlassenen Verwaltungsakt zu widerrufen, wenn die regulére, im
Anschluss an das Erleichterte Verfahren erfolgende weitere Prifung ergibt, dass die an-
tragstellende Person keinen Leistungsanspruch nach diesem Buch hat. Ab dem Zeitpunkt
des Wirksamwerdens des Widerrufs besteht fur die Zukunft kein Anspruch mehr auf die
Leistungen der Schnellen Hilfen.

Zu 8 116 (Weiteres Verfahren)

Absatz 1 stellt klar, dass ein Antrag auf Leistungen nach diesem Buch auf3erhalb des Er-
leichterten Verfahrens umfassend zu prifen ist.

Die Absétze 2 und 3 regeln das weitere Verfahren, wenn die Prifung entweder ergibt,
dass keine Leistungsanspriiche der Sozialen Entschadigung bestehen, im Erleichterten
Verfahren jedoch ein begilnstigender Verwaltungsakt ergangen ist oder wenn Leistungs-
anspriche bestehen, im Erleichterten Verfahren aber ein nicht begunstigender Verwal-
tungsakt ergangen ist.

Zu § 117 (Beweiserleichterungen)

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 15 des Gesetzes lber das Verwaltungsverfah-
ren der Kriegsopferversorgung (KOVVfG), auf den § 6 Absatz 3 OEG verwies. Mit der
Regelung soll der Beweisnot in den Fallen Rechnung getragen werden, in denen das
schadigende Ereignis nicht mit Beweismitteln nachweisbar ist. Entgegen dem bisherigen
Wortlaut kommt es nicht allein auf das Fehlen von ,Unterlagen” an, sondern - der bisheri-
gen Auslegung der Norm entsprechend - auf das Fehlen von Beweismitteln. Hierbei geht
es meist um Falle, in denen das schadigende Ereignis ohne Zeugen stattgefunden hat
oder wenn Zeugen von einem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch machen oder die
Ladung des Téters fir die geschadigte Person nicht zumutbar ist, etwa in Missbrauchsfal-
len. In diesen Konstellationen, in denen keine anderen Beweismittel als die Angaben der
betroffenen Person zur Verfigung stehen, greift die Beweiserleichterung, wenn die be-
troffene Person oder ihre Hinterbliebenen den Beweisnotstand nicht selbst verschuldet
haben und die Angaben glaubhaft erscheinen.

Eine Tatsache ist glaubhaft gemacht, wenn bei mehreren ernstlich in Betracht zu ziehen-
den Mdglichkeiten das Vorliegen einer davon relativ am wahrscheinlichsten ist, weil nach
Gesamtwiirdigung aller Umstande besonders viel fir diese Mdglichkeit spricht (BSG, Ur-
teil vom 15.12.2016, B 9 V 3/15 R). Diese in Rechtsprechung und Literatur allgemein an-
erkannte Definition der Glaubhaftmachung wird ausdrticklich in Absatz 2 aufgenommen.
Glaubhaftmachung bedeutet danach das Dartun einer tberwiegenden Wahrscheinlichkeit
d. h. der guten Mdglichkeit, dass sich der Vorgang so zugetragen hat, wobei durchaus
gewisse Zweifel bestehen bleiben kénnen (vgl. BSG Beschluss vom 8.8.2001, B 9 V
23/01 B). Dieser Beweismalistab ist durch seine Relativitdt gekennzeichnet. Es muss
nicht, wie bei der Wahrscheinlichkeit des urséchlichen Zusammenhanges, absolut mehr
fur als gegen die glaubhaft zu machende Tatsache sprechen. Von mehreren ernstlich in
Betracht zu ziehenden Sachverhaltsvarianten muss einer den ubrigen gegenuber ein ge-
wisses (kein deutliches) Ubergewicht zukommen. Die bloRe Mdglichkeit einer Tatsache
reicht nicht aus, um die Beweisanforderungen zu erfillen (BSG, Urteil vom 15.12.2016, B
9 V 3/15 mwN). Grundséatzlich obliegt es der zustandigen Behorde, die Angaben zu beur-
teilen. Das BSG hat die Berlcksichtigung aussagepsychologischer Glaubhaftigkeitsgut-
achten im Sozialen Entschadigungsrecht zwar fur zuléssig erachtet (Urteil vom
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17.04.2013, B 9 V 1/12 R). Eine aussagepsychologische Begutachtung kommt jedoch nur
ausnahmsweise in Betracht, wenn der Behérde die Sachkunde fur die Beurteilung der
Glaubhaftigkeit fehlt. Gleiches gilt im Gerichtsverfahren (vgl. dazu das Urteil des Bayeri-
schen Landessozialgerichts vom 30.04.2015, L 15 VG 24/09). Die Einholung eines Gut-
achtens kann aber vor allem dann geboten sein, wenn die Angaben der Auskunftsperson
das einzige Beweismittel fir das in Frage stehende Geschehen sind und Anhaltspunkte
dafur bestehen, dass sie durch eine psychische Erkrankung der Auskunftsperson und
deren Behandlung beeinflusst sein konnen (BSG, Urteil vom 15.12.2016, B 9 V 3/15 R).

Die anschlielende umfassende rechtliche Wirdigung der Umstande des Einzelfalls ein-
schliel3lich des aussagepsychologischen Glaubhaftigkeitsgutachtens obliegt der entschei-
denden Behérde bzw. dem Gericht. Hierzu gehdort auch die Feststellung, ob die Aussage
einer Auskunftsperson bei mehreren ernstlich in Betracht zu ziehenden Mdoglichkeiten
relativ am wahrscheinlichsten und damit glaubhaft ist (BSG, Urteil vom 15.12.2016,
B9V 3/15R).

Nach 8 23 SGB X darf die Behorde bei Ermittlung des Sachverhalts eine Versicherung an
Eides statt nur auf Grundlage einer entsprechenden Ermachtigungsnorm verlangen und
abnehmen. Absatz 3 der vorliegenden Vorschrift stellt eine solche Ermachtigung gegen-
uber der antragstellenden Person dar. Eine Versicherung an Eides statt kann danach
nicht in jedem Fall, sondern nur dann verlangt werden, wenn die Umstande des Einzelfal-
les sie als das gebotene Mittel erscheinen lassen.

Zu § 118 (Beiziehung von Unterlagen und Anhdrung)

Absatz 1 der Vorschrift entspricht dem bisherigen § 12 Absatz 2 und 3 KOVVIG sowie
dem bisherigen § 13 KOVVIG.

Die Norm erganzt die allgemeinen gelten Vorschriften der 8§ 20 und 21 SGB X und regelt
die Beiziehung der arztlichen Unterlagen der antragstellenden Person durch die zustandi-
ge Verwaltungsbehérde. Sie benennt dabei genau, welche Unterlagen von der zustandi-
gen Behorde beigezogen werden kénnen. Diese Beiziehung setzt die Einwilligung der
antragstellenden Person voraus und darf nur in dem zur Aufklarung des Sachverhalts
erforderlichen Umfang erfolgen. Zudem muss die Behérde fir die Wahrung des arztlichen
Berufsgeheimnisses Sorge tragen.

Nach 8§ 23 SGB X darf die Behoérde bei Ermittlung des Sachverhalts eine Versicherung an
Eides statt nur auf Grundlage einer entsprechenden Erméachtigungsnorm verlangen und
abnehmen.

Absatz 2 stellt eine solche Ermachtigungsnorm dar, um von Auskunftspersonen und
Sachverstandigen die eidesstattliche Versicherung verlangen zu kénnen.

Absatz 3 erméglicht der zustandigen Behoérde, andere Behdrden um die Durchfihrung der
Anhorung zu ersuchen, wenn dies fur sie mit Schwierigkeiten verbunden ware oder Ge-
fahr in Verzug besteht.

Zu 8§ 119 (Vorzeitige Leistungen und vorlaufige Entscheidung )

Absatz 1 enthélt den Katalog der Leistungen, die erbracht werden kénnen, bevor die An-
spruchsvoraussetzungen nach 8 4 festgestellt sind. Die Vorschrift entspricht inhaltlich
§ 10 Absatz 8 BVG, wurde aber erweitert auf Leistungen zur Teilhabe und Besondere
Leistungen im Einzelfall. Voraussetzung ist, dass AusschlieBungsgriinde nicht vorliegen
und der Antrag wahrscheinlich zu einer entsprechenden Anerkennung fihren wird.

Absatz 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 22 Absatz 4 KOVVIG. Personen, die drin-
gend auf bestimmte Leistungen der Sozialen Entschadigung angewiesen sind, sollen sie
vor Abschluss der Ermittlungen erhalten kénnen, wenn die Voraussetzungen fur deren
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Bewilligung wahrscheinlich gegeben sind. Das erforderliche berechtigte Interesse der be-
troffenen Person kann auch ein wirtschaftliches sein, etwa Bedurftigkeit.

Zu Abschnitt 3 (Weitere Regelungen)
Zu 8§ 120 (Anspruche gegen Schadensersatzpflichtige)

Die Vorschrift regelt den gesetzlichen Ubergang von Schadensersatzanspriichen von Be-
rechtigten gegen Schadiger auf den Trager der Sozialen Entschadigung. Auf wen der An-
spruch ubergeht, richtet sich danach, wer im Einzelfall die Kosten fir die Leistungen tragt.

Absatz 1 erklart 8 116 des Zehnten Buches fir entsprechend anwendbar. Die Absatze 2
bis 4 enthalten dartiber hinaus gehende, ergénzende Sonderregelungen:

Absatz 2 Satz 1 Ubernimmt 8§ 81la Absatz 1 Satz 3 BVG und regelt, dass die Geltendma-
chung nicht zu Nachteilen fur den Berechtigten fuhren darf. In Anlehnung an das Rund-
schreiben des Bundesministeriums fir Gesundheit und Soziale Sicherung vom
26.11.2002 - IV ¢ 2 - 62039 - kdnnen Uber rein fiskalische Aspekte hinaus auch Nachteile
sonstiger Art zum Ausschluss des Rickgriffs auf den Schadiger fithren. Dies kommt ins-
besondere in Fallgestaltungen zum Tragen, in denen zu beflrchten ist, dass die gerichtli-
che Geltendmachung des Anspruchs fur ein kindliches Opfer zu schweren gesundheitli-
chen Schadigungen fuhren kénnte. Satz 2 und 3 konkretisieren den Aspekt fiskalischer
Nachteile. So muss der Trager der Sozialen Entschadigung mit der Realisierung seiner
Anspriiche zurlcktreten, solange und soweit die Ersatzleistungen des Schadigers oder
eintrittspflichtiger Dritter nicht ausreichen, um den gesamten Schaden zu ersetzen. Dies
gilt auch dann, wenn die Eintrittspflicht eines Dritten gedeckelt ist und deswegen die zur
Verfigung stehenden Mittel evtl. nicht ausreichen (der Entschadigungsfonds nach § 12
PfIVG leistet im Rahmen der Mindestversicherungssumme, der Versicherer im Rahmen
der vereinbarten Leistungspflicht). Es sollen grundsatzlich zuerst Geschadigte und dann
erst der Trager befriedigt werden.

Absatz 3 ist der Verwaltungsvorschrift Nr. 8 Satz 3 zum bisherigen 8§ 81a BVG nachgebil-
det und dient der Entlastung der Trager der Sozialen Entschadigung in Fallen, in denen
der Ersatzpflichtige erkennbar mittellos ist und der Ersatzanspruch wegen der personli-
chen und wirtschaftlichen Verhéltnisse des Ersatzpflichtigen auch in Zukunft mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht realisiert werden kann.

Absatz 4 soll wie bisher § 81 a Absatz 3 BVG sicherstellen, dass der Trager der Sozialen
Entschadigung Schadensersatzanspriiche gegen Dritte erfolgreich geltend machen kann.
Das ist nur mdglich, wenn die Krankenkassen die Verwaltungsbehorde tber Félle, in de-
nen ein Drittverschulden zu vermuten ist, informieren. Sofern die Verwaltungsbehérde
hinsichtlich der Hohe der Kosten fir Leistungen der Krankenbehandlung Informationen
zur Geltendmachung des Schadensersatzanspruchs bendétigt, kann sie diese Informatio-
nen bei den Krankenkassen und bei den Unfallkassen der Lander erfragen.

Zu § 121 (Erstattung von Leistungen durch 6ffentlich-rechtliche Stellen)

Die Vorschrift stellt eine Nachfolgeregelung zu § 81b BVG dar. Sie regelt die Erstattungs-
anspriche des Tragers der Sozialen Entschadigung gegeniuber anderen offentlich-
rechtlichen Leistungstragern, die nicht Leistungstrager im Sinne von § 12 SGB | sind. Dies
sind z. B. die Beihilfestellen der offentlich-rechtlichen Arbeitgeber sowie 6ffentlich-
rechtlich konstituierte berufsstédndische Versicherungen. Die Vorschrift ergdnzt die §§ 102
ff. SGB X und § 16 SGB IX.
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Zu § 122 (Uberzahlung von Geldleistungen nach dem Tod der oder des
Berechtigten)

Die Vorschrift stellt eine Nachfolgeregelung zu 8§ 66 Absatz 2 Satz 4 BVG dar. Wenn nach
dem Tod der oder des Berechtigten Geldleistungen zu Unrecht gezahlt werden, weil z. B.
die Zahlungseinstellung aus technischen Griinden nicht mehr mdglich war oder der Tod
der oder des Berechtigten erst verspatet angezeigt wird, ist entsprechend den Regelun-
gen des § 118 Absatz 3 bis 4a SGB VI zu verfahren.

Zu Kapitel 19 (Bundesstelle fiir Soziale Entschadigung)
Zu 8§ 123 (Bundesstelle fur Soziale Entschadigung)

Die Neuordnung des Rechts der Sozialen Entschadigung erfordert sowohl von den Lan-
dern als auch vom Bund neue Herangehensweisen. Die ausfihrenden Behdrden missen
sich organisatorisch und strukturell neu ausrichten. Dies erfordert eine verstarkte Koordi-
nierung zwischen Bund und Léandern. Zukulnftig soll die administrative Umsetzung der
Tatigkeit als Unterstiitzungsbehdrde nach der Richtlinie 2004/80/EG, fur die bisher das
BMAS zustandig war, als nicht ministerielle Tatigkeit von einer eigens fur diese Aufgabe
qualifizierten Verwaltung ausgefihrt werden. Die Richtlinie 2004/80/EG schreibt vor, dass
Menschen mit Wohnsitz in einem EU-Mitgliedstaat, die Opfer einer Straftat in einem ande-
ren EU-Mitgliedstaat geworden sind, eine angemessene und gerechte Entschadigung
durch das Land, in dem die Tat geschehen ist (Tatland), erhalten sollen. Insbesondere
soll ein leichter Zugang zu Entschadigungsleistungen sichergestellt werden. Diese Aufga-
be nimmt in Deutschland die Unterstutzungsbehorde wahr.

Zu den - fur Betroffene kostenfreien - Tatigkeiten der Unterstiitzungsbehorde zahlen ins-
besondere die:

— Information von Betroffenen lber mégliche staatliche Entschadigungsanspriiche des
Tatlandes,

— formgerechte Weitergabe von Antragsformularen an Betroffene, die vom jeweiligen
Tatland akzeptiert werden,

— Entgegennahme von Antragsformularen und antragsbegrindenden Unterlagen von
Betroffenen,

— Anfertigung von Ubersetzungen von Antragsformularen und antragsbegriindenden
Unterlagen,

— anschlieBende Weiterleitung an das Tatland, sowie

— weitere Begleitung des Entschadigungsverfahrens bis zur abschlieRenden Entschei-
dung, wozu auch der Kontakt mit in- und auslandischen Entscheidungsbehérden und
Zentralen Kontaktstellen gehalten wird.

Das Bundesamt flr Soziale Sicherung — bis zu seiner Umbenennung Bundesversiche-
rungsamt genannt — fihrt unter der Bezeichnung ,Bundesstelle fur Soziale Entschadi-
gung” die Aufgaben nach § 123 aus. Organisatorisch ist die Bundesstelle flr Soziale Ent-
schadigung damit ein integraler Bestandteil des Bundesamtes fiir Soziale Sicherung, d. h.
keine eigensténdige Behdrde oder Dienststelle im personalvertretungsrechtlichen Sinne.

Zu § 124 (Aufgaben der Bundesstelle fur Soziale Entschadigung)

Die Norm fuhrt die Bundesaufgaben auf, die der Bundesstelle fir Soziale Entschadigung
(Bundesstelle) zugewiesen sind.
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Nach Absatz 2 Nummer 1 ist die Bundesstelle zustandig fur den Abschluss von Verwal-
tungsvereinbarungen mit dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen zur Pauschalie-
rung von Erstattungsanspriichen der Krankenkassen fur Aufwendungen von Leistungen
der Krankenbehandlung.

Nach Nummer 2 nimmt die Bundesstelle die Aufgaben als zentrale Behdrde im Rahmen
des Europaischen Ubereinkommens Uber die Entschadigung fir Opfer von Gewalttaten
vom 24. November 1983 wabhr.

Nach Nummer 3 ist die Bundesstelle Unterstiitzungsbehérde im Sinne von Artikel 3 der
Richtlinie 2004/80/EG. Die Aufgabe der zentralen Kontaktstelle gemaR Artikel 16 der
Richtlinie verbleibt beim BMAS.

Nach Nummer 4 ist die Bundesstelle Kompetenzzentrum fir Soziale Entschadigung, des-
sen Aufgaben in Absatz 4 definiert werden.

Nach Absatz 3 wirkt die Bundesstelle zur Wahrung einer bundeseinheitlichen Durchfih-
rung an der Aus- und Fortbildung in der Sozialen Entschadigung mit, die hauptséachlich in
der Zustandigkeit der jeweiligen Trager der Sozialen Entschadigung liegt.

In Absatz 4 werden die Aufgaben der Bundesstelle als Kompetenzzentrum beschrieben;
es erbringt Dienstleistungen bei der Durchflihrung und Begleitung des Gesetzes und steht
dem Bund und den L&ndern zum Austausch und zur Vernetzung zur Verfliigung. Bei sei-
ner Aufgabe der Organisation von Fortbildungen fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Behorden und der Personen, die Leistungen der Schnellen Hilfen erbringen, sensibilisiert
das Kompetenzzentrum diese fir ein behdérdliches Verfahren, das schonend, Uibersichtlich
und zigig durchgefihrt wird.

Das BMAS kann nach Absatz 5 der Bundesstelle weitere Aufgaben im Bereich der Sozia-
len Entschadigung zuweisen.

Zu § 125 (Fachbeirat Soziale Entschadigung)

BMAS und Bundesstelle werden in grundsétzlichen Fragen des Sozialen Entschadigungs-
rechts von einem Fachbeirat beraten, der aus Vertreterinnen und Vertretern der Verban-
de, der Lander und der Wissenschaft besteht. Durch die Tatigkeit des Beirats werden
Aufgaben, Befugnisse und Beschliisse anderer Gremien nicht berihrt.

Zu Kapitel 20 (Statistik und Bericht)
Zu § 126 (Amtliche Statistik)

Die Vorschrift bestimmt in Absatz 1, dass Uber die Leistungsberechtigten sowie die Aus-
gaben und Einnahmen der Sozialen Entschadigung eine amtliche Statistik zu flihren ist.
Die Statistik dient insbesondere der Information der Offentlichkeit und dem spezifischen
Informationsbedarf der Bundesregierung. Zustandig fur die Fiihrung der amtlichen Statis-
tik ist die Bundesstelle.

Die Statistik basiert nach Absatz 2 auf den Daten aus den monatlichen Meldungen der fir
die Durchfiihrung der Sozialen Entschadigung sachlich zustandigen Stellen nach § 131.

Absatz 3 legt einen kalenderhalbjéhrlichen Turnus fest, nach dem der Bundesstelle die
Statistik dem BMAS vorzulegen hat. Ferner wird die Bundesstelle fir Soziale Entschadi-
gung verpflichtet, die Statistik in geeigneter Form zu veréffentlichen.
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Zu 8 127 (Erhebungsmerkmale)

Die Vorschrift benennt in Absatz 1 die Erhebungsmerkmale fir jede leistungsberechtigte
Person. Diese Erhebungsmerkmale umfassen sowohl personenbezogene Daten als auch
Daten zu den erbrachten Leistungen. Die Bundesstelle vergibt im Benehmen mit den
Landern fur jeden Trager der Sozialen Entschadigung zur Erleichterung von Auswertung
und Prifung der Statistik eine eigene Kennnummer.

Absatz 2 legt zusatzliche Erhebungsmerkmale in grenziiberschreitenden Entschadigungs-
fallen fest. Absatz 3 legt die bei den statistischen Erhebungen nach der ,Art der Leistung*
zu bertcksichtigenden Merkmale fest. Die Merkmale orientieren sich am Katalog der Leis-
tungen, die im Rahmen der Sozialen Entschéadigung erbracht werden kénnen. Bei den
Leistungen nach den Vorschriften zu Besitzstanden wird erstens differenziert nach der
Zugehdrigkeit zu den Empfangergruppen Geschadigte oder Nichtgeschadigte (z. B. Hin-
terbliebene oder Ehegatten), zweitens nach der jeweiligen Vorschrift des Kapitels 23
(Heil- und Krankenbehandlung, Geldleistungen und Abgeltung anderer Anspriiche, Befris-
tete oder auf Zeit erbrachte Leistungen, Pflegeleistungen fir Geschadigte) sowie drittens
nach der Art des schadigenden Ereignisses (z. B. Opfer von

Zu § 128 (Erhebungsmerkmale zu den Ausgaben und Einnahmen der Sozialen
Entschadigung)

Die Vorschrift bestimmt die Erhebungsmerkmale zu den Ausgaben und Einnahmen.
Zu 8§ 129 (Hilfsmerkmale)

Die Vorschrift bestimmt, dass Name und Anschrift des Auskunftspflichtigen im Sinne des
§ 131 Absatz 1 Satz 2 sowie Name und Telefonnummer der fir eventuelle Ruckfragen zur
Verfligung stehenden Person als Hilfsmerkmale erfasst werden. Da Ruckfragen mittler-
weile in der Regel per E-Mail erfolgen, wird zusatzlich die E-Mail-Adresse als Hilfsmerk-
mal erfasst. Angaben zu den Hilfsmerkmalen nach 8§ 129 Nummer 2 sind nach § 131 Ab-
satz 1 Satz 3 nicht verpflichtend.

Zu 8§ 130 (Stichtag fur die Erhebungen)
Die Vorschrift bestimmt den Stichtag fir die monatlichen Erhebungen.
Zu § 131 (Auskunftspflicht, Ubermittlung statistischer Daten)

Die Vorschrift bestimmt in Absatz 1, dass die fur die Durchfihrung der Sozialen Entscha-
digung sachlich zustandigen Stellen auskunftspflichtig sind. Keine Auskunftspflicht besteht
hinsichtlich der Hilfsmerkmale nach § 129 Nummer 2, also hinsichtlich des Namens, der
Telefonnummer und E-Mail-Adresse der fur eventuelle Rickfragen zur Verfigung stehen-
den Person.

Absatz 2 bestimmt, dass die Datenlbermittiung monatlich zu erfolgen hat. Die Daten
missen in elektronischer Form an die Bundesstelle gemeldet werden.

Absatz 3 stellt sicher, dass die monatlichen Meldungen auch dem BMAS fur Auswertun-
gen zur Verfigung stehen.

Absatz 4 regelt die Grenzen der Ubermittlungsbefugnisse und tragt damit dem Schutz der
individuellen Sozialdaten der einzelnen Leistungsempfanger Rechnung.

Zu § 132 (Bericht)

Die Vorschrift regelt, dass die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag erstmalig vier
Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes und sodann alle vier Jahre einen Bericht Uber die
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Auswirkungen der Regelungen dieses Buches und ggf. bestehender Bedarfe zur Weiter-
entwicklung dieser Vorschriften (z. B. Zeitpunkt der Antragstellung in der Traumaambu-
lanz) vorlegt.

Zu Kapitel 21 (Kostentragung)
Zu 8 133 (Aufteilung der Kosten zwischen Bund und Landern)

Die Vorschrift enthalt die grundsatzliche Regelung zur Kostenaufteilung zwischen Bund
und Landern fur Geldleistungen an Opfer von Gewalttaten, die sich im Inland ereignet
haben.

Zu 8 134 (Kostentragung durch den Bund)

Abweichend von § 133 tragt der Bund, wie bereits bislang, die Kosten fur die in 8 133 Ab-
satz 1 aufgeftihrten Fallgestaltungen in voller Héhe.

Absatz 2 enthalt die Regelung zur Kostentragung fir die Leistungen an Opfer des Krieges
und fir die Leistungen an die durch Ereignisse im Zusammenhang mit der Ableistung des
Zivildienstes Geschadigten und deren Hinterbliebene. Der Bund ist wie bereits bislang fir
die Berechtigten nach dem Zivildienstgesetz, nach dem Inkrafttreten des SGB XIV auch
fur Berechtigte gemald § 21 (Opfer von Kriegsauswirkungen beider Weltkriege) alleiniger
Kostentrager.

Zu 8§ 135 (Kostentragung durch die Lander)

Die Lander tragen, wie bereits bislang, die Kosten fir die in Absatz 1 aufgefiihrte Fallge-
staltung in voller H6he. Nach Absatz 2 tragt, wie bisher, das Land die Kosten, in dem die
ursachliche Schutzimpfung oder andere Maflinahme der spezifischen Prophylaxe vorge-
nommen wurde. Wurde die ursachliche Schutzimpfung oder andere MalRnahme der spezi-
fischen Prophylaxe im Ausland vorgenommen, tragt dasjenige Land die Kosten, in dem
die Antragstellerin oder der Antragsteller zum Zeitpunkt der Antragstellung ihren oder sei-
nen Wohnsitz, bei Fehlen eines Wohnsitzes ihren oder seinen gewohnlichen Aufenthalt
hat.

Zu § 136 (Kostentragung beim Zusammentreffen von Anspriichen)

Die Vorschrift regelt in Anlehnung an 8§ 4 Absatz 4 OEG die Kostenteilung der betroffenen
Lander sowohl fir den Fall, dass Anspriiche bestehen, die auf unterschiedlichen schadi-
genden Ereignissen nach § 1 Absatz 3 beruhen als auch fir den Fall, dass Anspriiche
aus dem SGB XIV mit Ansprichen aus anderen Gesetzen zusammentreffen, die eine
entsprechende Anwendung des SGB XIV vorsehen. Gleiches gilt im Hinblick auf Betreu-
ungskosten, die wegen des Besuchs der Traumaambulanz entstehen, diese werden da-
her, soweit sie notwendig sind, ebenfalls Gilbernommen.

Zu Kapitel 22 (Ubergangsvorschriften)

Zu 8 137 (Zeitlicher Geltungsbereich)

Die Vorschrift stellt klar, dass fur Antrége, die ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Bu-
ches gestellt werden, grundsétzlich die in diesem Buch enthaltenen Regelungen zur An-
wendung kommen. Fir Falle, in denen die uneingeschrankte Anwendung dieses Buches
nicht angebracht wére, enthalten die 88 138 bis 140 hiervon abweichende Regelungen.

Zu § 138 (Besonderer zeitlicher Geltungsbereich fur Opfer von Gewalttaten)

Die Vorschrift regelt, welches Recht bei Gewalttaten, die vor dem ...[einsetzen: Tag des
Inkrafttretens des SGB XIV] stattgefunden haben, angewendet wird. Sie stellt dabei si-
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cher, dass Personen, die ihren Antrag nach Inkrafttreten dieses Buches stellen, nicht ge-
genuber Personen privilegiert werden, die ihren Antrag vor dem Inkrafttreten dieses Bu-
ches, also noch unter Geltung des bisherigen Rechts, gestellt hatten.

Absatz 1 betrifft Gewalttaten, die in der Zeit, in der das OEG in Kraft war, vertibt wurden.
Da Leistungen nach diesem Buch unter anderen Voraussetzungen als nach dem OEG
erbracht werden, sollen Geschadigte nur dann einen Anspruch nach diesem Buch haben,
wenn sie auch nach dem im Zeitpunkt der Tat geltenden Recht einen OEG-Anspruch ge-
habt hatten. Anderenfalls entstiinde eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung mit Per-
sonen, die im gleichen Zeitraum geschadigt wurden, die aber vor dem ...[einsetzen: In-
krafttreten des SGB XIV] einen Antrag gestellt haben, der jedoch mangels Vorliegens der
Anspruchsvoraussetzungen bestandskraftig abgelehnt worden war, etwa in den Féllen
psychischer Gewalt. Da weder das OEG noch dieses Buch eine Frist fur die Antragstel-
lung enthalten, ist davon auszugehen, dass es eine nicht unerhebliche Anzahl von Féllen
gibt, in denen vor dem ...[einsetzen: Inkrafttreten des SGB XIV] Geschadigte noch keinen
Entschadigungsantrag gestellt haben. Diese Personen sollen nicht gegenuber Personen
privilegiert werden, die bereits zu einem frilheren Zeitpunkt einen Entschadigungsantrag
gestellt haben.

Absatz 2 betrifft Hinterbliebene von Personen, die wahrend der Geltung des OEG ge-
schadigt worden sind. Auch die Hinterbliebenen kénnen nur dann Leistungen nach die-
sem Buch erhalten, wenn die geschadigte Person nach dem im Zeitpunkt der Gewalttat
geltenden Recht leistungsberechtigt nach dem OEG gewesen ware.

Absatz 3 entspricht § 10a OEG. Allerdings bestimmt sich die Bedurftigkeit nicht mehr
nach dem BVG und der auf dessen Grundlage erlassenen Anrechnungsverordnung, viel-
mehr bestimmt sich der Einsatz von Einkommen und Vermégen nach den Vorgaben des
Kapitels 16. Da dieses Buch auch andere Gewalttaten, und zwar auch psychische Gewalt
erfasst, wird klargestellt, dass — der Regelung des § 10a OEG entsprechend — auch fir
die Zeit vom 16. Mai 1976 bis ...[einsetzen: AuRerkrafttreten OEG] Leistungen nur fur
schadigende Ereignisse erbracht werden, die nach Maligabe des OEG als tatlicher Angriff
eingestuft oder diesem gleichgestellt worden waren. Zudem bestimmt sich die Beddirftig-
keit nicht mehr nach dem BVG und der auf dessen Grundlage erlassenen Anrechnungs-
verordnung. Vielmehr wird darauf abgestellt, ob die berechtigte Person ihren Lebensun-
terhalt aus ihrem Einkommen und Vermdégen ausreichend decken kann. Dabei bestimmt
sich der Einsatz von Einkommen und Vermégen nach Kapitel 16 dieses Buches.

Absatz 4 entspricht § 10a Absatz 4 OEG. Die Verweise auf das BVG entfallen.

Absatz 5 betrifft die Entschadigung fur Taten in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages
genannten Gebiet. Der Inhalt der Norm entspricht aus Griinden der Gleichbehandlung
§ 10 OEG.

Absatz 6 entspricht der Rechtslage nach dem OEG, nach der ebenfalls keine Leistungen
fur Taten vor dem 23. Mai 1949, dem Tag der Griindung der Bundesrepublik Deutschland,
erbracht wurden.

Zu 8§ 139 (Besonderer zeitlicher Geltungsbereich fir Kriegsopfer beider Weltkriege)

Trotz des seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs verstrichenen langen Zeitraums ist es
immer noch moglich, dass z. B. geschadigte ehemalige Wehrmachtssoldaten oder deren
Witwen nach Inkrafttreten dieses Buches erstmals Anspriche auf Kriegsopferversorgung
geltend machen. Es durfte sich dabei zwar nur um wenige Einzelfalle handeln, die staatli-
che Gemeinschaft muss aber angesichts ihrer besonderen Verantwortung fur das erlittene
Schicksal fur diesen Personenkreis weiterhin Leistungen vorsehen.
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In Anerkennung des erbrachten Sonderopfers wird die monatliche Entschadigungsleis-
tung an Geschadigte — wie friher die Grundrente nach dem BVG — ohne zeitliche Be-
grenzung gezahlt.

Zu 8 140 (Besonderer zeitlicher Geltungsbereich fur Zivildienstgeschadigte)

Die Regelung ist erforderlich, wenn Anspriiche nach dem ZDG in Verbindung mit dem
BVG erstmals zum Zeitpunkt des Auf3erkrafttretens des BVG und Inkrafttretens dieses
Buches geltend gemacht werden.

Zu 8 141 (Besonderer zeitlicher Geltungsbereich fir Geschadigte durch
Schutzimpfungen oder einer anderen Mallnahme der spezifischen Prophylaxe)

Personen, die vor dem Inkrafttreten dieses Buches geschadigt worden sind, erhalten Leis-
tungen nach diesem Buch, wenn die Voraussetzungen nach 8 60 IfSG in der bis zum
...[einsetzen: Tag des Aulerkrafttretens des § 60 IfSG] geltenden Fassung erfillt sind
(Satz 1). Fur bestandskraftig entschiedene Falle gelten die Vorschriften des Kapitels 23.

Satz 2 betrifft Hinterbliebene von Personen, die wahrend der Geltung des § 60 IfSG ge-
schadigt worden sind. Auch die Hinterbliebenen kénnen nur dann Leistungen nach die-
sem Buch erhalten, wenn die geschadigte Person nach dem im Zeitpunkt des schadigen-
den Ereignisses geltenden Recht leistungsberechtigt nach § 60 IfSG gewesen waére.

Zu Kapitel 23 (Vorschriften zu Besitzstanden)
Zu Abschnitt 1 (Grundséatze und Leistungen)
Zu 8§ 142 (Grundséatze)

Die Vorschrift des 8§ 142 bestimmt die Grundsatze fur die Wahrung des Besitzstandes.
Diese gelten fur den Zeitpunkt des AuRRerkrafttretens des BVG fur bereits bestandskraftig
festgestellte Leistungsanspriiche sowie fir diesen Zeitpunkt gestellte Antrédge auf Leis-
tungen des Sozialen Entschadigungsrechts.

Absatz 1 regelt den erforderlichen Schutz des Besitzstandes flr Leistungen des Sozialen
Entschadigungsrechts ab Geltung des neuen Rechts. Danach gilt, dass die Leistungen,
die den Leistungsberechtigten bis zum Zeitpunkt des AuRerkrafttretens des BVG zu-
stehen, vom Besitzstandsschutz erfasst sind und dass auch weiterhin ein Anspruch auf
diese Leistungen besteht. Der Besitzstandsschutz bezieht sich auf die Leistungsanspru-
che nach dem BVG oder einem Gesetz, das dieses fur anwendbar erklart. Die Erwartung,
bestimmte Leistungen in der Zukunft in Anspruch zu nehmen, unterfallt nicht dem Besitz-
standsschutz.

Nach Satz 1 ist Voraussetzung fur die Geltung des Besitzstandsschutzes, dass bis spa-
testens zum Tag des Aul3erkrafttretens des BVG ein Anspruch auf Leistungen nach den
genannten Gesetzen bestandskraftig festgestellt ist. Flr die Erbringung dieser Leistungen
ist grundsatzlich weiterhin das BVG oder das Gesetz, das das BVG fir entsprechend an-
wendbar erklart, jeweils in der bis zum Tag des Aulerkrafttretens des BVG geltenden
Fassung malRRgebend, es sei denn, dass Kapitel 23 etwas Abweichendes bestimmt. Von
dem Besitzstandsschutz sind samtliche Leistungen des Sozialen Entschadigungsrechts,
also Geld-, Sach- und Dienstleistungen sowie Personliche Budgets, erfasst. Der Umfang
des Besitzstandsschutzes richtet sich grundsétzlich nach der zuletzt erfolgten Bewilligung
der jeweiligen Leistung. Ist diese beispielsweise befristet bewilligt worden, besteht der
Besitzstandsschutz grundsatzlich fur die Dauer des festgestellten Leistungsbezuges. Wird
anschlieRend die Weiterbewilligung dieser Leistungen beantragt, gilt fir diese Antrage
grundsatzlich § 137: diese werden nach neuem Recht entschieden, es sei denn, dieses
Buch bestimmt etwas Anderes.
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Satz 2 stellt sicher, dass der Besitzstandsschutz auch dann gewahrt bleibt, wenn die be-
rechtigte Person bis kurz vor dem ...[einsetzen: Monat des AuRerkrafttretens BVG] Leis-
tungen bezogen hat und alsbald danach wieder bezogen héatte, wenn das bisherige Recht
nicht aul3er Kraft getreten wére.

Absatz 2 regelt, dass auch Personen von den Besitzstandsschutzregelungen erfasst wer-
den, die zwar einen Antrag auf Leistungen nach dem BVG oder nach einem Gesetz, das
das BVG fur entsprechend anwendbar erklart, zu einem Zeitpunkt gestellt hatten, als das
bisherige Recht noch in Kraft war, Uber deren Antrag jedoch bis zum Zeitpunkt des Au-
Rerkrafttretens des bisherigen Rechts nicht bestandskraftig entschieden wurde. Fir die
Entscheidung Uber diese Antrage bleibt weiterhin das aulRer Kraft getretene Recht mal3-
gebend. Der Besitzstandsschutz soll nicht von der Dauer des Verwaltungsverfahrens ab-
héngen, die die Antragsteller nicht weiter beeinflussen kénnen. Der Besitzstandsschutz
gilt nicht fir Antrage, die nach Inkrafttreten des neuen Rechts gestellt werden; diese wer-
den geman § 137 nach dem neuen Recht entschieden.

Absatz 3 verweist auf das Wahlrecht nach § 152. Personen, die dem Besitzstandsschutz
unterfallen, kdnnen an Stelle der Leistungen nach den Absatzen 1 und 2 Leistungen nach
den Kapiteln 1 bis 22 beanspruchen.

Zu 8§ 143 (Heil- und Krankenbehandlung)

Bei der Vorschrift handelt es sich um eine Sonderregelung zu den Besitzstanden fir den
Bereich der Heil- und Krankenbehandlung.

Nach Absatz 1 erhalten Geschadigte, deren Anspruch auf Leistungen der Heilbehandlung
nach dem BVG oder nach einem Gesetz, das das BVG ganz oder teilweise fir entspre-
chend anwendbar erklart, bestandskraftig dem Grunde nach festgestellt wurde, ab Inkraft-
treten dieses Buches ausschlie3lich Leistungen der Krankenbehandlung nach Kapitel 5.
Der Leistungskatalog der Heilbehandlung nach dem BVG stimmt im Wesentlichen mit
dem der Krankenbehandlung nach Kapitel 5 tberein. Etwaige Anspriiche auf im Kapitel 5
nicht mehr vorgesehene Leistungen werden pauschal nach § 144 Absatz 1 Satz 3 abge-
golten. Zudem haben Geschadigte nach § 151 Vertrauensschutz fur die Absicherung ge-
gen Krankheit. Damit ist sichergestellt, dass Schwerbeschadigte, die nach bisherigem
Recht unter bestimmten Voraussetzungen auch Anspruch auf Behandlung von Nicht-
schadigungsfolgen hatten, weiterhin umfassend abgesichert bleiben. Sofern sich im Ein-
zelfall eine besondere Harte ergibt, besteht die Mdglichkeit eines Harteausgleichs nach
§ 100.

Absatz 2 stellt eine Ausnahme zu Absatz 1 dar. Unter den Voraussetzungen von Satz 1
werden einzelne Leistungen der Heilbehandlung in dem bewilligten Umfang auf der
Grundlage des bisherigen Rechts erbracht. So kann beispielsweise eine unter Geltung
des BVG bestandskraftig bewilligte Badekur auch noch nach AuRerkrafttreten des BVG
angetreten oder (weiter) durchgefihrt werden. Damit der Besitzstandsschutz nicht von der
Dauer des Verwaltungsverfahrens abhéngt, gilt nach Satz 2 Gleiches fiur Anspriche auf
Leistungen der Heilbehandlung, die unter Geltung des bisherigen Rechts beantragt wur-
den.

Absatz 3 trifft eine dem Absatz 2 entsprechende Regelung fiir Personen, deren Anspri-
che auf einzelne Leistungen der Krankenbehandlung nach dem BVG oder einem Gesetz,
das das BVG ganz oder teilweise fur entsprechend anwendbar erklart, vor AuRerkraften
des BVG bestandskréaftig festgestellt oder beantragt wurden. Angehdrige von Schwerbe-
schadigten, Hinterbliebene etc. erhalten Gber den Besitzstandsschutz nach Absatz 3 hin-
aus grundsatzlich keine Leistungen der Krankenbehandlung nach Kapitel 5. Da dieser
Personenkreis mit dem Aul3erkrafttreten des BVG Vertrauensschutz fur die Absicherung
gegen Krankheit nach § 151 hat entsteht keine Versorgungsliicke. Auch besteht in be-
grindeten Einzelfallen die Mdglichkeit eines Harteausgleichs nach § 100.
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Da die nach Absatz 4 weiterhin zustandigen Krankenkassen Leistungen kraft gesetzlichen
Auftrags erbringen, werden ihnen Aufwendungen und Verwaltungskosten erstattet.

Zu 8§ 144 (Geldleistungen )

Die Regelung stellt eine Abweichung von dem in § 142 Absatz 1 Satz 1 festgelegten
Grundsatz dar, demzufolge die von dem Besitzstandsschutz erfassten Leistungen unver-
andert nach dem bisherigen Recht erbracht werden. Sie gilt fir die in Absatz 1 Satz 2
abschliel3end aufgezahlten unbefristeten Geldleistungen wie beispielsweise die Grundren-
te und den Berufsschadensausgleich.

Nach Absatz 1 Satz 1 werden die Betrage, die die berechtigte Person im ...[einsetzen:
Monat des Aulerkrafttretens des BVG] erhalten hat, addiert. Die Summe wird monatlich
ab dem ...[einsetzen: Inkrafttreten SGB XIV] weiterhin unbefristet gezahilt.

Nach Absatz 1 Satz 3 wird der Betrag nach Satz 1 um 25 Prozent erhdht. Damit soll be-
rticksichtigt werden, dass sich bei Fortgeltung des BVG weitere Leistungsanspriiche héat-
ten ergeben kénnen. Dies kdnnten z. B. Ansprliche auf eine Badekur, auf Versehrtenlei-
besiibungen, auf Krankenhilfe, Altenhilfe oder Erholungshilfe nach den einschlagigen
Vorschriften des BVG sein.

Mit den Regelungen in den Kapiteln 1 bis 22 wird das Recht der Sozialen Entschadigung
fur Neufélle weiterentwickelt und an veranderte gesellschaftliche Entwicklungen und Er-
kenntnisse angepasst. Fir bereits bestehende Leistungsbezieher besteht ein Wahlrecht,
ob sie in das neue Recht wechseln oder Leistungen im Rahmen des Besitzstandsschut-
zes weiter beziehen mdchten. Der Zuschlag als pauschale Erhéhung der Geldleistungen
kommt denjenigen zugute, die im Leistungsbezug nach altem Recht im Besitzstands-
schutz verbleiben méchten.

Nach Absatz 2 gilt Absatz 1 entsprechend fur Personen, deren Anspruch auf unbefristete
Geldleistungen erst nach dem ...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des SGB XIV] festge-
stellt wird. Fir die Zeit bis zum Aul3erkrafttreten des bisherigen Rechts haben diese Per-
sonen Anspruch auf die Geldleistungen nach dem BVG bzw. nach einem Gesetz, das das
BVG ganz oder teilweise fir anwendbar erklart. Flr die Zeit ab dem Inkrafttreten des neu-
en Rechts wandelt sich dieser Anspruch um in einen Anspruch auf Zahlung der Summe
der unbefristeten Geldleistungen.

Zu § 145 (Befristete oder auf Zeit erbrachte Leistungen)

Die Vorschrift bestimmt, dass der Besitzstandsschutz bei Personen, die nach dem aul3er
Kraft getretenen Recht des BVG befristet bewilligte oder auf Zeit erbrachte Leistungen
erhalten, fiir einen Ubergangszeitraum bis zum 31. Dezember 2031 auch die Weiterbewil-
ligung dieser Leistungen umfasst. Es handelt sich hierbei um eine Ausnahme zu § 137,
wonach fir Antrage, die ab dem Tag des Inkrafttretens des SGB XIV gestellt werden, das
neue Recht gilt. Die Geltung des Besitzstandsschutzes setzt weiter voraus, dass die leis-
tungsberechtigte Person unmittelbar im Anschluss an die Beendigung der Befristung die
Weiterbewilligung der Leistungen beantragt. Ein solcher Weiterbewilligungsantrag kann
noch wahrend des laufenden Bewilligungszeitraums gestellt werden. Wird er nach Been-
digung der Befristung gestellt, ist nach Absatz 1 Satz 2 der zeitliche Zusammenhang auch
bei einer zeitlichen Unterbrechung von bis zu zwei Wochen noch gegeben. Die Rechtsfol-
ge der Regelung, die Fortgeltung des Besitzstandsschutzes fir befristete Leistungen,
greift nicht nur bei der erstmaligen Weiterbewilligung nach Inkrafttreten des neuen Rechts,
sondern auch bei Folgeantragen, sofern die Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen.
Nach Ablauf des Ubergangszeitraums, also fiir Weiterbewilligungsantrage, die ab dem
1. Januar 2032 gestellt werden, gilt hingegen das neue Recht.

Die Vorschrift findet nach Absatz 2 insbesondere Anwendung auf befristet bewilligte Leis-
tungen der Hilfe zur Pflege nach 8§ 26¢c BVG, der Leistungen zur Weiterfihrung des Haus-
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halts nach § 26d BVG fir Hinterbliebene, der Erziehungsbeihilfe nach § 27 BVG, der er-
ganzenden Hilfe zum Lebensunterhalt fur Hinterbliebene nach § 27a BVG sowie der Ein-
gliederungshilfe fur behinderte Menschen nach 8§ 27d Absatz 1 Nummer 3 BVG.

Absatz 3 regelt den Einsatz von Einkommen und Vermdgen in diesen Fallen. Grundsétz-
lich gelten insoweit die Vorschriften des BVG und der KfilrsV jeweils in der am ... [einset-
zen: Tag des AuRRerkrafttretens des BVG und der KflirsV] geltenden Fassung. Insbeson-
dere richtet sich auch nach Aul3erkrafttreten des bisherigen Rechts weiterhin nach dem
BVG und nach der KflrsV, was als Einkommen und als Vermdgen zu beriicksichtigen ist,
wessen Einkommen und Vermdégen einzusetzen ist und welche Besonderheiten der Ein-
kommens- und Vermdgensberechnung bei den einzelnen Leistungen bestehen. So gilt
z. B. weiterhin nach 8§ 26¢c Absatz 5 BVG bei der Hilfe zur Pflege eine besondere Ein-
kommensgrenze, bei Leistungen der Hilfe zur Pflege fur ein volljghriges Kind sind Ein-
kommen und Vermoégen weiterhin nur in dem nach § 26¢ Absatz 6 BVG eingeschrankten
Umfang einzusetzen und bei der Erziehungsbeihilfe gelten weiterhin die Besonderheiten
des § 27 BVG fir den Einsatz von Einkommen. Eine Ausnahme vom Grundsatz, wonach
sich der Einsatz von Einkommen und Vermdgen nach dem BVG und der KfirsV richtet,
gilt fur die Einkommensgrenze und fir die Vermogensschonbetrage, soweit die Weiterbe-
willigung der Leistung fir Zeiten ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragt wird. An
die Stelle der Einkommensgrenze nach § 25e Absatz 1 BVG tritt insoweit die Einkom-
mensgrenze nach § 107 Absatz 1.In den Fallen, in denen bisher nach 8§ 27d Ab-
satz 5 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 BVG eine besondere Einkommensgrenze galt,
wird der Grundbetrag auf das Vierfache bzw. auf das Achtfache der Regelbedarfsstufe 1
erhoht. Auf diese Weise bleiben die besonderen Einkommensgrenzen fir Bestandsfalle
auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erhalten. An die Stelle der Einkommensfreibe-
trdge nach der KFirsV und der Vermdgensschonbetrage nach dem BVG in Verbindung
mit der KFursV treten die Einkommensfreibetrdge und Vermégensschonbetrdge der Ver-
ordnung nach 8§ 109. Die Einkommensgrenzen und Vermégensschonbetrage sind abhén-
gig von der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII. Die Abhangigkeit vom
Bemessungsbetrag nach § 33 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a BVG entfallt. Dies erleichtert
die Rechtsanwendung. Zugleich wird die jahrliche Anpassung dieser Freibetrage auch fur
die Zukunft sichergestellt. Die Hohe der Einkommensgrenzen und Vermdgensschonbe-
trage ist so bemessen, dass die Besserstellung der Berechtigten gegeniber Beziehern
von Sozialhilfe gewahrt bleibt.

Nach Absatz 4 besteht kein Besitzstandsschutz fur die Weiterbewilligung befristeter oder
auf Zeit erbrachter Leistungen, wenn die zuvor bezogene Leistung auch nach neuem
Recht - in unveranderter oder modifizierter Form - erbracht werden kann. In diesem Fall
erfolgt die Weiterbewilligung nach den Kapiteln 1 bis 22. Zu den in modifizierter Form er-
brachten Leistungen zahlen z. B. das Versorgungskrankengeld nach den 88 16 ff. BVG
und die Beihilfe nach § 17 BVG.

Zu 8§ 146 (Pflegeleistungen fur Geschadigte)

Absatz 1 enthalt eine Regelung fur den Fall, dass die Pflegezulage nach § 35 BVG vor
dem AuRerkrafttreten des BVG nicht als Pauschale nach § 35 Absatz 1 BVG (dieser Be-
trag flie3t dann in den nach § 144 zu bildenden Gesamtbetrag ein) erbracht wird, sondern
als Erhéhung mit Erstattung der Kosten einer besonderen ambulanten Pflegekraft (§ 35
Absatz 2 BVG) oder als Erstattung der Kosten fir stationdre Pflege (8 35 Absatz 5 BVG).
In diesem Fall erhalten die Geschadigten Leistungen nach Kapitel 7 dieses Buches, bei
denen ihnen ebenfalls die angemessenen Kosten der ambulanten oder stationéren Pflege
voll erstattet werden.

Absatz 2 regelt den Fall, dass Beschadigte zum Zeitpunkt des Aul3erkrafttretens des BVG
Leistungen der pauschalen Pflegezulage nach § 35 Absatz 1 BVG bezogen haben und
dieser Geldbetrag in den festgestellten Gesamtbetrag nach 8§ 144 eingeflossen ist. Wenn
dieser Personenkreis danach in das Modell der Erstattung der tatsachlichen Kosten einer
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ambulanten oder stationaren Pflege wechseln méchte (z. B. weil der Pflegebedarf nur
noch in einer stationdren Einrichtung gedeckt werden kann), kann in die Leistungen bei
Pflegebediirftigkeit nach Kapitel 7 gewechselt werden. Ubernimmt der Tréger der Sozia-
len Entschadigung nach Inkrafttreten des SGB XIV die Gesamtkosten bei Pflegebedurftig-
keit nach Kapitel 7, so entféllt der Anspruch auf eine pauschale Pflegezulage, um eine
Doppelleistung zu vermeiden.

Satz 2 regelt, dass nach der Feststellung des Gesamtbetrags und dessen laufender Dy-
namisierung nur der Betrag abgezogen wird, der zum Zeitpunkt der Feststellung auf die
Pflegezulage entfiel. Ein Herausrechnen des auf die pauschale Pflegezulage entfallenden
dynamisierten Betrags ware zu aufwandig.

Zu § 147 (Pflegeausgleich bei langjahriger schadigungsbedingter Pflege)

Nach dem BVG konnten Witwen und Witwer, die ihre Ehepartnerin oder ihren Ehepartner
mehr als zehn Jahre gepflegt hatten, einen monatlichen Pflegeausgleich erhalten. Diese
Leistung wird Ubergangsweise erhalten fir diejenigen, die zum Teil bereits seit Jahrzehn-
ten auf den Erhalt eines Pflegeausgleichs vertraut haben. Die Hohe der Leistung orientiert
sich an dem Hdchstbetrag von Pflegeausgleichen nach dem Recht des BVG und beriick-
sichtigt die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes zu erwartenden Anpassungen.

Zu § 148 (Monatliche Entschadigungszahlung fir Witwen und Witwer bei nicht
schadigungsbedingtem Tod)

Nach dem BVG konnten Witwen und Witwer auch bei nicht schadigungsbedingtem Tod
der oder des Geschadigten eine monatliche Witwenbeihilfe erhalten. Aus Vertrauens-
schutzgesichtspunkten wird deshalb fiir den von dieser Vorschrift umfassten Personen-
kreis eine der bisherigen Rechtslage weitgehend entsprechende Regelung geschaffen.

Zu Abschnitt 2 (Neufeststellungen und Anpassung)
Zu 8§ 149 (Neufeststellungen)

Absatz 1 der Vorschrift regelt, wer das Verfahren zu Neufeststellungen zur Anspruchsbe-
rechtigung und zum GdS einleiten darf. Satz 1 bestimmt, dass bei Personen, die dem
Besitzstandsschutz unterfallen, Neufeststellungen zur Anspruchsberechtigung und zum
GdS auf Antrag erfolgen kdnnen. Auf diese Weise haben die Betroffenen die Mdglichkeit,
Anderungen auch in Besitzstandsfallen auf eigene Initiative feststellen zu lassen. Satz 2
ertffnet der Behorde ein Ermessen auf Neufeststellung von Amts wegen. Die Entschei-
dung im Neufeststellungsverfahren erfolgt auf Basis der Kapitel 1 bis 22.

Absatz 2 der Regelung sieht vor, dass auch bei der Entscheidung Uber einen Neufeststel-
lungsantrag der Besitzstand gewahrt bleibt. Ergibt die Prifung des Neufeststellungsan-
trags, dass die antragstellende Person nach dem neuen Recht der Art oder dem Umfang
nach weniger Leistungen beanspruchen kann als vor Stellung des Neufeststellungsan-
trags, erhalt sie die bis dahin bezogenen Besitzstandsschutzleistungen weiter. Dadurch
wird sichergestellt, dass Berechtigte nach § 142 durch einen Neufeststellungsantrag und
die damit verbundene Anwendung des neuen Rechts nicht schlechter gestellt werden.
Das gilt jedoch nicht, wenn der Wegfall des Anspruchs oder eine geringere Leistung nicht
auf das AuRRerkrafttreten des BVG und die Anwendung des neuen Rechts zurlickzufiihren
ist, sondern auf eine festgestellte Verringerung des GS. In diesem Fall wéare es auch bei
Berechtigten nach § 142 nicht angemessen, Leistungen unverandert weiter zu zahlen.

Zu 8§ 150 (Anpassung, Verordnungsermachtigung)
Die Vorschrift regelt die Anpassungen der Geldleistungen nach 88 143 und 144, damit der

Besitzstandsschutz nicht durch Inflation entwertet wird. Durch diesen im Sozialen Ent-
schadigungsrecht seit Jahrzehnten bewahrten ,Anpassungsverbund mit der gesetzlichen
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Rentenversicherung werden die Geldleistungen zum selben Zeitpunkt und entsprechend
dem Prozentsatz angepasst, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen
Rentenversicherung verandert. Bis zur Angleichung der aktuellen Rentenwerte in der ge-
setzlichen Rentenversicherung zum 1. Juli 2024 ist durch die in § 143 SGB XIV gewahlte
Formulierung fur die Anpassung der Geldleistungen nach 88 143 und 144 SGB XIV der
fur die alten Lander maRRgebende aktuelle Rentenwert und ab 2024 der bundeseinheitlich
geltende aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversicherung maRgebend. Der
Faktor fur die Anpassung der Geldleistungen im Rahmen der Sozialen Entschadigung
ergibt sich aus dem Anpassungssatz des aktuellen Rentenwerts in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Die Vorschrift enthalt zudem eine Rundungsregelung. Die Anpassung
der Geldleistungen nach 88 143 und 144 erfolgt durch Rechtsverordnung des BMAS.

Zu Abschnitt 3 (Vertrauensschutz fur die Absicherung gegen Krankheit )
Zu 8§ 151 (Absicherung gegen Krankheit)

Mit der Vorschrift wird sichergestellt, dass Personen, die bis zum Aul3erkrafttreten des
BVG nach § 10 Absatz 2 und 4 bis 6 BVG Leistungen der Heil- oder Krankenbehandlung
fur Nichtschadigungsfolgen erhalten haben, weiterhin umfassend gegen das Risiko
Krankheit abgesichert bleiben. Sie erhalten Leistungen bei Krankheit in gleichem Umfang
wie Versicherte der gesetzlichen Krankenversicherung. Da § 44 Absatz 2 entsprechend
gilt, werden abweichend vom Recht der gesetzlichen Krankenversicherung Sachleistun-
gen ohne Beteiligung an den Kosten erbracht. Die Leistungen werden von der Kranken-
kasse erbracht, die die Person zum Zeitpunkt des AuRerkrafttretens des BVG nach den
Grundsatzen des § 173 des Finften Buches wahlt. Die zustandige Verwaltungsbehérde
informiert die Berechtigten rechtzeitig vor AuRerkrafttreten des BVG Uber die notwendigen
Schritte. Fur die Nachweispflicht gegeniiber Arzten und anderen Leistungserbringern gilt
8§45 Satz 1 und 2 entsprechend. Berechtigte werden mit einer elektronischen Gesund-
heitskarte ausgestattet und konnen so die Leistungen in Anspruch nehmen wie Versicher-
te der gewdahlten Krankenkasse, d. h. sie haben insbesondere Zugang zu den Leistungs-
erbringern wie diese. Personen, die als Geschadigte auch Anspruch auf Behandlung von
Schéadigungsfolgen nach Kapitel 5 haben, legitimieren sich mit dieser Karte, auch soweit
es um die Behandlung von Schadigungsfolgen geht. Uber die Telematikinfrastrukur sind
unter Nutzung dieser Karte als Authentisierungs- und Autorisierungsmittel Dienste anzu-
bieten, die eine Differenzierung zwischen schadigungsbedingt und nicht schadigungsbe-
dingt erforderlichen Behandlungen zulassen. Ohne eine solche Differenzierung waren die
Erstattungsanspriiche der Krankenkassen nach Absatz 2 und nach § 60 Absatz 1 und 2
nicht unterscheid- und bezifferbar.

Nach Absatz 2 werden den Krankenkassen ihre Aufwendungen sowie ein angemessener
Anteil ihrer Verwaltungskosten von der zustandigen Verwaltungsbehdrde erstattet. Die
Erstattung ist erforderlich, um eine Belastung der Beitragszahler der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung mit Aufwendungen und Verwaltungskosten fiir die gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe der Sozialen Entschadigung zu vermeiden.

Absatz 3 regelt das Konkurrenzverhaltnis zwischen dem Anspruch nach Absatz 1 und
einer nachtraglich begriindeten Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung.

Zu Abschnitt 4 (Wahlrecht)
Zu § 152 (Wahlrecht)

Absatz 1 er¢ffnet den Berechtigten nach 8§ 142 die Moglichkeit, anstelle der Besitzstands-
schutzleistung die Leistungen nach den Kapiteln 1 bis 22, also nach neuem Recht, zu
wahlen. Die Auslibung des Wahlrechts setzt die Kenntnis der Anspriiche nach dem Be-
sitzstand und nach neuem Recht voraus. Dabei unterstiitzen die Trager der Sozialen Ent-
schadigung die Berechtigten, insbesondere auch im Rahmen des Fallmanagements nach
§ 30f. Daneben gelten die Vorschriften des Ersten Buches, insbesondere § 14 SGBI.
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Werden die Leistungen nach neuem Recht gewahlt, gelten hierfiir die bisher anerkannten
Schadigungsfolgen sowie der festgestellte GdS weiter. Ein Wahlrecht hinsichtlich einzel-
ner Leistungen ist nicht moglich.

Absatz 2 Satz 1 regelt die Frist, innerhalb der das Wahlrecht auszuiiben ist. Satz 2 stellt
fest, dass die Ausiibung des Wahlrechts unwiderruflich ist.

Zu 8 153 (Schriftform)

Die Vorschrift bestimmt, dass Austibung des Wahlrechts nach § 152 der Schriftform be-
darf und gegenuber dem Trager der Sozialen Entschadigung zu erfolgen hat.

Zu Abschnitt 5 (Anrechnung)
Zu 8 154 (Anrechnungsvorschrift)

Die Vorschrift regelt die Hohe der Anrechnung von Geldleistungen nach Kapitel 23 auf
Sozialleistungen auRRerhalb dieses Buches. Um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass
bestimmte Geldleistungen, wie die Grundrente nach dem BVG, anrechnungsfrei waren, ist
eine Anrechnung erst ab einer bestimmten Hohe vorgesehen. Die Grenze, ab der ange-
rechnet wird, bemisst sich nach der bis zum Aul3erkrafttreten des BVG geltenden Hohe
der Grundrente bei einem GdS von 100 zuziglich erfolgter Anpassungen nach § 150.
Damit wird eine allgemeine Anrechnungsgrenze festgelegt, so dass aufwendige Einzel-
fallberechnungen entfallen. Klarstellungshalber wird auch die Nichtanrechnung der Geld-
leistungen nach Kapitel 23 auf die Leistungen nach dem AsylbLG ausdrticklich geregelt,
weil Leistungen nach dem AsylbLG nicht vom Begriff der Sozialleistungen nach
§ 11 Satz 1 SGB | erfasst werden.

Zu Abschnitt 6 (Kostentragung und Zustandigkeit)
Zu 8§ 155 (Kostentragung)

Absatz 1 der Vorschrift regelt die Kostentragung von Bund und Landern in den Besitz-
standsféllen. Dabei werden die bis zum AulRerkrafttreten der genannten Gesetze jeweils
geltenden unterschiedlichen Regelungen tbernommen. Der Bund tragt die Kosten fir
Leistungen nach Kapitel 23, die auf dem BVG beruhten, in Héhe von 94,5 Prozent der
Ausgaben, die den Landern entstehen. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen,
dass es nach dem SGB XIV — anders als nach 8 1 Absatz 1 Nummer 8 des Ersten Geset-
zes zur Uberleitung von Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund — keine gesplittete
Kostentragungsregelung fir Entschadigungsleistungen des Besitzstandes gibt. Die ge-
splittete Kostentragung fir firsorgerische Leistungen (80 Prozent der Ausgaben tragt der
Bund, 20 Prozent die Lander) und die alleinige Kostentragung des Bundes fiir Versor-
gungsleistungen resultierte bei den Ist-Ausgaben im Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2018
in einem Anteil der Lander an den Gesamtausgaben von rund 5,3 Prozent. Der Anteil der
Ausgaben fir firsorgerische Leistungen an den Gesamtausgaben steigt kontinuierlich
leicht an.

Absatz 2 stellt klar, dass anstelle einer Sachleistung erbrachte Zahlungen nicht als Geld-
leistung im Sinne dieses Kapitels gelten.

Zu 8§ 156 (Pauschaliertes Abrechnungsverfahren)

Die Vorschrift enthalt eine Regelung zur Vereinfachung der Abrechnung von Kosten zwi-
schen Bund und Landern fir Leistungen des Besitzstandes. Sie betreffen Leistungen, die
auf Grund des OEG bzw. des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes erbracht
werden, und entspricht der bislang flr diese Gesetze jeweils geltenden Abrechnungsrege-
lung. Die nach bisherigem Recht geltenden Quoten werden fortgefiihrt. Eine Uberpriifung
der Quoten findet entsprechend dem bisherigen Verfahren weiterhin alle finf Jahre statt.



Drucksache 351/19 - 270 -

Die nachste Uberpriifung erfolgt im Jahr 2019, die dann folgende im Jahr 2024. Dabei
wird uberpruft, ob sich das Verhaltnis von Geldleistungen und Sachleistungen an den Ge-
samtkosten in dem Zeitraum seit der letzten Uberpriifung geéndert hat.

Zu 8§ 157 (Zustandigkeit)

Die Regelung bestimmt, dass fur Verfahren im Bereich des Besitzstandes die vor Aul3er-
krafttreten des BVG und seiner Nebengesetze und Verordnungen zustandigen Trager
weiterhin zusténdig bleiben.

Zu Abschnitt 7 (Umsetzung)
Zu 8 158 (Umsetzungsbegleitung)

Ein wichtiges Element der Reform des Sozialen Entschadigungsrechts stellen die Vor-
schriften zu Besitzstdnden dar. Mit Hilfe der Implementierungsbegleitung durch Bund und
Lander soll Uberprift werden, ob die Vorschriften zu Besitzstanden die intendierten Wir-
kungen erreichen. Es soll ferner beobachtet werden, welche Fragestellungen sich bei der
praktischen Umsetzung stellen. Die Umstellung auf das neue Recht sowie das Erforder-
nis, das bisherige Recht in Besitzstandsfallen weiter anzuwenden, fihren zu einem erhoh-
ten Aufwand fur die Verwaltung. Im Rahmen der Implementierungsbegleitung sollen auch
die sich in diesem Zusammenhang ergebenden Herausforderungen fur die Verwaltung
untersucht werden.

Die Implementierungsbegleitung ermoglicht es, Fragen im Bereich des Besitzstandes
friihzeitig zu identifizieren und einer einvernehmlichen Lésung zuzufthren. Auch dies soll
zu einer bundeseinheitlichen Umsetzung der Vorschriften zu Besitzstanden beitragen.

Zu Artikel 2 (Anderung des Bundesversorgungsgesetzes)

Mit den in diesem Artikel vorgesehenen Regelungen werden Erkenntnisse und Forderun-
gen aus dem Bericht des Beauftragten der Bundesregierung fiir die Opfer und Hinterblie-
benen des Terroranschlags auf dem Breitscheidplatz vom 12. Dezember 2017 wie auch
aus der einstimmig verabschiedeten Entschlielung des Deutschen Bundestages vom
13. Dezember 2017 (BT-Drs. 19/234) aufgenommen und umgesetzt. Soweit der Bereich
der staatlichen Opferentschadigung betroffen war, wurden sowohl im Bericht des Opfer-
beauftragten als auch in der EntschlieBung Erhéhungen von Leistungen an die Opfer ge-
fordert, insbesondere ging es dabei um die Erhéhung der Bestattungskosten und um die
Hohe von Entschadigungszahlungen an Waisen sowie um die Gleichbehandlung aller
Opfer unabhangig von Staatsangehorigkeit und Aufenthaltsstatus. In Artikel 2 werden die
erforderlichen Anderungen zur Erhéhung von Geldleistungen vorgenommen

Zu Nummer 1

Durch die Neufassung dieser Vorschrift wird zum einen in Absatz 1 die Ubernahme von
Kosten der Uberfilhrung unabhangig davon, ob der Tod wahrend eines Aufenthalts im
Inland oder im Ausland eingetreten ist, als gebundener Anspruch geregelt. Die Uberfiih-
rungskosten werden in der vollen H6he tGbernommen, sofern sie erforderlich und ange-
messen sind.

Absatz 2 entspricht der bisherigen Rechtslage fir den Fall, dass eine Geschadigte oder
ein Geschadigter zwar nicht an den Folgen der Schadigung, aber wahrend einer nach den
Vorschriften des BVG durchgefuhrten stationéren Heilbehandlung stirbt.

Nach Absatz 3 kdnnen Bestattungskosten bis zur Hohe eines Siebtels der im Zeitpunkt
des Todes geltenden Bezugsgréf3e nach § 18 Absatz 1 SGB IV Ubernommen werden,
wenn der Tod Schadigungsfolge ist. Durch diese Regelungen werden Angehérige und
Hinterbliebene, die oftmals nicht nur die emotionale Belastung durch die gewaltsame To-
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tung oder das Versterben eines nahestehenden Menschen an den Schadigungsfolgen
tragen, sondern auch noch die Uberfihrung und Bestattung organisieren missen, finanzi-
ell entlastet.

Absatz 4 entspricht der bisherigen Rechtslage fir den Fall, dass rentenberechtigte Be-
schadigte an den Schadigungsfolgen versterben.

Absatz 5 enthélt eine Fiktion zugunsten der Betroffenen.

Absatz 6 entspricht der bisherigen Rechtslage fur den Fall, dass rentenberechtigte Be-
schadigte nicht an den Schadigungsfolgen versterben.

Absatz 7 regelt die Anrechnung der Leistung aus anderen 6ffentlich-rechtlichen Anspri-
chen.

Zu Nummer 2
Durch diese Anderung wird die Grundrente fiir Halb- und Vollwaisen deutlich erhéht.
Zu Artikel 3 (Anderung des Opferentschadigungsgesetzes)

Mit den in diesem Artikel vorgesehenen Regelungen werden Erkenntnisse und Forderun-
gen aus dem Bericht des Beauftragten der Bundesregierung fur die Opfer und Hinterblie-
benen des Terroranschlags auf dem Breitscheidplatz vom 12. Dezember 2017 wie auch
aus der einstimmig verabschiedeten Entschlielung des Deutschen Bundestages vom 13.
Dezember 2017 (BT-Drs. 19/234) aufgenommen und umgesetzt. Soweit der Bereich der
staatlichen Opferentschadigung betroffen war, wurden sowohl im Bericht des Opferbeauf-
tragten als auch in der EntschlieBung Erhéhungen von Leistungen an die Opfer gefordert,
insbesondere ging es dabei um die Erstattung von Bestattungskosten und um die Hohe
von Entschadigungszahlungen an Hinterbliebene sowie um die Gleichbehandlung aller
Opfer unabhangig von Staatsangehorigkeit und Aufenthaltsstatus. In Artikel 3 werden die
erforderlichen Anderungen zur Gleichbehandlung aller Opfer in das OEG eingefiigt.

Zu Nummer 1 und zu Nummer 2

Durch die mit diesen Regelungen vorgenommenen Anderungen werden die im OEG bis-
lang enthaltenen Begrenzungen des Leistungsumfangs bei einkommensabhéngigen
Geldleistungen fur Auslanderinnen und Auslénder aufgehoben. Dabei wird durch die Neu-
fassung von § 1 Absatz 4 Nummer 3 OEG klargestellt, dass ab Inkrafttreten der Anderun-
gen (siehe Artikel 59) neben EU-Staatsangehdérigen, Auslanderinnen und Ausléandern aus
Staaten, die nach EU-Vorschriften mit EU-Staatsbiirgern gleich zu behandeln sind, alle
sich rechtmaRig in Deutschland aufhaltenden Auslanderinnen und Auslander die gleichen
Leistungen wie Deutsche erhalten. Dies gilt - wie im OEG ublich - fur alle Gewalttaten
ohne Ricksicht auf die mit der Tat verfolgte Motivation. Eine Beschrankung auf einzelne
Personenkreise, inshesondere auf Terroropfer, ware innerhalb des OEG mit dem Gleich-
heitsgebot nach Artikel 3 des GG nicht vereinbar. Verwendet wird in § 1 Absatz 4 Num-
mer 3 OEG wie bislang ein weiter Begriff des rechtmafigen Aufenthalts.

Zu Artikel 4 (Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes)

Es handelt sich um eine Folge&nderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Durch die neue Regelung in 8 7 Absatz 2 Nummer 2 werden Leistungen, die aufgrund
einer entsprechenden Anwendung von Kapitel 9 oder Kapitel 23 SGB XIV erbracht wer-
den - wie bisher die Grundrente nach dem BVG - nicht als Einkommen im Sinne des 8§ 7
Absatz 1 AsylbLG behandelt, so wie dies fir alle direkten Anwendungsfélle von Kapitel 9



Drucksache 351/19 -272 -

oder Kapitel 23 SGB XIV durch die Vorschriften nach § 28 Absatz 2 SGB XIV und § 154
SGB XIV unmittelbar geregelt wird.

Entsprechend der Vorschrift des § 28 Absatz 2 SGB XIV, die regelt, dass Entschadi-
gungszahlungen nach Kapitel 9 SGB XIV auch nicht als Vermdgen auf andere Sozialleis-
tungen angerechnet werden, regelt der neue 8§ 7 Absatz 5 Satz 3 dasselbe in Bezug auf
Leistungen nach Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung von Kapitel 9 SGB XIV
vorsehen, im Verhaltnis zu den Leistungen des AsylbLG.

Zu Artikel 5 (Anderung des UnterstiitzungsabschluRgesetzes)
Zu Nummer 1
(82

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des Bundesversor-
gungsgesetzes (BVG) und der Berufsschadensausgleichsverordnung sowie des Inkraft-
tretens des Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIV).

Zu Nummer 2
(87
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Mit dem neuen Absatz 3 wird § 62 Absatz 1 BVG in das Unter-
stiitzungsabschlussgesetz (UntAbschlG) dberfuhrt, mit der Ausnahme der Regelung zu
§ 30 Absatz 5 BVG, da diese Regelung mit der Aufhebung des BVG entféllt und des In-
krafttretens des SGB XIV entfallt. 8§ 60 BVG wird nicht in das UntAbschlG Uberfiihrt, da
auf Grund der begrenzten Antragsfrist keine Neufélle mehr vorliegen kdnnen. Die Rege-
lung des Beginns der Zahlungen ist mithin hinfallig.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Mit dem neuen Absatz 4 wird der Inhalt 8§ 66 BVG in das Un-
tAbschlG uberfiihrt. Die Regelungen aus § 66 BVG die das Versorgungskrankengeld und
die Beihilfe betreffen werden nicht aufgenommen, da es sich nicht um Leistungen nach
dem UntAbschIG handelt.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Buchstabe b.

Zu Nummer 3

(88)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV-

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Buchstabe a.
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Zu Nummer 4
(8 9 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des Gesetzes lber das
Verwaltungsverfahren in der Kriegsopferversorgung.

Zu Nummer 5
(8 10)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Buchstabe a.
Zu Artikel 6 (Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des Bundesversor-
gungsgesetzes und des Inkrafttretens des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch.

Die Beschadigtenversorgung der Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr richtete sich
seit dem Inkrafttreten des Soldatenversorgungsgesetzes am 26. Juli 1957 aufgrund der
gesetzlichen Verweisung nach den Regelungen des Gesetzes Uber die Versorgung der
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetzes — BVG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 5 des Ge-
setzes vom 28. November 2018 (BGBI. | S. 2016) gedndert worden ist.

Aufgrund der Besonderheiten des Dienst- und Treueverhéaltnisses sowie der aus dem im-
manenten Aufopferungsanspruch erwachsenen besonderen Firsorgepflicht der Bundes-
wehr als Dienstherr gegeniiber den Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr sowie
ihren Angehdrigen und Hinterbliebenen ist es zielfhrender, die besonderen Ausgestal-
tungen des Versorgungsanspruchs aufgrund gesundheitlicher Schadigungen von wehr-
dienstbescha-digter Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr im Rahmen des Wehr-
dienstverhéltnisses und fir die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst in einem
gesonderten Ent-schadigungsgesetz au3erhalb des Gesetzes zur Regelung des Sozialen
Entschadigungs-rechts zu regein.

Durch die Aufhebung des Bundesversorgungsgesetzes zum 1. Januar 2024 besteht das
Erfordernis, die Verweisungsnorm im Soldatenversorgungsgesetz auf das Bundesversor-
gungsgesetz in der zuletzt geltenden Fassung fiur die Zeit nach dem 1. Januar 2024 bis
zum Inkrafttreten eines neu zu fassenden Entschadigungsgesetzes fir Soldatinnen und
Soldaten der Bundeswehr voribergehend entsprechend zu regeln. Dartber hinaus war
die Verweisungsnorm auf weitere, fir die Umsetzung des Bundesversorgungsgesetzes
notwendigen Gesetze, zu erweitern, die fur das Soldatenversorgungsgesetz ebenfalls in
der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung Anwendung finden.

Fur die Dynamisierung der gesetzlichen Leistungen aufgrund der jahrlichen Rentenan-
passung wird die bisher in 8§ 56 Absatz 2 des Bundesversorgungsgesetzes enthaltene
Ermach-tigungsgrundlage fir eine Rechtsverordnung als Erméchtigungsnorm in das Sol-
datenver-sorgungsgesetz aufgenommen.
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Zu Artikel 7 (Anderung des Zivildienstgesetzes)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Das Inhaltsverzeichnis wird an die Aufhebung der 88 47-51 angepasst.

Zu Nummer 2
(8 35)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV. Die Regelungen des aufgehobenen § 51 ZDG werden in den neuen
Abséatzen 9 und 10 erfasst.

Zu Nummer 3
(88 41 bis 51)

Es handelt sich um Folge&nderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV. Die Regelungen der 88 47 bis 51 ZDG sind entweder durch Leis-
tungen des Sozialen Entschadigungsrechts bereits abgedeckt oder wurden als Sonderre-
gelungen fur Zivildienstgeschadigte in das SGB XIV Uberfihrt.

Zu Artikel 8 (Anderung des Gesetzes zu dem Zusatzvertrag vom 7. Februar 1969 zur
Durchfihrung und Ergédnzung des Vertrags vom 7. Mai 1963 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich tiber
Kriegsopferversorgung und Beschaftigung Schwerbeschadigter)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Artikel 9 (Anderung des Haftlingshilfegesetzes)
Zu Nummer 1

(84)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung sowie sprachliche Anpassungen auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um Folgeanderungen sowie sprachliche Anpassungen auf Grund der Auf-
hebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV. Da auf Grund der Vorschriften zu
Besitzstanden in den 8§ 142 ff. SGB XIV bestimmte Personen auch weiterhin Leistungen
nach dem BVG oder nach einem Gesetz erhalten, das das BVG ganz oder teilweise fur
entsprechend anwendbar erklart hat, jeweils in der am ... [einsetzen: Tag vor dem Aul3er-
krafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung, bedarf es auch weiter-
hin eines Verweises auf das BVG und die Gesetze, die das BVG fir entsprechend an-
wendbar erklart haben.
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Zu Buchstabe c

Es handelt sich um Folgeanderungen sowie sprachliche Anpassungen auf Grund der Auf-
hebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine Folge&nderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstaben e und f

Die Voraussetzungen, unter denen eine Gesundheitsstérung als Folge einer Schadigung
anerkannt werden kann, werden an die Regelungen im SGB XIV zur Anerkennung einer
Gesundheitsstorung als Schadigungsfolge angepasst.

Zu Nummer 2
(85)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Da auf Grund der Vorschriften zu Besitzstdanden in den 88§
142 ff. SGB XIV bestimmte Personen auch weiterhin Leistungen nach dem BVG oder
nach einem Gesetz erhalten, das das BVG ganz oder teilweise fur entsprechend anwend-
bar erklart hat, jeweils in der am ... [einsetzen: Tag vor dem Aul3erkrafttretens des Bun-
desversogungsgesetzes] geltenden Fassung, bedarf es auch weiterhin eines Verweises
auf das BVG und die Gesetze, die das BVG fur entsprechend anwendbar erklart haben.

Zu Nummer 3
(86)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeédnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV. Da auf Grund der Vorschriften
zu Besitzstanden in den 88 142 ff. SGB XIV bestimmte Personen auch weiterhin Leistun-
gen nach dem BVG oder nach einem Gesetz erhalten, das das BVG ganz oder teilweise
fur entsprechend anwendbar erklart hat, jeweils in der am ... [einsetzen: Tag vor dem
AulRerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung, bedarf es auch
weiterhin eines Verweises auf das BVG und die Gesetze, die das BVG fiir entsprechend
anwendbar erklart haben.

Zu Buchstabe b

Eine 8 55 BVG entsprechende Regelung ist im SGB XIV nicht enthalten, da ein Zusam-
mentreffen der im SGB XIV enthaltenen Leistungsarten deutlich seltener auftreten wird.
Dort wo ein Zusammentreffen nach den Regelungen des SGB XIV weiterhin vorkommen
kann, wie z. B. bei Leistungsanspriichen als Opfer und als Hinterbliebener, ist dies ge-
wollt. Diese die Betroffenen begtinstigende Rechtslage soll durch die Aufhebung des Ab-
satzes 2 auch im HHG nachvollzogen werden.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 4

(8 10)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgednderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwi-
schen den Tragern der Kriegsopferversorgung und der Kriegsopferfiirsorge wird zuguns-
ten eines einheitlichen Tragers der Sozialen Entschadigung aufgehoben.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die Verweisung auf § 51 Absatz 1 Nummer 6 SGG besagt,
dass zu den Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung nicht Malinahmen auf dem Ge-
biet der Kriegsopferfirsorge nach den 88 25 bis 27j BVG gehdren. Durch die neue Rege-
lung in 8 51 Absatz 1 Nummer 6 SGG ist nunmehr jedoch fir (alle) Angelegenheiten des
Sozialen Entschadigungsrecht nach dem SGB XIV der einheitliche Rechtsweg zu den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit er¢ffnet. Diese einheitliche Rechtswegzuweisung fur
samtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten des Sozialen Entschadigungsrechts zu den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist Folge der Aufhebung der Trennung zwischen den
bisherigen Rechtsbereichen der Kriegsopferversorgung und der Kriegsopferfursorge im
Sozialen Entschadigungsrecht. Die bisherige Regelung, der zufolge die Verwaltungsge-
richte flr Streitigkeiten in Angelegenheiten der Kriegsopferfiirsorge und die Sozialge-
richtsbarkeit fir Streitigkeiten in den tbrigen Angelegenheiten zustandig waren, wird da-
mit aufgehoben, so dass es im StrRehaG auch keiner Verweisung mehr auf 8 51 Absatz 1
Nummer 6 SGG bedarf.

Zu Nummer 5
(8 13)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Angesichts unterschiedlicher Regelungen zur Tragung der Kos-
ten im SGB XIV bedarf es eines konkreten Verweises auf die maR3gebliche Regelung fur
Falle, die nach Inkrafttreten des SGB XIV erstmalig Versorgungsleistungen nach dem
HHG beantragen und erhalten. Fiur Leistungen im Besitzstand fiir Berechtigte nach dem
HHG gilt § 155 Absatz 1 Nr. 1 SGB XIV. Fur Falle, die nach Inkrafttreten des SGB XIV
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erstmalig Versorgungsleistungen nach dem HHG beantragen und erhalten, wirde weiter-
hin die Regelung des § 13 HHG gelten.

Zu Artikel 10 (Anderung des Bundesentschadigungsgesetzes)
Zu Nummer 1
(8 12a)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 2
(8 31 Absatz 4)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 227c¢)

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Artikel 11 (Anderung der Dritten Verordnung zur Durchfiihrung des
Bundesentschadigungsgesetzes)

Zu Nummer 1
(8 24 Absatz 2 Nummer 3)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 2
(8 34 Absatz 1 Nummer 3)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Artikel 12 (Anderung des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes)
Zu Nummer 1

(8 21)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeédnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.
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Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folge&dnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgednderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV. Da auf Grund der Vorschriften
zu Besitzstanden in den 88 142 ff. SGB XIV bestimmte Personen auch weiterhin Leistun-
gen nach dem BVG oder nach einem Gesetz erhalten, das das BVG ganz oder teilweise
fur entsprechend anwendbar erklart hat, jeweils in der am ... [einsetzen: Tag vor dem
Aul3erkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung, bedarf es auch
weiterhin eines Verweises auf das BVG und die Gesetze, die das BVG fir entsprechend
anwendbar erklart haben.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine Folgeanderung sowie sprachliche Anpassungen auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe e und zu Buchstabe f

Die Voraussetzungen, unter denen eine Gesundheitsstorung als Folge einer Schadigung
anerkannt werden kann, werden an die Regelungen im SGB XIV zur Anerkennung einer
Gesundheitsstorung als Schadigungsfolge angepasst.

Zu Nummer 2
(8 22 Absatz 1)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeédnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folge&dnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV. Da auf Grund der Vorschriften
zu Besitzstanden in den 88 142 ff. SGB XIV bestimmte Personen auch weiterhin Leistun-
gen nach dem BVG oder nach einem Gesetz erhalten, das das BVG ganz oder teilweise
fur entsprechend anwendbar erklart hat, jeweils in der am ... [einsetzen: Tag vor dem
Aulerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung, bedarf es auch
weiterhin eines Verweises auf das BVG und die Gesetze, die das BVG fir entsprechend
anwendbar erklart haben.
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Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 23)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folge&dnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV. Da auf Grund der Vorschriften
zu Besitzstanden in den 88 142 ff. SGB XIV bestimmte Personen auch weiterhin Leistun-
gen nach dem BVG oder nach einem Gesetz erhalten, das das BVG ganz oder teilweise
fur entsprechend anwendbar erklart hat, jeweils in der am ... [einsetzen: Tag vor dem
AulRerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung, bedarf es auch
weiterhin eines Verweises auf das BVG und die Gesetze, die das BVG fiir entsprechend
anwendbar erklart haben.

Zu Buchstabe b

Eine 8§ 55 BVG entsprechende Regelung ist im SGB XIV nicht enthalten, da ein Zusam-
mentreffen der im SGB XIV enthaltenen Leistungsarten deutlich seltener auftreten wird.
Dort wo ein Zusammentreffen nach den Regelungen des SGB XIV weiterhin vorkommen
kann, wie z. B. bei Leistungsanspriichen als Opfer und als Hinterbliebener, ist dies ge-
wollt. Diese fir die Betroffenen begtinstigende Rechtslage soll durch die Aufhebung des
Absatzes 2 auch im StrRehaG nachvollzogen werden.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 24)

Die Regelung in § 24, die der Vorschrift des durch den Einigungsvertrag neu eingefligten
§ 84a BVG entsprach, erfolgte, um eine unterschiedliche Behandlung im Rahmen des
sozialen Entschadigungsrecht zu vermeiden. § 84a BVG wurde jedoch bereits mit dem
Gesetz zur Anderung des Bundesversorgungsgesetzes und anderer Vorschriften vom
20. Juni 2011 (BGBI. 1114) demgemal geadndert, dass die MalRgabe nach Anlage | Kapi-
tel VIII Sachgebiet K Abschnitt 11l Nummer 1 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 3 des
Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBI. 1990 Il S. 885, 1067) ab dem 1. Juli
2011 nicht mehr anzuwenden ist. Eine entsprechende Anderung des § 24 ist unterblieben,
soll nunmehr allerdings durch die Aufhebung nachgeholt werden.

Zu Nummer 5

(8 25)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwischen den Trégern der Kriegsopfer-
versorgung und den Tragern der Kriegsopferfirsorge wird zugunsten eines einheitlichen
Tragers der Sozialen Entschadigung aufgehoben.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwischen den Tragern der Kriegsopfer-
versorgung und den Tragern der Kriegsopferfiirsorge wird zugunsten eines einheitlichen
Tragers der Sozialen Entschadigung aufgehoben.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwischen den Tragern der Kriegsopfer-
versorgung und den Tragern der Kriegsopferfiirsorge wird zugunsten eines einheitlichen
Tragers der Sozialen Entschadigung aufgehoben. Es wird der Wortlaut des neuen § 51
Absatz 1 Nummer 6 SGG tUbernommen.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die Verweisung auf § 51 Absatz 1 Nummer 6 SGG besagt,
dass zu den Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung nicht Malinahmen auf dem Ge-
biet der Kriegsopferfursorge nach den 88 25 bis 27j BVG gehoren. Durch die neue Rege-
lung in 8 51 Absatz 1 Nummer 6 SGG ist nunmehr jedoch fiir (alle) Angelegenheiten des
Sozialen Entschadigungsrecht nach dem SGB XIV der einheitliche Rechtsweg zu den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit eroffnet. Diese einheitliche Rechtswegzuweisung fur
samtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten des Sozialen Entschadigungsrechts zu den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist Folge der Aufhebung der Trennung zwischen den
bisherigen Rechtsbereichen der Kriegsopferversorgung und der Kriegsopferfiirsorge im
Sozialen Entschadigungsrecht. Die bisherige Regelung, der zufolge die Verwaltungsge-
richte fur Streitigkeiten in Angelegenheiten der Kriegsopferfirsorge und die Sozialge-
richtsbarkeit fur Streitigkeiten in den Ubrigen Angelegenheiten zustandig waren, wird da-
mit aufgehoben, so dass es im StrRehaG auch keiner Verweisung mehr auf 8 51 Absatz 1
Nummer 6 SGG bedarf.

Zu Artikel 13 (Anderung des Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes)
Zu Nummer 1

(83)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeédnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.
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Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folge&dnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgednderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV. Da auf Grund der Vorschriften
zu Besitzstanden in den 88 142 ff. SGB XIV bestimmte Personen auch weiterhin Leistun-
gen nach dem BVG oder nach einem Gesetz erhalten, das das BVG ganz oder teilweise
fur entsprechend anwendbar erklart hat, jeweils in der am ... [einsetzen: Tag vor dem
Aul3erkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung, bedarf es auch
weiterhin eines Verweises auf das BVG und die Gesetze, die das BVG fir entsprechend
anwendbar erklart haben.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine Folgeanderung sowie sprachliche Anpassungen auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe e und f

Die Voraussetzungen, unter denen eine Gesundheitsstorung als Folge einer Schadigung
anerkannt werden kann, werden an die Regelungen im SGB XIV zur Anerkennung einer
Gesundheitsstorung als Schadigungsfolge angepasst.

Zu Nummer 2
(84)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeédnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folge&dnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV. Da auf Grund der Vorschriften
zu Besitzstanden in den 88 142 ff. SGB XIV bestimmte Personen auch weiterhin Leistun-
gen nach dem BVG oder nach einem Gesetz erhalten, das das BVG ganz oder teilweise
fur entsprechend anwendbar erklart hat, jeweils in der am ... [einsetzen: Tag vor dem
Aulerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung, bedarf es auch
weiterhin eines Verweises auf das BVG und die Gesetze, die das BVG fir entsprechend
anwendbar erklart haben.
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Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(895
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folge&dnderung sowie eine sprachliche Anpassung auf Grund der
Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV. Da auf Grund der Vorschriften
zu Besitzstanden in den 88 142 ff. SGB XIV bestimmte Personen auch weiterhin Leistun-
gen nach dem BVG oder nach einem Gesetz erhalten, das das BVG ganz oder teilweise
fur entsprechend anwendbar erklart hat, jeweils in der am ... [einsetzen: Tag vor dem
AulRerkrafttretens des Bundesversorgungsgesetzes] geltenden Fassung, bedarf es auch
weiterhin eines Verweises auf das BVG und die Gesetze, die das BVG fiir entsprechend
anwendbar erklart haben.

Zu Buchstabe b

Eine 8§ 55 BVG entsprechende Regelung ist im SGB XIV nicht enthalten, da ein Zusam-
mentreffen der im SGB XIV enthaltenen Leistungsarten deutlich seltener auftreten wird.
Dort wo ein Zusammentreffen nach den Regelungen des SGB XIV weiterhin vorkommen
kann, wie z. B. bei Leistungsanspriichen als Opfer und als Hinterbliebener, ist dies ge-
wollt. Diese fir die Betroffenen beglinstigende Rechtslage soll durch die Aufhebung des
Absatzes 2 auch im VwRehaG nachvollzogen werden.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 6)

Die Regelung in § 6, die der Vorschrift des durch den Einigungsvertrag neu eingefligten
§ 84a BVG entsprach, erfolgte, um eine unterschiedliche Behandlung im Rahmen des
sozialen Entschadigungsrecht zu vermeiden. § 84a BVG wurde jedoch bereits mit dem
Gesetz zur Anderung des Bundesversorgungsgesetzes und anderer Vorschriften vom 20.
Juni 2011 (BGBI. | S. 1114) demgemafl geandert, dass die MaRgabe nach Anlage | Kapi-
tel VIII Sachgebiet K Abschnitt Il Nummer 1 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 3 des
Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBI. 1990 Il S. 885, 1067) ab dem 1. Juli
2011 nicht mehr anzuwenden ist. Eine entsprechende Anderung des § 6 ist unterblieben,
soll nunmehr allerdings durch die Aufhebung nachgeholt werden.

Zu Nummer 5
(8 12 Absatz 4)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwischen den Trégern der Kriegsopfer-
versorgung und den Tragern der Kriegsopferfirsorge wird zugunsten eines einheitlichen
Tragers der Sozialen Entschadigung aufgehoben.

Zu Nummer 6
(8 16 Absatz 2)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwischen den Tragern der Kriegsopfer-
versorgung und den Tragern der Kriegsopferfursorge wird zugunsten eines einheitlichen
Tréagers der Sozialen Entschadigung aufgehoben.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwischen den Tragern der Kriegsopfer-
versorgung und den Trégern der Kriegsopferfirsorge wird zugunsten eines einheitlichen
Tragers der Sozialen Entschadigung aufgehoben. Es wird der Wortlaut des neuen § 51
Absatz 1 Nummer 6 SGG Ubernommen.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die Verweisung auf § 51 Absatz 1 Nummer 6 SGG besagt,
dass zu den Angelegenheiten der Kriegsopferversorgung nicht MalRnahmen auf dem Ge-
biet der Kriegsopferflirsorge nach den 88 25 bis 27j BVG gehdren. Durch die neue Rege-
lung in 8 51 Absatz 1 Nummer 6 SGG ist nunmehr jedoch fiir (alle) Angelegenheiten des
Sozialen Entschadigungsrecht nach dem SGB XIV der einheitliche Rechtsweg zu den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit eroffnet. Diese einheitliche Rechtswegzuweisung fir
samtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten des Sozialen Entschadigungsrechts zu den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist Folge der Aufhebung der Trennung zwischen den
bisherigen Rechtsbereichen der Kriegsopferversorgung und der Kriegsopferfirsorge im
Sozialen Entschadigungsrecht. Die bisherige Regelung, der zufolge die Verwaltungsge-
richte flr Streitigkeiten in Angelegenheiten der Kriegsopferflrsorge und die Sozialge-
richtsbarkeit fir Streitigkeiten in den Ubrigen Angelegenheiten zusténdig waren, wird da-
mit aufgehoben, so dass es im VwRehaG auch keiner Verweisung mehr auf 8 51 Ab-
satz 1 Nummer 6 SGG bedarf.

Zu Nummer 7
(817)

Nach § 17 Satz 1 tragt der Bund 60 Prozent der Ausgaben, die den Landern durch Geld-
leistungen nach diesem Gesetz entstehen. Zur Vereinfachung der Abrechnung sieht
§ 17 Satz 3 vor, dass der Bund den Landern in einem pauschalierten Verfahren jeweils
57 Prozent der ihnen nach den 88 3 und 4 entstandenen Kosten erstattet. Diese Rege-
lung sollte dem Umstand Rechnung tragen, dass eine klare und unstrittige rechtliche Qua-
lifizierung der Kosten nach § 35 Absatz 6 BVG ebenso schwierig vorzunehmen ist wie
eine sachgerechte Trennung zwischen Geld- und Sachleistungen (vgl. BT-Drucksache
16/12697 S. 14). Basierend auf den Feststellungen des Bundesrechnungshofs aus den
Jahren 2004 bis 2006 wurde ein pauschaler Kostenanteil des Bundes von 57 Prozent an
den Gesamtkosten festgelegt, der dem gesetzlich vorgesehenen Anteil des Bundes an
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den Geldleistungen entsprach. Da nicht auszuschlieRen war, dass sich kinftig das Ver-
haltnis von Geldleistungen und Sachleistungen an den Gesamtkosten andert, wurde in
§ 17 Satz 4 vorgesehen, dass der Bund in einem Abstand von funf Jahren die Vorausset-
zungen fir seine Beteiligungsquote Uberprift. Nachdem im SGB XIV ein solch pauscha-
liertes Verfahren der Abrechnung nicht vorgesehen ist, besteht insbesondere mit Blick auf
die finanzverfassungsrechtlichen Risiken eines solchen Verfahrens vor dem Hintergrund,
dass der Bund nach Artikel 104a Absatz 3 GG sich nur an Geldleistungen beteiligen kann,
kein Grund diese Regelung allein fur Leistungen der sozialen Entschadigung nach dem
VwRehaG zu erhalten, die in entsprechender Anwendung des SGB XIV geleistet werden.

Zu Artikel 14 (Anderung des Gesetzes Uiber den Auswartigen Dienst)

Mit der Anderung wird klargestellt, dass als Unfall infolge vom Inland wesentlich abwei-
chender Verhaltnisse im Ausland auch ein Ereignis nach 8 13 und 8§ 14 Vierzehntes Buch
Sozialgesetzbuch gilt.

Angehdrige des Auswartigen Dienstes, die sich im dienstlichen Interesse im Ausland be-
finden, werden aufgrund der sechs Monate Uberschreitenden Aufenthaltsdauer im Aus-
land in der Regel nicht vom Anwendungsbereich von § 15 SGB XIV erfasst, der einen
Anspruch auf Leistungen bei Gewalttaten im Ausland vorsieht. Bei dienstlich angeordne-
ten Auslandsaufenthalten besteht hingegen ein besonderes Schutzbedirfnis, das mit ei-
ner entsprechenden Fursorgepflicht des Dienstherrn im Ausland einhergeht.

Uber § 22 Absatz 1 Satz 2 GAD gilt dies auch fiir die Familienangehdrigen der Angehori-
gen des Auswartigen Dienstes und andere zur hauslichen Gemeinschaft im Ausland ge-
horenden Personen.

Zu Artikel 15 (Anderung der StrafprozeRordnung)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung OEG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Artikel 16 (Anderung des Sozialgerichtsgesetzes)

Zu Nummer 1

(Inhaltsubersicht)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 2

(8 10 Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 11 Absatz 2 Satz 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 4

(8 12 Absatz 4)
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Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.
Zu Nummer 5
(8 13 Absatz 4 und 6)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 6
(8 14 Absatz 3 Satz 1 und 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie um eine sprachliche Anpassung.

Zu Nummer 7

(8 29 Absatz 3 Nummer 1)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Nummer 8

(8 31 Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 9
(8 41 Absatz 5 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 10
(8 46 Absatz 3)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 11
(8 51 Absatz 1 Nummer 6)

Fur Streitigkeiten in Angelegenheiten des Sozialen Entschadigungsrechts nach dem
SGB XIV ist der einheitliche Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit eroff-
net. Die bisherige Regelung, derzufolge die Verwaltungsgerichte fur Streitigkeiten in An-
gelegenheiten der Kriegsopferfirsorge und die Sozialgerichtsbarkeit flr Streitigkeiten in
den Ubrigen Angelegenheiten zustandig waren, wird damit aufgehoben. Die einheitliche
Rechtswegzuweisung fir samtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten des Sozialen Ent-
schadigungsrechts zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist Folge der Aufhebung
der Trennung zwischen den bisherigen Rechtsbereichen der Kriegsopferversorgung und
der Kriegsopferflrsorge. Ebenso wie es nach dem Gesetzentwurf keine unterschiedlichen
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Trager mehr fur diese Bereiche gibt, ist auch der Rechtsweg nicht mehr auf zwei Ge-
richtsbarkeiten aufgeteilt.
Zu Nummer 12

(8 55 Absatz 1 Nummer 3)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 13
(8 57 Absatz 1 Satz 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 14
(8 71 Absatz 5)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 15
(8 73 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 16
(8 75 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und Absatz 5)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 17
(8 86a Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3 Satz 3)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 18
(8 109 Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 19
(8 154 Absatz 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 20
(8 168 Satz 2, § 180 Absatz 2 und § 182 Absatz 2)

Es handelt sich um Folgeadnderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 21
(8 168 Satz 2, § 180 Absatz 2 und § 182 Absatz 2)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 22

(8 220)

Es handelt sich um eine Folge&nderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Artikel 17 (Anderung des Gesetzes iiber Kosten der Gerichtsvollzieher)

Zu Nummer 1

(Inhaltstibersicht)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Nummer 2

(8 2 Absatz 2 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 1, in dem die bisherigen Regelungen
zur Kriegsopferfiirsorge in die Leistungen zur Teilhabe und die Besonderen Leistungen im
Einzelfall gegliedert werden. Die Besonderen Leistungen im Einzelfall haben auch weiter-
hin einen fursorgerischen Charakter, wahrend bei den Leistungen zur Teilhabe Einkom-
men und Vermdgen nicht eingesetzt werden mussen. Dem flrsorgerischen Charakter der
Besonderen Leistungen im Einzelfall wird mit der Anderung Rechnung getragen. Eine
inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden.

Zu Nummer 3

(8 20)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Artikel 18 (Anderung des Berlinférderungsgesetzes)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Artikel 19 (Anderung des Einkommensteuergesetzes)
Zu Nummer 1
(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
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Zu Nummer 2
(8 3 Nummer 6)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 32b Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 33b Absatz 4 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5

(8 101)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 20 (Anderung des Umsatzsteuergesetzes)

Zu Nummer 1

(84)

Zu Buchstabe a

Zu Nummer 2

(8 27)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV.

Zu Artikel 21 (Anderung des Lastenausgleichsgesetzes)
Zu Nummer 1
(8 276 Absatz 1)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV.

Zu Nummer 2
(8 292)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV.
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Zu Artikel 22 (Anderung des Altersteilzeitgesetzes)
Zu Nummer 1
(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV.

Zu Nummer 2
(8 10 Absatz 2 Satz 1)

Es handelt sich um Folge&nderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(817)
Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Artikel 23 (Anderung des Zweiten Gesetzes lber die Krankenversicherung der
Landwirte)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 2

(8 3 Absatz 2 Nummer 3)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 25 Absatz 1 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 48)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5
(8 67)

Es handelt sich um eine Folgeé&nderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
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Zu Artikel 24 (Anderung des Gesetzes zur Férderung der Einstellung der
landwirtschaftlichen Erwerbstétigkeit)

Zu Nummer 1
(8 12 Satz 1 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 2

(8 22 Absatz 5)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 25 (Anderung des Dienstbeschadigungsausgleichsgesetzes)
Zu Nummer 1

(8 2 Absatz 1)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 2
(8 2 Absatz 1a)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Artikel 26 (Anderung der Versorgungsmedizin-Verordnung)
Zu Nummer 1

Das Inhaltsverzeichnis wird an die Neufassung des Teiles C der Anlage zu 8§ 2 der Ver-
sorgungsmedizin-Verordnung angepasst.
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Zu Nummer 2

Nummer 2 fasst Teil C der Anlage zu § 2 der Versorgungsmedizin-Verordnung neu. In
Teil C werden die fur die Anerkennung einer Gesundheitsstdorung nach 8§ 4 Absatz 4
SGB X1V malRgebenden Grundséatze dargestellt. Die speziell bei der versorgungsmedizi-
nischen Begutachtung von Schéadigungsfolgen zu bericksichtigenden Aspekte werden
aufgefuhrt.

Die bisher im Sozialen Entschadigungsrecht festgelegten Kausalititsgrundséatze werden
mit dieser Verordnung nicht geandert. Die Erlauterungen hierzu in den Versorgungsmedi-
zinischen Grundsatzen werden lediglich - insbesondere im Lichte des neuen SGB XIV - in
Sprachgebrauch, Systematik und Struktur modernisiert. An den im Sozialen Entschadi-
gungsrecht seit Jahrzehnten verankerten Grundlagen der Kausalitat wird inhaltlich festge-
halten: an der dreigliedrigen Kausalkette (nicht unterbrochener ursachlicher Zusammen-
hang), an den in diesem Zusammenhang bewahrten Begriffen unter Anpassung an die
neuen Begrifflichkeiten des SGB XIV und insbesondere am Bewertungsmalistab der
Wahrscheinlichkeit des ursachlichen Zusammenhangs.

Zu Abschnitt 1 (Grundséatze zur Begutachtung im Sozialen Entschadigungsrecht)

Abschnitt 1 skizziert die Bedeutung und Rolle des Teil C der Versorgungsmedizinischen
Grundsatze (VMG) und bettet die arztliche Bewertung der Auswirkung der Schadigungs-
folgen in die VMG ein. Uberdies wird die notwendige Unterscheidung zwischen Tatsa-
chenfeststellung und Beurteilung des ursachlichen Zusammenhangs deutlich gemacht
und die jeweilige Rolle der arztlichen Begutachtung im Kontext dieser Bereiche angespro-
chen: Es wird verdeutlicht, dass bei der &rztlichen Begutachtung streng zwischen Gutach-
ten zur Tatsachenermittiung (z. B. Glaubhaftigkeitsgutachten oder Gutachten zur Diagno-
sesicherung) einerseits und Gutachten zur Beurteilung des ursachlichen Zusammenhangs
andererseits unterschieden werden muss.

Zu Abschnitt 2 (Tatsachen fir die Begutachtung des ursachlichen Zusammen-
hangs)

Durch eine klare Strukturierung des Textes mit Hervorhebung der drei Tatsachensaulen,
die durch die arztliche Begutachtung des ursachlichen Zusammenhangs verbunden wer-
den mussen, werden die Grundlagen des ursachlichen Zusammenhangs im Sozialen Ent-
schadigungsrecht deutlicher als zuvor herausgearbeitet.

Es wird zunachst hervorgehoben, dass alle Tatsachen ermittelt sein mussen, bevor die
Kausalbegutachtung erfolgen kann.

Klarer als zuvor und entsprechende Forderungen aufgreifend wird auch auf das Beweis-
malf’ hingewiesen, mit welchem die Tatsachen festgestellt sein miissen, bevor man in die
Begutachtung und Beurteilung der ursdchlichen Zusammenhénge eintreten kann: Die
Feststellung der Tatsachen erfordert dabei grundsatzlich den Vollbeweis. Die Bedingun-
gen, bei denen ausnahmsweise fur die Tatsachenfeststellung die Glaubhaftmachung oder
die eidesstattliche Versicherung ausreicht, sind in 8§ 117 SGB XIV geregelt. § 117
SGB XIV ersetzt dabei § 15 (KOVV{G), welcher durch dieses Gesetz aufgehoben wird.

Bei der Ermittlung der Tatsachen sind alle verfiigbaren Informationen und wissenschaftli-
chen Erkenntnisse zu bertcksichtigen. Hierzu gehoren auch soziologische und historische
Erkenntnisse (z. B. die wissenschaftliche Aufarbeitung von Haftbedingungen in der ehe-
maligen DDR), Erkenntnisse aus Medizin, Naturwissenschaft und Psychologie (z. B. die
Erkenntnis, dass bestimmte Lebensbedingungen Erkrankungen verursachen) sowie aus
Kriminologie und Forensik (z. B. die Auswirkung von Waffen oder Kampfmitteln). Fir die
arztliche Tatsachenermittlung bedeutet dies insbesondere, dass alle Gesundheitsstérun-
gen nachgewiesen sein missen. Dabei sind die Grundsétze der sozialmedizinischen Be-
gutachtung ebenso wie das evidenzbasierte medizinische Fachwissen zu beachten.
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Im Zusammenhang mit der Tatsachenfeststellung wird dabei auf die bekannten, gewohn-
ten und bewahrten kausalitdtsbezogenen Begriffe wie schadigendes Ereignis, (gesund-
heitliche) Schadigung und Schadigungsfolge hingefuhrt: Da diese drei Begriffe jedoch
einen ursachlichen Zusammenhang unterstellen, der an dieser Stelle gutachtlich noch
nicht abschlieRend geprift ist, werden in Abschnitt 2 die neutraleren Begriffe ,Ereignis®,
~primare Gesundheitsstérung” und ,sekundére Gesundheitsstérung“ verwandt. Diese sind
in der Medizin gebrauchlich.

Zu Abschnitt 3 (Ursachlicher Zusammenhang)

Die Begrifflichkeiten des Teils C der Anlage zu § 2 VersMedV werden angepasst und
Uberarbeitet; inhaltlich erfolgt dadurch keine Anderung gegenilber dem bisherigen
Rechtszustand. Insbesondere bleibt es bei dem Erfordernis, dass diejenigen Tatsachen,
die der Kausalbewertung zu Grunde liegen - anders als der ursachliche Zusammenhang
selbst - im Sinne des Vollbeweises festgestellt sein miissen, bevor eine Kausalbewertung
erfolgen kann. Im Sozialen Entschadigungsrecht genlgt fiir die Feststellung des ursachli-
chen Zusammenhangs die (einfache) Wahrscheinlichkeit. Es reicht insofern aus, wenn
arztlich-gutachtlich auf der Basis des aktuellen Stands der medizinischen Wissenschaft
mehr fur als gegen den Ursachenzusammenhang spricht. Umgekehrt reichen weder die
reine Moglichkeit noch die theoretische Denkbarkeit aus, den ursachlichen Zusammen-
hang zu bejahen. Gleiches qilt fur die fehlende Mdglichkeit, den Vorgang als Ursache
auszuschlieRen und fir die subjektive Uberzeugung des Antragstellers, ein ursachlicher
Zusammenhang liege vor.

Unterschiedliche Kategorien von Wahrscheinlichkeit (z. B. bestarkte Wahrscheinlichkeit)
sind gemaf dem aktuellen evidenzbasierten Stand der medizinischen Wissenschaft nicht
erforderlich.

Wenn konkurrierende Ursachen zur primaren Gesundheitsstérung beigetragen haben,
muss gepruft werden, welche dieser Ursachen die notwendige Bedingung zum Erfolg dar-
stellt. Kommt einem Ereignis eine Uberragende Bedeutung zu oder ist es im Verhéltnis zu
der Gesamtheit der anderen Ereignisse und Ursachen gleichwertig, so gilt dieses eine
Ereignis als wesentliche Bedingung im versorgungsrechtlichen Sinn. Nur dieses Ereignis
kann dann als schadigendes Ereignis festgestellt werden.

Bei der Beurteilung des ursachlichen Zusammenhangs ist stets der aktuelle Stand der
medizinischen Wissenschaft zu Grunde zu legen. Die Beurteilung des ursachlichen Zu-
sammenhangs ist unter Anwendung des aktuellen Standes der medizinischen Wissen-
schaft und der fir die Begutachtung im Entschadigungsrecht maf3geblichen Beweisanfor-
derungen in der Regel auch dann mdglich, wenn ein Ereignis oder eine primére Gesund-
heitsstbrung langere Zeit zuriickliegt. Die neue Formulierung trégt der Erweiterung und
Differenzierung der diagnostischen Moglichkeiten und den Erkenntnissen um Atiologie
und Verlauf von Erkrankungen Rechnung. Alle Gutachter und Gutachterinnen sind gehal-
ten, diese kontinuierliche Weiterentwicklung des medizinischen Fortschritts unter Berick-
sichtigung der Kriterien der evidenzbasierten Medizin in der Begutachtung umzusetzen.

Zu Abschnitt 4 (Kann-Versorgung)

Der neue Abschnitt 4 fasst die Regelungen der bisherigen Nummer 4 von Teil C der VMG
zusammen.

Zu Abschnitt 5 (Anerkennung der Schadigungsfolge im Sinne der Entstehung und
Anerkennung der Schadigungsfolge im Sinne der Verschlimmerung)

Die Neuformulierung des bisherigen Versorgungsmedizinischen Grundsatzes Nummer 7
in Teil C der VMG verdeutlicht, dass bei der Feststellung der Art der Anerkennung aus-
schlie3lich auf die zu beurteilende Schadigungsfolge Bezug genommen wird.
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Zur Klarstellung kann folgendes Beispiel dienen: Bei vorbestehender Verengung des Wir-
belsaulenkanals besteht nach einem Sturz eine komplette Lahmung beider Beine. Falls
zuvor keine Schwéache der Muskulatur (Teil-LA&hmung) auf Grund der Verengung des Wir-
belsaulenkanals bestand, kommt ausschlielich eine Anerkennung im Sinne der Entste-
hung in Betracht. Falls zuvor eine Teil-Lahmung auf Grund der Verengung des Wirbelsau-
lenkanals bestand, kommt ausschlieR3lich eine Anerkennung im Sinne der Verschlimme-
rung in Betracht.

Zu Abschnitt 6 (Bestimmung des Grades der Schadigungsfolgen)

Abschnitt 6 enthalt ergdnzende Bestimmungen, wie sich bestimmte Gesundheitsstorun-
gen auf den GdS auswirken beziehungsweise auswirken kénnen und wie sie daher im
Rahmen der Begutachtung berticksichtigt werden mussen.

Im Sozialen Entschadigungsrecht konnen vorubergehende Gesundheitsstorungen oder
andauernde Gesundheitsstérungen, die keine messbare Teilhabebeeintréachtigung bedin-
gen, Schadigungsfolge sein. Beispiele dafir sind etwa funktionell bedeutungslose Narben
oder der Verlust von Zahnen. Fur solche Schadigungsfolgen ist allerdings kein GdS anzu-
nehmen.

Abschnitt 6.2 regelt inhaltlich die Materie, die bislang unter Nummer 12 Buchstabe a als
sogenannter ,Vorschaden“ beschrieben war. Wie bei Abschnitt 6.4 erfolgt in Abschnitt 6.2
eine Abkehr vom Schadensbegriff, da es sich entschadigungsrechtlich in der Sache und
rechtssystematisch nicht um einen Schaden im versorgungsrechtlichen Sinn handelt. Ent-
sprechend wird hierfir in der Neufassung dieses Verordnungsteils der Begriff der bereits
bestehenden Gesundheitsstorung eingefuhrt und auf den in der bisherigen Fassung von
Teil C verwandten Begriff ,Vorschaden” als Bezeichnung fur eine Gesundheitsstérung, die
bereits vor Eintritt des schadigenden Vorgangs aufgetreten ist, verzichtet.

Die bereits bestehende Gesundheitsstorung ist klar von der primaren und sekundaren
Gesundheitsstorung bzw. von der durch den schadigenden Vorgang entstandenen Scha-
digung und der Schadigungsfolge abzugrenzen. Wenn sich erst in der &rztlichen Kausal-
begutachtung zeigt, dass eine Gesundheitsstorung bereits vor Eintritt des schadigenden
Ereignisses vorlag, aber noch nicht diagnostiziert worden war oder Befunde hierzu nicht
vorliegen, muss der Gutachter bzw. die Gutachterin dies evidenzbasiert unter Beriicksich-
tigung der aktuellen medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnisse nachvollziehbar darle-
gen. Erst dann kann die durch diese Gesundheitsstérung bedingte, vor Eintritt des scha-
digenden Ereignisses vorgelegene Teilhabebeeintrachtigung gutachterlich retrospektiv
ermittelt und festgestellt werden.

Auch auf den Begriff des ,Nachschadens®, der in Nummer 12 Buchstabe b der bisherigen
VMG verwandt worden war, wurde im neuen Teil C der VMG verzichtet. Grund dafir ist,
dass dieser Begriff missverstandlich ist, da es sich in der Sache ebenfalls nicht um einen
Schaden im entschadigungsrechtlichen Sinn handelt, sondern um eine schadigungsunab-
hangige, hinzukommende Gesundheitsstorung. Daher fihrt Abschnitt 6.4 hierfur den neu-
en Begriff der ,nachfolgenden Gesundheitsstérung” ein und ersetzt damit den Begriff des
.Nachschadens”.

Zu Abschnitt 7 (Folgeschaden)

Da der sogenannte Folgeschaden, der bislang (auch in seiner besonderen Gestalt des
sogenannten Spatschadens) in Nummer 12 Buchstabe c in Teil C der VMG geregelt war,
systematisch ein Schaden im versorgungsrechtlichen Sinne ist, wurde der Begriff des
.Folgeschadens” aus der bisherigen Regelung Gibernommen.

Schadigungsfolgen kénnen unmittelbar verursacht worden sein. Das ist dann anzuneh-
men, wenn die Gesundheitsstérung direkt durch die gesundheitliche Schadigung verur-
sacht wurde. Schéadigungsfolgen kdnnen aber auch mittelbar verursacht worden sein,
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wenn eine weitere Gesundheitsstorung erst durch eine schadigungsbedingte Gesund-
heitsstérung verursacht wurde.
Erfolgt bei einer bereits anerkannten Schadigungsfolge eine erneute Begutachtung zur
Feststellung von Folgeschaden, so ist die Prifung erforderlich, ob die urspriingliche Aner-
kennung auch gemal dem zum Zeitpunkt der erneuten Begutachtung aktuellen Stand der
medizinischen Wissenschaft gerechtfertigt gewesen ware. Grund dafir ist, dass sich hie-
raus Rechtsfolgen ergeben kénnen, insbesondere im Hinblick auf Anspriche, die tber die
bisher erbrachten Leistungen hinausgehen. Das gilt nicht im Fall des Todes durch eine
anerkannte Schadigungsfolge (siehe neuen Abschnitt 10 in Teil C der VMG).
Zu Abschnitt 8 (Folgen von medizinischen MalRnahmen)

Der neue Abschnitt 8 fasst die Regelungen der bisherigen Nummern 9 und 10 von Teil C
zusammen.

Zu Abschnitt 9 (Absichtlich herbeigefiihrte Gesundheitsstérungen)

Die bislang in Teil C Nummer 6 der VMG verankerte Regelung zu absichtlich herbeige-
fuhrten Gesundheitsstorungen wird inhaltsgleich in den neuen Abschnitt 9 tberfihrt.

Zu Abschnitt 10 (Ursachlicher Zusammenhang zwischen Schadigung und Tod)

Der neue Abschnitt 10 fasst die Regelungen der bisherigen Nummer 11 von Teil C der
VMG zusammen.

Zu Artikel 27 (Anderung der Versorgungsmedizin-Verordnung zum Jahr 2022)
Zu Nummer 1

(81)

Nummer 1 ist eine Folgeédnderung zur Einfiihrung des SGB XIV.

Zu Nummer 2

(Anlage zu § 2)

Zu Buchstabe a

Das Inhaltsverzeichnis wird an die Anderungen der Nummer 13. in Teil C der Anlage zu
§ 2 der VersMedV angepasst.

Zu Buchstabe b

Buchstabe b ist eine Folgeédnderung zur Aufhebung des Bundesversorgungsgesetzes
(BVG).

Zu Artikel 28 (Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1
(Inhaltsubersicht)

Die Inhaltsiibersicht wird an die Anderungen der 88 5, 24 und 72 angepasst.
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Zu Nummer 2
(89
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Der Sprachgebrauch in den Regelungen des SGB | wird an den
Sprachgebrauch im SGB XIV angeglichen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 24)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Absatz 1 bezeichnet den Leistungskatalog der Sozialen Ent-
schadigung, der durch § 3 SGB XIV ausgefullt wird. Nach Absatz 2 Satz 1 bestimmt sich
die Zustandigkeit fur die Durchfiihrung nach Bundesrecht oder Landesrecht. Die bisherige
Trennung zwischen den Tragern der Kriegsopferversorgung und den Tragern der Kriegs-
opferfiirsorge wird aufgehoben. Absatz 2 Satz 2 erweitert die bisherigen Mitwirkungs-
pflichten auf die Unfallversicherungstrager, die bei der Durchfiihrung der Hilfsmittelversor-
gung mitwirken. Absatz 2 Satz 3 entspricht der Regelung des 8§ 24 Absatz 2 Satz 4 SGB |I.

Zu Nummer 4
(8 29 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5

(8 68)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. In § 68 Nummer 7 SGB | werden die Gesetze aufgeflihrt, die
hinsichtlich der zu erbringenden Leistungen auf das SGB XIV verweisen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 56 Nummer 12 und der damit verbun-
denen Aufhebung des KOVVIG.

Zu Nummer 6

(872
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Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 29 (Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 2

(8 7 Absatz 4b)

Nach 8§ 93 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 92 Absatz 1 SGB XIV erhalten Geschadig-
te Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, die sich in der H6he nach den ver-
gleichbaren Leistungen des SGB XIlI richten. Ab Zuerkennung dieser Leistungen besteht
demnach keine Hilfebedurftigkeit mehr im Sinne des SGB II. Mit der Abgrenzungsrege-
lung wird vermieden, dass die Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 SGB XIV - um
Absetzbetrage bereinigt - ggf. bedarfsanteilig bei der oder dem Geschéadigten und den
Mitgliedern seiner oder ihrer Bedarfsgemeinschaft nach dem SGB Il zu berlcksichtigen
waren. Mit dem Ausschluss ab Zuerkennung der Leistungen zum Lebensunterhalt nach
§ 93 SGB XIV wird sichergestellt, dass der mdgliche Anspruch auf Leistungen nach dem
SGB Il bis zur tatsachlichen Entscheidung tber den SGB XIV-Anspruch fortbesteht. So-
weit die Zuerkennung rickwirkend erfolgt, besteht ein Erstattungsanspruch nach § 40a
SGB Il

Zu Nummer 3

(8 11a Absatz 1)

Zu Buchstabe a

Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.
Soweit Leistungen nach dem SGB XIV anrechnungsfrei sind, ergibt sich dies kiinftig aus
§ 28 Absatz 2 und § 154 SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.
Auch Renten oder Beihilfen, die nach dem Bundesentschadigungsgesetz erbracht wer-
den, sind nach bisherigem Recht bis zur Hohe der vergleichbaren Grundrente nach dem
BVG nicht als Einkommen zu beriicksichtigen. Die Hohe der Anrechnungsfreiheit ist kinf-
tig entsprechend der Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9 SGB XIV zu bestimmen.
Zu Nummer 4

(8 18)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5
(8 44a Absatz 3)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 1, in dem die bisherigen Regelungen
zur Kriegsopferfiirsorge in die Leistungen zur Teilhabe und die Besonderen Leistungen im
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Einzelfall gegliedert werden. Die Besonderen Leistungen im Einzelfall haben auch weiter-
hin einen flrsorgerischen Charakter, wahrend bei den Leistungen zur Teilhabe Einkom-
men und Vermogen nicht eingesetzt werden missen. Dem fursorgerischen Charakter der
Besonderen Leistungen im Einzelfall wird mit der Anderung Rechnung getragen. Eine
inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden.

Zu Nummer 6

(882)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Artikel 30 (Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Die Inhaltsiibersicht wird an die Einflihrung des neuen § 449 angepasst.
Zu Nummer 2

(89)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 26 Absatz 2 Nummer 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 156 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5
(8 332 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 6
(8 335 Absatz 1 Satz 4)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
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Zu Nummer 7
(8 345 Nummer 5)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 8
(8 347 Nummer 5 Buchstabe a)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 9

(8 349 Absatz 4a Satz 3)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Nummer 10

(8 449)

Die Ubergangsregelung gewéhrleistet, dass bei der Anwendung der genannten Vorschrif-
ten das Versorgungskrankengeld, das auf Grund der Vorschriften zu den Besitzstdnden
nach Kapitel 23 SGB XIV nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung des Sozialen
Entschadigungsrechts erbracht wird, so zu berlicksichtigen ist, wie das Krankengeld der
Sozialen Entschadigung nach dem SGB XIV. Daruber hinaus wird klargestellt, dass Zei-
ten des Bezugs von Versorgungskrankengeld vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Rege-
lung des Sozialen Entschadigungsrechts als Zeiten eines Versicherungspflichtverhaltnis-
ses gemal § 26 Absatz 2 Nummer 1 SGB V gelten und damit bei der Prifung der Erfil-
lung der Anwartschaftszeit gemaR § 142 SGB Ill unverandert beriicksichtigt werden.

Zu Artikel 31 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 4 dieses Artikels.

Zu Buchstabe b

§ 120 SGB IV wurde durch Artikel 7a Nummer 3 des Gesetzes zur Fortschreibung der
Vorschriften fur Blut- und Gewebezubereitungen und zur Anderung anderer Vorschriften
vom 18. Juli 2017 eingefugt. Mit dieser Anderung wird die erforderliche Anderung der In-
haltsangabe nachgeholt.

Zu Buchstabe c

Anpassung der Inhaltsiibersicht an die Anderungen durch dieses Buch.

Zu Buchstabe d

Anpassung der Inhaltstibersicht an die Anderungen durch dieses Buch.
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Zu Nummer 2
(8 7 Absatz 3 Satz 3)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 18a Absatz 3)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 121)

Die Ubergangsregelung gewahrleistet, dass bei der Anwendung der genannten Vorschrif-
ten das Versorgungskrankengeld, das auf Grund der Vorschriften zu den Besitzstdnden
nach Kapitel 23 SGB XIV nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung des Sozialen
Entschadigungsrechts erbracht wird, so zu beriicksichtigen ist wie das Krankengeld der
Sozialen Entschadigung nach dem SGB XIV.

Zu Nummer 5

Durch die Umbenennung des Bundesversicherungsamtes in Bundesamt flr Soziale Si-
cherung (BAS) wird dem gewachsenen Aufgabenspektrum, das sich mit den durch die
Reform der Sozialen Entschadigung Ubertragenen Aufgaben nochmals erweitert, Rech-
nung getragen.

Das Bundesversicherungsamt hat in den letzten Jahren einen stetigen Aufgabenzuwachs
erfahren. Es ist als Aufsichts- und Prufbehdrde fir bundesunmittelbare Sozialversiche-
rungstrager zustandig. Es administriert diverse Verwaltungsverfahren, u. a. den Risi-
kostrukturausgleich in der Gesetzlichen Krankenversicherung, den Gesundheitsfonds, die
Finanzierung des Innovationsfonds, die Durchfihrung der Férderung nach 88 12 bis 14
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (Strukturfonds), den Ausgleichfonds Pflegeversi-
cherung, die Durchfihrung des Finanzausgleichs in der sozialen Pflegeversicherung, die
Durchfiihrung der Lastenverteilung in der gewerblichen Unfallversicherung, das Zulas-
sungsverfahren fur strukturierte Behandlungenprogramme fir chronisch Kranke (Disease-
Management-Programme), verschiedene Aufgaben im Bereich berufliche Bildung der
Sozialversicherungstrager und die Mutterschaftsgeldstelle. Zudem verwaltet es Bundes-
mittel und bewirtschaftet Bundeszuschiisse und sonstige Zuweisungen u. a. fur die Ren-
tenversicherung.
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Zu Nummer 6

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Nummer 4 dieses Artikels.

Zu Nummer 7

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Nummer 4 dieses Artikels.

Zu Artikel 32 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 2

(8 5 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Aufhebung des § 10 Absatz 5 BVG
und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 49)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die neue Regelung in 8 49 Absatz 1 Nummer 3a tragt dem
Gesichtspunkt Rechnung, dass der Anspruch nach 8§ 45 des Finften Buches dem versi-
cherten Elternteil, der Anspruch nach dem Sozialen Entschadigungsrecht aber dem be-
treuungsbeduirftigen Kind zusteht. Diese Konstellation ist von § 49 Absatz 1 Nummer 3
nicht umfasst.

Zu Nummer 4

(8 55 Absatz 2)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Eine inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwischen den Tragern der Kriegsopfer-
versorgung und den Tragern der Kriegsopferfirsorge wird zugunsten eines einheitlichen
Tragers der Sozialen Entschadigung aufgehoben.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 5
(8 62 Absatz 2)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 6
(8 192 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 7
(8 229 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 8
(8 235 Absatz 3)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 9
(8 242 Absatz 3)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 10
(8 249a Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 11
(8 251 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 12
(8 291 Absatz 2 Nummer 7)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 13
(8 294a)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 14

(8 326)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 15

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Nummer 16

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Artikel 33 (Anderung der Risikostruktur-Ausgleichsverordnung)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 2

(8 4 Absatz 3 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und Neuord-
nung der Krankenbehandlung im SGB XIV.

Zu Nummer 3

(8 45)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 34 (Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Anpassung der Inhaltstibersicht an die Anderungen durch dieses Buch.
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Zu Nummer 2
(83)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 12 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine Anpassung an den Sprachgebrauch des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 20 Nummer 3b)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5

(893)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Durch die Anderung werden die bisher zugrundegelegte Grund-
rente und die Alterserhthungsbetrage nach § 31 Absatz 1 BVG in ein Vielfaches des ak-
tuellen Rentenwerts umgerechnet. Damit wird sichergestellt, dass es fur die Betroffenen
grundsétzlich zu keinen Veranderungen gegeniber der bisherigen Regelung kommt und
gleichzeitig eine automatische Dynamisierung mit der jahrlichen Rentenanpassung beibe-
halten wird.

Zu Nummer 6

(8 96a Absatz 3)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 7
(8 163 Absatz 5)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 8
(8 166)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 9

(8 168 Absatz 1 Nummer 7)
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Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
Zu Nummer 10

(8 170 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 11
(8 175 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 12
(8 245 Absatz 2)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 13
(8 250 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 14
(8 301 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 15

(8 319d)

Die Ubergangsregelung gewahrleistet, dass bei der Anwendung der genannten Vorschrif-
ten das Versorgungskrankengeld, das auf Grund der Vorschriften zu den Besitzstanden
nach Kapitel 23 SGB XIV nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung des Sozialen

Entschadigungsrechts erbracht wird, so zu beriicksichtigen ist wie das Krankengeld der
Sozialen Entschadigung nach dem SGB XIV.

Zu Nummer 16

(8 322)
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Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 17

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Artikel 35 (Anderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folge&nderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 2

(8 4 Absatz 1)

Mit der Anderung wird sichergestellt, dass es bei der Versicherungsfreiheit in der gesetzli-
chen Unfallversicherung fur Wehrdienst- und Zivildienstleistende bleibt.

Zu Nummer 3
(8 45)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 47)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5
(8 52)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 6
(8 56 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 7
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Nummer 8

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.
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Zu Nummer 9

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Nummer 10

(8 225)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Artikel 36 (Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

(8 225)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Nummer 2

(8 10)

Der neu eingefligte Absatz 5 regelt das Verhaltnis der Leistungen zum Lebensunterhalt
nach dem SGB VIIl und dem SGB XIV. Soweit Leistungen zum Lebensunterhalt nach
§ 39 SGB VIl erbracht werden, gehen diese den Leistungen zum Lebensunterhalt nach
§ 93 Absatz 2 SGB XIV vor. Die Leistungen der Sozialen Entschadigung kommen inso-
weit nur ergdnzend zum Einsatz.

Zu Nummer 3

(8 81)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 93)

§ 93 Absatz 1 Satz 1 SGB VIl sieht bisher vor, die Grundrenten nach oder entsprechend
dem BVG sowie die nach dem Bundesentschadigungsgesetz fir einen Schaden an Leben
sowie an Kdrper und Gesundheit gewédhrten Renten und Beihilfen bis zur Hoéhe der ver-
gleichbaren Grundrente nach dem BVG bei der Kostenheranziehung nicht als Einkommen
zu bertcksichtigen. Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des
BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV sowie eine Erweiterung der Regelung zur Nicht-
berticksichtigung von Einkommen beim Kostenbeitragsverpflichteten (z. B. Nichtbertck-
sichtigung des Berufsschadensausgleichs als Einkommen).

Zu Nummer 5
(§ 107)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
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Zu Artikel 37 (Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1
(8 6 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwischen den Tragern der Kriegsopfer-
versorgung und den Tragern der Kriegsopferfirsorge wird aufgehoben.

Zu Nummer 2
(8 16 Absatz 6)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 18 Absatz 7)

Es handelt sich um eine Folgeéanderung zu Artikel 1, in dem die bisherigen Regelungen
zur Kriegsopferfirsorge in die Leistungen zur Teilhabe nach Kapitel 6 des SGB XIV und
die Besonderen Leistungen im Einzelfall nach Kapitel 11 des SGB XIV gegliedert werden.
Nur die Leistungen zur Teilhabe nach Kapitel 6 des SGB XIV sind Leistungen im Sinne
des 85 SGB IX. Die Beschrankung auf die Leistungen zur Teilhabe nach § 62 Satz 1
Nummer 1 bis 3 SGB XIV entspricht dem bisherigen Recht.

Zu Nummer 4
(8 21)

Das Fallmanagement umfasst besondere, den Bedurfnissen von Geschadigten entspre-
chende Hilfestellungen (z. B. Begleitung zu anderen Sozialleistungstragern, die keine
Teilhabeleistungen erbringen), die erganzend zum Teilhabeplanverfahren erbracht wer-
den sollen.

Zu Nummer 5
(8 29)
Zu Buchstabe a

Die Vorschrift stellt klar, dass neben Rehabilitationsleistungen auch Leistungen der Kran-
kenbehandlung, Leistungen bei Pflegebedurftigkeit und Leistungen zur Weiterfihrung des
Haushalts als Personliches Budget erbracht werden kénnen. Sie entspricht damit § 26
Absatz 3 SGB XIV. Mit § 26 Absatz 3 SGB XIV wird fur das Soziale Entschadigungsrecht
die bislang in § 9 Absatz 2 BVG geregelte Rechtslage fortgefihrt.

Zu Buchstabe b
Die Neufassung der Vorschrift berlicksichtigt, dass Trager der Sozialen Entschadigung
nicht nur Leistungen zur Teilhabe durch ein Personliches Budget erbringen kénnen, son-

dern auch weitere, in Absatz 1 Satz 5 im Einzelnen genannte Leistungen.

Zu Nummer 6

(8 63)
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Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 7
(8 64)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 8
(8 65)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Zudem kam der bisherigen Regelung lediglich eine deklaratori-
sche Bedeutung zu.

Zu Buchstabe e

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Buchstabe d.

Zu Buchstabe f

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 9
(8 66)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 10
(8 69)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 11
(8 70)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 12

(871)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Nach § 111 SGB XIV sind die Lander Trager des Sozialen Ent-
schadigungsrechts. Sie bestimmen selbsténdig, welche Behédrden fir die Durchfiihrung
zustandig sein sollen. Dies wird nun auch in 8 152 Absatz 1 Satz 1 SGB IX festgelegt.
Daher kann gleichzeitig Satz 7 aufgehoben werden.

Zu Buchstabe b

Korrektur eines redaktionellen Fehlers.

Zu Nummer 13

(8 152)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Nach § 111 SGB XIV sind die Lander Trager des Sozialen Ent-
schadigungsrechts. Sie bestimmen selbstandig, welche Behoérden fir die Durchfiihrung
zustandig sein sollen. Dies wird nun auch in 8 152 Absatz 1 Satz 1 SGB IX festgelegt.
Daher kann gleichzeitig Satz 7 aufgehoben werden.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 58 Nummer 14 und der damit verbun-
denen Aufhebung des KOVVIG.

Zu Buchstabe c

Es wird auf die Begriindung zu Buchstabe a Bezug genommen.
Zu Nummer 14

(8 228)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 15

(8 107)

Es handelt sich um eine Folge&nderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 38 (Anderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

(8 64)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Der Bezug zur Kriegsopferfirsorge wird aus § 64 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 gestrichen,
da fir das Recht der Sozialen Entschadigung bereits in Nummer 4 eine Regelung vorge-
sehen ist. Eine inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 26 Nummer 3 und eine damit verbun-
dene sprachliche Anpassung an § 24 Absatz 1 SGB |I.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Die bisherige Trennung zwischen den Tragern der Kriegsopfer-
versorgung und den Tragern der Kriegsopferfirsorge wird zugunsten eines einheitlichen
Trégers der Sozialen Entschadigung aufgehoben. Trager der Kriegsopferversorgung wa-
ren bislang die Lander. Diese waren nach 8 2 Absatz 1 des Gerichtskostengesetzes
(GKG) von den Gerichtskosten befreit. Trager der Kriegsopferflirsorge waren nach § 24
Absatz 2 Satz 2 SGB | nicht nur L&nder, sondern auch Kreise und kreisfreie Stadte. Letz-
tere waren schon bisher nach § 64 Absatz 3 Satz 2 SGB X von den Gerichtskosten be-
freit. Die bisherige Rechtslage sieht somit eine umfassende Gerichtskostenbefreiung fir
die im Sozialen Entschadigungsrecht zustandigen Tréger vor. Diese umfassende Ge-
richtskostenbefreiung soll auch kiinftig erhalten bleiben. Sie soll insbesondere nicht in den
Fallen entfallen, in denen eine Ubertragung der Zustandigkeit nach § 102 Satz 2 SGB XIV
auf einen anderen Trager erfolgt, der nicht seinerseits anderweitig nach § 64 Ab-
satz 3 Satz 2 SGB X oder nach 8§ 2 GKG von den Gerichtskosten befreit ist.

Zu Nummer 2
(Zu § 65 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 66 Absatz 2)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 4

(8 75 Absatz 2 Satz 2)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Nummer 5

(8 88 Absatz 1)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 1, in dem die bisherigen Regelungen
zur Kriegsopferfiirsorge in die Leistungen zur Teilhabe und die Besonderen Leistungen im
Einzelfall gegliedert werden. Die Besonderen Leistungen im Einzelfall haben auch weiter-
hin einen fursorgerischen Charakter, wéhrend bei den Leistungen zur Teilhabe Einkom-
men und Vermogen nicht eingesetzt werden missen. Dem fursorgerischen Charakter der
Besonderen Leistungen im Einzelfall wird mit der Anderung Rechnung getragen. Eine
inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden.

Zu Nummer 6
(8 103 Absatz 3, § 104 Absatz 1, § 105 Absatz 3, § 108 Absatz 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 1, in dem die bisherigen Regelungen
zur Kriegsopferfursorge in die Leistungen zur Teilhabe und die Besonderen Leistungen im
Einzelfall gegliedert werden. Die Besonderen Leistungen im Einzelfall haben auch weiter-
hin einen fursorgerischen Charakter, wéhrend bei den Leistungen zur Teilhabe Einkom-
men und Vermdgen nicht eingesetzt werden missen. Dem fiirsorgerischen Charakter der
Besonderen Leistungen im Einzelfall wird mit der Anderung Rechnung getragen. Eine
inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden.

Zu Nummer 7

(8 120 Absatz 7)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 39 (Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

(813)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Indem die bisherige Systematik fur Bestandschutzfalle gewahrt
bleibt, derzufolge die Entschadigungsleistungen wegen Pflegebedurftigkeit gegenlber
den Leistungen der Pflegeversicherung vorrangig sind, werden ungerechtfertigte Doppel-
leistungen vermieden. Solche kénnten sich ergeben, da die Pflegezulage nach § 35 Ab-
satz 1 BVG in die Berechnung der Geldleistung nach § 144 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10
SGB XIV einbezogen wird. Ohne eine entsprechende Regelung kdnnten neben dieser
Geldleistung zweckgleiche Leistungen nach dem SGB XI bezogen werden.
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Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV sowie eine damit verbundene redaktionelle Folgednderung. Ab-
satz 3 regelt den Vorrang der Leistungen der Pflegeversicherung gegenuber den Fursor-
geleistungen bei Pflegebedirftigkeit. Die Aufhebung von Nummer 3 in Absatz 3 Satz 1
bertcksichtigt, dass die Leistungen bei Pflegebedurftigkeit nach dem SGB XIV keinen
fursorgerischen Charakter haben.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zu Nummer 2
(8 20)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3
(8 21)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 4
(8 23 Absatz 5)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5

(8 34 Absatz 1)

Die Pflegekassen erbringen fur Geschadigte Leistungen bei Pflegebedurftigkeit nach dem
Elften Buch und erhalten dafir eine Erstattung. Die bisherige Regelung tber das Ruhen
der Leistungen nach dem Elften Buch wird daher gestrichen.

Zu Nummer 6

(8 50 Absatz 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 7
(8 56 Absatz 4)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 8
(8 57)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 9
(8 59)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 10

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Nummer 11

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Nummer 12

(8 144 Absatz 6)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 40 (Anderung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 2

(8 36)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Eine inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden.
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Zu Nummer 3
(8 82 Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folge&nderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Eine inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden. § 28 Ab-
satz 2 SGB XIV regelt abschliel3end, dass Entschadigungszahlungen, wie die bisherigen
Grundrenten nach dem BVG, nicht auf bedurftigkeitsabhangige Sozialleistungen anzu-
rechnen sind, einer eigenstéandigen Regelung im SGB XlI bedarf es daher nicht mehr.

Zu Nummer 4
(8 128d)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5

(§ 146)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 41 (Anderung der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung )

Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 42 (Anderung der Schwerbehindertenausweisverordnung)
Zu Nummer 1

(82

Es handelt sich um Folgeédnderungen zum Aulerkrafttreten des BVG und der Einfihrung
des SGB XIV. Nach dem Aulerkrafttreten des BVG werden an Berechtigte nach dem
BVG und nach Gesetzen, die auf das BVG verweisen, weiterhin Schwerbehindertenaus-
weise ausgegeben bzw. verlangert. Die besondere Eintragung fir Berechtigte nach dem
Sozialen Entschadigungsrecht bleibt bestehen. Auch wird die Konstellation geregelt, dass
Personen einen Gesamt-GdS sowohl aus einer Schadigungsfolge nach dem aul3er Kraft
getretenen BVG als auch nach dem SGB XIV oder einem Gesetz, das das SGB XIV fir
anwendbar erklart, haben.

Zu Nummer 2
(87)

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Aufhebung des KOVVIG. In § 69 SGB IX gibt
es daher keine speziellen Vorschriften fir das Verwaltungsverfahren mehr. Durch die
Aufhebung dieser Vorschrift gelten die allgemeinen Regelungen des sozialrechtlichen
Verwaltungsverfahrens nach SGB X.
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Zu Artikel 43 (Anderung des Beamtenversorgungsgesetzes)

Zu Nummer 1

(8 35 Absatz 1)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV. Hinsichtlich der H6he des Unfallausgleichs erfolgte bislang eine
Anlehnung an die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz. Kunftig wird die Ho-
he des Unfallausgleichs im Beamtenversorgungsgesetz verwaltungsvereinfachend gere-
gelt. Zudem wird der Unfallausgleich nun vergleichbar dem Recht der gesetzlichen Unfall-
versicherung ab einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von 20 Prozent gezahlt.

Zu Nummer 2

(8 38 Absatz 2 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Nummer 1 (8 35 Absatz 1).

Zu Nummer 3

(8 38a Absatz 1 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Nummer 1 (8§ 35 Absatz 1).

Zu Nummer 4

(8 53 Absatz 6)

Die Leistungen der Sozialen Entschadigung sind kinftig explizit subsidiar zu erbringen,
daher ist Satz 2 in § 53 Absatz 6 des Beamtenversorgungsgesetzes entbehrlich.

Zu Nummer 5

(8 55 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Nummer 1 (8§ 35 Absatz 1).

Zu Artikel 44 (Anderung der Sonderurlaubsverordnung)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 45 (Anderung der Bundesbeihilfeverordnung)

Zu Nummer 1

(8 8 Absatz 4 Satz 4)

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 2
(8 9 Absatz 3 Satz 4)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 3
(8 58 Absatz 5)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch. Die Beschadigtenversorgung der
Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr richtet sich gemanR den Vorschriften des Sol-
datenversorgungsgesetzes aufgrund der gesetzlichen Verweisung nach den Regelungen
des Bundesversorgungsgesetzes. Auch nach der Aufhebung des Bundesversorgungsge-
setzes zum 1. Januar 2024 verbleibt es bei dem Rechtsfolgenverweis auf das Bundesver-
sorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S.
21), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 5 des Gesetzes vom 28. November 2018 (BGBI. |
S. 2016) geandert worden ist, in der bis zum ...[einsetzen: Tag des Aulierkrafttretens]
geltenden Fassung. Aus diesem Grund ist es notwendig, die bisherige Regelung in § 8
Absatz 4 Satz 4 Nummer 1 und 8§ 9 Absatz 3 Satz 4 Nummer 1 der Bundesbeihilfeverord-
nung in der Fassung vom ...[einsetzen: Tag des Inkrafttretens des SGB XIV] fir den An-
wendungsbereich des Soldatenversorgungsgesetzes durch die Ubergangsvorschrift zu
sichern.

Zu Artikel 46 (Anderung des Infektionsschutzgesetzes)
Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Hierbei handelt es sich um eine Folgednderung zu Nummer 5.
Zu Nummer 2

(8 2 Nummer 11)

Die Definition des Impfschadens ist durch die Uberfilhrung des Impfschadensrechts in das
SGB XIV im IfSG nicht mehr notwendig.

Zu Nummer 3

(8 22 Absatz 3 Satz 1)

Hierbei handelt es sich um eine Folgednderung zu Nummer 5. Im Impfausweis und in der
Impfbescheinigung ist auf die sich ggf. aus den Regelungen des Sozialen Entschadi-
gungsrechts ergebenden Anspriche bei Eintritt einer Uber das Ubliche Ausmald einer
Impfreaktion hinausgehenden gesundheitlichen Schadigung hinzuweisen.

Zu Nummer 4

(8 54 Satz 2)

Hierbei handelt es sich um eine Folgednderung zu Nummer 5, nach der Regelungen des
Impfschadensrechts aus dem IfSG gestrichen werden.

Zu Nummer 5
(88 60 bis 64)

Regelungen des Impfschadensrechts werden aus dem IfSG gestrichen.



- 317 - Drucksache 351/19

Zu Nummer 6

(8 66)

Durch die Uberfilhrung des Impfschadensrechts in das SGB XIV sind die aufgehobenen
Regelungen im IfSG nicht mehr notwendig und werden durch die Neuregelungen des
SGB XIV ersetzt.

Zu Nummer 7

(8 67)

Durch die Uberfiihrung des Impfschadensrechts in das SGB XIV sind die aufgehobenen
Regelungen im IfSG nicht mehr notwendig und werden durch die Neuregelungen des
SGB XIV ersetzt.

Zu Nummer 8

(8 68)

Durch die Uberfuhrung des Impfschadensrechts in das SGB XIV sind die aufgehobenen
Regelungen im IfSG nicht mehr notwendig und werden durch die Neuregelungen des
SGB XIV ersetzt.

Zu Artikel 47 (Anderung des Jugendfreiwilligendienstegesetzes)

Zu Nummer 1

(8 9 Nummer 8)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 2

(8 15 Absatz 3)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 48 (Anderung des Anti-D-Hilfegesetzes)

Zu Nummer 1

(82

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB X IV.

Zu Nummer 2
(83)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3

(85)
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Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
Zu Nummer 4
(87
Zu Buchstabe a
Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. § 62 Absatz 2 BVG wird inhaltsgleich Glbernommen und an die
Begrifflichkeiten des AntiDHG angepasst.
Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV. Mit dem neuen Absatz 3 wird 8 66 BVG inhaltsgleich in das
AntiDHG Ubernommen.
Zu Buchstabe c
Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Buchstabe b.
Zu Nummer 5
(89)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 6

(8 10)

Die Erganzung in Absatz 3 folgt aus der Regelung des Besitzstandschutzes in § 13 Ab-
satz 2-neu. Durch die Erganzung wird sichergestellt, dass auch fur Leistungen nach § 13
Absatz 2 die Kosten durch den Bund in H6he 50 vom Hundert getragen werden.

Zu Nummer 7

(8 11)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung auf Grund der Aufhebung des Gesetzes Uber das
Verwaltungsverfahren in der Kriegsopferversorgung (KOVVfg). Die 88 12, 13 und 15
KOVVfg wurden in das SGB XIV uberfuhrt. Die entsprechenden Normen des SGB XIV
werden daher fur anwendbar erklart.

Zu Nummer 8

(812)
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Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.
Zu Nummer 9
(8 13)
Zu Buchstabe a

Mit der Einflgung eines neuen Absatzes 2 wird der Besitzstand im Hinblick auf die Heil-
und Krankenbehandlung nach § 143 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch geregelt.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Buchstabe a.
Zu Artikel 49 (Anderung des Conterganstiftungsgesetzes)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Artikel 50 (Anderung des Bundesfreiwilligendienstgesetzes)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Nummer 2

(8 13 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3

(8 18)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 51 (Anderung des Bundesausbildungsforderungsgesetzes)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Artikel 52 (Anderung der Verordnung zur Bezeichnung der als Einkommen
geltenden sonstigen Einnahmen nach 8§ 21 Abs. 3 Nr. 4 des
Bundesausbildungsférderungsgesetzes)

Zu Nummer 1

(8 1 Nummer 3)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV.
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Zu Nummer 2
(8 3a)
Es handelt sich um eine Folge&nderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Artikel 53 (Anderung der Verordnung uber die orthopadische Versorgung
Unfallverletzter)

Zu Nummer 1
(8 2 Absatz 2)

Die bisher in 8 14 BVG getroffene Regelung zur Zahlung einer Blindenfihrhundbeihilfe,
auf die die Verordnung uber die orthopadische Versorgung (OrthVersorgUVV) nach gel-
tendem Recht verweist, wird unmittelbar in die Verordnung tGbernommen. Das Nahere
wird gemald 8 31 Absatz 2 Satz 2 SGB VIl durch gemeinsame Richtlinien der Verbande
der Unfallversicherungstrager geregelt.

Zu Nummer 2
(8 3 Absatz 3)

Der vormals in 8 6 Absatz 4 der Verordnung zur Durchfiihrung des § 11 Absatz 3 und des
§ 13 BVG (aktuell 8 10 Absatz 3 der Orthopadieverordnung (OrthV) festgelegte Eigenan-
teil bei Prothesen, auf die die OrthVersorgUVV nach geltendem Recht verweist, wird nicht
in das SGB XIV ubernommen. Damit haben Versicherte der Unfallversicherung kuinftig
keinen Eigenanteil mehr zu leisten.

Zu Nummer 3
(8 6 Absatz 7)

Die Verordnung zur Durchfiihrung des 8 11 Absatz 3 und des 8 13 BVG, auf die die Or-
thVersorgUVV bei Kraftfahrzeughilfe als Teil der Heilbehandlung bisher verweist, wurde
bereits vor Jahren aufgehoben. Mit der Bezugnahme auf die Kraftfahrzeughilfe-
Verordnung wird den Unfallversicherungstragern in der OrthVersorgUVV der in der Praxis
bereits langjahrig angewendete Rechtsrahmen zur Verfigung gestellt, der nach § 40
SGB VIl bei der Kraftfahrzeughilfe zur Teilhabe am Arbeitsleben oder zur Sozialen Teil-
habe unmittelbar anzuwenden ist. Das Nahere wird gemaR § 31 Absatz 2 Satz 2 SGB VI
wie bisher durch gemeinsame Richtlinien der Verbénde der Unfallversicherungstrager
geregelt.

Zu Nummer 4
(87)

Die bisher in 8 15 BVG und der Verordnung zur Durchfihrung des 8§ 15 BVG getroffene
Regelung zur Zahlung eines Pauschbetrags bei auRergewdhnlichem Verschleil3 von Klei-
dung oder Wasche, auf die die OrthVersorgUVV nach geltendem Recht verweist, wird
unmittelbar in die Verordnung Ubernommen. Das Nahere wird gemall 8 31 Ab-
satz 2 Satz 2 SGB VIl durch gemeinsame Richtlinien der Verbande der Unfallversiche-
rungstrager geregelt.

Zu Nummer 5

(89)
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Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Artikel 54 (Anderung des Gesetzes uber die Alterssicherung der Landwirte)
Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

(8 3 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

(8 3 Absatz 4 Satz 6)

Eine Verletztenrente aus der Gesetzlichen Unfallversicherung wird nur in Hohe des Un-
terschiedsbetrages zwischen der gezahlten Verletztenrente und dem Betrag nach § 93
Absatz 1 Satz 1 SGB VI berucksichtigt. Es handelt sich hiermit um eine Folge&nderung
auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkrafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3

(8 85)

Die Ubergangsregelung gewahrleistet, dass bei der Anwendung der genannten Vorschrif-
ten das Versorgungskrankengeld, das auf Grund der Vorschriften zu den Besitzstanden
nach Kapitel 23 SGB XIV nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung des Sozialen
Entschadigungsrechts gewéhrt wird, so zu bertcksichtigen ist wie das Krankengeld der
Sozialen Entschadigung nach dem SGB XIV.

Zu Nummer 4

(§ 106)

Es handelt sich um Folgeanderungen auf Grund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV.

Zu Nummer 5

(8 130)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 55 (Anderung des Wohngeldgesetzes)

Zu Nummer 1

(Inhaltstbersicht)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
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Zu Nummer 2
(8 7 Absatz 1)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeadnderung auf Grund der Aufhebung des BVG und des In-
krafttretens des SGB XIV.

Zu Nummer 3

(8 42c)

Es handelt sich um eine Folge&nderung auf Grund der Aufhebung des BVG.
Zu Artikel 56 (Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung)

Zu Nummer 1

(8 67 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6)

Die Norm regelt, welche Vereinigungen vor dem Verwaltungsgericht als Bevollmachtigte
eines Beteiligten vertretungsbefugt sind. Die Neufassung ist eine Folge&nderung zu Arti-
kel 16 Nummer 11, auf Grund dessen kiinftig in Angelegenheiten des Sozialen Entschéa-
digungsrechts nach dem SGB XIV ein einheitlicher Rechtsweg zu den Gerichten der So-
zialgerichtsbarkeit gegeben ist. Aul3erdem wird in Artikel 1 die bisherige Trennung zwi-
schen den Tragern der Kriegsopferversorgung und den Tragern der Kriegsopferfirsorge
zugunsten eines einheitlichen Tragers der Sozialen Entschadigung aufgegeben. Einer
Regelung der Vertretungsbefugnis von Vereinigungen auf dem Gebiet der sozialen Ent-
schadigung vor den Verwaltungsgerichten in Angelegenheiten der Kriegsopferfirsorge
bedarf es daher nicht mehr. Die Norm wird dariiber hinaus sprachlich an Artikel 1 Satz 2
der UN-BRK angepasst. Die Begrifflichkeit ,behinderte Menschen* wurde durch die Be-
grifflichkeit ,Menschen mit Behinderungen* ersetzt.

Zu Nummer 2

(§ 188 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Artikel 16 Nummer 11, auf Grund dessen kinf-
tig in Angelegenheiten des Sozialen Entschadigungsrechts nach dem SGB XIV der ein-
heitliche Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit eréffnet ist.

Zu Nummer 3

(8 194 Absatz 6)

Es handelt sich um eine Folgeédnderung auf Grund der Aufhebung des BVG.

Zu Artikel 57 (Anderung weiterer Vorschriften)

Zu Absatz 1

Es handelt sich um eine Folgeénderung zu Artikel 31 Nummer 5.
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Zu Absatz 2

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 3

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 4

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 5

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 6

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 7

Es handelt sich um eine Folgeé&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 8

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 9

Es handelt sich um eine Folgeé&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 10

Es handelt sich um eine Folgeé&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 11

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 12

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 13

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 14

Es handelt sich um eine Folgeénderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 15

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Zu Absatz 16

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 31 Nummer 5.

Drucksache 351/19
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Zu Absatz 17
Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 18
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 19
Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 20
Es handelt sich um eine Folgeénderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 21
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 22
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 23
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 24
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 25
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 26
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 27
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 28
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 29
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 30
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 31

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.
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Zu Absatz 32

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 33

Es handelt sich um eine Folge&nderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 34

Es handelt sich um eine Folgeédnderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Absatz 35

Es handelt sich um eine Folgeénderung zu Artikel 31 Nummer 5.
Zu Artikel 58 (Aufhebung bisherigen Rechts)

Zu Nummer 1

Die Vorschrift regelt die Aufhebung des Gesetzes Uber die Durchfihrung von Statistiken
auf dem Gebiet der Kriegsopferfursorge

Zu Nummer 2
Die Vorschrift regelt die Aufhebung des Bundesversorgungsgesetzes.
Zu Nummer 3
Die Vorschrift regelt die Aufhebung der Ausgleichsrentenverordnung.
Zu Nummer 4

Die Vorschrift regelt die Aufhebung der Verordnung Uber die soziale Kriegsbeschadigten-
und Kriegshinterbliebenenfirsorge.

Zu Nummer 5

Die Vorschrift regelt die Aufhebung der Verordnung zur Kriegsopferfirsorge.
Zu Nummer 6

Die Vorschrift regelt die Aufhebung der Versehrtenleibestibungen-Verordnung.
Zu Nummer 7

Die Vorschrift regelt die Aufhebung der Orthopéadieverordnung.

Zu Nummer 8

Die Vorschrift regelt die Aufhebung der Berufsschadensausgleichsverordnung.
Zu Nummer 9

Die Vorschrift regelt die Aufhebung des Gesetzes zur Einfihrung des Bundesversor-
gungsgesetzes im Saarland.
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Zu Nummer 10

Die Vorschrift regelt die Aufhebung des Gesetzes zur Sicherstellung der Grundrentenab-
findung in der Kriegsopferversorgung.

Zu Nummer 11

Die Vorschrift regelt die Aufhebung des Bundesgesetzes zur Wiedergutmachung natio-
nalsozialistischen Unrechts in der Kriegsopferversorgung fur Berechtigte im Ausland.

Zu Nummer 12

Die Vorschrift regelt die Aufhebung des Gesetzes Uber das Verwaltungsverfahren der
Kriegsopferversorgung.

Zu Nummer 13

Die Vorschrift regelt die Aufhebung des Gesetzes uber die Errichtung der Verwaltungsbe-
hérden der Kriegsopferversorgung.

Zu Nummer 14

Die Vorschrift regelt die Aufhebung der Verordnung Uber die sachliche Zustandigkeit in
der Kriegsopferversorgung.

Zu Nummer 15

Die Vorschrift regelt die Aufhebung des Opferentschadigungsgesetzes.
Zu Artikel 59 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1

Mit Absatz 1 erfolgt die Korrektur eines redaktionellen Versehens rickwirkend zum Zeit-
punkt der urspriinglich beabsichtigten begunstigenden Regelung.

Zu Absatz 2

Absatz 2 legt im Interesse der Betroffenen fest, dass die vorgesehenen Leistungsverbes-
serungen im BVG und im OEG bereits zum 1. Juli 2018 umgesetzt werden.

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 treten diejenigen Vorschriften des SGB XIV bereits am Tag nach der Ver-
kiindung des Gesetzes in Kraft, die Ermachtigungen fur solche Verordnungen enthalten,
die zeitgleich mit dem SGB XIV in Kraft treten missen, da sie bereits in diesem Zeitpunkt
zu dessen Anwendung erforderlich sind. Durch dieses zeitlich vorgelagerte Inkrafttreten
der Verordnungsermachtigungen kénnen die entsprechenden Verordnungen vor dem
Inkrafttreten des SGB XIV erlassen werden und sodann gleichzeitig mit dem SGB XIV in
Kraft treten. Artikel 26 tritt ebenfalls am Tag nach der Verkindung in Kraft, um Teil C der
Versorgungsmedizinischen Grundsétze, die fir die Begutachtung im Sozialen Entschadi-
gungsrecht erforderlich sind, baldmdglichst fir die Versorgungspraxis zur Verfiigung zu
stellen. Artikel

Zu Absatz 4

Absatz 4 bewirkt, dass die Umbenennung des Bundesversicherungsamtes in das Bun-
desamt fur Soziale Sicherung zum 1. Januar 2020 erfolgt.
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Zu Absatz 5

Absatz 5 bewirkt, dass die Anderung des 8 93 SGB VI zum 1. Juli 2021 in Kraft tritt. Ent-
sprechendes gilt daher auch fir die Anderung des 8 18a Absatz 3 Satz 1 Nummer 4
SGB IV.

Zu Absatz 6
Absatz 6 regelt das grundsatzliche Inkrafttreten zum 1. Januar 2024. Dadurch erhalten die

Trager der Sozialen Entschadigung ausreichend Zeit fur die Vorbereitung der Durchfih-
rung des neuen Rechts.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts

(NKR-Nr. 4673, BMAS)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorha-

bens geprift.

l. Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger

Jahrlicher Zeitaufwand (Belastung):

Jahrliche Sachkosten (Entlastung):

Einmaliger Zeitaufwand:

5.800 Stunden (145.000 Euro)
-2.400 Euro

26.000 Stunden (650.000 Euro)

Einmalige Sachkosten: 2.000 Euro
Wirtschaft
Jahrlicher Erflullungsaufwand (Entlastung): -75.000 Euro
davon aus Informationspflichten: -75.000 Euro
Einmaliger Erfullungsaufwand: 48.000 Euro
davon aus Informationspflichten: 48.000 Euro
Verwaltung
Bund
Jahrlicher Erfullungsaufwand: 1,5 Mio. Euro

Einmaliger Erflllungsaufwand:

Lander

Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Einmaliger Erfullungsaufwand:

455.000 Euro

4,4 Mio. Euro
9,4 Mio. Euro
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‘One in one out’-Regel

Im Sinne der ,One in one out'-Regel der
Bundesregierung stellt der jahrliche
Erflllungsaufwand der Wirtschaft in
diesem Regelungsvorhaben ein ,Out*
von 75.000 Euro dar.

Evaluierung
Ziele:

Kriterien/Indikatoren:

Datengrundlage:

Die Reform des Sozialen Entschadi-
gungsrechts wird vier Jahre nach Inkraft-
treten evaluiert um festzustellen, ob und
inwiefern die Reform alle Zielgruppen
des neuen SGB XIV erreicht, ob die
Geschadigten Leistungen schneller
erhalten als im Vergleich zum geltendem
Recht und ob bzw. inwiefern die Verwal-
tungsverfahren vereinfacht werden konn-
ten.

- die Zahl der Betroffenen, die Leistun-
gen der Schnellen Hilfen in Anspruch
genommen haben, und deren weitere
Entwicklung,

- der Anteil der Geschadigten je Grad der
Schadigungsfolgen an der Gesamtzahl
der Geschadigten im Vergleich (alte/
neue Rechtslage)

- Praktikabilitat der Ablaufe fur die Trager
der Sozialen Entschadigung beim Leis-
tungszugang: Dauern der Antragserledi-
gungen und Erledigungsquoten im Ver-
gleich (alte/ neue Rechtslage)

Die Statistik fur die regelmafigen Berich-
te der Lander an den Bund wird mit der
neu einzufuhrenden IT-LOsung eingerich-
tet.

Regelungsentwurf.

Das Ressort hat den Erfiillungsaufwand umfassend, nachvollziehbar und plausibel
dargestellt. Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen
Auftrags keine Einwande gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen im vorliegenden

1. Im Einzelnen

Mit dem Regelungsvorhaben wird das soziale Entschadigungsrecht (SER) grundsatzlich

reformiert und an die heutigen Bedarfe der Opfer von Gewalttaten angepasst.
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Da die Zahl der Kriegsopfer und ihrer Hinterbliebenen aus demographischen Griinden
kleiner wird, schrumpft auch der Kreis der Berechtigten von Leistungen nach dem Bun-
desversorgungsgesetz (BVG). Terrorakte im In- und Ausland sowie die Beratungen der
runden Tische ,Heimerziehung“ und ,Sexueller Kindesmissbrauch®“ haben verdeutlicht,
dass eine Neuausrichtung des Sozialen Entschadigungsrechts aufgrund eines anders
zusammengesetzten anspruchsberechtigten Personenkreises sowie veranderter gesell-

schaftlicher Bedarfe und medizinischer Entwicklungen notwendig ist.

Der Modernisierungsbedarf des auf dem BVG von 1950 basierenden Rechts, das fir die
Versorgung der Kriegsgeschadigten, ihrer Angehoérigen und Hinterbliebenen entwickelt
wurde und auf deren Versorgung ausgerichtet war, wird in einem eigenen Buch des Sozi-
algesetzbuchs (Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch - SGB XIV) zum 1. Januar 2023

umgesetzt.

Durch die komplexe Regelungsmaterie setzt sich der Erflllungsaufwand fir Birger, Wirt-
schaft und Verwaltung aus einer Vielzahl von Einzelpositionen zusammen. Das Ressort
legt tabellarisch dar, wie sich diese Einzelaufwande zusammensetzen und wodurch sie
verursacht werden. Daher beschranken sich die folgenden Ausfuhrungen auf die kosten-
trachtigsten Einzelaufwande. Mit Blick auf den geschatzten Erfullungsaufwand sind fol-

gende grundséatzliche Aspekte hervorzuheben:

- Der auf physische Schadigungen begrenzte Gewaltbegriff wird umfassender und
erkennt im Sinne einer angemesseneren Opferentschadigung an, dass gesund-
heitliche Schadigungen nicht nur kérperlicher Natur sind und auch durch psychi-
sche Gewalttaten herbeigefiihrt werden kénnen. Opfer von psychischer Gewalt (z.
B. schweres Stalking, Menschenhandel) erhalten erstmals einen gesetzlichen An-
spruch auf Leistungen nach dem Sozialen Entschadigungsrecht (d.h. héhere Fall-
zahlen). Die Modernisierung erstreckt sich auch auf das Spektrum der anerkann-
ten Therapiemdglichkeiten. Durch die Umsetzung einer verpflichtenden gesetzli-
chen Grundlage fir Traumaambulanzen und einem niedrigschwelligen Verfahren
fur die neuen Leistungen der Schnellen Hilfen soll erreicht werden, dass mehr Be-
troffene die Leistungen der Sozialen Entschadigung in Anspruch nehmen und ein
sensiblerer Umgang mit den Betroffenen gewahrleistet wird (entlastendes Fallma-
nagement). Da zukiinftig mehr Betroffene erreicht und unterstitzt werden sollen,
entstehen zusatzliche Aufwande bei der Verwaltung insbesondere der Lander.

- Die Neuverteilung einiger Aufgaben fuhrt teilweise zur Verschiebung von Aufwan-
den zwischen den Leistungssystemen und zwischen der Verwaltung des Bundes
und der Lander. Die neue ,Bundesstelle fur Soziale Entschadigung® fungiert als
Kompetenzzentrum und unterstitzt die einheitliche Gesetzesanwendung in den

Bundeslandern.
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- Hinsichtlich der Rechtsklarheit und Verwaltungsvereinfachung enthalt der Gesetz-
entwurf zum SGB XIV gegenuber dem derzeit geltenden BVG eine Reihe von Ver-
besserungen, was sich auch in geschatzten Entlastungen insbesondere fur die Bur-

ger wiederspiegelt.
1. Erfiillungsaufwand
Biirgerinnen und Biirger

Birgerinnen und Bulrger werden mit 11.900 Stunden jahrlich belastet. Davon entfallen
allein 9.800 Stunden jahrlich darauf, dass Opfer psychischer Gewalt erstmals Leistungs-
antrage stellen kénnen (jahrliche Fallzahl 4.000, 147 Minuten pro Fall). Weitere

1.400 Stunden entfallen auf die Stellung von Antragen auf i) Erstattungen fir Fahrtkosten
zur Traumaambulanz und ii) Leistungen der Traumaambulanz (jahrliche Fallzahl 6.900, je
6 Minuten im Einzelfall. Die restlichen kleineren Belastungen entstehen z.B. durch die
AuslUbung von Wahlrechten. Belastungen durch Sachkosten in Héhe von 24.400 Euro
jahrlich entstehen hauptsachlich durch die Leistungserweiterungen fiir Opfer psychischer
Gewalt in Form von Antrdgen, davon mehr als die Halfte (13.800 Euro) allein durch die
Antrage auf i) Leistungen in einer Traumaambulanz und ii) Erstattung der Fahrtkosten zur
Traumaambulanz (2 x 6.900 Antrage jahrlich, 1 Euro pro Fall). Weitere 8.000 Euro entste-
hen dadurch, dass Opfer psychischer Gewalt erstmals einen Leistungsanspruch erhalten
(4000 Falle jahrlich, 2 Euro pro Fall).

Andererseits fihrt das Regelungsvorhaben zu zeitlichen Entlastungen von

6.000 Stunden jahrlich. Davon entfallen allein -4.900 Stunden auf Entlastungen durch die
Nutzung des Fallmanagements (Fallzahl: -5.500 jahrlich, Dauer pro Fall: 54 Minuten). Die
restlichen kleineren Entlastungen entstehen aus der Reduzierungen des Umfangs der
Leistungsgewahrung oder geringeren Fallzahlen. Entlastungen durch Sachkosten in
Hohe von 26.700 Euro jahrlich entstehen hauptsachlich durch die Nutzung des Fallma-
nagements (-16.400 Euro, Fallzahl: -5.500 jahrlich, pro Fall: - 3 Euro) und Reduzierungen

des Umfangs der Leistungsgewahrung (-9.700 Euro bei je 1 Euro im Einzelfall).

Im Saldo werden Birgerinnen und Burger bei Inkrafttreten des SGB XIV rechnerisch mit
143.000 Euro jahrlich belastet (Sachkosten: -2.400 Euro, Zeitaufwand: 5.800 Stunden

bzw. 145.000 Euro, wenn ein Kostensatz von 25 Euro/ Stunde angesetzt wird).

Wirtschaft

Die jahrlichen Entlastungen fir die Wirtschaft belaufen sich im Saldo auf 75.000 Euro.

Alle Be- und Entlastungen ergeben sich aus Informationspflichten.
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Die jahrlichen Entlastungen belaufen sich auf 104.000 Euro, davon 98.000 Euro in
Form von Personalkosten. Die Entlastungen gehen fast ausschlielich darauf zurtick,
dass der Antrag auf Kostenerstattung fur Veranstaltungen der Altenhilfe entfallt
(-95,000 Euro bei 5.400 Fallen jahrlich, 38 Minuten pro Fall, Personalkostensatz
27,80 Euro pro Stunde).

Die jahrlichen Belastungen belaufen sich auf 29.000 Euro. Davon entfallen 23.500 Euro
an Personal- und Sachkosten auf die Anzeige weitergehenden Behandlungsbedarfs
innerhalb und auRerhalb der Traumaambulanzen (Fallzahl innerhalb der Traumaambu-
lanz: 5.200 Falle jahrlich, auRerhalb: 1.000 Falle, Zeitaufwand je 6 Minuten pro Fall, Per-
sonalkostensatz: 27,80 Euro/ Stunde). Weitere 5.500 Euro entstehen durch Vertragsab-
schllsse der Traumaambulanzen mit den zustandigen Tragern der Sozialen Entschadi-
gung (21 Falle jahrlich, Zeitaufwand 502 Minuten pro Fall, Personalkostensatz

31,00 Euro/ Stunde, zzgl. 1 Euro pro Fall an Sachkosten).

Einmaliger Erfiillungsaufwand von 48.000 Euro entsteht den behandelnden Einrichtun-
gen durch ihre erstmalige Anerkennung als Traumaambulanzen, durch die Einfuhrung der
im SGB XIV benannten Leistungen und den Vertragsabschluss mit den zustandigen
Tragern der Sozialen Entschadigung (185 Falle jahrlich, Zeitaufwand 502 Minuten pro

Fall, Personalkostensatz 31,00 Euro/ Stunde, zzgl. 1 Euro an Sachkosten pro Fall).

Verwaltung (Bund, Lander)

Bund

Mit dem Inkrafttreten des SGB XIV entsteht ein zusatzlicher jahrlicher Erfillungsauf-
wand von 1,5 Mio. Euro fir die Verwaltung des Bundes. Davon entfallt Gber 1 Mio. Euro
jahrlich auf den Betrieb der neuen ,Bundesstelle flr Soziale Entschadigung® (davon Per-
sonalkosten: 813.000 Euro, Sachkosten: 223.000 Euro). Sie wird beim Bundesamt fir
Soziale Sicherung angesiedelt sein und unterliegt der Fachaufsicht des Bundesministeri-
ums fur Arbeit und Soziales. Die Bundesstelle unterstitzt die Lander und das Bundesmi-
nisterium flr Arbeit und Soziales bei der bundeseinheitlichen Gesetzesanwendung der
Sozialen Entschadigung nach SGB XIV. Sie dient zudem als Kompetenzzentrum im
Rahmen der Qualitatssicherung und der Aus- und Weiterbildung. Das Personal wird 11
Vollzeitdquivalente umfassen (darunter 3 Stellen mD, 5 Stellen gD, 3 Stellen hD; gewich-
teter Personalkostensatz: 46,21 Euro/ Stunde, 17.600 Stunden jahrlich). Die jahrlichen

Sach- und Arbeitsplatzkosten werden auf 20.250 Euro pro Vollzeitaquivalent geschatzt.

Weitere knapp 500.000 Euro jahrlich entstehen durch die Abgabe von Krankengeldfallen
an die GKV (1.100 Falle jahrlich, Einzelfall 8 Stunden, Lohnsatz 43,40 Euro pro Stunde;
Sachkosten- und Arbeitsplatzkosten: 101,25 Euro pro Fall).
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Zudem entsteht der Verwaltung des Bundes einmaliger Erfiillungsaufwand von rund
455.000 Euro. Davon entfallen 436.000 Euro darauf, dass der Bund die Lander in einer
gemeinsamen Projektgruppe bei der Beschaffung der bundeseinheitlichen IT unterstitzt
hinsichtlich Ausschreibung, Vergabe und Entwicklungsbegleitung (340.000 Euro Perso-
nalkosten, darunter 1 Mitarbeiter hD/ Lohnsatz 65,40 Euro mit 480 Stunden sowie 7,4
Mitarbeiter gD/ Lohnsatz 43,40 Euro/ Stunde bei 960 Stunden sowie 96.000 Euro Sach-
und Arbeitsplatzkosten). Die restlichen einmaligen Aufwande entstehen durch die Spitzab-
rechnungen zweimal pro Jahr Uber die erbrachten Leistungen mit den Kranken- und Pfle-
gekassen fiir den Ubergangszeitraum von 3 Jahren (8.300 Euro Personalkosten

192 Stunden, 43,40 Euro/ Stunde, zzgl. Sach- und Arbeitsplatzkosten von 2.400 Euro).

Lander

Far die Verwaltung der Lander entsteht ein zusatzlicher jahrlicher Erfullungsaufwand

von im Saldo 4,4 Mio. Euro.

Die jahrlichen Belastungen belaufen sich auf 6,4 Mio. Euro jahrlich. Davon entfallen
allein 4,7 Mio. Euro jahrlich auf den Betrieb des Fallmanagements fir das Management
von 5.455 Fallen jahrlich (Personalkosten: 3,6 Mio. Euro; Annahmen: 55 Sachbearbeiter
gD 40,80 Euro/ Stunde, wenn 100 Falle pro Sachbearbeiter zu Grunde gelegt werden,;
zzgl. 1,1 Mio. Euro Sachkosten jahrlich bei geschatzten 20.250 Euro je Sachbearbeiter).

Weitere 1,3 Mio. Euro entstehen durch die erhdhte Zahl an Fallen in der Sachbearbeitung,
die durch die Ausweitung von Leistungen auf Opfer von psychischer Gewalt

(980.000 Euro Personalkosten; 4.000 Falle zusatzlich, 6 Stunden pro Einzelfall, Lohnsatz
40,80 Euro; 300.000 Euro Sach- und Arbeitsplatzkosten bei 76 Euro im Einzelfall).

Die jahrlichen Entlastungen belaufen sich auf 2 Mio. Euro jahrlich. Die grofiten Teilent-

lastungen entstehen durch folgende Punkte:

- -732.000 Euro jahrlich durch seltener stattfindende Anlasstberprifungen und
(Personalkosten -559.000 Euro; 4.323 Falle jahrlich, Einzelfall 190 Minuten, Lohn-
satz 40,80 Euro, zzgl. Sach- und Arbeitsplatzkosten 173,000 Euro).

- -458.000 Euro jahrlich als rechnerische Entlastung fur die Lander, weil 60% aller
GKV-Krankengeldfalle (1.070 Falle) dem Bund zuzurechnen sind (Personalkosten
-350.000 Euro; 8 Stunden im Einzelfall, Lohnsatz 40,80 Euro, zzgl. Sach- und Ar-
beitsplatzkosten von -108.000 Euro)

- -330.000 Euro jahrlich durch wegfallende Leistungen der Krankenbehandlung
(Personalkosten -252.000 Euro; 12.000 Falle jahrlich, -31 Minuten im Einzelfall,
Lohnsatz 40,80 Euro, zzgl. Sach- und Arbeitsplatzkosten von -78.000 Euro).

- 227.000 Euro jahrlich durch wegfallende Antragsbearbeitung auf Alten-, Kranken-
und Erholungshilfe (Personalkosten -174.000 Euro; -8.230 Falle jahrlich, -31 Minu-
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ten im Einzelfall, Lohnsatz 40,80 Euro, zzgl. Sach- und Arbeitsplatzkosten von -
54.000).

200.000 Euro jahrlich durch die schrumpfende Anzahl an Leistungsempfangern,
die erganzende Leistungen der Krankenhausbehandlung erhalten (Personalkosten
-153.000 Euro; -7.250 Falle jahrlich, -31 Minuten im Einzelfall, Lohnsatz

40,80 Euro, zzgl. Sach- und Arbeitsplatzkosten von -47.000 Euro).

Einmaliger Erfiillungsaufwand von im Saldo 9,4 Mio. Euro entsteht den Verwaltungen

der Lander flir Personalkosten und Sachaufwand durch die Umstellung der IT, die Erwei-

terung der Bundesstatistik, den Vertragsabschluss mit den Tragern der Traumaambulan-

zen sowie Schulungen fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Trager der Sozialen

Entschadigung.

Die gréfiten Kostenblocke stellen die folgenden Umsetzungstatbestande dar:

1.2

6,4 Mio. Euro flr den Kaufpreis der Software

1,1 Mio. Euro durch die Mitarbeit der Lander in der Bund-Lander-Projektgruppe zur
Ausschreibung, Vergabe und Entwicklungsbegleitung der bundeseinheitlichen IT
(867.000 Euro Personalkosten, darunter 3 Mitarbeiter hD/ Lohnsatz 60,50 Euro mit
480 Stunden sowie 22 Mitarbeiter gD/ Lohnsatz 40,80 Euro/ Stunde mit 960 Stun-
den sowie 269.000 Euro Sach- und Arbeitsplatzkosten). Diese Umsetzungskosten
wurden auf Basis von Kosten zur Einfihrung des EDV-Programms ,Soziales Ent-
schadigungsrecht im Dialog® (SERID) in Bayern und einem vergleichbaren Projekt
in Hamburg geschatzt

551.000 Euro fiur den Schulungsaufwand der Behérden (davon 377.000 Euro Per-
sonalkosten; Fallzahl: 310 Teilnehmer; 24 Stunden pro Teilnehmer, gewichteter
Lohnsatz 50,65 Euro/ Stunde, Reisekosten von 80.000 Euro bei durchschnittlich
258 Euro im Einzelfall sowie Sach- und Arbeitsplatzkosten von 94.000 Euro)
540.000 Euro fir die Bearbeitung von Antragen auf Weiterbewilligung befristeter
Leistungen, die von Leistungsempfangern (davon 412.000 Euro Personalkosten;
Fallzahl 67.000 Ende Dezember 2023; 9 Minuten pro Fall, Lohnsatz 40,80 Euro/
Stunde sowie Sach- und Arbeitsplatzkosten von 128.000 Euro)

,One in one Out‘-Regel

Im Sinne der ,One in one out-Regel der Bundesregierung stellt der jahrliche Erfiillungs-

aufwand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein ,,Out® von 75.000 Euro dar.
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.3 Evaluierung

Die Zielerreichung wird alle vier Jahre evaluiert und verdéffentlicht, erstmalig 4 Jahre nach

dem Inkrafttreten des Gesetzes.

Durch die Evaluierung der Reform des Sozialen Entschadigungsrechts wird soll festge-
stellt werden, ob und inwiefern die Reform alle Zielgruppen des neuen SGB XIV erreicht,
ob die Geschadigten Leistungen schneller erhalten als im Vergleich zum geltendem Recht

und ob bzw. inwiefern die Verwaltungsverfahren vereinfacht werden konnten.

Von der Vielzahl der MaRnahmen des Entschadigungsrechts wird das BMAS diejenigen
evaluieren, die den Uberwiegenden Anteil des Erflllungsaufwands fur die Verwaltung
auslésen. Das sind die Schnellen Hilfen (Leistungen in Traumaambulanzen, Fallmanage-

ment) und die Einbeziehung psychischer Gewalttaten in den Entschadigungstatbestand.

lll. Ergebnis

Das Ressort hat den Erfillungsaufwand umfassend, nachvollziehbar und plausibel darge-
stellt. Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags
keine Einwande gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen im vorliegenden Regelungs-

entwurf.

Dr. Ludewig Dr. Duckert

Vorsitzender Berichterstatterin



	351-vor
	351text
	3.1 Bund
	4.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung

	0351-19_Anlage

